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Vorwort. 


Dreiundvierzig Jahre ſind verfloſſen, ſeitdem in der Sitzung 
des geſetzgebenden Körpers zu Frankfurt (11. Deebr. 1816) 
der erfte Vorſchlag gemacht wurde, für Die Hier freien Bundes 
Hädte Hamburg, Bremen, Lübeck und Frankfurt am Main 
einen gemeinfchaftlichen oberftien Gerichtshof zu errichten. — 
Das „remedium revisionis,‘ verbunden mit der Bitte um einen 
neuen Referenten,“ war in der einen wie in der andern Stadt 
im Laufe der Zeiten zu einem Rechtsmittel geworben, welches 
man in den allermeijten Fällen völlig hoffnungslos — unter 
dem Gedanken etwa, allenfalls eine Schuldigkeit gegen fidy 
jelbft geübt zu haben, zur Hand nahm. Die fo wegen ihrer 
Langwierigkeit als Koftfpieligfeit geſcheute und gefürchtete 
Arctenverfendung mit den zahllofen Unvollkommenheiten 
ihrer Handhabung war ein notoriſch noch unvollfommeneres 
Rechtsinftitut, zumal für den Welthanvelsplag Hamburg, in 
welchem wohl oft Fälle vorfamen, in denen fchnelle Rechts— 
bülfe einen doppelten Werth hatte. Trotz alledem erhoben 
fih in allen vier freien Städten manche und achtbare Stimmen, 
welche fich bemühten, *) die Einrichtung eines gemeinfchaftlichen 


*) In der Tagespreffe und infocalblättern fowohl, als auch durch 
Flugſchriften, z. B. Abdruck eines in ber Situng bes gejeß- . 
gebenden Körpers vom 11, Dechr. 1816 in Frankfurt gehaltenen 
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oberften Gerichtshofes ala weder nothwendig, noch rathſam 
und räthlich darzuftellen. 

Sie blieben indefjen in der Minberbeit, da inzwifchen bie 
Frage der Errichtung eines gemeinfchaftlichen oberften Gerichts— 
bofes nicht nur eine deutſche geworben war, fondern ein 
bobes politifches und wiſſenſchaftliches Interefle gewonnen hatte. 
Don welchem Gefichtspunfte aus bie Sache in Hamburg 
angejehen wurde, beweijen die vorangegangenen bier in Kürze 
mitgetheilten Verhandlungen zwiſchen Rath und Bürgerfchaft. 

Der Senat proponirte am 17. Suli 1817 einen ver— 
fafjungsmäßigen Befchluß, dahin gehend: „von dem nad 
Artitel 12 des Wiener Bundesvertrages vom 8. Suli 1815 
fi über ein gemeinfchaftliches oberftes Gericht zu vereinigen 


Bortrags, den Borfchlag eines zu errichtenben gemeinfchaftlichen 
Gerichtshofes der vier freien Bundesſtädte betreffend. Frankfurt 
am Main (Brönner) 29 Seiten. — Einige Bemerkungen, veranlaft 
durch das „Bremifche Eine Wort“ u. ſ. w., nebſt beiläufiger 
Beantwortung ber Fragen: Iſt in ben Bunbesacten die Errichtung 
eines vwierftäbtifchen Gerichts vorgefchrieben? Iſt fie nützlich und 
ratbfam? von einem Hamburg. Bürger, Hamburg (Hoffmann 
und Campe) 1817, 44 Seiten. Gründliche Erörterung ber Frage: 
Iſt die Actenverfhidung als dritte oberfte Gerihts-Anftanz ber 
Hamburg. Berfaffung angemeffen? 1817, 29 Seiten. 8°. 

Fir Erridtung erfchienen, neben ben Beſprechungen ber 
Tagespreffe: Ein Wort über Actenverfendungen an beutjche 
Facultäten oder Schöppenftühle, veranlaßt durch den 12. Artikel 
ber beutjchen Bundesacte, Bremen (Heyje) 1817, 31 Seiten; — 
Gedanken über die Errichtung eines gemeinjchaftlichen Appellations- 
Gerichts file die freien Städte. — Bei Gelegenheit der Be- 
merkfungen eines Hamburg. Bürgers u. |. w.; auch von einem 
Hamburg. Bürger, Hamburg (Perthes & Beffer) 1817, 28 Seiten; 
Audiatur ei altera pars, Hamb., ben 14. Juli 1817, 8 Seiten, 49; 
endlich: Iſt die Errichtung eines gemeinfchaftlichen Appellations- 
Gerichts für die vier freien Städte nothwendig, nützlich und 
räthlich, eine Reviſion der über biefe Frage herausgefommenen 
Schriften, Hamburg (Perthes & Beſſer) 1817, 54 Eeiten, 8°; 
Chriftian Kofegarten, Grundzüge für das Appellations- Gericht 

der vier freien Städte Deutſchlands, Hamburg, 1817, 5°. 
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für jest feinen Gebrauch zu maden, Dagegen aber die Vers 
ſchickung der Arten an eine deutjche Facultät oder an einen 
Schöppenſtuhl allgemein als die dritte oberfte Inſtanz, unter 
zutreffenden näheren Beftimmungen, gefeblich zu verordnen. 
Die Bürgerfchaft, vertreten durch nur 217 Perfonen, erklärte 
ſich dieſem Verlangen nicht zuftimmig, „verlangte* vielmehr 
die Errichtung eines fürmlichen oberften Gerichts. — Diefem 
Verlangen der Bürgerfchaft Fam jedoch erft am 17, December 
1818 ter Senat entgegen durch Vorlage eines Entwurfes, 
nach weldyem das Gericht ronflituirt werden ſollte. — Die 
Bürgerfchaft (215 Perfonen) beantragte, unter dem Bedauern, 
nicht Schon im Sahre 1817 Gelegenheit Dazu erhalten zu haben, 
eine nähere Prüfung der proponirten Oberappellationggerichts- 
Ortnung durch drei NRechtögelehrte und zehn antere ihrer 
Mitglieder, worauf fi der Senat das Weitere vorbebielt. 

Schon ſechs Tage fpäter, am 23. December 1618, wurde 
die Bürgerfchaft abermals convocirt. Der Senat theilte der 
letzteren (durch 199 Perfonen vertreten) mit, wie höchſt uns 
gern er es ſehe, daß eine Prüfungscommilfion ernannt würde, 
weil dadurch, bingefeben, auf die Monita der übrigen Städte, die 
Uebereinfunft, wenn nicht unmöglich gemadyt, doch jedenfalls 
erfchwert und verzögert werte; nur, wenn wider alles Ver— 
boffen und Wünfcen die Bürgerfchaft ihrem vorigen Antrage 
inbärire, möge tiefelbe tie Wahl fofort vornehmen. 

Letzteres geſchah. Es wurden in die Prüfungscommiffion 
gewählt: Licentiat Mönkeberg, Dr. Rentzel, Dr. Schaffshauſen, 
als rechtsgelehrte Bürgerſchaftsmitglieder, ſowie die Herren 
G. G. Schwartze, Friedrich Perthes, die Oberalten Prale und 
Rückert, P. P. Schmitt, ©. Knorre, J. A. Prell sen., H. 
J. Merck, J. B. Neumann und C. W. Soltau. 

Abermals, zum vierten Male, am 27. Januar 1819, 
wurde die Bürgerſchaft (208 Perſonen) mit der Angelegenheit 
beſchäftigt, indem der Senat den Antrag ſtellte: einen von 
ihm vorgelegten „Entwurf zur Beſtimmung derjenigen Sachen, 
welche ganz und gar nicht, oder doch nur mit bloßem Devolutiv⸗ 
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Effect, in appellatorio an dag Ober-Appellationg-Gericht ge— 
bracht werden fünnen“ an die Commiſſion zu verweiſen. 

Die Bürgerfchaft arceptirte diefen Antrag und die Ar- 
beiten der Bürger - Deputation gingen inzwifchen vorwärts. 
Es entſpannen fich zwifchen ihr und dem Senate in den Mo: 
naten Janıtar bis April 1819 jedoch fehr lebhafte Debatten, 
von denen namentlich diejenige in Erinnerung gebracht zu 
werden perbient, deren Beftreben dahin ging, die Appellation 
auch gegen zwei gleichlautende Erfenntniffe in Ueber- 
einftimmung mit dem in der Bundesacte und auf dem Bundes- 
tage anerkannten Rechte durchzuſetzen. 

‚Wie erfolglos auch diefe Debatte geblieben it — der 
Danf der Nachwelt darf niemals ven Männern vorenthalten 
werden, die nicht beim Erkennen des Guten ftchen blieben, 
fondern mit Muth und Eifer das Wort ergriffen, gegenüber 
dem Rath,der mit einer unbegreiflichen Zähigkeit an feinem 
Beftreben fejthielt, die dritte Inftanz, wo nicht ganz auszu— 
ſchließen, doch fo viel als möglich den Kreig ver Thätigfeit der- 
felben zu befchränfen. 

Die Bürgerfchaft wurde zum fünften Male in dieſer An— 
gelegenheit am 10. Mai 1819 convoeirt, und trotzdem der— 
felben die fehr intereflanten Verhandlungen und Diffenspunfte 
zwijchen der Bürger Deputation und dem GSenate vorgelegt 
wurden, unter andern das Conclufum der Bürger-Deputation 
vom 5. April 1819, in welchem diefelbe ausdrücklich erflärte: 
„fe müfle ihrer vorigen Meinung, daß gegen zwei gleich- 
lautende Erfenntniffe die Appellation zu verftatten, inhäriren, 
fie könne fih nicht überzeugen, daß ein einzelner 
Bun desſtaat berechtigt fei, das in der Bundesacte aus: 
geſprochene Recht der drei Inftanzen durch ein noch dazu 
jpäteres Gefeh in dem Maaße zu befchränfen, daß die Par— 
theien in den meiften Fällen nur zwei Inſtanzen haben würden,“ 
wurde der Entwurf der Ober- Appellations= Gerichtsorbnung 
und die Appellabilitäts-Verortnung von der dieſes Mal durch 
226 Perfonen vertretenen Bürgerfchaft genehmigt. — Die 
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Bürgerfchaft erflärte fi in Betreff des Diffenfes über die 
Appellation von zwei gleichlautenden Urtheilen mit dem Rathe 
einverftanden, trat aber in Anfehung der drei übrigen Diſſens— 
punfte (ver exceptio fori, des in die Stelle ver Appellation 
tretenden Reftitutionsmittels und der Kautioneleiftung in Fällen, 
wo die Appellation feinen Sufpenfiveffect haben follte) der 
Deputation bei und erklärte fich zufrieden mit der Verfügung 
des Nathes, die auch Die andern drei freien Städte angehenden 
Punkte der Gerichtsorbnung mit diefen zu vereinbaren. Unter 
fteigendem Intereſſe des Publifums fam am 9. Sept, 1819 
die Angelegenheit zum fechsten Male an die Bürgerfchaft. 
E83 waren diefes Mal Schon 279 Perfonen anweſend. Der 
Senat trat, in Betreff des zweiten Diffenspunftes des in Die 
Stelle der Appellation tretenden Reftitutiongsmittels, der Bürger 
Ichaft bei, blieb aber, betreffend die Kaution und die exceptio 
fori, bei feiner früheren Meinung, wiewohl auch die Sechsziger 
noch jetzt in Betreff dieſer beiden Punkte der Anficht des 
Senats ihren Beifall verfagten. Die Bürgerfchaft beharrte 
bei ihrem bisherigen Diffens in Betreff der beiden Punkte, 
danfte wegen des in die Stelle der Appellation tretenden 
Reftitutiongmittels und genehmigte die gleichzeitig vom Senate 
vorgejchlagene Ratification der wegen des Ober-Appellationg- 
Gerichts gefchloffenen Uebereinfunft und der in derfelben mit— 
beliebten Gerichtsordnung. Aber auch jene beiden, die jehnlichft 
von allen berbeigewünfchte Snftallivung des Gerichts ver— 
fchleppenvden, Punfte fanden in einer ferneren (215 Perfonen 
farfen) Bürgerfchaft am 16. December 1819 ihre Erledigung, 
indem ver Senat puncto der exceptio fori ſowohl, als ver 
Caution nachgab, welche letztere nunmehr auf die Fälle reiner 
Wechſelſachen befchränft blieb (das heißt, wenn Semand, ver 
im Obergerichte in die Bezahlung einer Wechfelfchuld ver— 
urtheilt wurde, an dag Ober -Appellationg- Gericht appelliren 
und nun som Gegner Ererution nachgefucht würde, dab es 
dem richterlichen Ermeſſen zu überlafen, legtere mit oder ohne 
Cautionsbeftelung zu geftatten). 
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Nachdem fomit die Sache zum fiebenten Male die Bürger- 
ſchaft befchäftigt hatte, wurde am 6. April 1820 der vom 
Rathe proponirte Modus ver Wahl des Präfiventen, ver 
Näthe und des Seeretairs ebenfalld von der Bürgerfchaft 
(220 Perfonen) angenommen. Trotzdem aber vergingen noch 
mehr als ſechs Monate, bis endlich am 13. Nov. 1820, 
alſo reichlich 5 Jahre, nachdem das Recht darauf mittelft der 
Bundesacte anerkannt worden var, die Einfeßung des Gerichtes 
erfolgte, nachdem, wie gezeigt, in adyt Bürgerfchaftsverfamm- 
lungen darüber discutirt worden. 

Die frühere nur proviſoriſche Gerichtsordnung wurde 
1823 — 1824 revidirt, nachdem inzwiſchen noch zweimal 
(15. Februar 1821 und 23. October 1823) desfallfige Anträge 
des Raths an die Bürgerfchaft gelangt und von berfelben 
genehmigt waren, und ftatt ihrer Die, wenige Abänderungen aus- 
genommen, noch jest gültige definitive Gerichtsordnung, 
ſammt Gebührentare und Procuratur-Ordnung, der Bürgerfchaft 
am 8. April 1824 vorgelegt und von leßterer (211 Perfonen) 
pure angenommen. — 

Wenn die unerklärliche Abneigung des förmlich als Wider— 
ſacher auftretenden Rathes gegen Einführung einer förmlichen 
dritten Inſtanz fich jener Zeit weniger geltend gemacht hätte, 
fo wäre zuverfichtlich die dem Ober-Appellations-Gerichte durdy 
jene Gerichtsortnung, namentlich auch die Nichtigfeitsbefchtwerbe 
anlangend, zuertheilte Competenz eine bei weitem nicht fo be- 
ſchränkte und äußerft eingeengte geworben, ale fie es jebt ift. 
Wie ganz anders und um wie viel zweckmäßiger und er- 
weiterter würde fich heute, nach etiva AO Sahren, wohl die= 
felbe darftellen, wo die Bevölkerung Hamburgs mit den Vor— 
ſtädten auf 170,000 Seelen geftiegen, fi alſo faft verdoppelt 
bat, wo man daran gewöhnt worden, die noch am Tage, an 
welchem fie felbft ihre Auflöfung votirte (11. Auguft 1859), 
durch 731 Perfonen vertretene Bürgerfchaft durch 600 big 
900 Perfonen im Convente vertreten zu fehen, und mo durch 
bie Segnungen der freien Preffe dns Rechtsbewußtſein fat 
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bei Sedermann im Allgemeinen geläutert worden, wo enblich eine 
ungehinderte und rückhaltloſe öffentliche Discuſſion es von vorn 
berein unmöglid; madyen würde, Daß Nechtsverfürgungen, wie 
diejenigen, welche mittelft ver Competenz- und anderer Be— 
Schränfungen die Ober-Appellations-Gerichtsordnung felbft, und 
bingefeben fpeciell auf Hamburg, die Appellabilitäts-Verorbnung 
vom 7. Juli 1820 darbietet, irgend melden Anklang finden. 

Die damaligen Vertreter der Bürgerfchaft ſollten dennoch 
fehbr bald Genugthuung erfahren für ihr mwaderes und be— 
barrliches, wenn auch nicht mit ganzem Erfolge gefrüöntes 
Streben, eine dritte Inſtanz mit möglichft ausgedehnter Coms 
petenz einzuführen. Das Ober-Appellationg-Gericht bedurfte 
nicht einen Zeitraum von vierzig Jahren, die nun feit der 
Einfegung des Gerichts bald verſtrichen find, fondern nur fehr 
weniger Sabre, um jeden, der bisher auch Gegner der Sache 
war, felbft den im Urtheil unterliegenden, zu überzeugen, daß 
feine Wirffamfeit namentlih für Hamburg eine fo noth⸗ 
wendige als nützliche und achtungswerthe ſei, und wie jeder 
Betheiligte ausnahmslos von der Gruͤndlichkeit und Unpar— 
teilichkeit ſeiner Rechtſprechung ſich wahrhaftig überzeugt hielt, 
ſo erwarben ſich auch jederzeit in gelehrten Kreiſen und bei 
Unbetheiligten feine Entſcheidungen überall im deutſchen Vater⸗ 
lande Anerkennung in ſeltenem Maaße. 

Schon im Jahre 1830 war ein kleiner Rahmen der 
Praxis des Ober-Appellations-Gerichts vollendet in einem 
Werke, welches ſich noch zur Stunde jeder juriſtiſchen Bibliothek, 
jedem Richter und Advocaten als faſt unentbehrlich darſtellt, 
und von ſeinem erſten Erſcheinen (1827) an fort und fort 
ſo den richterlichen Entſcheidungen als den Partheivorträgen 
als Duelle gedient bat, wir meinen die allbefannten „Juriſtiſchen 
Abhandlungen” von zweien der unvergeplichiten Mitglieder des 
Ober-Appellationg-Gerichts, dem Präfiventen Dr. ©. A. Heife 
(+ 6. Februar 1851) und dem Rathe Dr. Friebrich Eropp 
(+ 8. Auguft 1832), mit fchäßenswerthen Beiträgen von dem 
Serretair Dr. C. W. Panli. 
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Ein weiteres zwar gedrängtes, in Wahrheit aber eine 
Fülle der vorzüglichſten Zuſammenſtellungen und Erörterungen 
zerſtreuter, nicht in allen vier Städten gleichmäßig bekannt 
gewordener Rechtsquellen darbietendes, beſtändig auf Präju— 
dicien des Ober-Appellations-Gericht hinweiſendes Bild der 
Praxis des Ober-Appellations-Gerichts iſt die von dem Rathe 
Dr. Friedrich Blume, jetziger Geheim-Juſtizrath und Pro— 
feſſor an der Univerſität Bonn, bei ſeinem Austritte 1843 
(April 16) herausgegebene und erläuterte 

Gerichtsordnung 

für das Ober-Appellations-Gericht der vier freien Städte 
Deutſchlands, nebſt den darauf bezüglichen Geſetzen der ein— 
zelnen Städte und den allgemeinen Verfügungen des Gerichts, 
ein Werk, von welchem daſſelbe gilt, was oben von den 
„Juriſtiſchen Abhandlungen“ geſagt wurde, und deſſen Beſitz, 
wenn die Lectüre der Entſcheidungen des Ober-Appellations— 
Gerichts ſelbſt eine fruchtbringenve fein fol, Faum zu ent- 
behren ift. Ä 

Die hohe Bedeutung des damals fchon in den deutſchen 
Gerichtshöfen im erften Range ftebenden Ober - Appellationg- 
Gerichts zu Lübeck und feine Verdienfte um die Eultur des 
Rechtes war inzwifchen, 1843, mittelft zahlreicher Entfcheidungen 
deſſelben, jo in als außerhalb der vier freien Städte, zur 
allgemeinften Anerkennung gelangt, fo daß es im Schooße der 
(Privat) Gefelfchaft hamburgifcher Suriften nur eines leifen 
Anftoßes bedurfte, um für eine Zeit lang die Koften Des 
Drudes der Erfenntniffe durch Subfrription zu decken. Es 
erfchien verſuchsweiſe ein Heft, enthaltend die (9) im Monat 
Januar 1843 publicirten Erfenntniffe des Ober-Appellations- 
Gerichts, als Vorläufer der befannten 

Sammlung 
ber 
Erkenntniffe and Entfcheidungsgründe 
des Dber-Appellationg= Gerichts zu Lübeck in hamburgiſchen 
Rechtsſachen, nebft den Erfenntniffen der früheren Snftanzen 
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(mit Sachregiſter und einem den Urtheilen vorangeſtellten Aus- 
zuge der darin enthaltenen Rechtsſätze) unter der vortrefflichen 
Redartion des Dr. Boigt, eines der renommirteften hambur⸗ 
gifchen Advocaten, jetzt Rath des Ober-Appellatiuns-Gerichte. 


Sn diefer Sammlung, ein für die hamburgiſche, ja, man 
darf fagen für die deutjche Praris unentbehrliches Requiſit, 
deſſen tagtäglihe Nutzanwendung albefannt ift, find Die 
jämmtliden (107) Erkenntniſſe des Ober - Appellations- 
Gerichts mit den Urtheilen der unteren Inſtanzen aus den 
Fahren 1843 bis 1847 vollftändig abgedruckt, fowie aus den 
Sahren 1848 bis 1855 die (127) wichtigeren Entfcheidungen 
und zwar dieſe lehteren zum Theil mit Auslaflung aller der— 
jenigen Stellen, weldye Fein allgemeines Intereſſe darbieten, 
zum Abdruck gefommen. 


Demnächſt 1855 erfchien dann eine weitere Fortfeßung diefer 
Sammlung u. ſ. w., 
Neue Folge. Erfter Band; erftes Heft, 

in gleich vorzüglicher Bearbeitung, enthaltend Die (30) wichti— 
geren Erfenntnifle aus den Jahren 1840 big 1842, ebenfalls 
unter Auslafjung desjenigen, mweldes nicht von allgemeinem 
Intereſſe erfchien. Die Nedaktion erflärte in diefer Conti— 
nuation, erinnernd an eine fchun mehrere jahre vorher dem 
juriftifchen Publifum gemachte Zufage, fih nunmehr den 
älteren Entjeheidungen von 1842 rüdmwärts bis zur Ent- 
ftehung des Ober=-Appellationg- Gericht 1821 zumenden zu 
wollen. Bon den 1856 und fpäter erfolgten Entſcheidungen 
gelangten mittlerweile bis zum Sahre 1859, mit Ausnahme 
der wenigen, welche durch die Tagespreſſe zwar befannt, aber 
eben jo ſchnell wieder zerftreut wurden, Feine in’s Publikum. 
Es gewann die Sache alfo ven Anfchein, als ob der juriftifche 
Verein, dem es zur Zeit auch wohl, nachdem der bisherige 
Redakteur, Herr Dr. Voigt, zum Appellationsrath erwählt 
worden und burd überhäufte Amtsgefchäfte in Anfpruch ges 
nommen war, an einen Redakteur fehlen mochte, die Heraus— 
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gabe der nad 1855 ergangenen Eutſcheidungen auf ſich be- 
ruben laſſen wolle. 

Diefem lebteren Umftande zufolge ift Die vorliegende 
Sammlung in’s Dafein getreten. 

Es hat nun während ihres Drudes die juriftifche Gefell- 
Ichaft, gegen alles Erwarten, ebenfalls ven Abdruck der nad 
1855 abgegebenen Entſcheidungen durch EN eines 
Heftes unter dem Titel: 

Sammlung u. f. w., dritter Band, erftes Heft, 
unter höchſt anerfennungsmwerther Redaktion des Herrn 
Dr. J. 8. Voigt jr. 
enthaltend: 16 Entfcheidungen aus dem Jahre 1856, 
wieder aufgenommen, während yon der im Sahre 1855 ver— 
beißenen Continuation zur 
Neuen Folge 
(von welchem bis jetzt nur das erfie Heft des erften Bandes, 
enthaltend 30 Entfcheidungen aus den Jahren 1840 bis 1842, 
erfchienen iſt) 
enthalten follend Erfenntniffe aus den Sahren 1842 bis 
rüdwärts 1821, 


big jet nichts weiter erfchienen iſt. Dadurch ift nun bie vor- 
jiegende Sammlung in eine weder berechnete noch geahnete 
Concurrenz mit der von der juriftifchen Geſellſchaft verans 
ftalteten getreten. 


Die vorliegende unterfcheidet fi, abgefehen von anderem, 
Dadurch von der leteren, daß in ihr alle 34*) im Jahre 1856 


*) Folgende 18 Nummern ber vorliegenden Sammlung: 3, 4, 6, 
7, 9, 10, 14, 15, 16, 18, 19, 22, 24, 25, 26, 28, 30, 32 fehlen 
in der von ber juriftifhen Gefellihaft veranftalteten Sammlung, 
während die vier Fälle sub Nr. 1, 8, 11, 29 ber vorliegenden, 
in ber von der juriftiichen Gejellichaft herausgegebenen Samm- 
fung nicht ganz vollftändig abgedrudt find. Bon (approrimatio) 
950 Enticheidungen, welde vom Ober-Appellations:Gerihte im 
Sanzen feit 1820 in Rechtsſachen abgegeben wurben, welche aus 
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ergangene Entſcheidungen, fo der hödften Snftanz als ter 
Unter = Snftanzgen, und zwar vollffändig ohne irgend 
weldhe Auslaffungen abgedrudt worden. 

Die buhhändlerifche Berechnung hinſichtlich des vorliegen— 
den Unternehmens war vornehmlich auf die weiteſte Ver— 
breitung außerhalb Hamburgs gerichtet, und wurde eine dem 
entfprechende Anzahl von Eremplaren abgezogen, während, 
dem Anfcheine nach zu urtheilen, vie juriftiiche Gefelfchaft 
ihrem Unternehmen niemals fo weite Grenzen gezogen hatte. 
Die Zukunft wird lehren, in wie meit diefe Berechnung und 
die Anlage der vorliegenden Sammlung eine richtige war, 

Die redactionelle Beftrebung hingegen war befeelt von 
dem oft gehörten Wunfche nach einem vollftändigen Bilde der 
Praxis des Ober-Appellationg-Gerichts. Dies ſchien nur er= 
reichbar durch vollſtändige und wortgetreue Wiedergabe 
aller, mindeftens im contrabictorifchen Verfahren, ergangenen 
Entſcheidungen. 

Bei den im Vergleich mit den Prozeßgeſetzen anderer 
Staaten in der That abnormen Beſchränkungen, denen durch 
die hamburgiſche Appellabilitäts-Verordnung, welche gegen 
zwei gleichlautende Urtheile keine Appellation an die 
dritte Inſtanz geſtattet, die Appellation an die dritte Inſtanz 
in hamburgiſchen Rechtsſachen unterliegt, hat an und für ſich 
und im Allgemeinen ſchon ohne Ausnahme jeder Rechtsfall 
ein Intereſſe, welcher in beiden Unter-Inſtanzen eine ver— 
ſchiedenartige Beurtheilung erfahren hat; überdem gewinnt 
oft im Laufe der Zeit ein Rechtsfall, der zur Zeit ſeiner 
Entſcheidung nur ein ſcheinbares oder ſehr ſpecielles Intereſſe 
hat, ein allgemeines Intereſſe; endlich aber iſt es dem Zweck 
von Präjudizienſammlungen und der Cultur des Rechts über— 


hamburgiſchen und dem Hamburg und Lübeck gemeinſchaftlich 
gehörigen Gebiete dorthin gelangten, ſind demnach bis jetzt ge— 
druckt 9, 107, 127, 30, und 34 in ber vorliegenden Samın- 
Iung macht 307, alſo annähernd nur ber britte Theil. 
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haupt geradezu entjprechend, dasjenige aufzunehmen, was von 
nur fpecielem Intereſſe if, da die Mittheilung fingulär da- 
ftebenver Fälle für den Praftifer wie für den Laien um fo 
viel wichtiger iſt, als es an Ausbeute der fraglichen Materie 
fehlt. — 

Weiterhin gelangt in mancher Sache eine ziveite Appel- 
lation an die dritte Inſtanz, welche von ſehr großem und 
allgemeinem Intereſſe ift, was binfichtlich der erften nicht der 
Fall if, und doch ift es zum Verſtändniß des Nechtsfalles 
twünfchenswerth, ihn von Grund aus Fennen zu lernen. , 

Eine Menge anderer bier nicht zu discutirender Gründe 
jprachen überdem dafür, eine vollftfändige Sammlung zu ver- 
anftalten. Daß um die Anwendung und Kenntniß des Rechts 
des Guten nie zu viel gefcheben Fann, dürfte eben fo wenig 
beftritten werden, ala die Wahrheit, daß die Kenntnig des 
wahren Rechts nicht darunter leiden, fondern nur befördert 
werden kann, wenn ein jo eminenter Stoff als die Entſchei— 
dungen des Ober’-Appelationg= Gerichts zu Lübeck von ver— 
ſchiedenen Seiten und verjchiedener Hand einmal bearbeitet 
und zweitens verbreitet wird, 

Die dauernde und rege Thätigfeit, welche in ben legten 
Sahren auf die Herausgabe von Präjudizienfammlungen in 
ganz Deutfchland gerichtet worden, es möge bier nur an die— 
jenige der früher gar nicht zur Publicität gelangten Ent- 
Icheidungen in Bremer, Frankfurter und Fübeder Rechtsſachen,*) 


*) Sammlung ber Entſcheidungsgründe des Ober- Appellations- 
Gerichts der vier freien Städte Deutjchlands zu Lübeck in bre- 
mifchen Livil= Rechtsfachen. (Statt der Abſchrift für bre- 
miſche Theilnehmer der Sammlung als Manufeript gebrudt. 
1. gan: — — — — — — — - — 
2. Band: enth. die Jahrg. 1846—1850, XXXII. und 653 Seiten 

(Bremen, bei Heyle). 23 Thaler. 
3. Band: enth. Die Jahrg. 1851—1856, XXXI. und 569 Seiten 
(Bremen, bei Hevfe), 82 Thaler. 
Römer, Dr. J. J., Sammlung der Entſcheidungen des Ober- 
Appellations-Gerichts zu Lübeck in Frankfurter Rechtsfachen, 
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ſo wie an den Umſtand erinnert werden, daß für das Seuffert— 
ſche Archiv*) gerade dieſe Entſcheidungen die weſentlichſte Aus— 
beute geliefert haben, endlich daran, daß der bekannte Rechts— 
lehrer, Dr. Thöl **) in Göttingen, den Stoff für ein 


9 


**) 


mit Berückſichtigung der Erkenntniſſe der früheren Inſtanzen, 
Frankfurt, bei Boſelli. Band. I. bis IV. 8 Thaler 7 Silbergr. 

Sammlung ver Enticheidungen des Ober-Appellations-Gerichts 
zu Zübed in Sranffurter Rechtsfachen, herausgegeben durch 
einen Derein von Juriſten, 3 Bände, Frankfurt, bei Sauer- 
länder, 1854—1859. Band I. 316 Seiten, 1 Thlr. 25 Silbergr. 
Band IL (XI. und 454 Seiten), 23 Thaler. Band M. (IX. und 
425 Seiten), 23 Thaler. (Eine Concurrenz des vorigen, wiewohl 
in abweichender Form bearbeitet.) ; 

Srubn, Dr. C. A. T., Ober-Appellationg-Gerihts-Kanzlift: 
Sammlung von Entiheidungen des Ober-Appellations-Gericht8 
zu Lübeck in Lübecker Rechtsſachen, Lübeck, von Rohden, 
1857 und 1858. Band I. (XXXIV. und 485 Seiten), 23 Thaler. 
Band II, 608 Seiten, 3 Thaler. 

Ullrich, Dr. W., Sammlung von feeredtlichen Erfenntniffen 
des Handelsgerihts zu Hamburg, nebft den Enticheidungen der 
böheren Inftanzen, Hamburg, bei Bertbes, Beſſer & Maute, 1853. 
Heftl. IV. und 204 Seiten. Erfenntniffe aus den Jahren 1851 
bis 1853, 5/, Thaler. 

Die Yurisprudenz des Ober-Appellations-Gerichts der vier 
freien Städte Deutichlands in Wechſelſachen 1821—1857, nebft 
Anbang: aus der Jurisprudenz des Handels- und Obergerichts 
zu Hamburg in Wechielfahen, November 1855— 1857 (89 Rechts: 
fälle enthaltend) XXXIL. und 448 Seiten, Frankfurt am Main, 
Sauerländers Verlag, 13 Thaler. 

Seuffert, %. A. und SE. A., Archiv für Entſcheidungen ber 
oberften Gerichte in den deutſchen Staaten, München, literarische 
Anftalt, 1547—1858. 12 Bände, 263 Thlr. 

Thöl, Prof. Dr. S., ausgewählte Entſcheidungsgründe des Ober- 
Appellations-Gerichts der vier freien Städte Deutichlands (XXX 
und 375 Seiten) Göttingen, Dieterih, 2, Thlr. 

Zu erwähnen find an dieſer Stelle noch als fehr ſchätzens— 
werth folgende mebr und minder auf Die Entjcheidungen bes 
Ober-Appellations-Gericht zu Lübeck fich beziebende Werke: 

Teues Archiv für Zandelsrecht, herausgegeben vom Ober- 
Appellationg-Cerichts-Nath Dr. J. $. Voigt und Handelsgeridht- 
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anfehnliches Werf dieſen Entfcheidungen entnommen bat, ift 
wohl eine fichere Bürgfchaft und vollbeweifend für die wadh- 
fende Theilnahme an vergleichen Rechtsjicherheit und nad 
Möglichkeit, ein einheitliches deutſches Recht zu be= 
fördern, wohl geeignete Erfcheinungen. 

Diefen letteren Zweck verfolgt die vorliegende Sammlung 
und fofern diefelbe nicht theilnahmlos vorübergehen, fondern, 
nur bie und da Anklang finden follte, wird die Fortjegung 
den Publifum nicht lange vorenthalten bleiben, 

Da in manden Fällen die Acten nicht zu Gebote ftanven, 
fomit die den Entfcheidungen vorangeftellten Rechtsſätze lediglich 
den Erfenntniffen entnommen werden mußten, Da ferner, was 
die Entſcheidungen der unteren Inſtanzen anbetrifft, dieſelben 
feinesweges ben Pefer jederzeit mediam in rem verjegen 


Bräjes Dr. E. Geinichen (F 1859), Senator Dr. Geinefen zu 
Bremen und Dr. SG. U. SE. Weber, Bicepräfes des Handels- 
Gerichts zu Hamburg. BandI. (IV. und 499 Seiten), Hamburg, 
Perthes, Befler & Maufe, 1858, 2 Thaler. Band IL, daſelbſt 
1859, Az Thaler. 

Kletke, Dr. G. M., Sammlung von Präjudizien der ober: 
ſten Gerichtshöfe Deurfchlands in Handels-, GSer- und 
Wechjelrehts - Streitfahen bis zu Ende des Jahres 1856, Er- 
langen bei Ente, XXXV, und 291 Seiten, 15 Thaler; daſſelbe, 
erfte Fortſetzung, Erlangen 1857, XX. und 160 Seiten, */, Thlr. ; 
bafjelbe, zweite Fortfegung, XXVI. und 288 Seiten, Erlangen 
1858, 1Thlr. 16 Ngr. 

Afcher, Dr. C. W., und Dr. ©. 9. Rircdyenpauer Ham- 
burgiſche Zeitfchrift für Politik, Handel und Handelsrecht, nebft 
Rechtsfällen aus dem Gebiet des Zandelsrechts, mit Bei- 
trägen von Dr. J. $. Voigt, Dr. Meno Pöhls und Anderen. 
Erfter bis dritter Jahrgang, Hamburg 1834—1837 (Hoffmann 
und Campe) 143 Thaler. 

Baumeifter, Dr. 3., Das Privatrecht der Stabt Hamburg, 
2 Bände, Hamburg 1856 (Hoffmann und Campe) 6 Thaler. 

Bries,.J. R., Commentar zum hamburgiſchen Stadtrecht 
von 1603, herausgegeben von YL. U. Weftphalen, 2 Bände, 
Hamburg, 1837 (Perthes, Beſſer und Maufe) 3 Thaler. 
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oder auch nur den status causae et controversiae feftitellen, *) 
fo wird der billige Urtheiler vorfommende Mängel dem Heraus: 
geber nicht als Flüchtigfeit oder Mangel an Sachkenntniß 
anrechnen. Jeden Rath, jede Belehrung und fachgemäße 
Anforderung der Kritif wird derfelbe vielmehr bei Fortfeßung 
der Sammlung jedenfalls gern berüdfichtigen, 
Zur Erläuterung des allgemeinen Titels: 
Hamburgifhe Gerichtspraris 

fei bemerkt, daß, wiewohl für jest nur in dritter Inſtanz 
entfchiedene Rechtsfälle mitgetheilt worden, doch nicht der 
Plan hat ausgefchloffen werten follen, bei einer Fortſetzung 
auch andere wichtige, in ven unteren Inſtanzen zu Ende 
gelangte, in das hamburgiſche Nechteleben eingreifenve, Fälle 
abzudrudfen und zu bearbeiten, wozu, wenn fidh gerechte Hoff- 
nungen erfüllen, die, nach heißen und langen Kämpfen mittelft 
Rath und Bürgerfihluffes vom 11. Auguft 1859 gemwährleiftete 
Ein= und Durchführung der neuen bamburgifchen Berfaffung, 
nach Maaßgabe der Senatsvorlage vom 23. Mai 1850, und 
namentlich der die Nechtspflege betreffende Abfchnitt Diefer 
Verfaſſung (Abſchnitt 7, Artikel 91— 105) eine um fo näher 
liegende Beranlaffung in Ausficht ftellen, 


Zufolge des Nath- und Bürgerfchluffes vom 11. Auguft 
1859 ift dem Ober - Appellations=©erichte — Hamburg be= 
treffend — ein ganz neues Feld der Thätigfeit zuertheilt 
worden, deren Uebung wohl unausbleiblich eine Vermehrung 
feines Nichterperfonales und dadurch zugleich eine Reorganifation 
tes Gerichts mit fi bringen wird, troßdem nad Artikel 106 
diefer „Verfaſſung von 1850° die Anwendung ihrer Be— 
flimmungen auf Tag Ober = Appellationg = Gerichts ausdrücklich 
ausgeſchloſſen worten. 


*) Meil es in Hamburg nicht, wie z. B. in Preußen, erforderlich 
ift, daß die Partheien, wor Abgabe des Endurtbeils, zur Felt 
ftellung Des status causae ei controversiae in einem bejonderen 
Termin geladen werden. 
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Welche und wie viele Durch die Verheißungen der „Ver— 
faffung von 1850" berechtigte Erwartungen aber auch, wie nach 
dermaligen .politifchen Eonftellationen leider befürchtet werden 
muß, unerfüllt bleiben würden, die Reorganifation des Ober- 
Appellationg-Gerichts mindeftens wird als Wahrheit ins Leben 
treten müſſen, und mit ihr der Wunfch aller Gerechten fich er— 
füllen, daß die maaßloſen Beichränfungen, denen mitteljt ver 
bamburgifchen Appelabilitäts-Verorbnung vom Jahre 1820 
und mittelft der Gerichtsorbnung für das Ober-Appellationg- 
Gericht, die die, das hamburgiſche Gebiet angehende Recht— 
fprechung dieſes Inſtituts unterworfen ift, Befchränfungen, 
welche gottlob im deutſchen Vaterlande nicht an einer zweiten 
Stelle in dem Maaße ſich Darbieten, für immer binweg- 
geräumt werben. 

Möge unfern Zeitgenofjen gelingen, was ſchon vor vierzig 
Sahren unfere Vorfahren im Kampfe erftrebt haben. 

Möge Hamburgs Zukunft für immer eine glüdlicye fein 
— und die allernächfte, mit der wünſchenswerthen und oft 
verheißenen Verbeſſerung jeiner Rechtspflege im Allgemeinen 
— aud den verſöhnenden und von allen freudig begrüßten 
Tag berbeiführen, an welchem feiner Bevölkerung zuertheilt 
wird, was ihr unabweisbar und von Rechtswegen gebührt: eine 


unverfümmerte dritte Snftanz! 
. Hamburg, im September 1859. 
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Sn Saden E. M. VBortmann, jebt in Firma E. M. 

Bortmann& Eo., Kläger, (AnwabDr.L.F. Noack) 

contra Loeſer, Mad & Adelsdörfer, Bellagte. 
(Anna Dr. Aug. Sutor.) 


A. Rechtsfall: 

Das Balparaifo-Haus der Bellagten hatte von dem Kläger eine 
Partbie Goldwaaren zum Verkauf unter folgenden Bedingungen 
erbalten: 1) daß mindeftens zu den Factura dedenden Preijen 
unter Aufichlag von Fracht, Zoll und Speſen verkauft, 2) daß 
bie unverfaufte Waare dem Kläger franco Spejen incl. Affecuranz 
und Fracht in 12 Monaten nah Ankunft der Waare in VBalparaifo 
unbejhädigt zurüdgeftellt werde. — Am 30. November 1855 fam 
bie Waare in Valparaifo an und wurde nur zum Theil verfauft. 
Die Rüdlieferung des Unverlauften hat bis zur Klageerhebung nicht 
ftattgefunden. Der Kläger verlangt nun principaliter den vollen 
Facturapreis nebft Zinſen, eventuell die Auslieferung Des unver» 
äußerten Theiles der Waare und des etwanigen Berfaufsprovenit 
für den veräußerten Theil derjelben. 

Das Handelsgeriht erkannte hierauf die Abweilung ber Klage, 
wenn Kläger nicht bewiefe, das Einverftändniß der Partheien fei dahin 
gegangen, daß Beklagte dem Kläger den Facturapreis auch für ben 
unverfauften Theil der Waare, jofern nicht derjelbe innerhalb 12 Monaten 
von Zeit ber Ankunft der Waare zu Balparaijo ihm biefelbft wieber 
zu Händen fomme, vergüten follten. 

Das Obergericht verurtheilte dagegen bie Beklagten zur Zahlung 
bes vollen libellati, abzüglich der vom Kläger als für verkaufte Waare 
bei ihm eingehend bezeichneten Gelber, und behielt rüdfichtlich deren 
Eingang beiden Theilen ihre Gerechtfame vor. Das Oberappellations- 
gericht erfannte auf beffagtifhe Appellation zwar das obergerichtliche 
Decret beftätigend, doch mit dem Zufate, daß bie ia + verbunden 


4 1. GM. Bortmann & Co. c. Loefer, Mac & Adelsdörfer. 


feien, dem Kläger auch 6 pCt. Zinen des libellati feit dem 25. Januar 
1855, dem Tage ber Klageerhebung, zu bezahlen, Tetteres auf Veran— 
Yaffung der von den Klägern beim Obergericht gegen deſſen Sprud) einge» 
wandten Reftitution. 

B. Rechtsſätze aus Sem Oberappellationsgerigtlihen Erfenntniffe: 

1) Auf die minbliche Webereinfunft der Partheien kommt es beim 
Borhandenfein fpäterer entgegengefeßter fhriftlicher Abrebe nicht 
mehr an. 

2) Trödelvertrag und Conſignation find einander mehrfach ähnlich, 
zumal wenn ber Berfaufscommifftonair del credere ftebt. 

3) Diefe beiden Verträge unterfheiden fi darin wejentlich, daß ber 
Commiffionair ein fremdes, ber Trödler dagegen fein eignes Ge- 
ſchäft ausführt. 

4) Weder aus dem Mangel eines Vorfchuffes, noch aus dem Schweigen 
über Provifion ift auf das Borhandenfein eines Trödelvertrages 
zu fehließen, wohl aber aus ber Uebernahme aller möglichen Koften 
des Hin- und Rüdtransportes abfeiten der mit dem Berkaufe ber 
Waare Beauftragten. 

5) Aus der Uebernahme jener Koften ift zu ſchließen, daß den mit 
dem Verkauf Beauftragten alles zufommen follte, was fie für bie 
Waaren über deren Limitum hinaus zu löſen im Stande jein 
würden. 

6) Zum Weſen des Trödelvertrages gehört die Angabe eines be- 
fimmten Werthes, und der Trödler, welcher beauftragt ift, bie 
Sache um den möglichft beften Preis zu verfaufen, ift als Inftitor 
bes andern Contrabenten anzujehen. 

7) Der Trödler, welcher die Gefahr der Sache zu tragen bat, fteht 
dem Käufer gleich, welcher verſprochen hat, eine empfangene Waare, 
infofern er fie nicht behalten wolle, binnen gewiffer Frift zurüd 
zu geben, alfo mittelft diefer Handlung fich zu erklären, ob er bie 
ihm zu einem gewifien Preife Übergebene Waare zu ſolchem be— 
halten wolle. 

8) Erklärt fi ein ſolcher Käufer binnen der geſetzten Frift, die Waare 
nicht behalten zu wollen, liefert fie aber nicht zeitig zurück, fo 
nüßt ihm jene Erffärung nichts und er muß ben Werth ber 
Waare auf Verlangen bezahlen. 

9) Die Entſcheidung der Frage, ob beim Tröbelvertrag bie Gefahr 
auf den Trödler nicht übergegangen ift, hängt bavon ab, wer bem 
Anftoß zu dem Geſchäft gegeben hat. 
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Dandelögerichtliches Erkenntniß (Erfte Kammer) 
som 12. März 1855. 

Da, wenn es wirklich die Meinung des Klägers war, Daß, 
fo weit die Waaren als zum Facturapreis unverkäuflich fich 
ausweiſen würden, biefelben und zwar unter dem Präjudiz 
beflagtifcher Verpflichtung zur Bezahlung des Facturapreiſes 
innerhalb 12 Monat biefelbft wieder in feinen Händen fein, 
mithin die Beklagten den Riſico der NRüdreife übernehmen 
folten, er jeinerfeits folches deutlicher, als nach inhalt der 
Anlage 2 geſchehen, hätte ausbedingen müſſen, 

daß Kläger unter Berurtheilung in ‚die Koften mit feiner 

angebrachten Klage und für jebt abzumeifen, er könnte 

und wollte denn — wie er ſodann, vorbehältlich beflag- 

tiichen Gegenbeweifes, innerhalb 8 Tage sub poena 

desertionis zu thun ſchuldig — beweifen: 
daß wirklich das Einverſtändniß der Partheien dahin 
ging, daß Die Beflagten ihm den Facturapreis auch 
für den unverfauften Theil der Waare, fofern nicht 
derfelbe innerhalb 12 Monate son Zeit der Ankunft 
zu Balparaifo ihm biefelbft wieder zu Händen 
fomme, vergüten follten; 

in welchem Falle demnächſt anders erfannt werben würde. 


Obergerichtliches Erkenntniß 
som 30, April 1855. 
(Auf Hägerifhe Appellation.) 

Da der Brief des Klägers an die Bellagten som 31. Juli 
1853, mit deffen Inhalt ſich die letzteren ſchriftlich einver- 
fanden erklärt haben, es Har ausfpricht, daß die unverfauft 
gebliebene Waare binnen 10—12 Monaten nad, Ankunft der⸗ 
jelben in Balparaifo bier zurlidgeliefert werben müſſe, fo 
daß eine hievon abweichende etwa vorhergegangene mündliche 
Abrede der fpäteren unzweidentigen fehriftlichen Vebereinfunft 
gegenüber den Bellagten nicht zum Beweiſe verftellt werben 
fann; 


6 1. C. M. Vortniann & Co. c.Loefer, Mack & Adelsdoͤrfer. 


da nach ben im vorliegenden Fall maßgebenden Grund⸗ 

ſätzen des Trödelcontracts die Beklagten, welche innerhalb der 

geſtellten Friſt die Waare hier nicht geliefert haben, den 
Facturapreis derſelben bezahlen müſſen; 

daß das angefochtene Erkenntniß vom 12. März d. J. 

wieder aufzuheben und Beklagte ſchuldig ſeien, dem 

Kläger Die eingeflagten Bev.# 4047, 1, abzüglich der 

son demfelben als für verkaufte Waaren bei ihm ein- 

gehend bezeichneten Et. 714. 4 2, innerhalb 8 Tagen 

sub poena executionis, mit den Koften der erften Snftanz, 

zu bezahlen und werben, fofern jene &t.H 714. 4 4 dem 

Kläger nicht eingehen ſollten, beiden Theilen alle Ge- 

rechtſame vorbehalten. Und ift die Sache mit den wieder 

zu verſiegelnden Acten an Das Handelsgericht zu remittiren. 


Ober-Appellationögerihtliches Erkenntniß 
vom 30. Januar 1856. 

(Auf beffagtifche Appellation und klägeriſche Reſtitution. *) 

DaB die Förmlichfeiten der Appelation für gewahrt zu 
arten und in der Sadye felbft, wie hiemit gefchieht, das 
Erkenntniß des Obergerichts der freien Hanfeftadt Ham⸗ 
burg som 30. April 9. 3. zwar im Hebrigen zu beftä- 
tigen, jedoch auf Grund der von den Nlägern beim 
Obergerichte eingewandten Neftitution dahin abzuän- 
bern, daß Bellagte verbunden feien, dem Kläger auch 
Zinfen a ſechs Procent von der libellirten Summe von 
Bco. 4047, 18 feit dem 23. Sanıtar 1855 zu be- 
zahlen; und wird nunmehr, unter Verurtheilung ver 
Appellanten in die Koften gegenwärtiger Inſtanz, bie 
Sache an das Handelsgericht zurückverwieſen. 


Entſcheidungsgruͤnde. 
Aus No.7 und 8 ber Handelsgerichts-Acten ergiebt fich, 
daß das Valparaifo-Haus der Beflagten von dem Kläger eine 


*) 8. Blume: Gerichtsorbnung für das O. A. G. $47 Note b. 
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Parthie Goldwaaren zum Verkauf unter der Bedingung er⸗ 
balten bat, y 
1) daß mindeftens zu den Factura deckenden Preifen unter 
Hinzufchlgfang ſämmtlicher Spefen, Fracht und Zol 
verkauft werde; Dr 
2) daß die unverfaufte Waare dem Kläger von dem Bes 
Hagten fram&o aller Spefen incl, Afferuranz und Fracht, 
binnen 12-Monateg nad Ankunft der Waare in Val⸗ 
paraifo unefchädige zurüdgeftellt werde. 
Die Waaren it am 80. November 1853 in Valparaiſo 
angekommen, nur zum Theil verkauft, | 
Nv. 6 und 10 der Hand. Ger. Acten, 
und die angekündigte Rücklieferung des Unverkauften bat 
weder bis zum 30. November 1854 noch bis zur Klageerhe— 
bung am 25. Sanuar 1855 Statt gefunden. Wenn nun bie 
Bellagten dem principalen Anfpruch des Klägers auf Zahlung 
bes vollen Facturapreiſes nebjt Zinfen | 
a) entgegengefebt haben, nach mündlicher Abrede auf der 
Börfe, nach Inhalt von No.7, und nach eigener fpäterer 
Auffaffung des Klägers, fei von diefem nur Zurüdjendung 
ber Waare son Balparaifo binnen 12 Monaten nad 
dortiger Ankunft, nicht aber NRüdlieferung in Hamburg 
binnen befagter Frift bebungen worden, fo war dieſe 
Einrede formel deshalb, weil Beklagte das den Einwand 
implieite verwerfende Handelsgerichts-Erkenntniß der 
Nechtsfraft überlaffen haben, fo wie, weil der Einwand 
überdies durch Obergerichts-Erfenntnig ausdrücklich ver— 
worfen iſt, materiell aber nur deswillen, weil es auf die 
mündliche Uebereinkunft beim Vorhandenſein ſpäterer ent— 
gegengeſetzter ſchriftlicher Abrede nicht mehr ankommt, auf 
Grund des völlig Haren Inhalts von No. 7, fo wie 
wegen zeitiger DVerbeflerung des in der Klagſchrift be— 
gangenen, mit deren Inhalt in Widerfpruch ſtehenden 
Schreibfehlers, zu verwerfen. 
Dagegen wird es 
b) für ven ferneren Einwand ver Bellagten, wegen nicht 
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erfolgter zeitiger Rücklieferung ſei nur eine Klage auf 
Schadenserſatz, Feine auf ſofortige Zahlung des Factura— 
preifes zuläſſig, erforderlich, ziterft die Natur des Ver- 
trages zu prüfen. Die Beklagten fo ihn als Con- 
fignation, der Kläger als Ipiwelvertigg auf, Rechts— 
gefchäfte, welche zumal’ dann, wenn der-Berfaufs-Com- 
miffionair del credere fteht, piehrfady‘„Einander ähnlich 
find, gleichwohl darin fich weſentlich ufterfcheiden, daß 
der Eommilffonair ein fremdesver Yin Dagegen fein 
eigenes Gefchäft ausführt, Für MeAnnahme eines 
ZTrödeleontractes fprechen nuh“ zwar nicht Der Mangel 
eines Borfchuffes, indem eif Folcher auch bei einem 
Trödelcontract sorfommen Tin; eben fo mwenig das 
Schweigen über die Proviſion, da foldhe auf Ufanz be= 
ruhen kann; wohl aber die Mebernahme aller möglichen 
Koften des Hin- und Nüdtransports abfeiten der Be— 
Hagten, welche darauf hinweiſ't, daß nach der Abficht 
ber Contrahenten die gefammte Speculation mit den 
Waaren nur für Rechnung der Bellagten gehen und 
Kläger nach Ablauf der vorbedungenen Rücklieferungsfriſt 
Waare oder Preis zurüderhalten wollte und folte. Denn 
es läßt fich nicht annehmen, daß die Beklagten für bie 
Uebernahme jo beveutender Koften ein Aequivalent in 
einer gewöhnlichen Verkaufs-Proviſion gefunden haben 
follten, und man wird Daher berechtigt fein, aus jener 
Uebernahme zu fchließen, daß den Bellagten alles zu— 
fommen follte, was fie für die Waaren über deren Li— 
mitum hinaus zu löſen im Stande fein würden, 


Zwar kann für das Vorhandenfein einer Verkaufs-Com— 


miſſion der Ausdruck, dab die Waare zu Factura dedenden 
Preifen mindeftens verfauft werben müffe, angeführt werben, 
indem man baraus ableitet, daß die Factıra ein gewöhnliches 
Limitum ſei, und der Kläger einen Anſpruch auf höheren 
Erlös habe, während er bei’'m Trödelcontracte auf die For— 
derung des Taxwerthes befchränft ift. Diefes Argument würde 
feine Bedentung haben, wenn es wahr wäre, daß zum Weſen 
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des Tröbelvertrages die Angabe eines beftimmten Werthes 
nicht gehöre. Doc, findet fich eine ſolche Behauptung nur bei 

Wening Ciüvilrecht IT $ 193 not. o. unter Bezug 

nahme auf 
Pöhls Darftellung der Lehre vom SInnominateontraet 
$ 12 ©, 51 No. 2, 

welcher Schriftiteller jedoch durch Die Bemerkung, der Trödler, 
welchem aufgetragen fei, die Sache um den möglichit beften 
Preis zu verfaufen, werde als Inſtitor des anderen Contra— 
benten angeiehen werden müſſen, feiner Bemerkung felbft ihren 
practiſchen Werth nimmt. Das aus dem Wort „mindefteng* 
entnommene Argument felbft aber bat nicht die Bedeutung, 
um gegen obftehende aus der Uebernahme fämmtlicher Koften 
entfpringende entſcheidende VBermuthung für die Auffaffung des 
Geſchäfts als Trödelvertrag erheblich in Die Waagſchale zu 
fallen. Eben ſo wenig aber fonnte für die Entſcheidung obiger 
Frage darauf Gewicht gelegt werden, daß Kläger in feiner 
eventuellen Klagbitte die Auslieferung des unveräußerten Theils 
der Waaren und des „etwaigen Verkaufsprovenü's“ für den 
veräußerten Theil Dderfelben verlangt, da bierunter nur ein 
„Verkaufsprovenü“ in Gemäßheit Vertrags gemeint fein Fann, 
und diefes dem Obigen zufolge ein firirtes war. Weberbies 
würde aus dem in der eventuellen Klagbitte gebrauchten Aus- 
druck nichts Entfcheidendes folgen, da ſolche für den Fall, 
daß das Geſchaͤft als Verkaufs-Commiſſion aufzufaſſen wäre, 
hinzugefügt fein Tann. 

Indeſſen ift mit der Auffaflung des Geſchäfts als Trödel: 
vertrag die Frage, ob bei nicht zeitig bejchaffter Nüdlieferung 
des unverfauften Theils der Waare der Abſender ein Recht 
auf den Farturapreis babe, noch nicht abjolut entjchieden. 
Der Trödler, welcher die Gefahr der Sache zu tragen bat, 
ſteht dem Käufer gleich, welcher verfprochen hat, eine empfangene 
Waare, infofern er fie nicht bebalten wolle, binnen gewiſſer 
Frift zurüczuerftatten, alfo mittelft diefer Handlung fi Dar- 
über zu erklären, ob er die ihm zu einem gewiſſen Preiſe 
übergebene Waare zu ſolchem behalten wolle. Erklärt ſich 
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der Käufer innerhalb ber Friſt dahin, er wolle die Waare 
nicht behalten, liefert aber nicht zeitig zurüd, fo nützt ihm 
jene Erklärung nichts: denn e8 war Partheiwille, daß Die 
Erflärung nur mittelft gedachter Handlung ausgefprocen 
werden dürfe, mit anderen Worten, der Kauf war von Anfang 
an perfect, feine Auflöfung von dem Eintritt eines gewiſſen 
Umftandes abhängig. Das Bedenken, ob beim Tröpdelvertrag, 
infofern bei ſolchem die Gefahr auf den Trödler nicht über- 
gegangen ift, was davon abhängt, wer den Anftoß zum Ge— 
Ichäft gegeben hat, und im vorliegenden Falle nicht feftfteht, 
die bedungene Nüdlieferung ebenfalls rejolutive Bedeutung 
babe, wird bier durch den präfumtiven Partheiwillen befeitigt. 
Denn es war anzunehmen, der Kläger und fein Hintermann, 
der Fabrikant, habe bei Abjchluß des vorliegenden Vertrages 
über Waaren, welche als Movdeartifel in nicht langer Zeit 
viele Procente Des Werthes verlieren, die Abficht gehegt, nach 
Berlauf einer gewiffen Zeit feine Waare oder deren facturirten 
Werth zu erhalten: ift aljo jene innerhalb des bedungenen 
Termins nicht zurücgegeben, fo tritt der Werth nothwendig 
an deren Stelle, und die innerhalb der Frift erfolgte Erklä— 
rung, zurüdliefern zu wollen, ift ohne Bedeutung. 

War fonach die Appellationg-Befchwerde der Beklagten zu 
verwerfen, ſo mußte andererfeits der Reſtitutions-Beſchwerde 
des Klägers entſprochen werden. Die klagend geforberte 
Summe bat die Natur einer gewöhnlichen Forderung, und es 
veriteht fich daher von felbft, daß Kläger das Recht hat, von 
folcher feit der Klagbehändigung Proceßzinfen zu verlangen, 
und deren Mebergehen in dem vorigen Urtheil ihm zur Be— 
ſchwerde gereicht. 

In die Koften der Appellations-Inſtanz waren Beklagte 
zu verurtbeilen, da *ihre Befchwerde unbegründet befunden 
worden, die der Reſtitutions⸗Inſtanz dagegen find ſtillſchweigend 
verglichen, weil der Beſchwerde des Klägers entſprochen, und 
Das vorige Urtheil demgemäß abgeändert werden mußte, 
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In Saden Eduard Bahre, Klägers, (Anwald Dr. E. 

MM. Strauch) contra Dr. J. C. Knauth mand. noie 

Elifab. Chriſtiane geb. Caubet, des verftorbenen 

F. C. Babre Wwe., Bellagte. (Anwald Dr. 3. €. 
Knauth.) 


A. Rechtsfall: 

Der in Hamburg verſtorbene F. C. Bahre hatte ſich 1810 in 
Bielefeld verheirathet, wo damals das franzöſiſche Recht galt, 
und einen Heirathsvertrag mit ſeiner Frau errichtet. In dieſem 
war univerſelle Gütergemeinſchaft für die Vermögensverhältniſfſe 
verabredet und ſtipulirt worden, daß im Falle beerbter Ehe die 
Kinder an bes verſtorbenen Gatten Stelle in ber bisherigen 
Gütergemeinichaft treten und dieſe zwifchen bem überlebenden 
Gatten und feinen Kindern fortgefetst werben follte, bergeftalt, 
daß Iener allein die Verwaltung und Abminiftration über das 
Gefammtvermögen führe und nur fhuldig fei, aus dem Ertrage 
und Fond defjelben die Kinder gehörig zu erziehen. Im Ehe- 
vertrage war als Domicil der Ehe Altona, als ber damalige 
Wohnort des Ehemannes, angegeben, ben dieſer aber nach mehr 
als 20 Jahren mit Hamburg vertaufhte. F. C. Bahre ftarb 
mit Hinterfaffung einer Wittwe und mehrer münbiger Kinder, 
und fie feßte unter Affiftenz eines Sohnes das Geſchäft des 
Berftorbenen fort. 

Nun trat der Kläger, einer der Söhne, mit einer Klage 
gegen bie Mutter auf und verlangte: Beibringung eines Status 
des beim Tode feines Baters vorhandenen Gefammtvermögens 
und Belegung fämmtlicher Nachlaßcapitalien auf gemeinſchaftlichen 
Namen der Mutter unb Kinder. 

Das Niedergericht wies die Klage, wiewohl unter Compenjation 
der Koften, ab. . 

Das Obergericht fuspendirte dies Erfenntnif, unter Koftencompen- 
fation, und wies die Sache zur weitern Verhandlung an das Nieder- 
gericht zurück. 
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Das Oberappellationsgeriht bob auf beiberfeitige Berufung das 
obergerichtliche Erkenntniß wieder auf und ftellte das niebergerichtliche 
ber, unter Compenjation ber Koften. 

B. Rechtsſätze: 
a) Im Niedergerichtlichen Erfenntnifje: 

1) Das Verhältniß eines überlebenden Gatten zu ſeinen mündigen 
Kindern iſt nach Anleitung des in Gemäßheit der Geſetze ſeines 
Errichtungsactes aufgerichteten Heirathsantrages zu beurtheilen, 
wenn dem feine verbietenden Geſetze entgegenfiehen. 

2) Aus dem Beſtehen einer zwiſchen Ehegatten vorhandenen allge— 
meinen Gütergemeinſchaft folgt nicht die Verpflichtung der über— 
lebenden Ehefrau, nach ihres Gatten Tode das Capitalvermögen 
auf ihren und der Kinder Namen zu belegen. 

3) Bei einer allgemeinen Gütergemeinſchaft ſteht den mündigen 
Kindern kein Aufſichtsrecht in Bezug auf das Geſammtvermögen 
gegen die Mutter zu. 

4) Wohl aber kann nach Hamburgiſchem Rechte ein einzelnes Kind 
die Vorlage eines Status über das Geſammtvermögen verlangen. 

5) Jedoch ſteht das Verlangen, daß das väterlihe Vermögen auf 
gemeinjchaftlihen Namen von Mutter und Kindern belegt werben 
folle, nur der Geſammtheit der Kinder, nicht einem derjelben zur. 

b) Im Obergerichtlichen Erfenntniffe: 

1) Nah franzöfifchem Rechte Dauert nah eines Gatten Tode bie 
communaute legale zwijchen dem überlebenden Gatten und ben 
Kindern nicht fort. 

2) Eine vertragsmäßige auch von ben Geſetzen des Domicils der 
Ehegatten abweichende Feſtſtellung ber Güterrechte zwiſchen Ehe- 
gatten ift zuläffig, ſoweit nicht Prohibitiogefege des urſprüng— 
lichen oder jpätern Domicils entgegenftehen. 

ec) Im Oberappellationsgerichtlihen Erkenntniſſe: 

1) Das an bie rechtzeitige Beibringung bes libellus gravaminum 
gejetslich gefnüpfte praejudicium desertionis bezieht ſich auf die 
ganze Appellation und Feineswegs blos auf deren Einführung 
und die Aufftellimg der Bejchwerben, 

2) Eine nur negative Konformität zweier vorinfianzlicher Erkennt⸗ 
niffe fteht der Appellation an die dritte Inftanz nicht entgegen. 

3) Weder das Altonaer noch das Hamburger Recht enthält irgend 
welche Prohibitivbeftimmungen, weldhe den Abſchluß eines Ehe— 
contractes im Auslande und nach den Formen des dort geltenden 
Rechts behinderte, oder ber vertragsmäßigen Begründung resp. 
Fortfegung einer allgemeinen Gütergemeinichaft in und nach der 
Ehe entgegenftänbe. 
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4) Die fortdauernd bindende Kraft einer einmal gültig gejchloffenen 
Ehepacte unterliegt feinem Zweifel. 

5) Zwar ift das feinem Urſprunge nach ex lege erwachſene gegen- 
feitige Rechtsverhältniß der Ehegatten, feiner rechtlichen Wirkung 
nad, ganz wie ein jus paclitium zu behandeln. Doc 

6) für Die Frage: ob und welchergeftalt eine Fortſetzung der Gilter- 
gemeinſchaft zwilchen dem Überlebenden Gatten und den Kindern 
eintrete; entſcheidet das Recht besjenigen Drtes, wo zur Zeit 
ber Ehetrennung die Ehegatten ihr Domicil hatten. 

7) Für die NRegulivung der geſetzlichen Erbfolge ift immer das in 
domicilio defuncti tempore mortis geltende Recht entſcheidend. 

5) Die communio prorogata gilt nicht blos als längerer Fort- 
beftand der während ber Ehe für den Ueberlebenden fchon be- 
ftandenen Güterverhältniffe, ſondern fie involvirt zugleich ein 
neues Rechtsverhältniß für die Kinder, wie in Beziehung auf 
biejelben. 

9) Weber dieſe erft mit dem Tode und durch dieſen eintretende neue 
und andere Vermögensgemeinſchaft zwiſchen dem überlebenden 
Gatten und den Kindern kann nur das Recht des Ortes ent: 
fcheiden, wo dermalen der Ueberlebende fein Domicil und damit 
das Gemeingut feinen Sit hat. 

10) Das Hamburger Recht giebt nicht einmal den unmündigen Kin- 
dern ein umnbebingtes Recht auf IRDOEDERREUION Sicherſtellung 
der Vermögensſubſtanz. 

11) Nach Lübiſchem Rechte kann eine — des Gemeinguts auf 
gemeinſchaftlichen Namen des Ueberlebenden und der Kinder nicht 
gefordert werden. 

12) Dem Deutſchen Rechte iſt überhaupt eine ſolche und überhaupt 

"jede cautelariſche Beſchränkung der mit dem Beiſitze verbundenen 
möütterlihen Verwaltung auf Gebeih und Berderb fremd, viel- 
mehr faft durchweg bei fortbauerndem Wittwenftande, und abgefehn 
von Schlechter zur Theilung des Sammtguts führender Wirthichafts- 
und Bermögensverwaltung, ber Mutter ein ebenjo felbftftändiges 
und ausjchliefliches Adminiſtrationsrecht, wie dem Bater, zu- 
ftändig. Beſchränkt wird dies Recht etwa nur durch bie dann 
für die Mutter auch als Beifigerin eintretende Gejchlechtscuratel. 

13) Der Receß bon 1529 Art. 33, jelbft wenn er noch geltenden 
Rechtens wäre, giebt nur der Gefammtheit der Kinder das 
Recht, die Gefammtgitter unter Aufficht zu nehmen, wenn bie 
Mutter ein einfeitiges und eigenmächtiges Verändern, Vergaben, 
Berpfänden oder Verkaufen derfelben bereits vorgenommen bat, 
nicht aber ſchon für den Kal, daß blos die Möglichkeit ober 


14 2. E. Bahre c. Dr. Knauth m. n. 


Beſorgniß, daß die Mutter ohne Zuftimmung der Kinder jolche 
Dispofitionen vornehmen werde, vorhanden wäre. 

14) Nach der rechtlichen Natur der communio prorogala wie nad) 
ber Praris, haben mündige Kinder nicht das Recht, die Mutter, 
welche wohl Haus hält, zur Eapitalanlage des Sammtguts auf 
gemeinichaftlihen Namen zu nöthigen, wenn ihnen auch eine 
Aufficht Über die Verwaltung nicht abzufprechen ift. 

15) Auch die älteren Hamburger Schriftfteller geben den mündigen 
Kindern jenes Necht nicht, höchſtens wird von ibnen die Inven- 
tarifirung der Güter für nöthig erklärt, wo nach Neigung ober 
Alter der Wittwe deren Wiederverheirathbung zu gemwärtigen 
fteht und damit eine Theilung bes Sammtgutes nothwendig 
werben würde. 

16) Die bier den Kindern gegen die Mutter in Bezug auf das 
Sammtgut durchaus und unter gewiffen Vorausſetzungen zu- 
ftändigen Rechte können jedenfalls nur von der Gelammtheit der 
Kinder geltend gemacht werben, nicht aber von einem einzelnen 
im Wibderftreit mit den librigen. 

17) Ein vorhandener Ehecontract geht unbedingt dem gefetlichen 
und berfömmlichen Rechte vor. 

18) Bei einem Wechfel in den Entſcheidungen ber beiden untern 
Anftanzen, bei einer Verſchiedenheit der ben einjchläglichen Fragen 
in allen Inftanzen gewordenen Beurtheilung und bei einer 
unverfennbaren Zweifelbaftigfeit der Rechtsſache, war auf eine 
Compenfation der Koften aller Inftanzen zu halten. 


Niedergerichtliches Erkenntniß 
vom 21. Januar 1853. 3 

Da der Antrag des Klägers dahin geftellt ift, die Beklagte 
als feine Mutter zu verpflichten, theils einen status des beim 
Tode des verftorbenen 5. C. Bahre vorhanden geweſenen 
Gefammtvermögens „beizubringen, theils ſämmtliche Capitalien 
des väterlichen Nachlafjes auf ihren und der Kinder Namen 
auf biefiger Kämmerei oder im Stadt- oder Landrentenbuche 
zu belegen; da der verftorbene Bahre fich mit der Beflagten 
im Jahre 1810 in Bielefeld verehelicht, und Damals den als 
Anl. A ad except. in beglaubigter Form beigebradhten Heiraths— 
vertrag vollzogen hat, nach welchem, da deſſen Gültigkeit nach 
dem damals berrfchenden franzöfifchen Recht unbeftritten, auch 
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das Verhältniß der Beklagten zu ihren Kindern zunächit zu 
beurtheilen ift, weil dem Feine verbietenden Geſetze entgegen- 
ftehen, vielmehr nämentlich auch die in $ 13 ber biefigen 
tranfitorifchen Verordnung vom 28. Suli 1815 ausgefprocene 
Rechtsanficht damit übereinftimmt; — da die Ehegatten im 
$ 1 des Heirathsvertrages die univerfelle Gütergemeinichaft 
für ihre Vermögens-Verhältniſſe verabredet haben, für ven 
eingetretenen Fall der beerbten Ehe nach $ 4 die Kinder an 
des verſtorbenen Ehegatten Stelle in der bisherigen Güter- 
gemeinfchaft treten, und Diefelbe zwifchen dem überlebenvden 
Ehegatten und feinen Kindern fortgefebt werden fol, vergeftalt, 
daß nad $ 6 der überlebente Ehegatte allein die Verwal— 
tung und Aominiftration über das Geſammtvermögen führe, 
und nur ſchuldig fei, aus dem Ertrage und Fond veflelben 
die Kinder gehörig zu erziehen; — da nun eine Verpflichtung 
der Beflagten, das Kapitalvermögen auf ihren und der Kinder 
Namen beantragter Maßen zu belegen, aus jener ihrer ver— 
tragsmäßig erworbenen Stellung feineswegs zu bebueiren, 
vielmehr mit den juriftifchen Conſequenzen aus einer wirklichen 
Gütergemeinfchaft um fo weniger vereinbar fein würde, weil 
bei diefer die Freiheit der Wittwe hinfichtlich des Vermögens 
feine geringere fein Tann, als weldye dem Ehemann, falls er 
der Ueberlebende gemwejen wäre, zuftehen würde; — da auch 
die Anftrengung der Beklagten zur Borlegung eines status 
nur als Ausflug und Borbereitung eines, in substrato von 
den Kindern aus dem Chezärter Feinesiwegs geltend zu 
machenden Auflichtsrechts zu begründen wäre, mithin bie 
Pflicht dazu zugleich mit diefer ihrer bebingenden Voraus— 
feßung ceffiren muß; — da ferner, wenn Die Sache, im 
Widerſpruch mit dem inhalt des Heirathscontractes, nad 
ben Beftimmungen unferes topifchen Rechts beurtheilt werben 
ſollte, alsddann zwar dem Antrage auf Vorlegung eines status 
über den Bahre’fhen Nachlaß, wie derſelbe zur Zeit Der’ 
Klage beftand, in Gemäßheit früherer Entfcheidungen zu defe— 
tiren fein mögte, und zwar ſchon auf Anhalten eines einzelnen 
son mehren Kindern, hingegen das zweite Geſuch des Klägers 
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auch auf dieſem Standpuncte als vermwerflich erfcheinen 
müßte; da nämlich, wenn es hier dahin geftelt bleibt, in wie 
weit der, bisweilen aus dem Receß von 1529 Art. 33 gefol- 
gerte Zwang einer Wittwe durch großjährige Kinder, Das 
ungetheilte Vermögen in biefigen Kammerbriefen und Haug- 
poften auf ihren und ver Kinder Namen zu belegen, bei den 
jebigen BVerhältniffen anwendbar und allgemein durchführbar 
fein könnte, jedenfalls die Ausführung dieſer Mafregel die 
Sortfegung eines Faufmännifchen oder anderweitig das vor— 
handene Capital zu feiner Betreibung erfordernden Gefchäfts 
als Damit unvereinbar ausschließen würde; da, wenn für ben 
Fall der Unmündigfeit der Kinder Die Vormundſchafts⸗Ordnung 
die Ermächtigung der Wittwe zur Fortſetzung eines Geſchäftes 
von der Unterſuchung und Genehmigung durch die obervor— 
mundſchaftliche Behörde abhängig macht, dafür bei mündigen 
Kindern deren eigener Entſchluß an die Stelle treten muß; 
da hierbei zunächſt eine, etwa nach Quoten geſonderte Bei— 
ſtimmung der einzelnen Kinder nicht ſtatuirt werden kann, 
ſowohl wegen der eventuellen Anwartſchaft jedes Einzelnen 
auf die Antheile auch der Uebrigen, als auch weil in Erman- 
gelung einer wirklichen Abtheilung der anfängliche Belauf 
eines dergeftalt durch Belegung zu ifolirenden idealen Theiles 
in quanto durch jeden Zuwachs oder Verringerung der übrigen 
Maſſe gleihfals afficirt werden müßte; da, wenn ſonach der 
Wille ihrer großjährigen Kinder in dieſem Puncte, der Wittwe 
gegenüber, fih der Leßteren nothwendig als ein einheit- 
licher darzuftelen hat, die Forderung der Einftimmigfeit 
für Die Befugung zu einer mit der gedachten Sicherſtellung 
unvereinbaren Benutzungsart des Vermögens es verkennen 
würde, daß nach Verſchiedenheit ver concreten Umſtände die 
Fortſetzung eines ſoliden kaufmänniſchen oder ſonſtigen Be⸗ 
triebes nicht allein bei gleicher Sicherheit poſitiv vortheilhafter 
für die Betheiligten, ſondern ſelbſt als die einzig genügende 
Subſiſtenzquelle erſcheinen kann; da hieraus das für den vor— 
liegenden Fall entfcheidende Refultat eonftirt, daß auch nad 
Hamburgiſchem Recht der vereinzelte Antrag des Klägers, 
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im Widerſpruch mit den Anfichten feiner fämmtlichen Ge— 
ſchwiſter, nicht Die Kraft haben dürfe, die Beklagte zur Feſt— 
ftellung des gefammten Capitalvermögens in der verlangten 
Movalität zu nöthigen; 
daß Kläger mit der von ihm erhobenen Klage in deren 
beiden Theilen abzumweijen, die Prozepkoften jedoch zu 
eompenfiren feien. 


Obergerichtliches Erkenntniß 
vom 22. Mai 1854, 
(Auf klägeriſche Appellation.) 

Daß der bon Ermeyer am 2. Jan. d. 3. nachträglich 
producirte libellus appellatorius, nebft deſſen drei Anlagen, 
als merita causae enthaltend, in Anleitung $ 3 des ober- 
gerichtlichen gemeinen Beſcheides vom 18. Juni 1768 
(f. Anderfon’s Hamb. Privatrecht IT. S. 296) ab actis 
zu rejiciren und von der obergerirhtlichen Regiftratur an 
Erfmeyer zurüdzugeben; 

in der Sache felbft aber: 

Da zwiſchen den Eheleuten Bahre am 9. Nov. 1810 ein 
Ehecontract gefchloffen worden ijt, welchem zufolge zwijchen 
ihnen eine allgemeine Gütergemeinjchaft nach den Vorſchriften 
des code Napoleon ftattfinden und dieſe von dem überlebenden 
Ehegatten mit den Kindern fortgefeht werden jollte, wobei 
jedoch als Domicil der Ehe (L. 5 D. de ritu nupt.) damals 
Altona, als der im Ehevertrage erwähnte Wohnort des Ehe- 
mannes angegeben ward, welchen Wohnort die gedachten Ehe— 
gatten fpäterhin mit Hamburg, woſelbſt fie in nexum getreten 
find, vertaufcht haben; da nun die Beflagte die fortdauernde 
Gültigkeit diefes Ehecontractes dem Kläger gegenüber in An: 
Ipruch nimmt; da bier nun zwar zunächſt Die Frage entiteht, 
ob die Gültigfeit der in dem gegenwärtigen Nechteftreite in 
Betracht kommenden, die Fortfeßung der Gütergemeinjcaft 
zwiſchen dem überlebenden Ehegatten und den Kindern ſtipu— 
lirenden $ 4 und 6 des Ehecontractes nach den Vorſchriften 

Rechtsfälle 1866, 2 
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des code Napoleon zu beurtheilen ift, welche Gültigkeit zu 
beftreiten fein würde, weil nach diefen Vorſchriften bei einer 
communaute legale eine foldye Fortfegung überall nicht ein- 
tritt, vielmehr die Nechte der Eltern an der den Kindern 
zufallenden Hälfte des Gefammtgutes fehr befchränft find 
(Art. 384, 1442 und 1474 des code) und den Ehegatten zwar 
nad dem Rechte des code freifteht, mittelft Beliebung einer 
communaute conventionelle in einem Ehevertrage mannigfache, 
bon der communaute legale abweichende Beftimmungen zu 
treffen, jedoch ohne daß fie Die gefebliche, bier durch bie 
communio prorogata befchränft werdende, überdies als Noth- 
erbenrecht erfcheinende Succeſſions-Ordnung der Kinder ser- 
ändern, noch überhaupt den dispositions prohibitives des code 
berogiren dürfen (Art. 745, 913, 1388 und 1389 des code 
und $ 8 des Eherontractes), zu welchen Prohibitiv-Dispoſi— 
tionen auch die Verfügung des Art. 815 des code zu zählen 
fein dürfte; da indeß im sorliegenden Falle die Gültigfeit 
ber $$ 4 und 6 des Ehecontractes, weil die Ehegatten zur 
Zeit der Eheberedung Fein Domicil hatten, wofelbft das fran— 
zöſiſche Necht galt, nicht nach diefem Nechte zu enticheiden, 
jondern vielmehr als eine vertragsmäßige Beliebung aufzufäffen 
ift, bei der ſich nur fragt, ob fie, wenn ſelbſt nach franzöfifchem 
Rechte ungültig, nicht an und für ſich nach den Rechten des 
urfprünglichen oder des fpäter gewählten Domicils der Ehe— 
gatten als rechtsbeftändig anzufehen fein würde, welche Frage 
zu bejahen ift, weil eine ſolche vertragsmäßige, wenn auch 
von den Geſetzen des Domicils abweichende Feftftellung ver 
Güterrechte zwiſchen Cheleuten zuläffig ift, inſoweit nicht 
Prohibitiv⸗-Geſetze des unfprünglichen oder des fpäteren Do- 
micils entgegenftehen, etwas, das, fo viel Altona betrifft, vom 
Kläger nicht behauptet worden, während mit Niüdkficht auf 
Hamburg Die Probibitiv-Beftimmungen des $ 13 der tranfi- 
torifchen Verordnung som 28. Juli 1815 bier offenbar nicht 
in Betracht fommen; u 

da jomit angenommen werben muß, daß die Eheleute Bahre 
dem Ueberlebenden von ihnen, den Kindern gegenüber daſſelbe 
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Recht zuzufichern beabfichtigten und zuzuſichern berechtigt 
waren, weldes nach den Borfchriften des code Napoleon 
während der Dauer einer vertragsmäßigen allgemeinen Güter- 
gemeinfchaft dem einen Ehegatten gegen den andern zufteht 
und es fi fonach nur fragt, inwieweit der Kläger nach 
Maßgabe diefes Nechtsverhältniffes annoch Anträge zu ftellen 
berechtigt fein würde; 
da es demzufolge auf die Frage, wie bier und namentlich 
über die im niedergerichtlichen Erkenntniſſe aufgeftellten Prin— 
cipien zu erfennen fein würde, wenn Die Cache nady den 
Borfchriften des Hamburgifchen ftatutarifchen Nechtes zu ent— 
fcheiden wäre, fo wie auf die vom Kläger angezogene preu— 
Kifche Verordnung vom 9. Sept. 1814 überall nicht anfommt, 
mithin es eines Erkenntniſſes über die zweite, fünfte und 
fechfte Befchwerde des Klägers nicht bedarf, während Die erfte 
und dritte fich, wenngleich tbeilweife aus anderen Gründen, 
als unerfindlich darjtellen und nur auf die vierte für jetzt 
einzugeben ift, 
daß das niedergerichtliche Erfenntnig a quo vom 21. San. 
1853, wiewohl der Fünftigen Wiederherftellung des dis— 
pofitiven Theils deſſelben unbefchadet, für jebt wieder 
aufzuheben und die Sache zur ferneren Verhandlung und 
Entjcheidung in Anleitung des gegenwärtigen Erfennt- 
nilles, unter Compenfation der im Obergerichte aufge- 
Inufenen Koften, mit den wieder zu berfiegelnden Arten 
an das Niedergericht zu remittiren, 


Ober- Appellationsgerichtliches Erkenntniß 
vom 31. Januar 1856, 
(Auf beiderfeitige Appellation.) 
Daß die Förmlichkeiten der beiderfeitigen Appellationen 
für gewahrt zu achten, und Materialien anlangend, unter 
Verwerfung der Hägerifchen Beſchwerden, auf Grund 
der beflagtifchen Appellation, wie hiemit seihieht, bas Er- 
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fenntniß Des Obergerichts der freien Hanfeftadt Hamburg 
som 22, Mai 1854, fo viel die in der Hauptfache er- 
gangene Entjcheidung betrifft, wieder aufzuheben und 
das Erfenntnig des Niedergerichts som 21. San. 1853 
“wieder herzuftellen fei; 
und wird nunmehr, unter Compenfation der Koften 
jetziger Snftanz, Die Sache an das Niedergericht zurüc- 
verwieſen. 


Entſcheidungsgruͤnde 


Die Beſchwerde, welche klägeriſcher Seits über die in der 
sententia a qua verfügte Zurückweiſung der Juſtifications— 
ſchrift voriger Inſtanz und ihrer Anlagen im Grav. I. erhoben 
worden ift, würde fchon um deshalb Feine Berückſichtigung 
haben finden Fönnen, weil son biefer Rückweiſung Stläger 
Feinerlei Nachtheil erlitten und zu befürchten hat, indem einer= 
feits die im gedachten Libelle nach Maßgabe des beigefügten 
Fuiſſeau'ſchen Gutachtens vorzugsweiſe ventilirte Frage, ob 
Gültigkeit oder Ungültigfeit des ftreitigen Chezärters nach 
franzöſiſchem Nechte anzunehmen ftehe, gleichwohl in Der 
sententia a qua eingehender Prüfung unterzogen worden ift, 
andererfeits die Reproduction und Benubung jenes rejicirten 
Gutachtens dem Kläger für Die höhere Inftanz unbenommen 
blieb und wirklich demnächſt erfolgt ift, gleiches auch von den 
weiteren Anlagen jenes Libells, den Briefen des Ih. Bahre, 
gegolten hätte oder gelten würde, wenn Kläger auf die von 
der sententia a qua vorläufig bei Seite gejeßte 6te Beſchwerde 
voriger Inſtanz zurüdzufommen ſich veranlaßt gefunden hätte 
oder im meiteren DBerlaufe der zwifchen ihm und der Be— 
Hagten beftehenden Differenzen zu näherer Begriindung und 
Doreumentirung der der Lebteren vorgeworfenen fehlechten 
Geſchäftsführung Veranlaffung vorliegen follte. Allein auch 
abgefehben davon, daß hiernach jene Beſchwerde als ein 
gravamen inane fich darftellte, konnte fie als begründet um 
jo mweniger anerkannt werben, als, wenn wirflic, wie doch 
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nicht der Fall ift, die verfügte Nejection aus dem vom Ober- 
gerichte dafür analog geltend gemachten „ 

Gem. Befcheid des Oberger. vom 28. Suli 1768 $ 3 
weder an fich noch nach Der procefiualifchen Sachlage und 
dem Verhalten des beflagtifchen Sachführers resp. feines 
Procurators ſich rechtfertigen laſſen ſollte, doch jedenfalls das 
an die rechtzeitige Beibringung des libellus gravaminum ge— 
ſetzlich geknüpfte 

Verordnung vom 29. December 1815 in Betreff des 

Derfahrens ꝛc. Art. 44 
und bei der erbetenen und ertheilten prorogatio fatalium aus- 
drüdlich dem beflagtifchen Anwalte eingefchärfte 

vgl. Protoc. Befcheid vom 11. Febr. 1853, 
praejudicium desertionis, welches ficy auf die ganze Appellation 
und keinesweges bloß auf deren Einführung und die Auf: 
ftelung der Beſchwerden bezieht, 

vgl. Stat. 137 $ 3 und 6, 

Revid. Ger. DO. v. 1711 Tit. 45 $ 4, 
der Annahme des Fägerifchen Libells mit dem 25. Febr., als 
dem leiten Tage der erlangten Frift, und falls man die da— 
mals um weitere 4 Wochen nachgefuchte Befriftung für ftil- 
fchweigend gewährt anfehen dürfte, unter allen Umſtänden mit 
dem 23. März 1853 entgegenftand. 

Anbelangend die in der Sache felbit ergangene, vom Kläger 
in feinen Grav. I] u. II, aber auch beflagtifcher Seits ange— 
fochtene Entſcheidung des Dbergerichts, fo Fonnte zuvörderſt 

I. der Einwand der Beklagten für begründet nicht erachtet 
werden, daß die ganze Hägerifche Befchwerbeführung gegen 
das Princip der duae conformes ftreite, und Daß bis auf den 
einen, vom Obergerichte mittelft Remilfion zu erneuter Ver— 
handlung und weiteren Entfcheidung verftellten, ven Gegenftand 
der beklagtifchen Appellation bildenden, pyom Kläger aber gar 
nicht in den Kreis feiner jegigen Befchwerbeführung gezogenen 
Streitpuntt, ob und melde andere als Pie in der Klage ber 
anfpruchten Rechte nach Maßgabe der als gültig anerkannten 
Stipulationen des Chezärters, und insbefondere ber im Ober- 
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gericht3 = Erfenntniffe dem $ 4 gewordene Auffafjung ſowohl 
überhaupt als noch in diefem Prozeſſe geltend machen Fünne, 
alle übrigen in den bisherigen Partheiverhandlungen und Er- 
kenntniſſen ventilirten Fragen bereits ihre definitive Erledigung 
formell gefunden hätten. | 
vgl. ©. X. Ger. Act. [17] p. 10-17 
und [6] p. 5. 6 
mit [15] p. 7 flg. 

Wie nämlich in dem decisum felbft erfter und zweiter Inſtanz 
eine Difformität evident vorliegt, ift auch in den rechtlichen 
Auffaffungen der vorderen Inſtanzen, melde die Elemente 
ihrer Entſcheidungen bilden und zu deren Begründung dienen, 
bei näherem Betrachte eine ſolche Conformität überall nicht 
erfindlich, als zur Anwendung jenes Principe des Hamburger 
Prozefles erforderlich it. Denn während dag Niedergerichte- 
Erfenntnig zwar auf Inhalt und Bedeutung des Hamburger 
Nechts näher ein-, aber Doc Davon ausgeht, daß es auf 
bafjelbe vorliegend gar nicht anfomme, weil lediglich der unter 
ber Herrfchaft des franzöfifchen Rechts gefchloffene, aus diefem 
zu erflärende fie zu ergänzende und danach unbeftritten 
gültige Ehezärter entjcheide, hat umgefehrt die sententia a qua, 
infofern bier die Gültigkeit der im Chezärter getroffenen, 
nad franzöſiſchem Nechte für ungültig erachteten Stipulationen 
gerade auf die Nichtanwendbarkeit Des franzöſiſchen Nechts 
und darauf gegründet wird, daß das Hamburger Necdht Feine 
den gedachten Stipulationen entgegenftehende Prohibitiv-Be— 
flimmung enthalte, deſſen Anwendbarkeit zum Stüß- und 
Ausgangspunft genommen, 'aber ein näheres Eingehen auf 
daffelbe um deshalb als überflüſſig unterlafen, weil nad 
Anficht des Obergerichts Bedeutung und Wirkung Der ver- 
tragsmäßigen Stipulationen ſich nad inhalt des als Gefeh 
für unanwendlich erklärten franzöfifchen Nechts beftimmen 
müſſe. Es liegt alſo nur in ver fpeciellen Richtung, nach 
welchen Rechtsnormen die Natur der verabredeten Fortſetzung 
der Guͤtergemeinſchaft zu beſtimmen ſei, und hier nur eine 
negative Conformität dahin vor, daß dafür das Hamburger 
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Recht nicht enticheidend fei; Feinesweges aber find darin, wie 
beflagtifcherfeits behauptet werden will, Die vorderen Gerichte 
einverftanden, daß es überhaupt auf das Hamburger Recht 
nicht anfomme und lediglich der Ehezärter entjcheide. Ebenfo 
find zwar beide Gerichte Darüber einverftanden, daß auf das 
franzöjifche Recht zu recurriren fei. Aber wie deſſen Sinn 
und Bedeutung ganz verſchieden aufgefaßt wird, infofern das 
Niedergericht die Abrede über Fortſetzung der Gütergemein— 
Schaft für gültig, Das Obergericht für ungültig erachtete, fo 
weichen auch beide über Richtung und Umfang der dem 
franzöjifchen Rechte vindicirten Anwendbarfeit wefentlich von 
einander, und zwar dahin ab, daß Die sententia a qua nur 
aus deifen Beitimmungen über die dem einen Ehegatten gegen 
den anderen während der Ehe bei vertragsmäßiger allgemeiner 
Gütergemeinjchaft zuftändigen Rechte das rechtliche Verhältniß 
des Weberlebenden zu den Kindern erläutert und Das des— 
fallfige jus pactitium erft noch ermittelt und feitgeftellt willen 
will, daß hingegen das Erfenntnig erfter Inſtanz auf das 
für anwendbar und entjcheidend erachtete franzöfiiche Necht 
die Abweilung der Flägerifchen Anfprüce fügt und ohne 
Weiteres deren rechtlichen Ungrund annimmt, Endlich ge= 
winnt e8 zwar auf den erften Blick den Anſchein, als ob 
beide Gerichte, wennglei aus serfchiedenen Gründen, über 
die Gültigkeit des Ehezärters im Allgemeinen wie in Betreff 
der in deſſen $ 4 und 6 über Fortfebung der Gütergemein- 
Ichaft getroffenen Stipulationen einverftanden wären. Aber 
über den Umfang, in welchem diefe Gültigkeit anzunehmen 
ftehe, jo wie über Sinn und Wirkung der fraglichen Stipu— 
Intionen gebt die Anſicht beider Gerichte jo weit auseinander, 
daß die Eonformität nur in der übereinftimmenden Anerfen- 
nung des, ohnehin nicht beftrittenen, formell rechtsbeftändigen 
Abfchluffes der Eheberedung vom Sahre 1810, jo wie in der 
gleichfürmigen Verwerfung der Einwendungen befteht, welche 
Kläger grundlofer Weife aus der 

Preuß. Verordn. v. 9, Sept. 1814 $7 Gef. Samml. 

1854 p. 89 flg., 
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Hamb. Verordn. vom 28. Suli 1815 $ 2, 
gegen die fortdauernde Gültigkeit des Ehezärters erhoben bat, 
dgl. N, Ger. Act. [7] p. 17, 18 und 24 flg., 
O. Ger. Act. [3] p. 4 sub 2. 
daß im Mebrigen dagegen auch nach diefer Seite hin eine 
Difformität felbf in den Bafen und Elementen der bisherigen 
Erfenntniffe vorliegt. 
jo bewandter Sachlage kann denn auch darauf Fein 
Gewicht gelegt werben, wenn in ber sententia a qua das erfte 
und Dritte gravamen voriger Inſtanz, Dagegen gerichtet, daß 
das Niedergerichts-Erfenntnig den Ehezärter als ein unbe- 
fritten gültiges, und nur nad franzöfiichem, nicht nach Hamb. 
Necht zu beurtheilendes Abfommen behandelt habe, für „un— 
erfindlich” erklärt werden, zumal folches mit den Morten 
„wenngleich theilmeife aus anderen Gründen” gefchehen, und 
damit die mwejentliche VBerfchiedenheit der Gefammt-Auffaffung 
eben fo direct anerkannt ift, als fie fi aus den vorange— 
ſchickten Motiven ergiebt. Es waren vielmehr je nah Maß— 
gabe der beiverfeits jebt erhobenen, oder der etwa beflagtifcher 
Seits aus Horiger Inſtanz reviviscirenden Befchwerden die 
verfchiedenen vorftehend angeveuteten Hauptftreitfragen noch 
fämmtlih als offen und zw freier diesſeitiger Dijudicatıtr 
ftebend zu betrachten, und fteht zunächft und vor Allem 
II. die Frage zur Entfcheidung, welches Recht, ob das bes 
code Napoleon, welches an dem Ort und zu der Zeit, mo 
Abſchluß des Ehecontracts wie der Ehe felbft Statt fand, 
gejegliche Geltung hatte, oder das echt von Altona oder von 
Hamburg, als woſelbſt die Bahre’fchen Eheleute ihren erften, 
resp. legten Wohnfig gehabt haben, über Gültigkeit und 
Wirfung des ftreitigen Chezärters, insbefondere der in deſſen 
$ 4 und 6 wegen Fortfegung der Gütergemeinfchaft getroffenen 
Stipulationen entfcheide, resp. wo dieſe leßteren als zmeifel- 
haft und unzureichend ſich ergäben, zu beren Erläuterung und 
Ergänzung zu dienen babe? 
In diefer Beziehung Fonnte nun 
A. das franzöfifche Necht als maßgebend für den mate- 
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rielen Inhalt der getroffenen Eheberedung überall nicht 
erachtet werden. Denn daß 

1) Abſchluß und Vollzug des Ehecontracts ganz nad den 
desfallſigen Vorfchriften des 

code Napoleon Art. 1394 u. 1398, 

erfolgt ift, war natürliche Folge davon, daß in loco contractus 
das franzöfifche Necht galt, fo wie nothwendige Folge Der 
son den Partheien beliebten Contraetsform, da Seitens des 
Notars eine officiele Mitwirkung nad anderen Formen und 
Borfihriften, als des für ihm bindenden Geſetzes nicht ftatt- 
haft war. Es fann aber diefe Abſchluß-Form oder der Um— 
fand, daß die Braut und deren Mutter auch ihr Domieil 
in loco eontractus und unter der Herrfchaft des franzöſiſchen 
Rechts hatten, in materieller Beziehung die Gültigkeit und bin— 
vende Kraft des lehteren fo wenig zur Folge haben, als zum 
Beweije desfallfiger Anerkennung und Unterwerfung der Par— 
theien dienen; und zwar um fo weniger, weil der Eingang 
des Ehecontracts den Bräutigam ausdrücklich als zu Altona 
„domicilirt“ bezeichnet, auch weder aus dem Contracte noch 
andermweit irgend ein Umftand dafür zu entnehmen if, Daß 
die Verlobten am Orte des Contracts- und Ehe-Abſchluſſes 
ſich wenigſtens vorerft nieverzulaffen beabfichtigt hätten, mithin 
die unmittelbar nachher erfolgte Weberfiedelung nach dem 
Domicile des Bräutigams Har zeigt, daß von vorn herein 
Altona zum eigentlichen Sitze der Ehe beftimmt war, und daß 
nur für diefen Ort, resp. für das weiter etwa zu wählende 
Domicil, die perfönlichen und Güter-Verhältniſſe des Ehe- 
mannes vertragsmäßig haben geordnet werben follen, 

2) Eine ausprüdliche und dabei ſowohl an ſich Hare ale 
generelle Unterwerfung der Eontrahenten unter das Necht des 
code Napoleon, wodurch dieſes fchlechthin als Die allein und 
unbedingt entfrheivende Norm anerfannt wäre, ift in dem 
Ehezärter nicht zu befinden. Die fperielle Bezugnahme aber 
in deffen $ 1 auf den Art. 1526 befagt nichts weiter, als 
daß die Glitergemeinfchaft ihrem Urfprunge nach eine vertrags⸗ 
mäßige fein und dem Umfange nach alles und jedes Gut 


26 2. E. Bahre c. Dr. Knauth m. n. 


beider Theile zum Gegenftande haben, Die Ehe nicht als sous 
le regime legal de communaute geſchloſſen gelten folle. 
Und was die im $ 8 befindliche Allegation der Art, 1388 — 
1390 u. 1507 betrifft, die „beiden Verlobten befannt” wären 
und „als verbindliche Richtſchnur anerfannt und als unver- 
letzlich vorausgeſetzt“ würden, ſo kann diefe, wenn fie über- 
haupt mehr ift als eine Kautelar-Elaufel, welche dem Notare 
wegen obwaltender Bedenken über die völlige Vereinbarkeit 
der getroffenen GStipulationen mit dem geſetzlichen Nechte 
gerathen erjcheinen mochte, Feinenfalls dahin gemeint gemwefen 
oder zu interpretiren fein, daß, wenn son jenen Artifeln auch 
nur ein Einziger oder irgend welche disposition prohibitive 
des code Napoleon dirert oder indirect mit Fortſetzung der 
Gütergemeinfchaft nach dem Tode Eines Ehegatten in Wider 
Spruch fänden, gleichwohl diefelben als fchlechthin normativ 
zu behandeln wären. Denn vdiefe Auffaffung würde zu dem 
geradezu undenfbaren Nefultate führen, daß die Ehegatten 
jelbit erjt Direct in aller Beftimmtheit ihre Abficht einer Fort- 
fetung der Gütergemeinfchaft mit den Kindern ausgefprochen, 
und am Schluſſe eben fo beftimmt dies als ihre Intention 
bezeichnet hätten, es folle ſolche Fortſetzung der Gütergemein- 
Schaft nicht eintreten, und die offenbar nur zur Sicherftellung 
des Chezärters beftimmte Claufel würde gerad deſſen Be— 
feitigung, wenn nicht im Ganzen, doch in Betreff derjenigen 
Stipulationen zur Folge haben, auf welche es bei contract- 
licher Feſtſetzung der Güter-Verhältnijle unverkennbar vor 
Allem abgeſehen war. 

3) Gegen die Abficht der Eontrahenten, fich dem franzöſ. 
Rechte zu unterwerfen und dieſes unbedingt und generell als 
maßgebende lex conventionis anzuerfennen, Tpricht, Daß im 
Ehezärter für die Lebenszeit beider Ehegatten mande Stiput- 
lationen ausdrüdlich getroffen wurden, welche mit dem Rechte 
des code Napoleon nicht vereinbar find, resp. darnach als zuläffig 
überall nicht gelten könnten; ſo z. B. was im $ 2 über die Be- 
zahlung der beiderfeitigen Fünftigen Schulden beider Theile, alſo 
auch derjenigen beftimmt ift, welche die nach franzöſ. Nechte 
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vol. Zachariä Lehrb. des franzdf. Rechts 2. Auflage 
$ 437 sub5, $452 sub 3, $ 458 sub 1, 
zu einfeitiger Contrahirung son Schulden nur als Kauffrau 
befugte Ehefrau eingegangen wäre, und nocd mehr, daß im 
$ 7 troß der dem Manne refervirten alleinigen Verwaltung 
gleichwohl zu allen einfeitigen Verträgen und Geſchäften, ja 
fogar zu Orts- und Wohnungs-VBeränderungen der Confens 
der Ehefrau für nöthig erflärt wird, was dem franzöſ. Nechte 
vol. Zach ariä a. ca O. $ 517 u. 430, 
Duranton cours de trois eivil Tom. III. sub 17 et 29, 
gänzlich widerftreitet. 
Es läßt ſich auch aus dem Chezärter 
4) fpeciell dafür Fein ausreichendes Argument entnehmen, 
daß die Ehegatten, wie die sententia a qua annimmt, bezüglidy 
der fortgefegten Bütergemeinfchaft und des dann zwilchen dem 
überlebenden Theile und den Kindern beftehenden Verhältniſſes 
vie Abficht gehegt und zur Genüge Fund gegeben hätten, dem 
Veberlebenven daſſelbe Recht ven Kindern gegenüber zuzufichern, 
welches während der Dauer einer vertragsmäßigen allgemeinen 
Gütergemeinfchaft dem Einen Ehegatten gegen den Anderen 
nach den Vorſchriften des code Napoleon zujtehe, daß ſonach 
bei Aufrechthaltung der über Fortfegung der Gütergemeinfchaft 
getroffenen Stipulation wenigſtens indirert und in jo meit 
das franzöfifche Recht den Mafftab für die der Bellagten 
und dem Kläger zuftändigen Befugniffe und damit für bie 
jeßt zu treffende Entſcheidung biete. 
In diefer Beziehung läßt ſich zuvörderſt 
a) nicht verfennen, wie es ale Wahrfcheinlichkeit gegen 
fich hat, va die Contrahenten beabfichtigt haben follten, über 
ein dem franzdf. Nechte ganz unbekanntes Rechtsverhältniß, 
nämli die Fortfeßung allgemeiner Gütergemeinſchaft, die 
gejeglichen Regeln entſcheiden zu laſſen, weldfe daſſelbe, davon 
ausgehend, daß allgemeine Gütergemeinfchaft nur auf dem 
Wege des BVertrags begründet werden könne, und daß die 
vertragsmäßige Gütergemeinfchaft in allen Punkten, worin 
dem Geſetze nicht derogirt ift, 
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pgl. code Napoleon Art. 1528, 

den Negeln ver gefeglichen Gütergemeinfchaft unterworfen 
bleibe, lediglich für ein ganz anderes Rechtsinſtitut, nämlich 
für die bloß particulare Mobiliar und Errungenjcafts- 
Gemeinfchaft aufgeftelt hat. Nicht minder 

b) entfteht ein wohlbegründetes Bedenken und ift auch von 
den Partheien erhoben, daß die Abficht geweſen fein follte, 
der Frau als überlebendem Theile die während der Ehe dem 
Manne zufommende, mwefentlih in deſſen ehemännlichen und 
väterlichen Gewalt wurzelnde, faft unbejchränfte Dispofitiong- 
Freiheit vollſtändig zu Theil werben zu laſſen, oder umgefehrt 
die Kinder als in die Rechte des verftorbenen Vaters einge- 
treten zu behandeln; zu welcher Alternative man Doc gendthigt 
wäre, wenn das zwifchen Mann und Frau während der Ehe 
bei allgemeiner Gütergemeinfchaft beftehende Rechtsverhältniß 
maßgebend fein folte für die Rechte des Ueberlebenden zu 
den Kindern. Die Hauptfache ift und bleibt indeſſen, daß 

c) das Princip, nach welchem som Standpunfte Des 
franzdf. Rechts aus die sententia a qua das rechtliche Ver— 
hältniß der freitenden Theile beurtheilt willen will, und den 
Kläger zu Stellung neuer oder Abänderung der bisherigen 
Anträge zugelaffen hat, in dem Ehezärter felbft weder directe 
Anerkennung noch irgend welche Unterftühung findet. Denn 
die im $ 4 vorfommenden Worte, „fo follten diefe (scil. die 
Kinder) an des verftorbenen Ehegatten Stelle-in der bisherigen 
Gütergemeinfchaft treten,“ befagen weder ausdruͤcklich, noch 
haben fie nothwendig den Sinn, daß präcis die nämlichen 
und vollſtändig resp. nur alle die Nechte, welche der Verftorbene - 
während der Ehe gehabt hätte, oder), wenn der überlebende 
Theil anfprechen könnte, auf die Kinder an deſſen Stelle über- 
geben folten. Vielmehr befagt dieſe Stipulation weſentlich 
nichts Anderes, aß was in den unmittelbar folgenden Worten 
ausdrücklich ausgefprochen ift, daß nämlich die Gütergemein- 
ſchaft mit dem Tode Eines der Ehegatten nicht aufhören, 
fondern „zwifchen dem überlebenden Ehegatten und feinen 
Kindern fortgefeßt werden” ſolle. Vertragsmäßig ift dadurch 
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nur der Fortbeftand ſelbſt der bisherigen Gütergemeinfchaft 
feftgeftelt, nicht aber die rechtliche Natur und Wirkung dieſes 
Fortbeftandes geordnet oder Maß und Bedeutung der in Folge 
deffen dem einen oder andern Theile zuftändigen Rechte an 
und über das Geſammtgut beftimmt, und zwar lebteres fo 
wenig dirert, als etwa mittelbar durch Anerkennung des 
Principe, es follten die Befugniffe des Verftorbenen auf die 
Kinder übergehen. Andererfeits hat zwar der $ 7 in ein 
zelnen beftimmten Beziehungen Umfang und Dauer der aus 
dem vertragsmäßigen Fortbeftande der Glitergemeinfchaft für 
ben einen und andern Theil refultirenden Rechte näher prä- 
eifirt. Aber theils ift auch dies wieder in fehr unvollfommener 
und unvollftändiger Weife gefcheben, infofern bloß die Admi— 
niftrations-Befugnig und die Erziehungspflicht des Ueber— 
lebenden anerfannt wird; theils kann daraus, Daß diefer allein 
die Verwaltung des gefammten Vermögens führen, die Er— 
ziebung der Kinder nicht bloß aus deſſen Ertrage, fondern auch 
Fond gefchehen full, weder überhaupt auf die rechtlichen Be— 
ziebungen Beider zu einander und zu dem Gemeingut ein 
fiherer Schluß, noch vollends die Folgerung gezogen werden, 
daß das zwiſchen den Ehegatten nach dem franzdf. Nedhte 
während der Ehe bei allgemeiner Gütergemeinfchaft beftehende 
Nechtöverhältnig maßgebend ſei — die Rechte des über— 
lebenden Theils. 

Wenn nun dieſem Allen nach 

5) fuͤr die Beurtheilung der materiellen Gültigkeit, Be— 
deutung und Wirkſamkeit der ſtreitigen Ehepacten das franzöſ. 
Recht, trotzdem daß ſie in den Formen und unter Bezugnahme 
auf einzelne Beſtimmungen deſſelben, auch an einem Orte, 
wo es dermalen galt, geſchloſſen ſind, weder im Großen und 
Ganzen, noch ſo viel insbeſondere die über Fortſetzung der 
Gütergemeinſchaft getroffenen Abreden betrifft, direct fo wenig 
wie mittelbar, als Norm und Bafis oder auch nur als Er— 
gänzungsquelle oder Sinterpretationsmittel anerkannt zu werben 
vermag, fo kann 

a) die in ven Partheifchriften und vorderen Urtheilen, fo 
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wie in dem vom Stläger beigebracdhten Gutachten in entgegen- 
geſetzter Weiſe beantwortete Frage, ob nad frangöfifchem 
Nechte eine Webereinfunft der Ehegatten wegen Fortbeftanves 
der Gütergemeinfchaft zwifchen dem überlebenden Theile und 
den Kindern ungültig ſei, oder vollaus gültig. oder doch nur 
von beichränfter und temporairer Wirkung, und was Dies 
vom Standpunkte des franzöfifchen Rechts aus je in dem 
einen oder anderen Falle für das Verhältniß des Klägers zu 
feiner Mutter und für Die gegen felbige erhobenen Anjprüche 
zur Folge haben mwilrde, ganz auf ſich beruhen bleiben. Nicht 
minder bejeitigt fich damit son felbft 

b) die Frage: ob es als eine prozeſſualiſch zuläffige 
emendatio libelli, fchon an fich oder doc bewandten Umftänven . 
nach, anzujehen fei, wenn Kläger auf Grund des in der 
Replik nur ganz eventuell und generell gemachten Vorbehalts 

N. Ger. Act. [7] p. 12. 13. 
feinem urfprünglichen Klagpetitum, welches auf Beibringung 
eines status des bei'm Tode feines Vaters vorhandenen Ge— 
fammtvermögens und auf Belegung fämmtlicher Nachlaß— 
Capitalien auf gemeinfchaftlichen Namen der Mutter und 
Kinder befchränft war, wegen vermeinter Anwendbarkeit des 
franzöfifchen Rechts, und nad Mafgabe ver vemfelben in 
dem obgedachten Gutachten gegebenen Auffaflung resp. dem 
Chezärter vindicirten Bedeutung, in den beiden oberen In— 
tanzen den neuen und weiter gehenden Antrag in eventuell- 
alternativer Weife abnectirt resp. fubftituirt bat, 
vgl. ©. A. Ger. Act. [7] p. 82. 83 mit p. 86 Des 
rejieirten Libells vor, Inſt. 

daß Beklagte „zur Theilung und Herausgabe des dem Kläger 
gebührenden Erbtheils” verurtheilt werde resp. Inventar und 
Nechnungsablage über das beim Tode defti. F. C. Bahre 
vorhandene Vermögen vorzulegen und darauf die gemein- 
famen Güter zu liquidiren und unter die Erben nach Maf- 
gabe der Beftimmungen des code Napoleon zur Vertheilung 
zu bringen babe, 


Zweifelbafter ift 
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B. die Frage: welches von den deutſchen Rechten für die 
Beurtheilung des Ehezärters und ſonſt als maßgebend anzu— 
erkennen ſei: ob das Recht von Altona, woſelbſt die Ehe— 
gatten unmittelbar nach dem Eheſchluß ihren Wohnſitz nahmen 
und über 20 Jahre behielten, oder das Recht Hamburgs, als 
des von“ den Ehegatten ſpaͤter erwählten und ſowohl für fie 
zur Zeit der Ehe-Auflöſung, wie auch für die Partheien 
gegenwärtig noch begründeten Wohnorts? Dieſe Frage iſt 

1) für die Gültigkeit, urſprüngliche und dermalige, der im 
Ehecontracte über Fortſetzung der Gütergemeinſchaft getroffenen 
Abrede von geringer Erheblichkeit. Denn keines dieſer beiden 
Rechte enthält, wie ſchon die sententia a qua hervorgehoben, 
und Kläger felbft nicht beftritten hat, irgend welche Prohibitiv— 
Beftimmung, melde den Abſchluß eines Ehecontracts im 
Auslande und nach den Formen des dort geltenden Nechtes 
behinderte, oder der vertragsmäßigen Begründung resp. Fort: 
fegung einer allgemeinen Gütergemeinfchaft in und nad ver 
Ehe entgegenftände. Und wenn gültig gefchloffen, kann die 
fortvauernde bindende Kraft der Eheparten weder nach allge: 
meinen Grundfäßen, noch vollends für Hamburg 

O. A. ©. Verordn. vom 28. Suli 1815 $ 13 
irgend Zweifeln unterliegen. Wohl aber bedarf jene Frage 
son dem sub A gewonnenen Standpunkte aus einer Ent— 
Scheidung, 

2) wegen unverfennbarer Allgemeinheit "und Unvollitän- 
digfeit der Vereinbarungen, welde in den $ 4 und 6 bes 
Ehecontracts über die bei der beliebten communio prorogata 
dem einen und andern Theile zuftändigen Nechte ſich finden, 
und weil Kläger fih für fein an die Mutter geftelltes 
Berlangen fperiel auf das Hamburger Recht fügt. In 
biefer Hinficht Fönnte es nun wohl den Anfchein gewinnen, 
als ob 

a) Das Altonaer Recht, als das des erften Domicils der 
Che, zur Erläuterung und Ergänzung des Eherontracts zu 
dienen, resp. für die Anträge Klägers die Norm abzugeben 
hätte. Denn daß ein fpäterer Wechſel des Domicils, wie an 
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dem vertragsmäßig feftgeftellten Güterrechte der Ehegatten, 
fo auch dann nichts Daran zu ändern vermöge, wenn es nur 
fraft des an deren erftem Wohnorte geltenden Geſetzes durch 
Niederlaſſung in beftimmter Weiſe geordnet ift, daß ſonach 
das feinem Urſprunge nach ex lege erwachjene gegenſeitige 
Rechtsverhältniß der Ehegatten, feiner rechtlichen Wirkung nady 
ganz wie ein jus pactitium zu behandeln fei, it ein in der 
Doretrin lebhaft vertheidigter und in der Praris vielfach be— 
folgter Satz. Und mag bdiejer Fortbeftand des urfprünglich 
begründeten Güterrechts auch zumeift nur in Betreff der 
während der Ehe zwiſchen den Ehegatten und im Verhältniß 
zu Dritten beftehenden Nechtsbeziehungen angenommen werben, 
fo läßt fich doch nicht verfennen, daß namentlich bei den ver- 
fchiedenen Formen ver ehelichen Gütergemeinfchaft die mit 
Trennung der Ehe für den Ueberlebenven wie für die etwaigen 
Kinder eintretenden Sucereffions- und fonftigen Nechfe und 
die während der Ehe zwiſchen den Gatten ſelbſt beftandenen 
güterrechtlichen Beziehungen in engem Zufammenhang ftehen. 

Indeſſen erfcheint doch 

b) für die Frage: ob und welchergeſtalt eine Fortſetzung 
der Gütergemeinſchaft zwiſchen dem Ueberlebenden und den 
Kindern eintrete, ſchon im Allgemeinen dies richtiger, Das 
Recht Ddesjenigen Orts, wo zur Zeit der Chetrennung die 
Ehegatten ihr Domicil hatten, bier alſo das Hamb. Recht, 
entjcheiden zu laffen. Denn einestheils handelt es fich hierbei, 
weil des überlebenden Gatten Nechte an der gemeinen Mafle 
wefentlich auf deren Aominiftration und Nutzung befchränft 
find, und nicht bloß fein fchon darin befindliches, fondern 
auch das Fünftig ihm anfallende von felbft und nothwendig 
jener Maſſe acerescirende Gut den Kindern durch Tegtivillige 
Dispofition nicht entzogen werden kann, in bei weiten höheren 
Grade, als z. B. bei der im Falle Finverlofer Ehe Plab 
greifenden f. g. portio statutaria, um die gefegliche Erbfolge 
in das, nur dem Gegenftande und Umfange nad noch nicht 
definitiv feftgeftellte, auch vorerft den Kindern zu unmittel- 
barem Genuß und Vortheile noch nicht gereichende elterliche 


2. E. Bahre c. Dr. Knauth m. n. 33 


Vermögen. Für die Regulirung aber ver gefeglichen Erbfolge 
ift, wie Dies auch 
Verordn. vom 28. Suli 1815 $ 15 

ausdrüdlich anerfennt, immer das in domicilio defuncti tempore 
mortis geltende Recht entjcheidend. Anderntheils kann jene 
communio prorogata feineswegs bloß als längerer Fortbeftand 
der während der Ehe für ven Heberlebenden jchon beftandenen 
Giüterverbältniffe gelten, ſondern troß allem äußerlichen An- 
fchluffe an letztere, involvirt fie zugleich ein neues Rechtsver— 
bältnig für die Kinder wie in Beziehung auf diefelben, und 
über diefe erft mit dem Tode und durch diefen nad dem 
Geſetze eintretende neue und andere Vermögens-Gemeinfchaft 
zwifchen dem Weberlebenven und den Kindern kann nur das 
Necht des Ortes entfcheiden, wo dermalen der überlebende Ehe— 
gatte fein Domicil und damit das Gemeingut feinen Si hat. 

Für das Hamb. Necht, und daß dieſes, was denn auch, 
obſchon aus anderen Gründen, von 

Trummer, Hamb. Erbrecht Th. I $ 147 p. 325 
angenommen wird und nod in ber 

Verordn. vom 28. Suli 1815 $ 12 
eine Unterftügung finden bürfte, bier als entjcheidenve resp. 
als ergänzende und erläuternde Duelle zu behandeln fei, fpricht 
denn auch noch der Umftand, daß Beklagte fi überall nicht 
auf das Altonaer Necht berufen, Kläger aber ausprüdlich 
gerade auf das Hamburger feine Anjprüce geftügt bat, und 
rebueirt ſich fonach die Entfcheidung des im Laufe der Ver— 
bandlungen auf ganz andere Bahnen geleiteten Nechtsftreits 
auf die Frage: 

IT. ob nah Hamb. Recht Kläger ſchon an fi, oder body 
auf Grund des Ehezärters und nach der factifchen Sachlage 
zu den im SKlaglibelle geftellten, oben sub II, A 5 näher an= 
gegebenen Anträgen für befugt zu achten fei? 

Sn diefer Beziehung ift nun, wenn man 

A. lediglich bei dem ftehen bleibt, was aus dem Hamb. 
Recht hierüber fich ergiebt, oder zu folgern ſteht, die Zweifels 
baftigfeit ver Sache nicht zu ꝓperkennen. 

Rechtsfaͤlle 1856. 3 
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Zwar wirb man 

1) zu Klägers Gunften ſich 

a) darauf nicht füglich berufen Fünnen, daß den mündigen 
Kindern, da ihnen an dem Sammtgute gleiche Nechte mit ven 
unmündigen zuftänden, auch eine ähnliche Sicherheit gegen 
Verfügungen über deffen Subftanz nicht verfagt werden bürfe, 
als unmündigen Kindern burd die Oberbormundfchaft und 
die Beftimmungen der VBormundfchafts- Ordnung gegeben jet, 
daß nun aber dieſe der Mutter fowohl Suventarifirung bes 
Sammtgutes, als deffen Belegung auf ihren und ber Kinder 
Namen zur Pflicht mache. Denn zuvörderſt find 

a) die mündigen Kinder auf die Verwaltung der Mutter, 
und ob fie etwa „nicht wohl Haus halte,“ felbft zu achten 
im Stande, und können durch nn des ihnen für 
folchen Fall nach 

Statut II, 3. Art. 5 

zuftändigen Nechts auf Theilung ihre Intereſſen genügend 
wahren, was den unmlindigen Kindern für ihre eigene Perfon 
unmöglich ift, und son den Affiitenten, welche der Mutter, 
wenn fie, wie bei'm Beſitz Die Regel, felbft die Vormundſchaft 
führt, beigegeben werben follen, mindeftens nicht in gleichem 
Mae erwartet werden Fann. Sodann kommt 

B) in Betracht, daß neben dem Sammtgute auch nod ein 
Separatgut der Kinder von vorn herein gegeben fein, over 
binterher durch einen dem Gemeingut nicht anwachſenden 
Erwerb verfelben entſtehen kann. Da nun, wenn aud, vejjen 
Verwaltung der Mutter belaffen ift, dies nur eine rein vor— 
mundfchaftlihe ift und daher auch nothwendig in der für 
legtere durch 

Art. 45 der Vorm. Ordn. vom 13, Suli 1831 resp. 
15. Sjanuar 1838 

vorgefchriebenen Weife, alfo unter bupothefarifcher Anlegung, 
erfolgen muß, fo kann, daß dieſe Art der Anlegung mit 
NRüdficht auf die am Sammtgute zuftändigen, auch ben uns 
mindigen Kindern allerdings gebührenden Rechte vorgejchrieben 
fei, durchaus nicht gefolgert mwgden, Endlich wird 
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y) in ber Vormundſchafts-Ordnung felbft in Betreff der 
von der Mutter ausgehenden Verwaltung ein erheblicher 
Unterſchied anerkannt, je nachdem es fi) um Sammtgut oder 
privatives Kindergut handelt, und Vormundſchaft und Beifit 
in der Perfon der Mutter coinciviren oder nicht. Denn wie 
z. B. nad 

Art. 21 und 48 der Vormundſchafts⸗Ordnung 
die Mutter zwar in Betreff der Capitalien- Verwaltung bes 
Beiraths ihrer Bormundfchafts » Affiftenten immer bevarf, 
Dagegen die für Privativ-Gut der Kinder zu Umfchreibung ıc. 
ſtets erforderliche Zuftimmung der Behörde für alle zum ge- 
fammten Gute gehörigen Hypothekpoſten und Staatspapiere 
dann für nicht erforderlich erklärt ift, wenn Die Mutter, fei 
es zugleich als Vormünderin ihrer Kinder oder nicht, im 
Beifibe fich befindet, fo fol auch nach 

Art. 24. 29 sub c. ebendaf. 
Aufnahme, wenn audy nicht Vorlegung, eines — über 
das Gemeingut nur dann gefchehen, wenn die Mutter nicht 
zugleich Vormünderin ift, und bat 

Art, 47 ebenda]. 
insbefondere die hypothekariſche Belegung des Gefammtver- 
mögens auf gemeinfchaftlichen Namen, wenn mit den Kindern 
die Mutter im Sammtgute fibt, ihrem und der Vormünder 
oder Affiftenten, wenn die Großmutter, fogar deren alleinigem 
Ermeſſen anheimgeftelt. Ein unbedingtes Recht auf Derartige 
bypotbefarifche Sicherftellung der Vermögens = Subftanz ift 
fonach nicht einmal den unmiündigen Kindern gegeben, und 
fann, daß dies Folge der den Kindern am Sammtgute zu— 
Händigen Nechte fei, wohl um fo weniger behauptet werden, 
als früher nach 

Slefeder Th. 4 p. 160 u. 213 
eine Belegung bei der Kämmerei nur für den Fall, daß troß 
anderweiter Berbeirathung der Mutter die Realtheilung des 
Sammtgutes unterblieb, und in Betreff der eigentlichen 
Kindergelder üblich gewefen und erfordert worden zu fein 
ſcheint. 


3* 
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Nicht minder bedenklich ift es, wenn 
b) Kläger fih für feine Anfprüche auf das Statut, ins- 
befondere auf 
Art. 1 Th, I Tit. 3 
beruft, wonach die Kinder als Mit-Erben und Mit-Eigen- 
thlimer aller Erb⸗ und Güter zu gelten hätten und ſonach 
auch Anerkennung und Sicherftellung viefer ihrer bereits er- 
worbenen Rechte müßten fordern Fönnen. Denn 
«) da diefer Artifel nur dies beftimmt, daß bei beerbter 
Ehe die Theilung nicht mit dem Tode des Einen Ehegatten 
einzutreten babe, fo läßt fi ein ficherer Schluß auf die 
Natur des den Kindern anfallenden Rechts überall nicht 
darauf ftügen, und vollends bedenklich muß die obige hierauf 
weiter gegründete Solgerung erfcheinen, wenn man bedenkt, wie 
| Art. 3 u. 5 ejusd. tit. 
ohne irgend melde fonftige Bedingung oder Beſchränkung, 
als daß der Wittwenſtuhl nicht verrüdt und gut Haus ge- 
halten, auch für Erziehung und Ausftattung der Kinder geforgt 
werde, dem überlebenden Ehegatten Beſitz, Genuß und Ver- 
mwaltung des Sammiguts ganz, wie wenn es beffen -alleiniges 
Vermögen wäre, zuſichert. Auch ſtimmen . 
PB) die fraglichen Artikel mit dem, dem Hamb. Rechte fo 
nahe verwandten, Lübifchen Rechte 
dgl. Pauli Abhandl. Th. II p. 140 folg. und 
Gries Comment. p. 277 Note 3 
wie mit anderen, auf dem Principe einer ehelichen Güter- 
gemeinschaft beruhenden Statuten des übrigen, insbefondere 
bes nördlichen Deutfchlands der Sache nad im Wefentlichen 
überein. Nun aber Fann in Lübeck, obſchon Bier für bie 
unmündigen Kinder, auch wenn bie Mutter mit ihnen in 
ungetheilten Gütern lebt, immer eine befondere Bormundfchaft 
beftelt werben muß, melde das Recht der Mitaufficht und 
ber Zuftimmung zu Verfügungen über Capitalien und Grund- 
füde bat, fo wie über den Beftand des Vermögens im 
Allgemeinen ſich vergewiſſern darf und fol, 
Lüb. Vormundſch. Ordn. v. 11. Oct. 1828 $ 26 u. 42 
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eine Anlegung des Gemeinguts auf gemeinfchaftlicyen Namen 
bes Ueberlebenden und der Kinder überall nicht, am wenigſten 
wenn Tebtere volljährig find, gefordert werden. Und über- 
baupt ift den Deutfchen Rechten, mag immerhin in neiterer 
Zeit die im Beifite mit den Kindern lebende Mutter mehr 
wie eine Vormünderin behandelt oder ihr auch ein Vormund 
für die Kinder zur Seite gefeßt worden fein, eine ſolche und 
überhaupt jede cautelarifche Befchränfung der mit dem Beifige 
verbundenen mütterlichen Verwaltung auf Gedeih und Verderb 
fremd, vielmehr faft durchweg bei fortdauerndem Wittwen- 
ftande und abgefehen von fehlechter zur Theilung des Sammt- 
guts führender Wirtbfchafts- und Vermögens-Verwaltung der 
Mutter ein eben fo felbitftändiges und ausſchließliches Apmi- 
ſtrationsrecht wie dem Vater zuftändig, eine Bejchränfung 
wenigftens nur durch die etwa noch beftehende und dann für 
die Mutter auch als Beifigerin eintretende Gefchlechts-Euratel 
gegeben. 
vgl. Lange Rechtslehre von ber Gemeinjchaft ber 
Güter VII S 3 flg. p. 236 fig. 
Phillips Lehre von der ehelichen Gütergemeinjchaft 
p. 222. 226 flg. und p. 242, 246. 
Runde deutſches ehel. Güterrecht p. 254 flg. 283. 
299, 311. 320. 

Es wäre daher in der Berechtigung, welche klägeriſcher 
Seits in Anfpruch genommen wird, jedenfalls eine Anomalie 
zu finden, ze 

Mehr noch als auf das Statut hat 

c) Kläger fih auf 

Art. 33 des NRezefles von 1529 
geftüßt, fo daß er in dem rejieirten Libelle voriger Inſtanz 
feinen Klagantrag gegen die Mutter fogar ausdrücklich dahin 
formulirte, daß felbige „vie Belegung der Güter in Gemäß- 
beit des Rezeſſes von 1529 nachzuweiſen“ fchuldig erkannt 
iwerbe. 

In diefer Hinficht kann der auch von 

Trummer a. a. O. $ 89 fig. und 160 flg- 
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getheilte Zweifel dahin geftellt bleiben, ob wirklich, wie aller- 
Dinge 

Klefeder a, a. ©. Bd. IV p. 484, 

Gries Comment. Th. 2 p. 277 vgl. mit p. 72 
annehmen, diefer in dem Rezeß vom Jahre 1603 fo wenig 
als in das Statut recipirte, und dabei mit den Artifeln 30—32 
und 34, welche beibehalten find, im engften Zufammenbange 
ſtehende Art. 33 noch immer geltenden Rechtens fei. Denn 
auch davon ausgegangen, wird doch jedenfalls die Befugniß, 
welche bier den mündigen Kindern gegen ihre im Sammtgute 
mit ihnen lebende Mutter zugeftanden wird, deren Verwaltungs— 
und Nubungsrecht unter Umftänden direct wie indirect zu 
beſchränken von dem Gefichtspunfte, daß es fick Dabei um 
eine Strafe des von der Mutter ihren Kindern gegenüber 
beobachteten Benehmens handelt, aufgefaßt werden müffen, 
und daher nur in Fällen zur Anwendung fommen können, 
welche den im Art. 33 aufgezählten VBorausfegungen durchaus 
entſprechen. Nun aber ift in gebachtem Artikel nicht bloß 
davon die Nede, Daß die Wittwe „one radt unde willen der 
kynder unde bochtermanne” über die Güter nicht verfügen 
jolle, fonach vorausgeſetzt, daß fich Diefelbe mit ver Gefammt- 
heit ihrer Kinder über die Verwaltung des Sammtguts in 
Streit befinde, fondern offenfichtlicy wird auch das den Lebteren, 
übrigens wieder nıtr den „kynderen und bochtermanne,” alfo 
allen Kindern gemeinſchaftlich ertheilte Necht, die Mutter 
„over de guder der namals neen radent mehr hebben“ zu 
laſſen, und dieſe Güter nach beftellter „themelyfer boringe” 
für die Mutter, felbft „in guder upficht namen” und ihrerfeits 
„to ghedyn unde vordell“ anlegen zu dürfen, lediglich für den 
Fall anerkannt, daß ein einfeitiges und eigenmächtiges „vor= 
anderen, vorgheven, vorpanden offte vorfopen” bereits ftatt- 
gefunden bat, wie dies namentlicy aus den Schlußmworten 
erhellt, daß „waß fon alfo vorandert, vorgbeven, vorpandet 
ebber vorkofft hefft, tho nenen tyden ſtede ſyn“ fol. Wie 
daher um der bloßen Möglichkeit und Beſorgniß willen, daß 
die Mutter ohne Zuftimmung ihrer Kinder folche Dispofitionen 
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ih erlauben Fonnte, und mie fowohl von vorn herein und 
ganz allgemein, als auch nad freiem Belieben die Kinder 
eine Sicyerftellung durch bypothefarifche Anlegung des Sammt— 
Vermögens auf gemeinfchaftlihen Namen zu verlangen auf 
Grund jenes Artifels für befugt erachtet werben könnten, ift 
nicht abzujehen, und würde felbft dann zu verneinen fein, 
wenn ein Beſitz im Sammtgute der im Wittwenftande ver- 
bleibenden und wohl Haus haltenden Mutter nicht fo unbe- 
bingt, als es im Statut der Fall ift, zugemwiefen wäre. 
Steht nun allem Vorſtehenden nach das gefchriebene Recht 
Hamburgs der vom Kläger vertretenen Anficht keineswegs 
zur Geite, fo ift doch 
2) in Hamburg einerfeits jene gemeinjchaftlihe Belegung 

der Sammtgutscapitalien nach dem Zeugniffe bewährter 
Autoritäten : 

sol. Gries a. a. O. p. 231, 

Trummer a. a. DO. p. 208 und 365 

auch in dem Falle üblich, wo die Mutter mit mündigen Kin 
dern im Geſammigut ſitzt, und nicht bloß hat Erfterer ſich 
entjchieden dahin erklärt, Daß die Kinder unftreitig Darauf 
dringen könnten, fondern es babe auch Beklagte nicht beftritten, 
daß auf Gries Autorität bin in der som Kläger replicando 

vgl. N. Ger. Act. [7] 
allegirten Nechtsfache Dr. Herb ad causam Dr. Voigt contra 
Dr. Hirfch vom Sahre 1852 das Obergericht eine Berechti— 
gung der Kinder zu foldhem Verlangen anerfannt babe, 
Andererfeits bat, fo viel den son der Mutter zu liefernden 
status bonorum und ihre vesfalfige Verpflichtung betrifft, 
Kläger fich gleichfalls und zwar mit den Worten „außer 
andern” auf übereinftimmende Entſcheidung des Niedergerichts 
und Obergerichts in Sachen Meyer uxor. nom. contra Wwe. 
Ohl geb. Sigg vom Jahre 1838/39 

vgl, N. Ger. Act. [7] p. 33. 34 
und daneben auf eine große Zahl älterer Schriftfteller über 
Hamb. Hecht berufen, welche die Wittwe zu Vorlegung eines 
Güterverzeichniffes für verbunden erklärt hätten, 
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ibid. p. 32. 

Hiernach fcheint denn allerdings dad vom Kläger geftellte 
Verlangen, zumal auch die hypothefarifche Belegung der 
Nachlaß:Capitalien in Feiner Weife dem Nutzungs-Bezuge, die 
bloße Berzeichnung bderfelben aber weder diefem noch dem 
Adminiftrationsrechte der Mutter Abbruch thun würden, nicht 
fo unbegründet, wie es nach Inhalt der dafür geltend ge: 
machten Gefebe erachtet werden müßte. 

Indeſſen Fonnte doch 

3) entfcheidended Gewicht auch hierauf um fo weniger 
gelegt werden, als für eine derartige aller gefeßlichen Unter: 
ftüßung entbehrende, und dabei der rechtlichen Natur des 
Beifiged wie der Analogie verwandter Nechte widerfprechende 
Seftaltung des in der communio prorogata zwifchen den 
Kindern und dem überlebenden Ehegatten begründeten Ber: 
bältniffes, wenn fie bloß durch Praris und Herfommen be 
gründet fein follte, Die flringenteften Beweiſe erforderlich 
wären. Zuvoͤrderſt naͤmlich fteht 

a) die obige Aeußerung von Gried mit feiner individuellen 
Auffaflung der f. g. communio prorogata, daß fie namlich 
"nur eine factifche Vermiſchung des beiderfeitigen Guts invol- 
vire, wobei der Leberlebende Eigenthümer des feinigen bleibe, 
die Kinder aber Proprietaire ded dem Ueberlebenden nur zu 
Nießbrauch verbleibenden Vermögens des Erftverftorbenen 
würden, 

vgl. Gries a. a. D. p. 68. 69. 70 in fin. 72 init. 
fo wie mit der in Hamburger Präjudicaten vorfommenden 
Anfiht, daß Kinder und überlebender Ehegatte für das 
Sammtgut gleihfam nur Eine Perfon bildeten, 

vgl. Gries a. a. O. p. 279. 280. 
eben fo unverkennbar im Zufammenhange, ald im Wider: 
ſpruch mit der Anfiht Trummer's, welcher den Kindern 
zwar ein Recht der Aufficht über die Verwaltung der Mutter, 
ob fie auch wohl Haus halte, zufpricht, dagegen ein Recht 
berfelben, die Mutter zu Capitalanlage auf gemeinfchaftlichen 
Namen zu nöthigen, aud inneren Gründen fowohl wie unter 
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Berufung auf eigene Erfahrung und auf Zeugniß anderer 
Praktiker nicht anerkennen zu fünnen entfchieden erklärt. 
Srummer a. a. O. p. 210 init. und 365 in fin. 

b) Die ohnehin geringe Beweiöfraft des Einen Präajudicats, 
welche für die flreitige Belegungspflicht der Mutter vorliegt, 
wird dadurch noch mehr gefchwächt, daß das Niedergericht, 
wenn eine unbeftrittene und unbeftreitbare Praris fich dafür 
erflärt und gerichtöfeitig ausreichendes Anerfenntniß gefunden 
hätte, über diefe Frage ficherlich nicht in folcher Weife, wie 
es in vorliegender Sache gefchehen ift, namlicy bloß dahin 
ſich geäußert haben würde, daß es dahin geftellt bleibe, in 
wie weit der bisweilen aus dem Rezeß von 1529 
Art. 33 gefolgerte Zwang einer „Wittwe durch groß: 
jährige Kinder“ in folder Weife dad ungetheilte Vermoͤgen 
zu belegen, noch anwendbar und durchführbar fein koͤnnte. 

c) Bezüglich der Vorlegung eines status bonorum ift aud 
neuerer Zeit gleichfalld nur ein einzelnes Prajudicat, welches 
obenein nur über dad dermalige, nicht über dad beim Tode 
des Mannes vorhandene Vermögen die Wittwe zu Vorlegung 
des status verurtheilte, fpeciel inducirt. Auf die Autorität 
aber der allegirten älteren Schriftfteler ift zum Belege einer 
auf wirkliche Zwangspflicht der Mutter geftellten Praris bei 
näherem Betrachte gar Fein Gewicht zu legen, da ihre des— 
falfigen Aeußerungen bald, wie 5. 3, bei 

Bine. Möller comm. ad Stat. II. 7, Art, 7 (Thes. 

‘ jur. prov. II. p. 320) 
damit zufammenhängen, daß fie den Beſitz der Mutter auf 
das bloße Recht befchränfen, aus den Einkünften des Sammt: 
guts fo fortleben zu Fönnen, wie in bed Mannes Haufe 
während der Ehe, bald, wie z. B. in 

Ulr. ®Windell emendat. et adnott. ad art. 5 h. t. 

(ibid. I. p. 859) 

3. 3. Müller adnott. ad. h.t. 5 cit (ibid II. p. 792) 
nur ald Vorfchlag zu einer ihnen angemefjen bevünfenden Er: 
gaͤnzung des Statuts ſich darftellen, bald wieder, wie. in 

Schaffhauſen Diss. de jure sing. Hamb. c. 2. $ 22. 
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Wolff Diss. dejure sing. circa succes. c. 4, $ 4, p. 58 
auf einen bloßen Rath hinauslaufen, welcher der Wittwe im 
Hinblid auf eine möglicher Weife fpäter eintretende Anfech⸗ 
tung ihrer Haushaltung ertheilt wird, und hoͤchſtens wie 
z. B. von 

J. J. Müller 1. c. 
in dem Falle die Inventarifirung für nöthig erklärt wird, 
wo nad) Neigung oder Alter der Wittwe deren Wiederver— 
heirathung zu gewärtigen ftehe, und damit denn eine Theilung 
des Sammtguts nothwendig werden würde. Endlich und 
vor Allem müßte 

d) die hier in Rede fehende doppelte Verpflichtung, da 
fie aus dem Recefle von 1529 nicht hergeleitet werden Eann, 
und wenn fie aus dem Rechte der Kinder an dem Sammt: 
gute fich ergeben fol, bei der im Allgemeinen beiden Ehe: 
gatten im Falle des Ueberlebens gleihmäßig zuftändigen Be: 
rechtigung zu und aus dem Beifiße offenbar für den Water, 
gegenüber ben bereits felbitftändig gewordenen Kindern, nicht 
minder begründet fein als für die Mutter, Unzweifelhaft und 
entichieden fleht nun aber dem fowohl die Praris entgegen 
ald die Doctrin nicht zur Seite, und fo wird auch für die 
Mutter die rechtöverbindende Kraft der für ſolche Nachwei: 
fung und Anlegung des Sammtgutes beftehenden Uebung ſich 
nicht anerkennen laſſen. 

Wäre ed aber au, ob in ſolcher Beziehung nicht eine 
Verpflichtung der Mutter beftehe, im Allgemeinen zweifelhaft, 
fo würde doch 

B) die concrete Sachlage, wie fie für den Kläger durch 
den Ehezärter und fonjt gegeben ift, in vorliegendem Kalle 
deffen Anträge ald ungegründet erfcheinen laffen und zu Ab⸗ 
weifung ber Klage führen müffen. 

Denn es ift 

1) im Ehecontract, welcher nad) 

Statut IL, 11. Urt. 11 
unbedingt dem gefeglichen oder herfümmlichen Nechte vorgeht, 
dad alleinige, nur durd die Erziehungspflicht befchränfte 
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Abminiftrationsrecht ohne irgend welche Unterfcheidung zwifchen 
Mann und Frau ausdrüdlich dem überlebenden Ehegatten 
zugeftanden, und damit genügend dies als die Abficht der 
Contrahenten Fundgegeben, daß die Mutter im alle des 
Ueberlebens Feine geringeren Rechte und Feine anderen Ver: 
pflibtungen in Betreff des gemeinen Guts haben folle, als 
der Vater, welchem doch hypothecarifche Anlegung der Gelder 
und Ausweis über den Nachlaß der Mutter überall nicht und 
am mwenigften auf Grund des Meceffes von 1529 anzufinnen 
wäre, gehabt haben würde, fall durch den Tod der Frau die 
Ehe getrennt worden wäre. Eodann handelt ed fich 

2) vorliegend nach den eigenen Angaben des Klägers 
nicht etwa darum, die Mutter an Wiederholung bereits ges 
fchehener eigenmächtiger Dispofitionen über dad Sammtgut, 
oder an deflen Verwendung zu einem von der Mutter neu 
beabfichtigten, für ihre Kinder und Erben Gefahr drohenden 
Handelögefchäfte zu verhindern, auch nicht darum, daß foldye 
Gapitalien, welche fchon während der Ehe hypothecarifch oder 
in Kämmereibriefen oder fonft zindbar, angelegt waren, nicht 
einfeitig eingezogen und anderweit verwendet werden koͤnnten, 
fondern allein darum, die Fortführung des vom Water über: 
fommenen, feit deffen Zode ungehindert und ohne Widerſpruch 
der übrigen Kinder fortgefeßten, nur durch freie Verfügbar: 
feit der Nachlaßcapitalien möglichen Gefchäfts, welches Kläger 
als riöquant und Verluſt bringend wie brohend bezeichnet, 
der Mutter unmöglich zu machen. Zu Rechtfertigung eines 
folhen Verlangens aber würde ed gewiß der allertriftigften 
Gründe und des vollftändigften Nachweifed erheblicher Ber- 
lüfte oder drohendfter Gefahr bedürfen, und dazu kann, was 
Kläger in anfcheinend übertriebener Weife in Bezug auf jenes 
Geſchaͤft, ſowie namentlicdy über und gegen feinen, der Be: 
klagten als erwählter Gurator zur Seite fiehenden Bruder 
vorgebracht hat, in Feiner Weife für ausreichend erachtet wer: 
den. Endlidy würde 

3) wenn Auflöfung des fraglichen Gefchäfts und Sicher- 
ftellung der bisher dazu verwendeten Nachlaß : Gapitalien an 
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fi wohl motivirt erfcheinen, oder aud, wenn dem Verlangen 
der Receß von 1529 zur Seite fände, doch jedenfall nur 
der Gefammtheit der Kinder und zwar incl. der Toͤchter refp. 
deren Männer, nicht aber dem Kläger für fich allein oder 
gar in Widerfprud mit feinen Gefchwiftern ein Antrag auf 
hypothecarifche Anlegung der. Gefchäftd- Fonds, wie er fie 
fordert, zugeftanden werden koͤnnen. Es fteht mithin nicht 
bloß dem Kläger in foweit der beklagtifcher Seits erhobene 
Einwand mangelnder Activ:£egitimation entgegen, fondern in 
fo fern er felbft Jahre lang damit einverftanden gewefen ift, 
daß die Beklagte das väterliche Gefchäft mit den Dazu ge 
hörigen Fonds fortfegte, unterliegt derfelbe fogar dem gegrün: 
beten Vorwurfe eines dolofen Verhaltens. 

Allem Diefem nad) war auf Grund der beflagtifchen Appel: 
lation, wenn auch weber ganz aus den zu deren Rechtfertigung 
angeführten Argumenten, noch in völliger Zuftimmung zu 
den Motiven der niedergerichtlichen Entſcheidung die in erfter 
Inſtanz ausgefprochene Abweifung der Klage wiederherzu: 
ftellen, wonady ed denn einer fpeciellen Würdigung ber bie: 
mit ſich von felbft erledigenden Elägerifchen gravamina im Ein: 
zelnen nicht bedarf. Mit Rüdficht aber auf den eingetretenen 
Wechſel der Entfcheidungen felbft, wie auf die Verſchiedenheit 
ber den einfhlagenden Fragen in gegenmwärtiger und in ben 
vorderen Inſtanzen gewordenen Beurtheilung und im Hin- 
bil auf die unverfennbare Idweifelhaftigkeit diefer Rechts— 
fache mußte eine Compenfation fämmtlicher Koften angemeffen 
erjcheinen, und war folche, wie für die jegige Inſtanz zu er: 
Pennen, fo für bie vorige beizubehalten und für bie erfte 
wieberherzuftellen. 


MS. 


In Sahen J. von der Worten, Kaufmann, Kläger, 
(Anwald Dr. Knauth) contra Gans & Frand, Kauf: 
leute, Beklagte. (Anwald Dr. G. Serb). 


A. Rechtsfall. 
Der Kläger hatte den Bellagten eine Parthei — in Con⸗ 
fignation gegeben, um ſolche durch ihr Sidney— Haus ju ver» 
faufen, gegen 73 pCt. Provifion und 24 pCt. del credere, und 
bie Bellagten weigerten fih, dem Kläger für das BVerfaufs- 
provenü der confignirten Waare und für gehörige Berfaufs- 
rechnung aufzufommen. Das Hanbelsgericht wollte den Kläger 
an bas Sibney - Haus ber Bellagten verweifen, jelbft für den 
Fall, daß ſämmtliche Theilhaber des Hamburgiſchen Haufes auch 
Theilhaber jenes Sibney - Haufes wären, während das Ober- 
gericht annahnı, daß das hiefige Haus nah Maafigabe der ge- 
führten Correspondenz für das Verfaufsprovenü und folgerecht 
für gehörige Berfaufsrehnung aufzulommen babe, und bemzu- 
folge reformatoriſch für den Kläger entſchied. Diefer Anficht 
trat das Oberappellationsgericht bei. 

B. Rechtsſätze: 

1) Senn ein Contractsabſchluß zwifchen zwei Parteien vorliegt, fo 
baftet die eine der anbern perjönlic aus dem Contracte, infofern 
fie nicht ausdrüdlich zu erfennen gegeben hat, daß fie nır Namens. 
eines britten als befien Mandatar das Geſchäft abgeſchloſſen hat. 


2) Der Kommittent hat das Recht, ben Principal feines Commiſſio— 
närs, wenn biefer als Factor für jenen handelte, aus dem mit 
letzterem gejchloffenen Bertrage auf Erfüllung beffelben zu be- 
langen. 


3) Der Berlaufscommiffionär, welder eine Waare unter dem ibm 
vorgefchriebenen Facturapreife verkaufte, ift verpflichtet, fein Ver⸗ 
fahren zu juftificiven, feine Rechnung im Einzelnen, fo weit thun— 
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lich, zu belegen, und den Committenten buch Zuftellung einer 
betaillivten Verfaufsrehnung in den Stand zu jegen, die Nichtig- 
feit der Verkäufe zu controfliren. 

4) Bei ordnungsmäßiger Ausführung einer Berkaufscommiffion, na- 
mentlich dann, wenn der Commilfionär del credere fteht, ift es 
nicht üblich, daß der Commiffionär die Namen der einzelnen Käufer 
aufgebe. 

5) Bedarf aber die Verkaufsrechnung noch einer Juſtification, ſo be— 
freiet der Umſtand, daß der Conſignatar das del credere über— 
nommen, nicht von der Verbindlichkeit ſeine Käufer namhaft zu 
machen. 

6) Würde aber der Conſignatar gehörig nachweiſen, daß am Ver— 
kaufsorte der Verkauf ſtatthafter Weiſe in der Art geſchehen ſei, 
daß Käufer nicht namhaft zu machen ſeien, ſo hat das Gericht zu 
entſcheiden, ob es unthunlich ſei, eine derartige Namhaftmachung 
zu verlangen. 


Handelsgerichtliches Erkenntniß (Erfte Kammer) 
vom 6. November 1854. 


Da der Kläger feinen Anſpruch nicht etwa darauf be: 
fhränft, daß von den Bellagten die erforderliche Diligenz 
pröftirt werde, damit er abfeiten des Haufes Srand brothers & 
Gans in Sidney — an melches die fragliche Waare auf feine 
Drdre confignirt wurde — die bdefiderirte und „detaillirte 
Verkaufrechnung“ erhalte, vielmehr derfelbe verlangt, daß ihm 
ſolche detaillirte Werfaufrechnung von den Beklagten ertheilt 
werde; 

nun aber der Umftand, daß die Beflagten das gedachte 
Haus ald ihr Haus bezeichneten und demgemäß in ihrem 
Schreiben vom 12. Mai vorigen Zahres die Provifion diefes 
Hauſes „unfere Provifion in Sidney" nannten, dem Kläger 
fein Recht gewährt, eine Verbindlichkeit, welche zunächft jeden: 
fals nur dem Haufe in Sidney obliegen Eönnte, ohne Wei: 
tereö gegen das hiefige beflagtifhe Haus geltend zu machen; 

und zwar — vide Obergerichtliched Erfenntnig in Sachen 
Robinow Söhne c. Bremer & Ev. vom 15. April 1844 — 
jelbft dann nicht, wenn auch wirklich fämmtliche Theilhaber 
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des hiefigen beffagtifchen Haufes Theilhaber des Haufes Frand 
brothers & Gans in Sidney wären, 
daß Kläger unter Verurtheilung in die Koften mit feiner 
Klage angebrachtermaaßen abzumeifen. 


Dbergerichtlihes Erkenntniß 
vom 12, Februar 1855. 
(Auf Hägeriihe Appellation.) 

Da nad) Maafgabe der über die hier fragliche Gigarren: 
Confignation unter den Parteien geführten Gorresponden;z, 
namentlih dem inleitungs » Schreiben des Klägers vom 
10. Mai 1853 und der beflagtifchen Antwort vom 12, Mai 
1853 (Nr. 3 und 16 der früheren Acten) — in meldyer leß: 
teren der Paſſus „unfere Provifion in Sidney ift 74 pCt. 
und 2} p&t del credere* für die Beurtheilung der Sache 
nicht ohne Bedeutung ift — nicht anderd angenommen werden 
kann, als daß die Meinung der Parteien jener Zeit dahin 
gegangen iſt, daß das hiefige beflagtifche Haus dem Kläger 
für dad Verkaufs-Provenuͤ der confignirten Waaren, und 
folgerecht auch für gehörige Verkaufsrechnung aufzufommen 
babe; da diefer Auffaffung auch nicht entgegen ſtehen Fann, 
daß die Parteien darüber einverftanden gewefen find, daß bie 
Beklagten den Verkauf der ihnen für Sidney in Confignation 
gegebenen Eigarren durch Vermittelung ihres dortigen Haufes 
betreiben laflen follten, indem dadurch ein obligatorifcher Nerus 
zwifchen dem beflagtiichen Sidney:Haufe und dem Kläger fo 
wenig begründet werden kann, daß dem Letzteren aus eigenem 
Rechte nicht einmal ein Klagrecdht gegen das gedachte Haus 
zuftehen würde, da nun zur Bervollftändigung der dem 
Kläger ertheilten Verkaufsrechnung (Mr. 4 Act.) Blägerifcher 
Seitd die Angabe der Käufer und der Verkaufsdaten ver: 
langt wird, und mindeftens zur Zeit nicht conftirt, daß diefem 
Anverlangen beflagtifcher Seits nicht follte genügt werden 
fonnen, 
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daß das handelögerichtliche Erfenntnig a qua vom 6. No: 
vember vorigen Jahres wieder aufzuheben, und Bellagte 
die dem Kläger mitgetheilte Verkaufsrechnung, mittelft 
Angabe der Käufer und der Daten der einzelnen Ver: 
Fäufe, innerhalb einer ihnen des Endes zu bemilligenden 
‚ 9monatlichen Frift, sub poena 25 Thaler, zu vervoll- 
ftändigen haben, und dem Kläger dagegen alle Rechts: 
zuftändigfeiten vorzubehalten find. 
Und ift die Sache folchergeftalt, unter Compenfation ber 
Koften diefer Inftanz, nebft den wieder zu verfiegelnden Acten 
zum weiteren Verfahren an dad Handelögericht zu remittiren, 


Ober: Appellationdgerichtlihes Erkenntniß 
vom 29. Februar 1856. 
(Auf beflagtifhe Appellation.) 
Daß zwar die Foͤrmlichkeiten der Appellation für gewahrt 
zu achten, in der Sache felbft aber das Erfenntniß bes 
Dbergerichtö der freien Hanfeftadt Hamburg vom 12. Fe: 
bruar vorigen Sahres, wie hiemit gefchieht, unter Ver: 
urtheilung der Beklagten in die Koften dieſer Inftanz 
zu betätigen jeiz; und wird nunmehr die Sache zum 
weiteren Verfahren an dad Handelögericht zurückverwiefen. 


Entſcheidungsgruͤnde. 

Bei Beurtheilung der erſten auf Wiederherſtellung des 
die Klage abweiſenden Erkenntniſſes des Handelsgerichts ges 
richteten Beſchwerde war 

A) von dem unzweifelhaften Satze auszugehen, daß, wenn 
ein Contractsabſchluß zwiſchen zwei Parteien vorliegt, eine 
der andern perſoͤnlich aus dem Contracte haftet, infofern fie 
nicht ausdrüdlich zu erkennen gegeben hat, daß nur Namens 
eines Dritten ald deffen Mandatar der Contract von ihr ab: 
gefchloffen fei. Nun aber ergiebt die zwifchen ben gegenwärtigen 
Parteien gewechfelte den adjungirten Acten des früheren zwifchen 
ihnen verhandelten Proceffes beiliegende Gorrefpondenz Folgendes: 


3. 3.0.8. Porten c. Gans & Franck. 49 


Nach dem Briefe des Klägerd an die Beklagten vom 
10. Mai 1853, welcher auf mündlich getroffene Verabredungen 
Bezug nimmt, haben die Beklagten ihm den Vorfchlag ge: 
macht, von feinen Cigarren gegen Vorſchuß von zwei Drittel 
des Factura:Betrages für Sidney in Confignation zu nehmen, 
das heißt, ed zu übernehmen, die Waare in Sidney für ihn 
zu verfaufen. Der Kläger nimmt in diefem Briefe den Vor: 
fchlag an, und zwar, wie er ausbrüdlich bemerkt, weil er in 
den Händen ber Beklagten fein Intereffe aufs Sicherfte ge: 
wahrt achtet, daher er es auch für unnöthig hält, den Be- 
flagten ein Limitum für den Verkauf zu fegen. Er er: 
wähnt dabei einer, für den Fall, daß bie erfte Sendung ein 
günftiges Nefultat liefern follte, von den Beklagten einzu: 
gehenden Verbindlichkeit, Feine Sendung von Cigarren irgend 
einer Art für eigene oder fremde Rechnung nad) Sidney zu 
machen, wenn Kläger fich bereit erkläre, mit den Beklagten 
oder durch fie die gewünfchten Sendungen für Sidney zu be- 
fhaffen, und bittet die Beklagten um Beftätigung der ange: 
gebenen mündlichen Werabredungen und um Aufgabe. der 
Provifion, welche fie in Anfprudy nehmen, 

Acta adjunct. des Hand. Ger. Nr. 16. 

Diefe Beftätigung folgt in dem Briefe der Beklagten von 
12. Mai, worin fie fchreiben, daß fie für ihren Vorſchuß 5 pCt. 
- Binfen berechnen würden, dann fortfahren: 

„Hals wir andere Confignationen in Gigarren befommen 
fonnen und gewünfcte Quantitäten von Ihnen erhalten 
fönnen, verpflichten uns, felbige nur einzig und allein 
von Shnen zu übernehmen, und machen überhaupt jedes 
fernere Unternehmen in diefem XArtifel von Shrer dee 
abhängig, und nachfchriftlich noch bemerken: 
Unfere Provifion in Sidney ift 74 pCt. und 25 pCt. 
del credere. 
Ebendafelbfi Nr. 3. 
Durch diefe beiden Briefe ift der Verkaufsproviſions-Vertrag 
zwifchen dem Kläger und tem Bellagten in eigenem Namen 
perfect geworden. Weder in dem einen noch in dem andern 
Rechtsfälte 1856, 4 
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if yon dem Haufe Frand brothers & Gans in Sitney bie 
Rede, nirgends auch nur angedeutet, daß die Bellagten Na- 
mens und im Auftrage diefes Haufes mit dem Kläger con- 
trabirt haben und auch aus dem fpätern Briefe des Klägers 
vom 23. November 1853, worin er den Beklagten Factura 
über 14 Kiften Cigarren, zu denen die fünf gehören, deren 
Berfauf Gegenſtand des gegenwärtigen Proceſſes ift, über- 
fendet, mit den Worten: 

„welche fie nach Uebereinkunft Ihrem Haufe Herren Frand 

brothers & Gans in Sidney zu beftmöglichitem Verkaufe 

zu überjenden belieben.“ 

Ebendaſelbſt Nr. 17 
ergiebt fi nur fo viel, daß die Partheien darüber einver- 
fanden waren, daß der Berfauf in Sidney durch Vermitte- 
lung des ebengedachten dortigen Haufes gefchehen werde, wie 
denn auch die von demfelben Tage datirende Factura an die 
Beklagten überfchrieben ift und Daher durchaus dieſer Auf- 
fafjung entfpricht. 

Ebendaſelbſt Nr. 4. 
Wenn Bellagte gegen diefe Auffaſſung 

1) den procefjualifchen Einwand erheben, es ftehe per duas 
conformes feft, daß der Kläger nicht mit ihnen, fondern 
mit Srand brothers & Gans in Sidney contrahirt habe, 
fo ift diefer Einwand erfichtlich unbegründet, denn Das 
Obergericht ift fo fern davon, Ießteres anzunehmen, daß 
es ſogar davon ausgeht, der Kläger habe gar Fein Klag- 
recht gegen das Sidneyer Haus. 

2) Nicht minder unzutreffend find die materiellen Einwen— 
dungen der Bellagten, nämlich 

a) daß es in ber Heberfchrift der oberwähnten Factura vom 
23. Mai heiße: 

Zum Verkauf dur Bermittelung Ihres Haufes 

in Sidney, was nad) dem Obigen feiner weiteren Wi- 

berlegung bedarf. Für den Beflagten würde die Ueber- 
ſchrift der Factura nur fprechen, wenn fie, unter Adreſſirung 
derſelben an Franck brothers & Gans in Sidney lautete: 
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ſandten Ihnen durch Vermittelung von Gang & 
Grand bier zum Verkauf ıc. 

Das Gleiche gilt 

b) von den von dem Beflagten bervorgehobenen Stellen in 
der früheren Klage. 

c) Ebenſo unerheblich endlich ift es, wenn, worauf die Be- 
Hagten fich berufen, der Kläger ihnen in einem Briefe 
vom 4. Auguft 1853 in Bezug auf eine fpätere Cigarrens 
Sendung ſchreibt: | 

„wegen der Cigarren felbft werde ich ven Herren 
Srand brothers & Gans in Sidney durch Shre Ver- 
mittelung die näheren Details mittheilen.“ 
Ebendafelbft Nr. 6: 
Denn wenn er jene Mittheilungen, die er in Betreff der ers 
ften jeßt fraglichen Sendung den Beklagten felbft zu machen 
verhieß und die ſich lediglich auf die Ausführung des BVer- 
kaufs bezogen, 
Ebendafelbft Nr. 16 und 17 
auch durch BVermittelung der Beklagten fpäter dem Haufe in 
Sidney zugehen ließ, fo trat er dadurch mit diefem Haufe 
in fein unmittelbares Contractverhältniß. 

Es bedarf daher kaum noch der Bemerkung, daß ſchon 
aus der bei den adjungirten Hanbelsgerichts-Acten liegenden 
Correspondenz, 

Ebendaſelbſt Nr. 7, 9, 10, 13, 18. 
und vollends aus der in diefer Inftanz von dem Kläger zu 
den Acten gebrachten und von dem Bellagten als richtig an- 
erfannten Ankündigung der letzteren in der „Börfenhalle” vom 
14. Februar 1853 

Oberappellationg-Acten Nr. 15 
Har hervorgeht, daß das Haus Frand brothers & Gans in 
Sidney ein Zweighaus der Beflagten ift, daß aber, wenn 
diefe in einem ſolchen Verhältniffe zu jenem Haufe ftehen, fie 
jelbft dann, wenn fie die Confignation als Factoren ihres 
Haufes in Sidney übernommen hätten, daraus auf Erfüllung 
desjenigen vom Kläger belangt werden Fünnten, u dieſer 
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als Berkaufscommittent ein Recht hat, wie Dies auch bereits 
vom Oberappellationsgericht früher ausgefprochen ift. 
| Martin Steintyal & Comp. c. W. Heiligbrodt. 1827. 

Es fragt ſich daher 

B) nur noch, ob der Kläger in dem gegenwärtigen Falle 
für befugt zu achten ift, eine detaillirtere Verkaufsrechnung über 
feine Eigarren, als die ihm ertheilte, 

Dandelsgerichts-Hcten Nr. 4, 
zu verlangen. Dieſe Frage war aber zu bejahen. 

Der Kläger hat in ſeinem Briefe vom 10. Mai 1852 
den Beklagten erklaͤrt, er habe für feine Cigarren die äußer⸗ 
ſten Preiſe angeſetzt, und müſſe, um nur zu ſeinem Gelde zu 
kommen, die facturirten Preiſe jedenfalls rein, d. h. nach 
Abzug aller und jeder Koſten haben. 

Acta adjuncta des Handelsgerichts Nr. 16. 
Dagegen jolen die in der Factur vom 23. Mai im Ganzen 
zu Beo.H 3095 berechneten Kiften Nr. 92, 94, 101, 102 
und 103, 

Ebendaſelbſt Nr. 4, 
nach der von Frand brothers & Gans eingefandten Verkaufs⸗ 
rechnung und dem begleitenden Schreiben ver Beflagten vom 
29. Mai 1854, 

Handelsgerichts-Acten Nr, 3 und 4, 
nur einen Netto = Ertrag son Breo.J 1693 geliefert haben, 
und wenn man auch berüdfichtigt, daß son dem Bruttg-Er> 
trage jener 5 Kiften Fracht und Spefen für die ganze Sen- 
‚bung bon 14 Kiften in Abrede gebracht find, fo erreicht doch 
jelbft diefer Brutto-Ertrag von nur £ 201 oder Bro, 2646 
noch lange nicht den Facturapreis. 

Nun ift aber die eingefandte Abrechnung unverkennbar 
eine höchſt ungenügende, denn nach der Factur enthielt jede 
ber jetzt verfauften großen Kiften eine Anzahl kleinerer mit 
verfihiedenen Sorten Cigarren und zu verfchiedenen Preifen. 

Acta adjuncta des Handelsgerichts Nr. 4. 
In der Verkaufsrechnung dagegen find von den fraglichen 
5 großen Kiften nur ganz im Allgemeinen 2 als zufammen 
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für £ 99. ish, 3 als zuſammen für £ 102. 6sh. verkauft 
aufgeführt, und zwar ohne auch nur die Tage der Verkäufe 
zu bemerfen. 

Iſt num der Verkaufscommiſſionair, welcher eine Waare 
unter dem ihm vorgeſchriebenen Facturapreiſe verkauft, nach 
den Grundſätzen des Mandats verpflichtet, ſein Verfahren zu 
juſtifieiren und namentlich ſeine Rechnung im Einzelnen, ſo 
weit thunlich, zu belegen, in welcher Hinſicht es genügt, auf 
die Entſcheidung des Oberappellationsgerichts in Sachen Dr. 
Engel m. n. c. Ziel & Balzer von 1853 Bezug zu nehmen, 
fo Tann noch weniger feine Verpflichtung beftritten erben, 
den Committenten durch Zuftellung einer detaillirten Verkaufs— 
rechnung in den Stand zu ſetzen, ſeinerſeits die Nichtigkeit 
der Berfäufe zu controlliren. 

Die Beklagten bejchweren fich nun zwar 

II) eventualiter Darüber, daß ihnen nicht nachgelaffen fei, 
eidlich zu erhärten, 

daß fie weitere Mittheilungen als die dem Kläger ge— 

machten von Sidney über die fragliche Verkaufsrechnung 

überall nicht erhalten haben. 
Allein da nach dem Obigen den Beflagten als Confignataren 
gerade die Verpflichtung obliegt, detaillirte Verkaufsrechnungen 
berbei zu ſchaffen, ſo ift es Far, daß fie mit dem beantragten 
Eide nicht abfommen können. Demnächft erft, wenn fie inner- 
halb der ihnen vom Obergerichte vorberaumten geräumigen 
Frift von 9 Monaten angegeben haben werben, daß und aus 
welchen Gründen Franck brothers& Gansaufer Stande 
feien, ſolche Abrechnungen zu geben, wird es ſich fragen, in 
wiefern fie darüber zum Eide zuzulaſſen feien. 

Wenn endlich 

II) die Bellagten ſich eventwaliter darüber beſchweren, 
daß das Obergericht ihnen auch auferlegt habe, die Namen 
Der Käufer (ver einzelnen Partheien Eigarren) anzugeben, 
fo ift es zwar richtig, daß bei orbnungsmäßiger Ausführung 
einer Verkaufscommiſſion, namentlich dann, wenn ber Con⸗ 
fignatar del credere fteht, eine foldye Angabe nicht üblich ift. 
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Wo aber, wie im vorliegenden Falle, der Verkauf der Art 
ift, daß er noch einer Suftification bedarf, da kann der bloße 
Umftand, daß der Eonfignatar das del credere übernommen 
bat, ihn offenbar nicht von der Verpflichtung befreien, bie 
Namen der Käufer aufzugeben. Wenn übrigens die Be- 
Hagten gehörig nachzumweifen vermögen folten, daß ver Ver- 
fauf der Eigarren in Sidney ftatthafterweife in der Art ge= 
ſchehen ſei, daß Käufer nicht namhaft zu machen feien, fo 
bleibt es in ſolchem Falle dem künftigen Erfenntniffe vorbe- 
halten, zu entfcheiden, ob und in wieweit badurd die Be— 
bauptung jener Unthunlichkeit bewandten Umſtänden nad 
gerechtfertigt erfcheine, 

Bei völliger Grunblofigkeit ihrer fämmtlichen Beſchwerden 
fonnten die Bellagten der Berurtheilung in die Koften dieſer 
Inſtanz nicht entgehen. 


NEE — 


M A. 


In Sachen Fiscalis in Criminalibus ex officio inquirentis und 


peinlichen Anflägers, gegen Johann Wilhelm Arnold 
Timm, Arreftaten, Inquiſiten und peinlic; Angeflagten. 
(Bertheidiger Herr Dr. J. G. Gallois ) 


4. Rechtsfall: 

Der 19jährige 3. W. A. Timm war überführt und geftänbig, 
zwei Frauenzimmer buch Raubmorb aus dem Wege geräumt 
zu haben. Das Niebergericht erfannte auf Todesftrafe, und ber 
Defenfor glaubte Gründe zu haben, das Obergericht als zweite 
Inſtanz recufiren zu bürfen. Ueber die Recuſationsfrage ent- 
ſchied das Dber- Appellationsgericht in folgender Weiſe am 
17. Zult 1855 verneinend. 

Das Obergericht beftätigte barauf bie dom Niedergericht 
erfannte Todesftfafe, wogegen ber Defenjor de nulliiate ju- 
dieii queruliren zu müffen glaubte. Anh Hierauf erkannte das 
Ober » Appellationsgeriht am 26. März 1856 verneinend, tie 
folgt. 
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B. Rechtsſätze: 

1) Darin, daß die Majorität eines Richtercollegiums in ihrer Eigen» 
Ihaft ala Richter oder als Mitglieder der gefetgebenden Behörde 
fi für eine gewiſſe Rechtsanſicht entjchieden bat, kann fein Grund 
zur Recufation des Ricdhtercollegiums gefunden werben, indem dar— 
aus befjen Geneigtheit, dieſer NRechtsanficht ohne genügende Ber- 
anlafjung praftiiche Folgen zu geben, noch feineswegs fich ergiebt. 

2) Es ift zuläffig, gegen Hamburgijche obergerichtliche Eriminal- Er» 
fenntniffe an das DOber-Appellationsgericht eine Nullitätsquerel zu 
richten. | 

3) Das Ober-Appellationsgericht ift nicht competent in folchen Fällen, 
wo ber Senat als folder ein Eriminalerfenntniß abgegeben, aber 
wohl, wenn ber Senat als verftärktes Obergericht geſprochen hat. 

4) Für die Nullitätsquerel beim Ober » Appellationsgericht giebt es 
feinen befondern Act der Einlegung dieſes Hechtsmittels, fondern 
muß daffelbe zugleich bei der Einführung und innerhalb der für 
dieſe beftimmten Frift gerechtfertigt werben. 

5) Zur Einführung diejes Nechtsmittels genügt nicht, daß ber Que— 
rulant nur im Allgemeinen bie Gefichtspunfte bezeichne, aus denen 
er eine Anfechtung bes Urtheils beabfichtigt, jondern es müfjen bie 
conereten factifchen Umftände, welche einen wefentlichen Mangel 
ergeben, einzeln und genau angeführt werben. 

6) In geritlihen Eriminalfahen muß das Urtheil zweiter Inftanz 
noch jett im plenum des Senats beichloffen werben. 

7) Hieran bat der Rath- und Bürgerſchluß vom 27, März 1851 über 

die Organifation des DObergerichtes nichts geändert. 

Für ben Begriff des plenum des Senates ift eine volle normal» 

mäßige Befegung bes legteren nicht unbedingt voranszujegen, zu- 

mal feit den Rath- und Bürgerfhlüffen vom 21. Februar 1850 

und 27. März 1851 die Gefammtzahl der GSenatsmitglieber von 

23 auf 26 rebucirt wurde. 

Ein Umftand, der früher in derſelben Sache als Recuſationsgrund 

rechtskräftig verworfen wurde, kann fpäter nicht als Nullitätsgrund 

gegen das auf Grund jener Berwerfung erlaffene Urtheil geltend 
gemacht werben. 

10) Hat ein Beamter bie Unterfuhung geführt, weicher hiezu ver⸗ 
faſſungsmäßig nicht berechtigt war, und wird dieſer Mangel nicht 
nachträglich geheilt, ſo leidet das ganze ſpätere Verfahren hiedurch 
an Nullität, weil die Gerichte ihre Entſcheidung auf einen Aecten- 
Inhalt gebauet haben, welchem bie Eigenjchaft einer rechtsbeſtän⸗ 
digen Grundlage der Aburtheilung und die Er Glaub⸗ 
mwiürbigfeit abgeht. 
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11) Die Befegung ber beiben ftändigen Eriminal-Actuar-Stellen, ob» 
wohl vom Senat ausgehend, unterliegt doch der jebesmaligen Ge- 
nehmigung der Bürgerichaft. 

12) Jedoch fteht e8 dem Senate vermöge Hauptreceß Art. V., Nro. 7 

zu, bei unzureichenden Kräften in den normalmäßigen Beamten- 

ftelen buch Hülfsarbeiter für Die gehörige Erledigung der Rechts— 
fachen felbftändig zu jorgen, was die Bürgerſchaft implicite durch 

Anerkennung ber für jolche Hillfsarbeiter im Budget ausgeworfene 

Gehalte genehmigt hat. 

Eine Bertheidigung pro avertenda inquisitione speeiali ift freilich 

zuläffig vor dem artikulirten Verhöre; aber nirgends vorgejchrieben, 

baß eine ſolche nothwendig fer, ober ber Inquiſit befonbers des— 
halb befragt werden müffe. 

14) Es bildet einen nothwendigen Beftanbtheil der vom urtheilenden 
Richter zu erwägenden Beweisfrage, ob die Ermittelungen ber Vor- 
unterfuchung genigten, um das Geftänbniß des Inquifiten mit 
ben bafür gelieferten Unterftilgungen als vwollbeweifend für jeine 
alleinige Thäterfchaft anzuerkennen, ober ob in biefer Hinſicht noch 
Zweifel übrig feien, welche eine Ergänzung ber Unterfuchung for- 
berten. 

15) Gegen ben Inhalt eines obergerichtlichen Erfenntniffes ift eine 
Nichtigkeitsbefchwerbe an das Ober-Appellationsgericht unftatthaft. 
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Niedergerichtliches Erkenntniß 
vom 19. Januar 1855. 


In Erwägung, daß am 8. Mai vorigen Jahres Morgens 
die Wittwe Anna Catharina Jacob, geborne Behr, und deren 
Tochter, Johanna Wilhelmine Margarethe Jacob, in ihrer 
im Breitengang Hof Nr. 4 belegenen Wohnung todt gefunden 
wurden, und zwar die Leiche der Mutter auf der Diele, die 
der Tochter im offenſtehenden Keller liegend, beide in ihrem 
Blute, mit- mehreren Wunden; — daß nach dem auf den 
Sertionsbefund gegründeten Phyficats-Gutachten von den vielen 
zum Theil fehr bedeutenden VBerlegungen bei der Wittwe 
Jacob eine Schnittwunde über den Hals, bei ver Tochter 
eine Stichwunde in den Hals als nothwendig tödtliche Wun- 
den den Tod unmittelbar verurfacht hatten, und beiden SPer- 
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fonen diefe wie bie übrigen borgefundenen Verlegungen uns 
zweifelhaft von dritter Hand beigebracht fein mußten; 

in Erwägung, daß der Angeflagte, nachdem mehrere drin 
gende und zu feiner Ueberführung geeignete Beweisgründe 
wider ihn erhoben waren, im Bewußtlein von der Vergeb— 
lichkeit fernerer lügenbafter Ausreden, ein umftändliches, mehr 
fach und auch im artikulirten Verhör wiederholtes Bekenntniß 
abgelegt bat, des weſentlichen Inhalts: er habe am 7. Mat 
Abends um 9 Uhr, auf dem Heimmwege von der Nölting’fchen 
Wirtbichaft ſich entichloffen, die beiden Jacob in ihrem Haufe 
zu ermorden, um fie ſodann zu berauben; — zur ungejäumten 
Ausführung dieſes Planes habe er aus feiner Wohnung einen 
Hammer, ein Brotmefler, und zur Deffnung von Behältern 
eine Kneifzange, fowie ein Vorhemd, um durch daſſelbe Ein 
lag. bei der Wäfcherin Jacob zu finden, mitgenommen, fei 
auf einem Ummege unbemerkt in ven Hof gelangt, habe, als 
die Wittwe Jacob ihm ihr Haus gebffnet, bei feinem Eintritt 
daffelbe mit der Iinfen Hand son Sinnen verfchließend, ihr 
mit dem zugleich hervorgezugenen Hammer mehrere Schläge 
anf den Kopf verfeßt, und, als die Frau um Hülfe rufend 
zufammen fanf, fie mit feinem Mefler vergeftalt über ven 
Hals gejchnitten, daß fie fich nicht mehr regte; — fofort habe 
er der auf den Hülferuf die Treppe herabfommenden Tochter 
zwei Schläge mit dem ihm hierbei entgleitenden Hammer auf 
den Kopf beigebracht, mit ihr, fie am Halfe würgend, daß 
ihr Blut auf feine Hand flo, gerungen, fie niedergeworfen 
und ihr num, auf ihr Inieend, mit dem wieder ergriffenen 
Meier fo viele Stihe und Schnitte in Hals und Naden 
verſetzt, Daß fie nahe der Kellertreppe endlich von ihm los— 
gelafien, lautlos in ven Keller binabftürzte; — darauf habe 
er in dem oberen Zimmer fi) von Blut gereinigt und bie 
Spuren des Mordes an feinen Kleidern unfenntlich zu machen 
fi bemühet; nachdem er fein Mefler, die Leichen bei Seite 
ſchiebend, umfonft gefucht, ein anderes dort gefundenes Mefler 
in Blut getaucht und neben die Leiche der Mutter gelegt, 
die in einem Pult des oberen Zimmers gefundene Summe 
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son etwa 100 Mark zu fich genommen und um 11 Uhr das 
Haus verlafen, worauf er nach der Einkehr in zwei Wirth- 
Ichaften die Nacht in einem Borbell rubig Ichlafend zuge— 
bradyt habe; 

in Erwägung, daß dieſes Geſtändniß, gegen deſſen Glaub— 
würdigkeit die Aeten durchaus kein Bedenken ergeben, als 
der Wahrheit gemäß nicht nur durch den Thatbeſtand und 
den Sectionsbefund, ſondern außerdem durch manche in der 
Unterſuchung erwieſene Umſtände und eidliche Zeugenausſagen 
beſtätigt wird; namentlich durch die Angabe der Nachbaren, 
welche Abends um 9% Uhr einen Mann in den Jacob'ſchen 
Hof bineingehen fahen, ver nicht wieder herauskam, und noch 
gegen 12 Uhr ein Licht im Keller bemerften, welches der Anz 
geflagte dort hatte ſtehen laffen; ferner durch die conftatirte 
Thatfache, daß der Zeuge Weiler um 93 Uhr vergebens. an 
die verjchloffene Hausthür Fopfte, während der Angeklagte 
in dem erleuchteten oberen Zimmer ihn hörte und feine Ent- 
fernung abwartete; — insbefondere durch das auf der Diele 
von dem Angeklagten zurücdgelaflene, als ihm gehörig, wie 
von ihm ſelbſt, fo auch von der Ehlers, die daſſelbe ver— 
fertigt und ihm gefchenft hatte, anerfannte Vorhemd, und das 
im Keller gefundene, mit dem Angeklagten auch von drei 
Zeugen als dafjelbe, deſſen er ſich bei'm Brotſchneiden zu 
bedienen pflegte, anerkannte Mefler; — außerdem durch Den, 
gleich nach der That von anderen Zeugen bemerften zerriſſenen 
Rock des Angeklagten und die noch fpäter an dieſem Nod 
und dem Halstuch wahrgenommenen Blutfpuren, indem feine 
frühere Ausrede darüber von ihm felbft widerrufen wurde, 
nachdem ihre Unwahrheit anderweitig erwiefen war; — end— 
lich durch feine ihn verdächtigende verſchwenderiſche Lebens- 
weile nach dem 8, Mai, und das bei feiner Verhaftung noch 
vorgefundene ungefähr 40 Marf befragende Geld, welches er 
auf der Straße gefunden zu haben Anfangs vorgab; 

in Erwägung, daß ſonach der Angeflagte geftändig und 
durch viele wider ihn fich vereinigende DBeweisgründe über- 
wieſen ift, einen zweifachen Mord, in der Abficht zit fteblen, 
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und darauf einen Raub von ungefähr Hundert Mark aus- 
geführt zu haben; 

in Erwägung, daß die Umftände, unter welchen dieſe 
ſchweren Verbrechen von ihm verübt wurden, im Allgemeinen 
nirgend die Möglichfeit für eine die Etrafbarkeit mildernde 
Beurtheilung gewähren; — daß die volle Verantwortlichkeit 
des Angeklagten für die ihn treffende Schuld nach den Arten 
nicht zu bezweifeln ift; — daß er als das jüngfte Mitglied 
einer unbefcholtenen Familie forgfam erzogen, und in ber 
Jugend feinen Verhältniffen gemäß unterrichtet worden war, 
bis er als Lehrling und Gefelle bei mehreren achtbaren Mei- 
fern Unterweifung und lohnende Arbeit während der legten 
Jahre gefunden hatte; — daß er aber den Eingriff in frem— 
des Gut, und als Mittel hierzu die gefühllofe Vernichtung 
des Lebens von zwei wehrlofen Frauen geringer achtete als 
fein Vorhaben, fi 21 Marf zur Einlöfung ver verjegten 
befjeren Kleider zu verfchaffen, während bei feinem Bruder 
ein ficherer Verdienſt durch Arbeit ihn erwartete, von welchem 
er nach feiner eigenen Angabe in nicht ferner Zeit nicht nur 
jenes Geld, fondern auch die zu Bezahlung von ihm geftänd- 
lich nicht drückenden Schulden erforberlichen Mittel bei geord⸗ 
neter Lebensweiſe hätte erübrigen können; 

in Erwägung, daß die bei der Vertheidigung für den An— 
geklagten vorgebrachte Behauptung, als ſei er waͤhrend ſeines 
Raubmordes betrunken geweſen, zu feiner Entſchuldigung über- 
al nicht, und um fo weniger gereichen Fann, da fie theils in 
thatſächlichem Widerſpruch mit feiner wiederholten Berficherung 
und mit den Wahrnehmungen ver Zeugen fteht, wonach er 
nicht einmal ungewöhnlich aufgeregt geweſen iftz theils durch 
den befonnenen Borbedarht, die Faltblütige Weberlegung und 
Gefliffenheit, welche er bei den Vorbereitungen zur That, bei 
der Ausführung und unmittelbar nachher bewiefen hat, mie 
auch durch feine fpätere genaue und. richtige Erinnerung an alle 
Einzelheiten des ganzen Vorganges vollftändig widerlegt wird; 

in Erwägung, daß, wenngleich der Art. 22, Theil 4 des 
Stadtrechte von 1603 eine Berüdfichtigung jugendlichen Alters 
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auch nach vollendetem 14ten Lebensjahr nicht unbedingt aus- 
ſchließt, doch nady allgemeinen Grundfägen, welche unter diefer 
Vorausſetzung die Duelle der Entfcheidung liefern, für eine 
Ipätere Zeit ſowohl die geiftige Entwidelung der Perfon, ale 
zugleich die Eigenthümlichfeit des zu beftrafenden Verbrechens 
beurtheilt werden muß; 3; — daß aber die Acten Fein Anzeichen 
son Unreifheit des DVerftandes oder der Urtheilsfraft des An— 
geflagten barbieten, welches feine Einficht in die Folgen der 
That und in deren Strafbarfeit als unzulänglich erfcheinen 
ließe; — daß eben fo wenig Mebereilung, Muthiwillen oder 
Mangel an Erfahrung eine That zu erklären vermögten, die 
vielmehr von dem Angeklagten in feinem 20ften Lebensjahre 
nur mittelit einer feltenen Vereinigung von DVerwegenbeit, 
Schlauheit und nichtsachtender Entfchloffenheit ausgeführt 
werden fonnte; 

in Erwägung, daß, wenn überhaupt zur Verübung der 
gröbften Berbrechen noch vermwerflichere Antriebe denkbar wären 
als Genußſucht und Eitelfeit, dieſe Rückſicht durch das Zu- 
fammentreffen des Raubes mit einer zweifachen Mordthat zu 
weit Überwogen werben müßte, um in einem nad Rechts— 
gründen zu fällenden Urtheil ven Angeflagten mit der geſetzlich 
verwirften Strafe zu verfchonen; 

erfennt das Niedergericht: 

daß der Angeflagte, Johann Wilhelm Arnold Timm, zu 

der, an ihm, und zwar in Gemäßheit des Geſetzes vom 

20. Ortober 1854, zu vollziehenden Strafe der Ent- 

bauptung zu verurtheilen, auch zum Erſatz ber Unter⸗ 

ſuchungs⸗ und Proceßkoſten ſchuldig fei. 


Ober-Appellationsgerichtliches Urtheil 
vom 17. Juli 1855. 
In Sachen Fiscalis ex officio inquirentis und peinlichen 
Anklägers zu Hamburg, wider Johann Wilhelm Arnold Timm 
dafelbft, Inquiſiten und peinlich Angellagten, dann Appellanten, 
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wegen Raubmordes, jetzt Necufation betreffend, erfennt das 
Ober-Appellationsgericht der vier freien Städte Deutfchlande 
für Nedt: 
daß das wider den Senat der freien Hanfeftabt Ham- 
burg als Obergericht in Criminalfachen angebrachte Re— 
eufationggefuch, wie biemit gefchieht, zu verwerfen, auch 
der Angefchuldigte in die durch die Recufation verur— 
fachten Koften zu verurtheilen fei; 
und follen die Acten nunmehr an das Obergericht 
zurüdgefandt werben. 


Entfcheidungsgründe, 


Die an ſich zuläffige Necufation des Senats als Ober— 
gericht in ſchweren peinlihen Saden wird von dem Ver— 
tbeidiger auf eine Befangenheit feiner Mitglieder gegründet 
und deren Vorhandenſein 

1) darin gefunden, Daß der Senat nad Einleitung des 
vorliegenden Unterfuchungsverfahrens den Erlaß der Verord— 
nung vom 20. October vorigen Jahres über die Vollziehung 
son Todesftrafen herbeigeführt, die Anfertigung einer Ent- 
bauptungs-Mafchine veranlaßt und Proben mit folcher babe - 
anftellen laſſen. Da jene VBerorbnung offenbar durch die jegt 
zur Beurtbeilung ftehenden Verbrechen des Angefchuldigten, 
in Bezug auf welche der Senat durch Die ihm abgeftatteten 
Relationen aus den Unterfuchungs-Acten fortwährend in Kennt— 
niß gejeßt werde, hervorgerufen fei, jo babe der Senat, jeden— 
falls in feiner Majorität, hiedurch zu erkennen gegeben, daß 
er die Todesftrafe in Hamburg für eine zur Zeit noch ans 
wendbare Strafart anfehe, theils daß dieſelbe in dem vor— 
liegenden Falle aller Wahrfcheinlichfeit nach zur Anwendung 
fommen müſſe: er habe mithin den Angefchuldigten von vorne 
herein verurtheilt, Diefer Schlußfolgerung war jedoch nicht 
beizutreten. Durd den Erlaß der Verordnung ift deren Vor⸗ 
frage, ob die Topesftrafe in Hamburg nody im Gebrauch jet, 
entweder bejaht, oder deren Entſcheidung fält in einem vor— 
fommenden Falle der richterlichen Beurtheilung noch anheim. 
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Nimmt man Sjenes an, jo Fann darin, daß die Majorität 
eines Richtercollegiums in ihrer Eigenfchaft als Richter oder 
als Mitglieder der geſetzgebenden Behörde ſich für eine ge- 
wife Rechtsanficht entſchieden bat, Fein Grund zur Verbittung 
des Nichter-Eollegiums gefunden werden, indem daraus deſſen 
Geneigtheit, Diefer Nechtsanficht ohne genügende Veranlafjung 
praftifche Folgen zu geben, noch feineswegs ſich ergiebt. In 
dem anderen Falle aber, w nn man nämlid jene Vorfrage 
noch für unentjchieden hält, wird es der Enticheidung bes 
demnächft erfennenden Nichters anheim fallen, ſich auch dar— 
über auszufprechen, ob auf Grund ber Ausführungen des 
Bertheivigers, fo wie fonftiger Ermittelungen die Abfchaffung 
der ZTodesftrafe Durch Nichtgebrauch in Hamburg feftftehe. 
Auch läßt fich eine Befangenheit des Senats bei Beurthetlung 
diefer Frage oder bei Beurtheilung des vorliegenden Falles 
überhaupt in den obgedachten in Folge gedachter Verordnung 
getroffenen Manfregeln nicht finden. Der Senat bat als 
höchſte Verwaltungsbehörde für die Beichaffung der Einridy- 
tungen refp. Apparate zu forgen, durch melde die von Den 
Nichtern zuerfannten Strafen ſchleunig vollftredt werden kön— 
nen; und würde pflichtiwidrig handeln, wenn er vamit bis das 
bin zögern wollte, daß die betreffende Strafe rechtsfräftig zu— 
erfannt wäre, Alles, was man in den obgedachten Maaß— 
nahmen finden kann, läuft alfo darauf hinaus, daß der Senat 
die Möglichkeit anerkannt babe, es werde im vorliegenden 
Falle zur Volftredung einer Todesftrafe kommen. Diefe An— 
erfennung aber ift weit entfernt, die Annahme zu begründen, 
ed würden biejelben Perfonen, welche fich für jene Möglichkeit 
ausgefprochen haben, in der Ausübung ihrer richterlichen Fune— 
tionen befangen fein, und ohne die sollte Nechtsitberzeugung 
ihren gewichtigen entfcheidenden Ausspruch thun. Auch läßt fich 

2) dem Bertheidiger darin nicht beipflichten, wenn er bie 
Befangenheit des Senata mit der Beforgniß motivirt bat, 
verjelbe werde fich durch den Urtheilsfprucd nicht compro= 
mittiren wollen, was nothiwendig der Fall fein mwilrde, wenn 
Geſetz, Enthauptungsmafchine und Proben ohne praftifche 
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Anwendung bleiben jollten, Denn es ift überall nicht abzu- 
fehen, wie es möglich wäre, daß der Senat, welcher für einen 
vorliegenden Fall feine Pflichten als höchſte Verwaltungs—⸗ 
behörde erfüllt bat, in den Augen verftändiger Bürger dadurch 
compromittirt erfcheinen könnte, wenn er in feiner Eigenfchaft 
als höchſte Nichterbehörde den Spruch fällen fullte, daß ber 
gegenwärtige Fall ſich nicht eigne, jene Herrichtungen zur An— 
wendung zu bringen. 

-Böllig veriverflich endlich erfcheint 

3) die Aufitellung, das durch die Zeitungen bearbeitete 
Hamburgifche Publifum, von deſſen Anfhauungen auch die 
Mitglieder des Senats als deffen Theil nicht frei feien, for— 
dere in feiner leidenſchaftlichen Aufregung, daß im sorliegen- 
den Falle ein Erempel ftatuirt werde. Denn Daraus würde 
ficy ergeben, daß der vorliegende wie jeder fonftige Auffehen 
erregende Eriminalfall überhaupt in Hamburg Feine unbefan- 
gene Würdigung zu finden vermöge. 

Erfcheinen ſonach fämmtliche son dem Vertheidiger für 
die Rerufation aufgejtelten Momente unbaltbar, und ergiebt 
auch der fonftige inhalt der eingefandten Acten Feinerlei 
Anhaltspunkt, eine Befangenheit des demnächſt erfennenden 
Richters anzunehmen, jo war überall wie im Urtheil gefcheben 
zu erfennen. 


Erkenntniß ded Senats (ald Obergericht) 
vom 22. October 1855. | 

Da der Angeflagte geftändig ift, einen zwiefachen Raub— 
mord begangen zu haben, indem er ſich am Abend des 7ten 
Mai 1854 in das im Breitengange, Hof Nr. 4, belegene 
Haus verfügte, in der Abficht, Die Bewohnerinnen vejjelben, 
die Wittwe Anna Catharina Jacob, geb. Behr, und deren 
Tochter Sohanna Wilhelmine Margaretha Jacob zu berauben, 
wobei er vorherſah, dieſen Raub ohne Tödtung der beiden 
Srauenzimmer nicht ausführen zu können, weshalb er fidy mit 
einem Hammer und einem Meiler, fo wie überdies mit einer 
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Kneifzange verſehen hatte; da er fodann, um Eingang in das 
Daus zu erlangen, den Vorwand gebrauchte, ein Vorhemd 
waſchen laffen zu wollen, und als die Wittwe Sacob vie über: 
gefettete Hausthür öffnete, bineintrat, mit der linfen Hand 
die Hausthür zufchloß und mit dem in bie rechte Hand ge— 
nommenen Hammer dieſer Frau mehrere Schläge auf den 
Kopf verfehte, fo daß fie niederfiel, auch ihr, als fie um Hülfe 
rief, mit feinem Mefler fo lange über ven Hals ſchnitt, bis 
fie fich nicht mehr regte; da er hierauf der die Treppe herab— 
fommenden Tochter der Jacob zwei Schläge mit dem Ham— 
mer auf den Kopf gab, und als fie fih zur Wehr feste, fie 
ergriff, fie am Halfe würgte, wobei ihr Blut auf feine Hand 
floß, fie dann zu Boden warf, und ihr nun, auf ihr nieder- 
Inieend, mit dem Mefler ſo spiele Schnitte und Stidye in den 
Hals und in ven Naden beibrachte, daß fie Die Kellertreppe 
lautlos, aber, wie das Phyſicats - Öutachten ergiebt, damals 
noch lebend hinabftürzte; da er fi nun in dem oberen Zim— 
mer vom Blute reinigte und die Spuren der That an feinen 
Kleidern zu dvertilgen fuchte, auch nachdem er das ihm ent- 
follene Meſſer nicht wiederfinden konnte, ein anderes bort 
liegendes Meffer in Blut tauchte und neben den Körper der 
Mutter legte, um, wie er zulegt ausgefagt hat, zu verhindern, 
daß man nad einem anderen nit in's Haus gehörenden 
Meſſer fuche; da er endlich ein im oberen Zimmer befind- 
liches Pult mit dem von ihm gefundenen Sclüffel öffnete, 
eine Summe von etwa 100 Marf berausnahm, und fi da— 
mit aus dem Haufe entfernte; da die desfallfigen Ausfagen 
des Angeflagten durch die alsbald am andern Morgen ge- 
fundenen Leichen ver beiden Ermordeten, fo wie durd den 
Sectionsbericht und Das Phyſicats-Gutachten, Durch die Aufs 
findung Des von dem Angeklagten mitzunehmen vergeffenen 
Vorhemdes und bes zurückgelaſſenen Meflers, fo wie eines 
Theils des geraubten Geldes, und durch vielfache andere IIm- 
fände und ZeugensAusfagen in der Weife beftätiget werden, 
daß weder über den Thatbeftand, noch über die Perfon des 
Thäters irgend ein Zweifel obwalten kann; da ſonach ber 
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Angeklagte die gefehliche Strafe des Raubmordes verwirkt 
bat; da die wider die niedergerichtliche, den Angeklagten für 
diefe That zur Enthauptung, in Gemäßheit der Verordnung 
vom 20. Ortober 1854, verurtheilenden Findund vom 19ten 
Januar ds. Is., im OÖbergerichte vorgebrachten Defenfiong- 
Momente nicht zu berückſichtigen ſind, weil 

1) die Todesſtrafe in Hamburg nicht als geſetzlich abge— 
Ichafft betrachtet werden Tann, indem, felbft abgefehen son 
der Frage, ob eine foldhe durch die beftehenden Geſetze vor— 
gefchriebene Strafe durch bloße Nichtanwendung derſelben 
während längerer Zeit würde bejeitigt werben Fünnen, von 
einem abrogirenden Gerichtsgebrauche hier um fo weniger bie 
Nede fein. kann, als die beiden bier in Betracht Fommenden 
Criminalgerichte darüber nicht gleichförmig erfannt haben, 
auch E. E. Rathe zugleich verfaflungsmäßig das Begnadi— 
gungsrecht zuſteht, daher, wenn Derſelbe ein vom Niedergericht 
gefälltes Todes-Urtheil aus gemildertem Rechte abändert, da— 
durch nicht ausgeſprochen wird, daß ſolches aus einer anderen 
Rechtsanſicht hervorgegangen ſei, als aus derjenigen des Ge— 
richtes erſter Inſtanz, wie denn auch E. E. Rath in dem vom 
Defenſor namentlich hervorgehobenen Pfleging'ſchen Falle das 
niedergerichtliche Todesurtheil ausdrücklich für völlig legal er— 
klärt hat; weil 

2) die Jugend des Inquiſiten an und für ſich betrachtet, 
verfelbe zur Zeit der That 19 Jahre und fat 4 Monate alt 
war, mithin, ſowohl nad der Vorſchrift des Art. 22, Th. IV. 
des Statuts, als gemeinrechtlich nach Art. 164 der peinlichen 
Gerichtsordnung, das Alter der eriminalrechtlichen Zurechnungs— 
fähigfeit längft erreicht hatte, während 

3) das jugendliche Alter deſſelben im vorliegenden Falle 
auch nicht als Milderungsgrund irgend in Betracht Fommt, 
indem weder nachgewiefen, noch nach dem dem Angeklagten 
zu Theil gewordenen Jugendunterrichte und nad ber Umge— 
bung und den Verhältniffen, in denen er lebte, irgend anzu— 
nehmen ift, daß ihm nicht die gehörige Einficht von der Straf- 
barfeit feiner Handlungen beitwohnte, wie er denn auch bei 

Rechtsfaͤlle 1856. 5 
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ber That ſelbſt Feineswegs mit jugendlicher Unbefonnenheit 
oder Mebereilung, vielmehr mit einer Umficht, Ueberlegung 
und Feſtigkeit des verbrecheriſchen Willens verfuhr, wie ſolche 
jelbft im reifen Mannesalter felten vorfommen dürften; 

(: vergl. Art. 179 der peinlichen Gerichtsordnung:) 

4) weil auch fonftige Gründe, die Hole Zurechnungs— 
fäbigfeit des Inquiſiten zur Zeit ber That in Zweifel zu 
ziehen, nicht vorliegen, indem er weder, wie aus feinen eigenen 
und aus den Zeugen - Ausfagen erhellt, in irgend einem in 
Betracht Fommenden Grade betrunfen war, noch, dem Phyſi— 
cats⸗Gutachten gegenüber, einer von ihm in früher Kindheit 
erlittenen Krankheit irgend ein Einfluß auf feinen jetzigen 
geiſtigen Geſundheitszuſtand beigemeſſen werden kann; 

5) weil die Unverhältnißmäßigkeit der Schwere des Ver— 
brecyens zu ben Zwecken, die ber Angeflagte dadurch er- 
reihen wollte, keineswegs darauf fchließen läßt, daß er nicht 
mit vollſter Willensfreiheit handelte, vielmehr fein Benehmen 
bei und nach ver That nur von der größten Fühlloſigkeit zeugt, 
wie denn auch 

6) ein freiwilliges reuiges Geſtändniß deſſelben fo wenig 
vorliegt, daß er vielmehr, nach fortgefeßtem Läugnen und 
vorgebrachten mehrfachen Unwahrheiten, und nachdem er Alles 
aufgeboten hatte, die Spuren feiner That zu verwiſchen, erſt 
dann zum Geſtändniß ſchritt, als er ſelbſt einſehen mußte, 
bie vorhandenen Verdachtsgründẽ nicht länger befeitigen zu 
fonnen; 

7) weil ber frühere gute Lebenswandel beflelben, von dem 
übrigens das Gegentheil ſeit der Zeit, da der Inquiſit Geſelle 
geworben war, nachgewiefen if, bei der Atrveität des Ver— 
brechens fo wenig in Betracht kommen kann, als die behauptete 
fpätere Reue oder die angeblicye Leichtigkeit der Begehung der 
That und die günftige Gelegenheit, deren Vorhandenſein nicht 
einmal behauptet werden Fan, weil im Gegentbeil ein hoher 
Grad gemeingefährlichter Verwegenheit dazu gehörte, den 
Raubmord in der Oertlichfeit und unter ben Umftänden zu 
unternehmen, wie fie aus den Arten bervorgeben; 
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8) weil, wenn irgend einer diefer zur Vertheidigung des 
Angeflagten geltend gemachten Punkte auch in Betracht kom— 
men könnte, ſolches weit überwogen wird durch die Schwere 
des Verbrechens und die Nichtachtung des Lebens zweier wehr⸗ 
Iofer Srauenzimmer, jo wie durch die Rohheit und Grauſam— 
feit, mit denen derſelbe dieſen Perſonen gegenüber zu Werfe 
gegangen ift, indem, zufolge des Phyficats = Berichtes (Act. 
No. 60) an der Leiche der Wittwe Sacob 7, an ber der 
Tochter 42, theils Wunden, theils fonftige Verletzungen ges 
funden wurden; wie denn endlich 

9) im Falle des Nichtvorhandenfeins der Verordnung über 
die Vollziehung von Todesftrafen vom 20. October 1854 bier 
nicht auf die Strafe des Schwertes, ſondern nach Art. 16 
Theil IV. des Statute, auf die des Nades zu erfennen ge- 
wejen wäre, Die Behauptung des Defenfors mithin, als fei 
die durch jenes Gefeb eingeführte Hinrichtungsweife ſchwerer 
als die früher geſetzlich vorgeſchriebene, abgeſehen auch von 
ihrem fonftigen Ungrunde, in fich ſelbſt zufammenfällt; 

daß die niedergerichtliche Findung som 19, Jan. d, J. 
dahin: daß der Angeklagte: Sohann Wilhelm Arnold 

Timm zu der an ibm, und zivar in Gemäßbeit der Ver- 

‚ordnung vom 20. October 1854 zu vollziehenden Strafe 

der Enthauptung, jo wie zum Erſatz der Unterfuchungs- 
und Proceß-Koſten zu verurtheilen ſei 
lediglich zu beſtätigen. Wie E. E. Rath die gedachte nieder— 
gerichtliche Findung ſolchergeſtalt confirmirt, und den Ange— 
klagten zu ſolcher wohlverdienten Strafe hiemittelſt verurtheilt. 


Ober-Appellationsgerichtliches Erkenntniß 
vom 26. März 1856. 

In Sachen Johann Wilhelm Arnold Timm zu Hamburg, 
Inquiſitens und peinlich Angeklagtens, jetzt Querulantens, 
wider den Fiscalis in Criminalibus ex officio inquirens und 
peinlichen Anfläger, jebt Ouerulaten, Naubmord betreffend, 

5 
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erfennt das Ober » Appellationsgericht der vier freien Städte 

Deutfchlands für Recht: 
daß dem Inquiſiten und peinlich Angeklagten wegen ber 
verfpätet eingereichten Ausführung feiner wider das Ur— 
theil des Senates der freien Hanfeftadt Hamburg als 
Obergerichtes vom 22. Ortober vor. Sahres erhobenen 
Nichtigkeitsbefchwerde Die gebetene Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand zu ertbeilen, auch im Uebrigen bie 
Sörmlichkeiten des Rechtsmittels für gewahrt zu achten, 
in ver Sache ſelbſt aber, wie biemit geſchieht, die er- 
bobene Nichtigkeitsbeſchwerde theils als unftatthaft, theils 
als unbegründet zu verwerfen und es daher bei dem 
gedachten Urtheil zu belaffen, der Inquifit und peinlich 
Angeklagte auch in die Koften Diefer Inſtanz zu ver= 
urtheilen fei. " 


Entfcheidungsgründe. 

1) Die rechtliche Zuläffigkeit einer in Hamburgifchen Cri— 
minalfachen dahier anzubringenden Nichtigfeitsbefchwerde gegen 
pbergerichtliche Erfenntniffe ift bereits wiederholt som Ober- 
Appellationsgerichte anerkannt, 

vgl, Blume U. A. Ger.Orbnung zu $ 40 not p., 
und insbefondere in ver Sache 

Dr. Eden m. n. Müller, Januar 1841, 
jo ausführlich motivirt worden, daß es genügt, hierauf Be— 
zug zu nehmen. Auch daraus, daß Das jebt angefochtene 
Urtheil nicht von dem Obergerichte in feiner gewöhnlichen 
Zufammenfegung, fondern son dem Plenum des Senates 
ausgegangen und in deſſen Namen ausgefertigt worden ift, 
kann ein Bedenken nicht entfteben, da Die Competenz des Ober- 
Appellationsgerichtes, wie ebenfalls fchon in einer früheren Sache 

Unterf. ©. wider Hoder, April 1843, 
ausgefprochen worden ift, nach $ 41 der Ober: Appellationg- 
gerichts = Ordnung zwar für ausgefchloffen gehalten werben 
muß, wo eine vom Senat als ſolchem abgegebene Entfcheidung 
in Frage fteht, nicht aber da, wo derfelbe, wie dies in ge— 
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richtlichen Criminalfachen nach Art. 15 und 30 der Verord— 
nung wegen veränderter Organifation der Zuftizbehörben vom 
29. December 1815 der Fall ift, lediglich in der Eigenfchaft 
als verftärftes Obergericht ein Urtheil erlaffen bat. 

2) Die Förmlichfeiten des ergriffenen Nechtsmittels find 
in foweit, daß daſſelbe jedenfalls der materiellen Prüfung - 
des Ober » Appellationsgerichts unterliegen mußte, gewahrt 
worden. Dies ift zwar nicht gefchehen durch Die erfte Ein- 
gabe des BVertheidigers vom 24, Ortober vor. Sahres, welche 
rubrieirt it: Einlegung des Rechtsmittels der querela nulli- 
tatis ete., und worin er anzeigte, daß er das vobergerichtliche 
Urtheil aus Gründen anzufechten gebenfe, die auf einem 
wefentlichen Mangel in Hinficht der Gerichtsperfonen und bes 
gerichtlichen Verfahrens berubten. Einen befonderen Act der 
Einlegung giebt es für die Nichtigfeitsbefchwerbe nach $ 164 
der Ober-Appellationsgerichts- Ordnung nicht, vielmehr wird 
bier verlangt, daß Das Rechtsmittel in einer beftimmten Frift 
dahier eingeführt und gerechtfertigt werde, Nun Fann es aber 
nach der Natur dieſes Nechtsmittele, bei welchem es fich nicht 
um die Nichtigkeit oder Unrichtigfeit Des vorigen Urtheils, 
fondern um das Dafein oder Nichtvafein beftimmter geſetzlich 
begrenzter Mängel handelt, zur Einführung deſſelben nicht 
genügen, daß der Onerulant nur im Allgemeinen Die Gefichts- 
punfte bezeichne, aus denen er eine Anfechtung des Urtheils 
beabfichtige, fondern es müſſen die concreten factiſchen Um— 
fände, welche einen wefentlichen Mangel ergeben jollen, ein— 
zeln und genau angeführt werben; eine Vorfehrift, welche für 
Civilſachen in der 

K. ©. O. son 1855, Th. II. Tit. 34, $ 4, 
ausprürlich gegeben if, und welche in Gemäßheit des $ 190 
der O.⸗A.Ger.Ordnung auch in Eriminalfachen Anwendung 
findet, wie bereits in dem oben angeführten Präjudikat 

Dr. Eder m. n. Müller, 1841 
angeführt worben if. Die gedachte Eingabe hatte daher nur 
die Eigenschaft einer Ankündigung der Nullitätsquerel, welche 
den Zweck verfolgte, ein vorläufiges Inhibitorium zu erlangen. 
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Dagegen war die Einführung des Nechtsmittels durch die 
weitere Eingabe des Vertheidigers vom 1. November v. I. 
für nothdürftig befchafft zu erachten, indem bier die Mängel, 
mit welchen das ergangene Urtheil und das bisherige Ver— 
fahren behaftet fein fol, fpecieU angegeben wurden; obwohl 
" e8 dabei an einer näheren Ausführung nod fehlte, fo war 
das Gericht doch in den Stand geſetzt, zu erfennen, welche 
Mängel dem angegriffenen Urtheil zum Vorwurf gemacht 
wurden, und diefelben nöthigenfalls aus dem Inhalt der Vor— 
acten einer rechtlichen Prüfung zu unterziehen. Der Ver— 
theidiger hat nun auch noch eine weitere Ausführung ber 
geltend gemachten Nichtigfeitögründe geliefert, dieſe ift jedoch 
erft am 3. Januar diefes Jahres dahier eingegangen und 
daher offenbar verfpätet, da der $ 164 der Ober-Appellationg- 
gerichts-Ordnung eine achtwöchige Frift, von der Publication 
des angegriffenen Urtheils an, nicht bloß für die Einführung, 
fondern auch für die Rechtfertigung der Nichtigkeitsbeſchwerde 
ausdrücklich als Nothfrift vorfchreibt, und an dem Lauf der- 
felben durch die Decrete vom 25. October und 3. November 
vorigen Jahres nichts geändert worden if. Es Fonnte daher 
nur in Srage fommen, ob dem gleichzeitig eingereichten even— 
tuellen Reftitutionsgefuche zu entfprechen fe. Dies war aber 
unbevenklich zu bejahen, da nad Lage der Sadje und ven 
eigenen Angaben des Bertheidigers die Schulvlofigfeit bes 
Inquiſiten an der Berfäumung feinem Zweifel unterliegt. 
Auch lag zu einer Beftrafung des Vertheidigers wegen ber 
Berfpätung Fein Grund vor, da berfelbe in Folge des De— 
srets vom 5. Januar dieſes Jahres befcheinigt bat, daß er 
zu Anfang des Monats December erfranfte und für einige 
Zeit an feinen Berufsarbeiten verhindert wurde, die Noth— 
frift aber am 17. December ablief. 

3) Soviel die Sache felbft betrifft, jo mußten fämmtliche 
zur Nachweiſung einer Nichtigkeit aufgeftellte Beſchwerden 
theils als unbegründet, theils als unftatthaft verworfen wer⸗ 
den, ohne daß es erft noch einer vom Obergerichte zu erfor- 
dernden Erklärung bedurfte. 
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1) Die erfte Beſchwerde geht dahin, daß es bei Abur- 
theilung der Sache in zweiter Snftanz an ber gehörig beſetzten 
Nichterbanf gefehlt habe, weil im Senat notorifch feit Jahr und 
Tag zwei Bürgermeifterftelen unbefebt feien, während grund- 
gefeglich innerhalb 8 Tagen’vom Tode eines Senatsmitgliedes an 
zur Neuwahl gefchritten werden müfle, in gerichtlichen Criminal⸗ 
fachen aber jeder Inquifit ein Recht Darauf habe, daß ihm vom 
vollzähligen Senat Das Urtheil gefprochen werde. Es leidet nun 
zwar feinen Zweifel, Daß in gerichtlichen Criminalfachen das Ur⸗ 
theil zweiter Inſtanz noch jetzt im Plenum des Senates berathen 
und befchloffen werden muß. Denn das Reglement der Raths⸗ 
feffionen son 1812 frhrieb Dies im membr. I, Nr. 7 für 
alle Eriminalfachen ausprüdlich por, und da der Artikel 15 
der Verordnung vom 29. December 1815 befiimmt, daß in 
gerichtlichen Criminalſachen zu der Abtheilung Des Senates, 
welche jebt regelmäßig das Obergericht bildet, „auch die übri- 
gen Membra Senatus, die fonft dazu berufen wurden,“ gleich- 
falls mit zugezogen werben follen, hieran auch bei der Durch 
Rath⸗ und Bürgerfhluß vom 27, März 1851 beliebten Dr- 
ganifation des Obergerichts nichts geändert worden ift, ſo 
ergiebt ſich daraus die Fortdauer jener Vorſchrift für die 
Entſcheidung gerichtlicher Criminalſachen von ſelbſt. Allein 
es kann ganz dahin geftellt bleiben, ob eine Holle normal» 
mäßige Beſetzung des Senates für den Begriff bes „Plenum“ 
unbedingt vorausgefegt wird. Denn jedes Bedenken in biejer 
Hinficht befeitigt fich, wie der Fiscal mit Recht erwibert hat, 
dadurch, daß mittelft der Rath- und Bürgerfchlüffe vom 21ften 
Februar 1850 und vom 27. März 1851 

(Samml, ver Berorbnungen, Bd. 21, ©. 514, 514. 

Bd. 22, ©. 115, 119.) A 
die Wieverbefegung der hier in Rede ftehenden beiden Bürger- 
meißterftellen ausbrüdlich auf unbeftimmte Zeit ausgejept und 
fomit die Gefammtzahl der Senatsmitglieder auf verfaſſungs⸗ 
mäßigem Wege für jetzt von 28 auf 26 reducirt worden iſt. 
Die aus den gedachten beiden Vacanzen hergenommene An⸗ 
fechtung iſt hiernach augenſcheinlich grundlos. 
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2) Die zweite Befchwerde befteht Darin, daß der Senat 
als folcher bei der Verurtbeilung des Snquifiten zum Tode 
ein eigenes Intereſſe gehabt habe, weil eine folgerichtige 
Conſequenz des neuften Geſetzes über Hinrichtungen 

(vom 20. October 1854) 

ihn, wenn auch unbewußt, zur Anwendung der Todesſtrafe 
babe führen müſſen. Da jedoch eben diefe Behauptung be= 
reits vor ber obergerichtlichen Aburtheilung als Necufationg- 
grund geltend gemacht und als folder durch das Diesfeitige 
Erfenntniß vom - 17. Juli vorigen Jahres rechtskräftig ver— 
worfen worden ift, fo folgt ganz von ſelbſt, daß die Be— 
bauptung gegen Das nunmehr auf Grund jener Verwerfung 
erlaffene Urtheil in Feiner Weife einen Nichtigfeitsgrund ab= 
geben kann. 

3) Als dritte Beſchwerde macht der Bertheidiger 
geltend, daß Die Inquiſition in vorliegender Sade von 
einem Beamten geführt worden, welcher verfaflungsmäßig 
dazu nicht berechtigt geweſen ſei. Diejer Nichtigkeitsgrund 
konnte zwar | 

a) nicht für unftatthbaft erachtet werben, wie dies ber 
Fiscal deshalb meint, weil derfelbe nicht das obergerichtliche, 
fondern das Unterfuchungs-Berfahren betreffe. Wäre wirklich 
die Nnterfuchung von einem nicht dazu befugten Beamten 
geführt und diefer Mangel nicht nachträglich. geheilt worden, 
fo würde fowohl das Verfahren des Niedergerichtes, als das 
des Obergerichtes, an einem weſentlichen Mangel leiden, weil 
beide Gerichte ihre Entfcheidungen auf einen Acten- inhalt 
gebauet hätten, welchem die Eigenfchaft einer rechtsbeftändigen 
Grundlage der Aburtheilung und die erforderlihe Glaub— 
würbigfeit abginge. Anders würde bie Sache liegen, wenn 
der angebliche Mangel in erfter oder zweiter Inſtanz bereits 
zur Sprache gebradyt und als unbegründet verworfen worden 
wäre; denn dann hätte er einen Gegenftand ber richterlichen 
Erwägung und Entfcheidung gebildet, und es wäre nicht mehr 
die Gejebmäßigfeit des Verfahrens, fondern die Richtigkeit 
der gefälten Entfcheidung, welche durch die Nichtigfeitsbefchwerbe 
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angefochten würde, und in biefer Nichtung ift viefelbe un— 
fatthaft. In vorliegender Sache aber ift weder in erfter 
noch zweiter Snftanz von dem jebt in Frage ftehenden Mangel 
irgend die Rede gemwefen. Dagegen ftellt ſich 

b) der Einwand des DVertheidigers als unbegrühdet dar, 
jo daß es nicht weiter darauf anfommt, ob der gerügte Mans 
gel aus irgend einem Grunde, 3. B. durch das vor Dem 
Niedergerichte wiederholte Bekenntniß des Inquiſiten, für ges 
beilt würde erachtet werben Fünnen. 

-Der Bertheidiger beftreitet nicht, daß der Inquirent in 
vorliegender Sadye Dr. Gobert zur Beforgung der Gefchäfte 
eines Criminal⸗Actuars vom Senat angeftellt und zu Diefem 
Behuf beeidigt fei, wie Dies denn auch, Da Dr. Gobert nach 

(Nr. 1 der Unterfuchungs-Acten) 
den Auftrag zur Führung der Unterfuchung von dem Polizei- 
berrn erhielt, und in feiner ferneren Thätigfeit ſowohl mit 
diefem, als mit dem Senate felbft in mehrfacher Wedhjel- 
wirfung blieb, nach der Präfumtion für Die Legalität ver Die 
Unterfuchung leitenden Behörde Feines befonderen Bemeijes 
bedarf, ohne daß Dagegen die mangelnde Aufführung des Dr. 
Gobert im Staatsfalender in Betracht fommen kann. Der 
"einzige Grund, aus welchem der Vertheidiger dem Dr. Gobert 
die Berechtigung zur Unterfuchungsführung abfpricht, ift viel⸗ 
mehr der, daß derſelbe vom Senate einfeitig, ohne Geneh— 
migung der Erbgejeflenen Bürgerfchaft, als Hülfsarbeiter an— 
genommen fei. Nun ift es freilich richtig, Daß Die Beſetzung 
der beiden ftändigen Criminal-Actuars-Stellen, welche feit 
Organifation der Bolizeibehörde im Jahre 1821 beiteben, 
obwohl vom Senate ausgehend, doc; der jebesmaligen Ge— 
nehmigung der Bürgerichaft unterliegt. Der Senat propo— 
nirte im Mai 1802 ver Bürgerfchaft, daß die Stelle eines 
Criminal = Actuars (damals des einzigen) Fünftig von ihm 
unentgeltlich mit einem feften Gehalte verliehen werde; bie 
Bürgerfchaft genehmigte dies mit dem Anhang, daß bie ge— 
wählte Perfon der Bürgerfchaft zur Ratihabition zu pro= 
poniren fei. Der Senat behielt ſich zwar wegen dieſes Ans 
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trages nähere Borftellung vor, gab aber den Vorbehalt nach— 
ber auf, indem er im October veffelben Jahres ohne Wei- 
teres die Zuftimmung der Bürgerfchaft zu der von ihm ge= 
troffenen Wahl einbolte, 
Löhmann, Hamb. Rath» und Bürgerfchlüffe Bd. L, 
&. 10, 13, 

Als darauf durch Rath- und Bürgerfchluß vom 15. Fer 
bruar 1821 die Ernennung von zwei fändigen Eriminal- 
Actuaren beliebt wurde, geſchah dies unter ausprüdlicher Bei- 
bebaltung der „im Jahre 1802 durch Rath und Bürgerfchluß 
gejeglich beftimmten Weife,* und dem entfprechend wurden 
auch im Mai 1822 und im uni 1838 die zu Actuaren ge— 
wählten Perfonen der Bürgerfchaft zur Anzeige gebracht und 
von dieſer genehmigt. 

Lohmann a. a. O. II. ©, 66, 85, V. ©. 106. 
Allein ganz abgefehen davon, ob Dieje, ein ftaatsrechtliches 
Verhältniß zwifchen Senat und Bürgerfchaft regulirende, Be- 
ffimmung dahin würde führen Tonnen, die Amtshandlungen, 
welche ein vom Senat eingeführter Criminal-Actuar vor ers 
folgter Genehmigung ber Bürgerfchaft vorgenommen hat, ohne 
Meiteres für ungültig zu erklären, ift bier der Umftand ent— 
fiheivdend, daß Dr. Gobert Feine der beiden ftändigen Actuars⸗ 
Stellen befleidet, jondern, wie der Fiscal und der Vertheidiger 
übereinftimmend angeben, zu ben Hülfsarbeitern für bas 
Eriminal-Actuariat gehört. Denn auf dieſe feit einer Reihe 
. von Sahren angenommenen Hülfs-Actuarien erſtreckt ſich die 
gedachte Vereinbarung nicht, und ohne Zweifel muß ed dem 
Senate vermöge der ihm nach dem Haupt-Receß son 1712, 
Art. V. Nr. 7, zuftehenden Ausübung der gefammten SYuris- 
diction geftattet fein, bei unzureichenden Kräften in den nor= 
malmäßigen Beamtenftellen dur Hiülfsarbeiter für die ge— 
börige Erledigung der Rechtsfachen zu forgen. Könnte aber 
biergegen noch irgend ein Bedenken obwalten, jo wird bies 
in Beziehung auf die Functionen des Criminal = Actuariats 
dadurd vollſtändig gehoben, daß die Bürgerfchaft felbit ihr 
Einverftänpniß mit der vom Senat ansgegangenen Anftellung 
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von Gehülfs-Artuarien wiederholt auf Das Unzweideutigſte zu 
erkennen gegeben bat, indem fie, wie die gebrudten Verhand⸗ 
lungen zwilchen Senat und Bürgerfchaft ausweiſen, feit län: 
gerer Zeit bei der jährlichen Vorlage des Budgets und der 
Abrechnung über Die Ausgaben der Polizeibehörde, einen be- 
fonderen Ausgabe-Poſten „zur Salarirung mehrerer Gehülfg- 
EriminalsActuarien“ ohne eine Einwendung bat paffiren laſſen. 
(S. 3. B. Sperials Abrechnungen zur Abrechnung für 
1849. p. 71.) 
(Special-Nachweifungen zum Budget-Entwurf für 1850, 
p. 72. Dazu Resolutio civ. vom 19, Sept. 1850,) 
(Sperial-Abrechnungen zur Abrechnung fir 1850. p. 78.) 
(Sperial-Nachmweifungen zum Budget für 1851: p. 74. 
Dazu Resolut. civ. vom 25. Sept. 1851.) 
(Speeial-Abrechnungen für 1851. p. 88.) 
(Sperial-Nachmweifungen zum Budget für 1852, p. 77. 
Dazu Resolut. civ. vom 7. October 1852.) 
(Sperial-Nahmeifungen zum Budget für 1853. p. 81. 
Dazu Resolut. civ. vom 21. Suli 1853.) 
(SperialAbrechnungen für 1852. p. 78. Dazu Re- 
solut. civ. vom 14. Novbr. 1853.) 
(Sperial-Nahmeifungen zum Budget fiir 1854. p. 84, 
Dazu Resolut. eiv. vom 29, Suni 1854.) 
4) Die vierte Beſchwerde ift, dahin gerichtet, daß Die 
Publication des angefochtenen Urtheils ohne die durch altes 
Hamburgifches Herfommen fanctionirte Form vorgenommen 
worden fei, nämlich nicht öffentlich, ohne Anfage einer Cri— 
minal-Audienz an die Procuratoren. Daß das Urtheil dem 
Inquiſiten oder feinem Vertreter orbnungsmäßig eröffnet fet, 
beftreitet der VBertheidiger nicht, und muß dies auch durch Die 
Unterzeichnung der Urtheils = Ausfertigung ſowohl, als durch 
das obergerichtliche Deeret vom 24. October 9. 5, 
(Nr. 14 der O. Ger. Xcten) 
als hinlänglich conftatirt angefehen werden. Sollte aber da— 
neben eine befondere Anfage an die Proruratoren ober eine 
fonftige Seierlichfeit bei Verkündigung von Todes -Urtheilen 
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dem Hamburgifchen Herfommen entfprechen, worüber Feine 
Nachweiſung geliefert ift, fo würde doc ein Verſtoß Dagegen, 
wie jede Abweichung von einer auf die Sache feinen Einfluß 
äußernden reinen Solennität, für ganz unweſentlich erachtet 
werden müfjen. 

5) und 6) Die fünfte und feste Beſchwerde, welde 
dahin gingen, daß Dem Inquiſiten das Recht der Berthei- 
digung vor dem artifulirten Verhör gefchmälert worden fer, 
und daß Die Unterfuchung über die Frage, ob-der Inquiſit 
nicht einen Mitbelfer zu feiner That gehabt habe, nicht er= 
Ihöpft worden ſei, hat der Bertheidiger in feiner Ausführung 
wieder zurüdgezogen. Wollte man invdeflen auch auf wine 
Prüfung derſelben eingeben, fo ftellt ſich Doc Die fünfte Be— 
ſchwerde als unbegründet und bie fechste als unftatthaft dar. 
Bor dem artifulirten Verhör würde allerdings eine Verthei— 
digung pro averianda inquisitione speciali zuläffig gemwefen 
fein; aber nirgends ift vorgefchrieben, daß eine ſolche noth— 
wendig fei oder der Inquiſit auch nur befonders deshalb 
befragt werben müſſe. Nun ift im sorliegenden Falle dem 
Inquifiten eine Bertheidigung der Art Feineswegs abgefchlagen 
worden, er hat vielmehr felbft Fein dahin gerichtetes Ver— 
langen geftelt, fondern am GSchluffe der BVorunterfuchung 
wiederholt, in ven VBernehmungen vom 26. und 29. Juni 1854, 
erklärt, daß er feinen Ausfagen nichts zuzuſetzen habe, und 
zwar im leßtgedachten Verhör, nachdem ihm die nunmehrige 
Einfendung der Arten an den Senat angefünbigt und er aus— 
drüdlic aufgefordert war, zu fagen, ob er feinen Angaben 
noch Etwas hinzuzufügen babe. 

(Unter). Acten Nr. 89, 95.) 
Sonad fehlte es ihm, wenn er vor Anordnung des articıt- 
lirten Verhörs einen Schritt zu feiner Vertheidigung hätte 
thun wollen, nicht am Gelegenheit dazu, und die Behauptung 
. bes Vertheidigers ift völlig unerfindlich. 

Die jehste Beſchwerde aber ift darum unftatthaft, 
weil fie nicht das Verfahren ver beiden vorigen Gerichte be— 
trifft, fondern die Wichtigkeit des von ihnen geſprochenen 
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Urtheils in Zweifel zieht. Denn es bildete einen nothwen— 
digen Beftandtheil der vom urtheilenden Nichter zu erwägen 
den Beweisfrage, ob die Ermittelungen der Vorunterfuchung 
genügten, um das Geſtändniß des Inquiſiten mit den bafür 
gelieferten Unterftüßungen als vollbeweifend für feine alleinige 
Thäterfchaft anzuerkennen, ober ob in dieſer Hinficht noch 
Zweifel übrig feien, welche eine Ergänzung der Unterfuchung 
erforderten. Beide Gerichte haben auch dieſer Erwägung fich 
unterzogen, indem fie in den Entfcheidungsgründen die Thäter- 
Schaft des Inquiſiten durch fein mehrfach unterftüßtes Ge— 
fändnig fir vollſtändig erwiefen erflärten. Mit der Bes 
ſchwerde wird alfo lediglich dieſer Theil des Erfenntnifjes 
angegriffen. Daß aber eine Nichtigfeitsbefchwerde gegen den 
Anhalt eines obergerichtlichen Erfenntniffes unftatthaft ift, 


ergiebt die Fafjung des $ 41 der DO. N. Ger.» Ordnung uns 


zweideutig und ift fchon vielfach vom Ober = Appellationd- 
gerichte anerfannt worden, 
(Bol. Blume DO. A. Ger.Ordnung $ 4l, not. e.) ; 


7) Das eben Bemerfte gilt, wie dies Feiner näheren Aus- 


üñ— 


einanderſetzung bedarf, eben fo unzweifelhaft von der fieben- | 


ten Beſchwerde, worin behauptet wird, bie en 


fähigkeit des Inquiſiten unterliege erheblichen, durch Die Unter- | 


fuchung nicht befeitigten Zweifeln, fo wie enblih aud von 
dem in der Ausführung des Vertheidigers noch hinzugefügten 
Antrag, die Frage dahier zu prüfen, ob die Todesftrafe in 
Hamburg als eine gefeglich beſtehende anzuerfennen oder nicht 
vielmehr durch die dortige Praxis für befeitigt zu erachten fei. 

4) Bei der Verwerflichfeit fämmtlicher Beſchwerden war 
der Inquiſit in die Koſten diefer Inſtanz zu verurtheilen. 


MD 


In Saden F. Blaſß & Schomburgk cess. noie €. 

C. Welter, Klägers Anwald Herr Dr. S. Albrecht) 

contra D. Schutte, Bellagten Anwald Herr Dr. 3. 
E. Snautb). 


A. Rechtsfall. 

E. €. Welter hatte den Klägern am 9. Auguft 1853 feine in 
Bellagten Händen befindlichen Läger und Effecten cebirt; dieſe 
Ceſſion war dem Bellagten an bemfelben Tage denuncirt worden 
und Kläger verlangte nun Rechnungsablage, ſowie Auskehrung 
des Provenü, jo weit ſolches nicht von bes Beklagten eignen 
vor dem Datum ber Cejfionsurfunde erworbenen Forderungen 
an Welter, der am 26. September 1853 Inſolvenz erklärt hatte, 
abſorbirt werde. 

Das Handelsgericht entſprach der Klagebitte, das Obergericht 
bob dies Erkenntniß auf, verurtheilte die Kläger zur Angabe 
ihrer Forderungen an Welter und reſervirte den Beklagten alle 
Gerechtſame rückſichtlich der von ihnen vorgebrachten Einrede 
ber Simulation. Das Oberappellationsgericht ſtellte das erft- 
inftanzliche Erkenntniß wieder ber, wiewohl umter Compenfation 
der Koften in beiden böhern Inftanzen. 

B. Rechtsſätze: 
a) bes Handelsgerichtes: 

1) Der Debitor cessus kann dem Ceſſionar nur diejenigen ihm 
an ben Gebenten ‚zuftänbigen Forderungen opponiren, welche er 
bereits zur Zeit ber Ceffions-Denunciation hatte. 

2) Eine Ceſſion, dur welche nicht die Dedung eines einzelnen 
Gläubigers bezwedt, jondern nur Dedungen einzelner Gläubiger 
des injolventen Schuldners zu verhüten, kann von einem Cre- 
ditor, welcher fi dadurch in feiner Iegalen Rechtsverfolgung 
behindert, mittelft der actio Paulliana angefochten werben, ber 
Anerkennung folder Ceſſion abfeiten der curaiores bonorum 
des Schuldners uneradhtet. 

3) Der einzelne Gläubiger hat aber dieſe Anfechtungsbefugnifie 
nicht, wenn er nicht als ein durch jene Cefjion gegen das Prin: 
cip ber actio Paulliana jpeciell lädirter Gläubiger erfcheint, 
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fondern als ber Bertreter einiger Creditoren des Cebenten, 
welche in praejudieium der Geſammt-Creditorſchaft deſſelben 
dadurch, daß fie ihre Forderungen auf ihn den Eeffionar in 
Form einer Eeffion übertrugen, zur bevorzugten Befriedigung 
gelangen wollten. 

b) des Obergerichtes: 
Die Diftinction des Hanbelsgerichtes sub a) 3) jei im Rechte 
nicht begründet, ſondern fei dem debitor cessus die Anfechtung 
der Eeffion zu geftatten, wenn bieje überhaupt nur den Cha» 
after einer erlaubten Transaction trage. 

c) des Oberappellationsgerichtes: 

1) Die Gültigkeit einer Eeffion, durch welche der Ceifionar nur 
zu einem Liquidatär in Beziehung auf Forderungen der Maffe 
bes Cedenten duch Beihluß der Erebitorfchaft oder der cura-. 
tores bonorum ernannt worben ift, unterliegt feinem Bedenken, 
indem bem Cejfionar burd Die curatores nur die Verfolgung 
berjenigen Rechte übertragen ward, die fie felbft geltend machen 
fonnten. 

2) Freilich kann durch ſolche Transaction ſolchen Gläubigern des 
Eedenten, die bereit8 vor der förmlichen Infolvenzerffärung 
deffelben ein wohlerworbenes Recht auf Befriedigung aus beffen 
Gütern hatten, in feiner Weife präjudicirt werben. 

3) Eine fimulirte Ceffion, durch welche die Ceffionarien nicht pro- 
euratores in rem suam geworben, bat feine einzige der Wir- 
fungen einer wirklichen, ohne daß es einer Reseciſſion ber» 
ſelben bebürfte, 


Handelögerichtliches Erkenntniß (Erfte Kammer) 
vom 23. März 1854. 

Da die in Anlage 1 vorliegende, ausweije der Anlage 3 
von den Vertretern der Welterfchen Ereditorfchaft anerkannte 
Ceſſion die Kläger formell völlig in der Qualität, in welcher 
fie auftreten, binfichtlich der Anfprüce des €. ©. Welter an 
den Beklagten legitimirt, 

ſolche Ceſſion aber, zufolge der unbeftrittenen Anlage 2, 
bereits am 9. Auguft dem Beflagten denuncirt wurde und 
daber die Gegenforderungen an Welter, welche der Beklagte 
auf Grund eines erft am 17ten deffelben Monats durch Ces— 
fion erfolgten Erwerbs den Klägern gegenüber geltend macht, 
diefen nicht entgegen fteben, 
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indem befanntlich der debitor cessus dem Gejfionar nur 
diejenigen ihm an den Cedenten zuftändigen Forderungen, 
welche er bereits zur Zeit der Ceffiong = Denunciation batte, 
opponiren Tann, 

es alfo nur Darauf anfommt, ob der Beflagte mit Recht 
aus materiellem Grunde Resciſſion der Anlage 1 als einer 
feine befonderen Rechte verleßenden Arte beantragt, 

num aber felbft, wenn wirklich, wie ver Beflagte behauptet, 
die Anlage 1 gar nicht eine Dedung der Kläger bezweckte, 
vielmehr ſolche Ceſſion nur vollzogen fein follte, um Dedungen 
einzelner Gläubiger des damals bereits offenkundig injol= 
venten Welter zu verhüten, Dies zwar wohl — wie in dem 
vom Beklagten allegirten Präjudicat entſchieden wurde — 
einen Gläubiger, der etwa durch die Anlage 1 in feiner 
legalen Rechtsverfolgung behindert wurde, zur Anfechtung 
folcyer Eeffion mit der Paulianifchen Klage — der abjeiten 
der Welterfchen Euratoren erfolgten Anerkennung (Anlage 3) 
unerachtet — berechtigen könnte, nicht aber den Beflagten, 
welcher gar nicht als ein Durch dieſe Ceſſion gegen das Prin— 
eip der Paulianifchen Klage fperiell lädirter Gläubiger er— 
fcheint, fondern als der Vertreter zweier Ereditoren des 
Welter, welche in praejudiecium der Gefammt = Ereditorfchaft 
deſſelben dadurd, daß fie ihre Forderungen auf ihn, den Be— 
Hagten, in der Form ber Geffionen übertrugen, zur bebor- 
zugten Befriedigung gelangen wollten, 
daß Beflagter binfichtlih der in feinen Händen befind- 
lichen Welterfchen Läger und Efferten den cessionario 
noie. Klägern gegenüber für rechnungspflichtig und ſchuldig 
zu erachten, denſelben das Provenü der cedirten Läger 
und Effecten, fo weit daſſelbe nicht von Forderungen, 
welche der Beklagte bereits zur Zeit ver am 9, Auguft 
vorigen Jahres gefchebenen Denunciation der Ceſſion 
(Anlage 1) an €. C. Welter hatte, abforbirt wird, recht— 
zeitig auszufehren. 

Es hat audy Beflagter die Koften des Verfahrens 

den Klägern zu erjeßen. 
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DObergerichtliches Erkenntniß 
som 14. Suli 1854. 


Da, falls, wie der Beflagte behauptet, Die das Funda- 
ment der Klage bildende, am 9. Auguft 1853 vollzogene 
Ceſſion überall nicht eine Dedung der Kläger bezweckt, viel- 
mehr ſolche Eeffion nur vollzogen fein follte, um Deckungen 
einzelner Gläubiger des am 26. September 1853 Inſolvenz 
beclarirt habenden Welter zu verhindern, eine confequente 
Anwendung der vom Ober = Appellationsgerichte in Sachen 
Cruſen & Flor & Eonforten c. Strefow aufgeftellten Prin— 
eipien dahin führen muß, dem Beflagten die Anfechtung ſolcher 
Ceſſion zu geftatten, indem die vom Handelsgerichte bei An— 
wendung diefer Principien gemachte Diftinction, falls die be— 
Hagtifchen Ceffionen übrigens den Character einer erlaubten 
und als folcher gefeglich zu fchübenden Transaction an fich 
tragen, für im Rechte begründet, nicht erachtet werden kann, 

da es indeffen zur Zeit auf die Einrede der Simulation 
nicht anfommt, vielmehr die Kläger, welche fich nad Maaf- 
gabe der Anlage 1 zur Klage die überfeeifchen Läger des 
€. C. Welter haben übertragen laflen, um ſich daraus, nad) 
Abzug der darauf baftenden Vorſchüſſe für ihre an Welter 
babenven Forderungen — worüber zur Zeit nicht das Min- 
deſte conſtirt — bezahlt zu machen, zu der vorliegenden Klage 
überall nicht gehörig legitimirt erachtet werden können, fo 
lange fie nicht ihre Forderungen und Die dafür in Händen 
babenden Baluten näher angegeben haben, indem ſolche An— 
gabe zum Fundament der Klage weſentlich gehört, und falls 
es fich darnach ergeben follte, daß die Kläger am 9. Auguft 
1853 gar Feine Forderungen an Welter gehabt haben, oder 
dafür anderweitig genügend gededt gemwejen fein follten, ben 
Klägern aus der Anl. 1 überall Fein Klagerecht zuftehen würde, 

daß das hanvelsgerichtliche Erfenntnif a quo d. 23. März 
diefes Jahres wiederum aufzuheben ift und Die cess. 
noie Kläger vorgängig in einem bes Endes anzufeßen- 
den Termine volftindige Aufgabe ihrer Forderungen an 
Rechtsfälle 1856, 6 
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E. C. Welter und der dafür in Händen babenden Va— 
Inten zu ertheilen haben, dem Beflagten aber Dagegen 
alle Nechtszuftändigfeiten, namentlich auch wegen der von 
ibm behaupteten Simulation sorzubehalten find. 

Und ift die Sache folcyergeitalt, unter Compenfation 
ver Koſten diefer Inſtanz, nebft den wieder zu verfiegeln- 
den Arten, an das Handelsgericht zum bemgemäßen wei— 
teren Berfahren zu remittiren. 

Und werben übrigens die Parteien benachrichtigt, 
daß die Welterfchen Fallit-Acten vom Obergerichte brevi 
manu requirirt worden find, und für den Fall einer 
Appelation die weitere Verfügung wegen Anlegung dieſer 
Acten vorbehalten bleibt. 


Ober-Appellationdgerichtliched Erkenntniß 
vom 26. März; 1856. 
Daß die Fürmlichfeiten der Appellation für gewahrt zu 
achten, auch in der Sache felbft, wie biemit gejchieht, 
das Erkenntniß des Obergerichts der freien Hanfeftadt 
Hamburg vom 14. Juli 1854 aufzuheben, und Dagegen 
das des Handelögerichts vom 23, März deſſelben Jahres, 
unter Compenfation der Koſten Diefer und der vorigen 
Inſtanz, wieder berzuftellen ſei, 
und wird die Sache nunmehr an das Handels— 
gericht zurückverwieſen. 


Entſcheidungsgruͤnde. 

Der auf Grund einer von E. C. Welter den alagern 
unter'm 9. Auguſt 1853 ausgeſtellten und an demſelben Tage 
bem Beklagten denuncirten Ceſſionsacte erhobenen Klage, auf 
Rechnungsablage über die unter dem Beklagten befindlichen 
MWelterfchen Läger und Effecten und Austehrung des Proveni, 
joweit daſſelbe nicht son des Beklagten eigenen vor dem 
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9. Auguft 1853 erworbenen Forderungen an E. C. Welter 
abjorbirt werde, hat der Beklagte entgegengefeßt: 

1) Die Einrede der mangelnden Legitimation, indem er 
verlangt, Daß die Kläger nachweiſen, daß fie vor der erfolgten 
Ceſſion überall noch Forderungen an Welter gehabt und 
event. daß fie jeßt noch ungededte Forderungen hätten, 

2) Die Einrede der Simulation, indem der Zweck der an— 
geblichen Ceſſion gar nicht geweſen fei, den Klägern Sicher— 
beit für Forderungen zu geben, fondern biejelbe nur zum 
Schein und zu dem Ende vorgenommen fei, um die Welter- 
Ichen Schuldner und Gläubiger zu verhindern, ſich unter ein- 
ander durch Geffionen zu deden. 

3) Die Einrede der Compenfation mit zweien von A. An— 
thoni in Ingebruch und Catteaux Freres in Brüffel dem Be- 
Hagten am 17. Auguft 1853 angeblidy cedirten Forderungen 
von Bceo. J. 5709 und 5550. 

Das Handelsgericht bat dieſe Einreden verworfen; das 
Obergericyt dagegen auf Grund der Einrede der mangelnden 
Legitimation den Klägern auferlegt, zuvörderſt annoch voll- 
fändige Aufgabe ihrer Forderungen an E. C. Welter und 
der dafür in Händen habenden Valuten zu ertbeilen, und da— 
neben dem Beklagten alle Rechtszuftändigfeiten, namentlich 
auch wegen ihrer Einrede der Simulation, vorbehalten, 

Es bedarf num aber nad) Lage der Sache‘ gar Feiner Unter- 
ſuchung, ob die ven Klägern gemachte Auflage ſich rechtfertigen 
Inffe, indem das Ober-Appellationsgericht dafür halten mußte, 
daß felbft, wenn es fidy mit der Ceffion, auf welche Die Kläger 
ihre Klage gründen, völlig fo verhielte, wie der Beklagte in 
feiner Einrede der Simulation geltend macht, Die Klage den- 
noch in dieſem Falle begründet wäre und ihr die Einrede der _ 
Eompenfation nicht würde opponirt werben können. Gegen 
diefe Auffaffung läßt fich nicht etwa einwenden, daß, wenn 
die Einrede der Eimulation als begründet fupponirt werde, 
dann die aus einer wirklichen Ceffion angeftellte Klage jeden- 
falls angebrachterma aßen abgewieſen werden müffe. Denn 
der Beklagte hat ſich auf die Klage ſelbſt unter diger Suppo⸗ 

6 
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fition eingelaffen, er bat für diefen Fal die Einrede der Com: 
penfation mit Forderungen vorgeſchützt, die er erft nach denun⸗ 
cirter Ceſſion erworben haben will, die alfo gegen die Kläger 
als wirkliche Cejflonarien von E. C. Welter ſchon aus die— 
fem Grunde gar nicht geltend gemacht werben Fonnten; er hat 
ficy ferner beim Obergerichte gerade in der Richtung befchwert, 
daß nicht die Kläger lediglich als Ceffionare der Welterfchen 
Euratoren anerfannt und daher Beflagte auch mit den For— 
derungen zur Compenfation in diefem Prozeſſe zugelaffen fei, 
welche er nach dem 9. Auguft 1853, als dem Tage der Denun- 
ciation jener Ceffion, erworben gehabt, und daß nicht zu dieſem 
Zwede auf Beweis der Simulation erfannt fei. 

Nun aber 

A) ift die am 9. Auguft 1853 abfeiten E. C. Welter er- 
folgte Hebertragung der Rechte an feinen überfeeifchen Lägern, 
auf die Kläger in Folge des nach feiner Inſolvenz-Erklärung 
unterm 21. December 1853 und zwar nad Art. 21 der N. 
Fallit-Ordnung Hölig gültiger Weife gefaßten Befchluffes ver 
Welterfchen Ereditoren von den Güterpflegerit, wenigftens fo 
viel die unter dem Beklagten befindlichen Läger und Effecten 
betrifft, anerkannt worden: dies ergiebt ihr am 6. San. 1854 
dem Bellagten gefchriebener Brief, worin fie zugleich die 
Kläger zu demjenigen bon ihnen autorifirt erflären, was den 
Gegenftand der gegenwärtigen Klage bildet, 

Hand. Ger. Art. Nr, 5 
und dies bat auch der Beklagte in dieſer Inſtanz zutgegeben. 
OZ.. A. Ger. At. Nr. 10, ©. 5. 

Würde nun durch dieſe in Folge eines Befchluffes der Cre— 
ditorfchaft von den Güterpflegern gefchehene Anerkennung die 
fragliche Acte der Anfechtung von Seiten eines einzelnen 
Gläubigers entzogen worden fein, felbf, wenn fie eine mwirf- 
liche Ceſſion entbielte, fo kann ihre Rechtsbeſtändigkeit noch 
weniger einem Bedenken unterliegen, wenn die Kläger in ber 
Form einer Ceſſion nur zu Liquidatairen in Beziehung auf 
Forderungen der Maffe ernannt worden fein follten, wenn 
ihnen alſo durch die Anerkennung der Euratoren nur die Ver: 
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folgung derjenigen Rechte übertragen worden wäre, welche 
die Euratoren felbft zu verfolgen befugt waren. 

Ganz von felbft verfteht e3 fich aber, daß durch eine foldye 
Transaction denjenigen Gläubigern, die bereits vor der fürm- 
lichen Infolvenz = Erflärung des Welter ein wohlerworbenes 
Recht auf Befriedigung aus deffen Gütern hatten, in Feiner 
Weiſe präjubieirt werden konnte, wie Dies, aber auch nur 
dies, in der von beiden Parteien und von ben vorigen Ge— 
richten in Bezug genommenen Sache Strefow c. Erufen & 
Slor und Ch. Parifh vom Ober = Appellationsgerichte zum 
Erfenntniffe vom 30. Juni 1845 ausgeſprochen worden ift. 
SR die Ceffton eine fimulirte, find alfo die Kläger nicht pro- 
curatores in rem suam geworben, fo find fie, da es eine 
andere Eefjion mit rechtlichen Wirkungen nicht giebt, in Wahr- 
beit nur Mandatare der Welterfihen Euratoren, und fo folgt 
ferner, daß der Beflagte ihnen alle Einreden opponiren Tann, 
welche er den Euratoren würde entgegenfeben Tünnen, wenn 
biefe gegen ihn klagten, und daß es alſo gar Feinen Unter- 
fchied macht, ob fie vor oder nach dem 9. Auguft 1853, dem 
Tage ber tenuncirten Eeffion, erworben find, da einer nur 
fimulirten Eeffion Feine einzige der Wirkungen einer wirklichen 
beiwohnt, ohne daß es bei einer ſolchen auch nur einer Res—⸗ 
eiffion bedarf, da eine Ceſſion, die Feine Ceffion ift, nicht erft 
reseindirt zu werden braucht. 

Es fragt ſich alfo nur: 

B) würde der Beklagte den Euratoren, wenn dieſe gegen 
ihn Hagten, aus ven von ihm geltend gemachten Cejfionen der 
beiven auswärtigen Welterfchen Gläubiger die Einrede ber 
Compenfation entgegenfeten können? Dies muß aber ents 
ſchieden verneint werben. 

Hier Tann es 


1) völlig unerörtert bleiben, ob etwa bie angeblig an 
ven Beklagten gefihehenen Ceſſionen deshalb ungültig feien, 
weil fie zu einer Zeit vorgenommen, wo Welter nach Art, 1 
der N. Fallit-Ordnung bereits pro fallito zu achten und dies 
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den Cedenten und dem Ceſſtonar völlig befannt war. Denn 
iheild haben bie Kläger daraus_gar Feine Replik hergenommen 
theils kommt es an fi Darauf nicht an, indem 

2) bie rechtzeitig vorgefchüßte Neplif der Kläger, daß bie 
beiden Geffionen, auf welche der Bellagte die Einrede der 
Eompenfation gegründet hat, nur fimulirt feien, völlig durch⸗ 
ſchlägt und durch die vom Bellagten felbft producirten Ur— 
Funden volftändig bemwiefen if. Denn in der That enthalten 
dieſe Urkunden 

Hand. Ger, A. Nr. 3 

außer dem Namen Ceſſion nichts, was eine foldye, ihrem recht— 
lien Wefen nad, darin erkennen läßt. Indem vielmehr der 
Deflagte die angeblichen Cedenten zwar für den Holen Be- 
trag der ihm übertragenen Forderungen an Welter einftweilen 
erebitirt, dagegen aber ſich nur verbindlich macht, für ven 
dal, dag diefe überall nicht oder nur theilweiſe zu realifiren 
fein follten, die Cedenten aus ven Erträgen der unter ihm 
befindlichen Welterfhen Waaren, nad Tilgung feiner 
eigenen Forderungen an Welter und unter Abzug von 2 pCt. 
Proviſion zu befriedigen, und ausdrücklich erflärt, fich zu einer 
weiteren Berichtigung der Valuta nicht zu verpflichten, auch 
ben nicht gedeckten Theil der ihm übertragenen Forderungen 
zurüdzucebiren verfpricht und ſchließlich die angeblichen Ce- 
benten ſich noch ausdrücklich verbinden, den Beklagten wegen 
aller Schäden und Koften, welche Lepterem aus dieſer Ueber— 
einfunft erwachſen möchten, zu vertreten und volftändig ſchad⸗ 
los zu halten, ift es völlig evident, daß in diefen Urkunden 
überall Feine Ceffion, durch welche der Bellagte procurator 
in rem suam geworben wäre, fondern ein einfaches Mandat 
enthalten if, eine Mebereinfunft, die angeblichen Ceventen 
wegen ihrer Forderungen, fo weit thunlich, aus Welterfchen 
Activen zu befriedigen, mithin eine Transaction, aus welcher 
ber Bellagte ein Recht zur Compenfation überal nicht ab— 
leiten Tann. 

Sonach fonnte es bei dem Obergerichts-Erfenntniffe nicht 
fein Berbleiben behalten, fondern es mußte das ben Be- 
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Hagten, dem Klagantrage gemäß, verurtheilende Erfenntniß 
des Handelsgerichts, wiewohl aus anderen Gründen, wieder 
bergeftellt werben, 

Dagegen ftand dem Antrage der Kläger auf Verurtheilung 
des Beklagten in alle Koften dieſer und der vorigen Snftanz 
nicht zu beferiren, vielmehr waren dieſe Koften, fo wie im 
Urtheile gefchehen, zu compenfiren. 


KOT 


NM 6. 


In Sachen der Direction der biefigen Königl. Preuß. 

Telegrapben : Station, mand. noie der Königl. 

Preuß. Telegrapben: Direetion in Berlin, jebt 

Dr. 5. %. D. Poelchau, mand. noie der Lehteren, 

Klägers contra Aug. Noodt, Bellagter, (Anwalt Herr 
Dr. Aug. Sutor.) 


A. Nehtsfall: ” 

Die Klägerin behauptete, daß ber Beklagte von ihr 11 Eentuer 
Telegraphendraht übernommen babe unb machte dies klagend 
geltend. „Der Bellagte läugnete die Uebernahme der 11 Centner 
an fich nicht, behauptet aber, dieſe Zufage an bie Bedingung 
gefnüpft zu haben, daß ein Gefchäft über eine andere Partei 
von 150 Eentner Draht zwifchen ihm und Klägerin zu Stande 
fommen wirbe. Dem Bellagten wurbe Beweis auferlegt und ber 
Klägerin Gegenbeweis nachgelaffen, welcher durch Zeugen ange: 
treten wurbe, Hierauf erfannte das Handelsgeriht auf einen 
Keinigungseid des Beklagten, das Obergericht auf kläg. Appella- 
tion ber Klägerin den Erfülllungseid zu, wogegen ber Bellagte 
die dritte Inftanz anging. Diefe ftellte, unter Koftencompen- 
fation in beiden obern Inftanzen, Das Handelsgerichtliche Er- 
kenntniß wieder her, wobei das ganze Intereſſe ber Sache ſich 
um die Abwägung der Ausſagen der Gegenbeweiszeugen und 
ihre relative Glaubwürdigkeit bewegte. 

B) Rechtsſatz aus dem Ober⸗Appellationsgerichtlichen Erkenntniß: 
Staatsbiener oder fonft öffentlich angeſtellte Perſonen büßen 
durch dieſe ihre Stellung ſelbſt in Betreff von Vorgängen, welche 
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mit Dienftangelegenheiten in Verbindung ftehen, im Allgemeinen 
an Glaubwürdigkeit nicht ein, und es hängt in ben einzelnen 
Fällen von den jebesmaligen Umftänben ab, ob und in wie weit 
hievon eine Ausnahme zum machen fei. 


Handeldgerichtliches Erkenntniß 
vom 24. Sanuar 1855. 


Daß Herr Dr. Poelhau der im vobergerichtlichen Erfennt- 
niß vom 3. November vorigen jahres ihm gemachten 
Auflage wegen Beibringung einer gehörig beglaubigten 
Vollmacht innerhalb 8 Tage und zwar unter dem Prae= 
judiz beflagtifcher Entbindung von der Inſtanz nachzu— 
kommen ſchuldig fei; 

und in der Sache ſelbſt: 

Da der erſte der im Erkenntniß vom 13. Mai vorl. Is. 
dem Beklagten alternativ auferlegten Beweiſe durch die über— 
einſtimmenden Ausſagen der Beweiszeugen und des Gegen— 
beweiszeugen Kremlin vollſtändig erbracht, der Gegenbeweis 
aber, welcher der Klägerin in dem gedachten Erkenntniß nach— 
gelafien worden, gänzlich verfehlt ift; 

da fomit nur der Beweis der Hägerifchen Behauptung in 
Trage ſteht, daß der Beklagte ſich noch nad dem 28. Octbr. 
1853 auf gehörige Aufforderung bereit erklärt habe, den Reſt 
der von ihm gekauften 200 Etr, Leitungsdraht zu empfangen, 

in diefer Beziehung aber den Ausfagen der Zeugen Krem— 
lin und von Keller mit Sicherheit nicht mehr entnommen 
werben kann, als daß der Bellagte bei Gelegenheit der Ver— 
bandlungen über ven Ankauf einer andern Partie Draht Die 
gleichzeitige Abnahme des vom Director Bothe zur Sprache 
gebrachten Neftes zugefagt bat, 

wogegen auf die von den — überdies keineswegs claffi- 
ſchen — Zeugen gegebenen Snterpretation diefer Zufage um 
fo weniger Gewicht gelegt werben Tann, als es ſich nicht ver— 
Kennen läßt, daß die Darftellung des Beklagten, welcher nur 
für den Fall, daß er ven Eichmannfchen Draht erhalte, fich 
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zur gleichzeitigen Abnahme auch der "fraglichen 11 Centner 
bereit erklärt haben will, aus innern Gründen die überwie— 
gende Wahrjcheinlichfeit für fich hat, 
daß ber Bellagte einen Neinigungseid des Inhalts: 
dag er fi nach Dem 28. October 1853 dem Di- 
rector Bothe gegenüber zur Abnahme ver in Rede 
ftehenden ca. Li Centner Leitungsdraht keineswegs 
ohne Weiteres, fondern nur für den Fall bereit er— 
klärt babe, Daß er auch die früher an Eichmann 
verfaufte Partie erhalten werde, 
innerhalb 8 Tage, nach Rechtskraft dieſes Erfenntniffes, 
und zwar unter dem Praejudiz der Eidespermweigerung 
abzuleiften habe. 


Dbergerichtlihes Erkenntniß 
vom 9. März 1855. 


Daf, den Legitimationspunft anlangend, die Parition des 
obergerichtlichen Erfenntniffes vom 3. November vor. J. 
durch die in appell. beigebrachte Beglaubigung der Voll— 
macht des m. n. Klägers für bejchafft zu erklären, 


in der Sache felbft aber: 


Da felbft, abgeſehen von der jeht angefochtenen Glaub- 
würdigfeit des Beweiszeugen Oder, das rechtskräftig feft- 
ftehende Beweisthema in deſſen erfter Alternative durch Die 
Ausfagen der beiden übrigen Zeugen und felbft durch Die des 
Gegenbemweiszeugen Kremlin völlig bargethan ift, indem ein 
fofortiger Berzicht des Beklagten auf die ftreitigen circa 
11 Centner nicht zum Beweiſe verftellt worden, 

daß, unter Verwerfung der erften appellantifchen Beſchwerde 
das hanvelsgerichtliche Erfenntniß a quo vom 24. Sanıtar 
dieſes Jahres, in fo weit es den dem Beklagten auferlegten 
Beweis für geführt erflärt, zu beftätigen; 

in Anfehung des der klagenden Behörde nachgelaffenen 
Beweifes der Behauptung aber, daß der Bellagte fi nod 
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nach dem 28. Ortober 1853 auf gehörige Aufforderung be— 
reit erflärt babe, den Reſt der von ihm gekauften 200 Centner 
zu empfangen, da zwar bie Zeugen Kremlin und son Keller 
als Angeftellte der Telegraphen - Station nicht als claffifche 
Zeugen zu betrachten find, erfterer aber namentlich durch feine 
unparteiifche Ausſage hinfichtlich des beflagtifchen Beweiſes 
feine Glaubwürdigkeit in diefer Sache bethätigt und letzterer 
in der fraglichen Angelegenheit überall nicht mit dem DBe- 
Hagten verhandelt hat, die innere Wahrfcheinlichkeit ihrer Aus- 
fagen auch dadurch weſentlich unterftüßt wird, daß der Be— 
Hagte artenfundigermanßen noch fpäter bereit war, eine un— 
gleich größere Partie Guttapercha=iDraht entgegen zu nehmen, 
daß Das gedachte Erfenntniß a quo auf Grund der zweiten 

Hägerifchen Befchwerde dahin abzuändern, daß Der Stationg- 
Borfteher Bothe zu folgendem, in einem vom Dandelsgerichte 
anzuberaumenben Termine, bei Strafe der Eidesweigerung, 
abzuftattenden Erfüllungseide zuzulaſſen: 

daß der Beklagte ſich gegen ihn noch nach dem 28. Det, 

1853 zur Abnahme der in Rede ſtehenden ca. 11 Centr. 

Leitungsdraht ohne Weiteres und nicht lediglich für den 

Fall bereit erflärt habe, daß er die früher an Eichmann 
verkaufte Partie erhalten werbe. 
Und ift die Sache folchergeftalt, unter Compenjation der Koften 
biefer Inſtanz, mit den wieder zu verflegelnden Arten an das 
Handelsgericht zu remittiren, 

Sollten übrigens partes noch jebt zur Güte geneigt fein, 
fo wird, dieſen Erfenntniffe unbefchadet, eine Commiſſion 
auf Ihre Wohlweisheiten Herrn Präfes Hudtiwalder, Dr. und 
Herrn Lutteroth⸗Legat verfügt. 


Ober: Appellationdgerichtliches Erkenntniß 
vom 26. März 1856. ° 

Daß bie Formalien der Appellation für gewahrt: zu 

achten, auch in der Sache felbfl, wie hiemit geſchieht, 

das Erfenntniß des Obergerichts der freien Hanſeſtadt 
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Hamburg vom 9. März 1855 aufzuheben und dagegen 
dasjenige des Handelsgerichtse vom 24. Januar 1855, 
unter Eompenfation der Koften diefer und der vorigen 
Inſtanz, wieder berzuftellen fei; 
und wird nunmehr die Sache zum weiteren Vers 
fahren an das Handelsgericht zurüdversviefen, 


.  Entiheidungdgründe, 


In diefer unverkennbar zweifelhaften Sache mußte bie 
Entſcheidung nad Abwägung aller in Betracht Fommenden 
Gründe fchlieglih zu Gunſten der beflagtijchen Appellation 
ausfallen. 


Bon weſentlichem Einfluffe auf die Beurtheilung der klä— 
geriihen Beweisführung war die Auffaffung des Beweisfabes, 
deſſen Herftelung der Klägerin durch das Erfenntniß Des 
Hanbelsgerihts vom 18. Mai 1854, confirmirt vom Ober— 
gerichte am 26. uni e. a., auferlegt worden if. Sn Be- 
treff biefes Punktes mußte dem Beklagten beigepflichtet werben, 
welder davon ausgeht, daß es ſich um den Beweis einer 
Wiederberftellung der am 28. October 1853, bei Gelegenheit 
ver legten Ablieferung von Telegraphen = Drabt, als aufge— 
hoben von ihm, dem Beflagten, bezeichneten und nunmehr, 
nach gelungener beflagtifcher Beweisführung als aufgehoben 
zu achtenden VBerbindlichfeit, zur Abnahme ver Damals reftirend 
gebliebenen 11 Eentner Draht handle. Dies ergiebt ſich dar- 
aus, daß der in Betracht Fommende Beweis als derjenige 
einer wirklichen Replik angeorbnet, fo wie daß ausprüdlic in 
den Motisen zu dem gedachten Erfenntniffe ausgefprochen 
worden ift, der Beflagte würde, abgeſehen von fpäteren Ver— 
bandlungen — auf welche gerade der jebt in Frage ſtehende 
Beweisſatz fich bezieht — berechtigt geweſen fein, die Ab— 
nahme der 11 Centner zu verweigern, fals ihm auch nur eine 
ber vom Beflagten behaupteten und ihm zu beweiſen aufge- 
legten Erflärungen refp. des Kremlin oder des Bothe gemach 
worden fein follte, 
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Unter diefer VBorausfebung, bei welcher auch ber Ausdrud 
im Beweisjaße: 

„Der Beflagte habe ſich (nachmals) auf gehörige Auf- 

forderung bereit erflärt u. ſ. w.“ 
feine richtige Bedeutung findet, Fonnte nur folchen, im Webrigen 
beweisfräftigen Zeugen = Ausfagen entjcheidende Bedeutung 
beigelegt werden, welche auf eine in Herpflichtender Weiſe ab— 
gegebene Erklärung des Beklagten binführten, das frühere 
Geſchäft in Betreff der fraglichen 11 Centner von Neuem in 
Wirkſamkeit treten laffen zu wollen. 


Zeugen » Ausfagen dieſer Art von vorbemerftem Inhalte 
liegen num nicht in dem Maaße vor, um weiter ald auf ein’ 
Purgatorium des Beklagten erfennen zu Fünnen. 


Mas zubörderft Die Glaubwürdigkeit der Zeugen anlangt, 
fo ift auf den Umftand, daß biefelben im Dienfte der Flagen- 
den Behörden ſtehen, an fich Fein erhebliches Gewicht zu legen. 
Stantsdiener, oder fonft Öffentlich angeftellte Perfonen, büßen 
dur dieſe ihre Stellung, ſelbſt in Betreff von Vorgängen, 
welche mit Dienft = Angelegenheiten in Verbindung fteben, im 
Allgemeinen an Glaubwürdigkeit nicht ein, und es hängt in 
den einzelnen Fällen von den jevesmaligen Umftänden ab, ob 
und wie weit hiervon eine Ausnahme zu machen fei. Zu 
einer ſolchen ift in der vorliegenden Sache Feine Veranlaffung 
vorhanden. 

Dagegen muß allerdings in Beziehung auf die Ausfage 
des Zeugen Kremlin aus einem anderen Grunde eine gemin- 
derte Bemweisfraft angenommen werden. Die im Prozeſſe 
verhandelte Differenz ift nämlich durch den zwiſchen biefem 
Zeugen und dem Bellagten am 28. October 1853 ftattge- 
babten Vorgang veranlaßt worden, und es it unter dieſen 
Umftänden nicht zu verfennen, daß für ihn ein nahe liegendes 
erhebliches Motiv befteht, den Sieg der ihm vorgefehten Be⸗ 
börde in dem vorliegenden Prozeſſe herbeizuwünſchen. Seine 
Ausfage kann mithin nur als diejenige eines nicht claſſiſchen 
Zeugen behandelt werben. 
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Wenn der appellatijche Anwald biegegen darauf fich be- 
ruft, Daß der Zeuge Kremlin in Beziehung auf die erfte 
Alternative des beflagtifchen Hauptbeweifes gegen die ihm 
vorgeſetzte Behörde ausgefagt und hiedurch eine hohe Glaub- 
würbigfeit bewährt habe, ſo kann diefem Argumente ſchon im 
Allgemeinen, vollends aber deshalb Feine Bedeutung beigelegt 
werden, weil der Zeuge über feine bei dem fraglicyen Her- 
gange abgegebenen Erklärungen in Wirklichkeit nur mit Re— 
firictionen deponirt bat, und zwar mit foldhen, von welchen 
die übrigen über jenen Hergang vernommenen Zeugen — unter 
denen zwei völlig unverbächtige — Nichts ausgefagt haben. 


Was fodann den Inhalt der vorliegenden Depofitionen 
anlangt, welche zufolge des bisher Bemerften als von einem 
für claffiich, einem anderen für nicht elaſſiſch zu achtenden 
Zeugen ausgegangen anzufeben find, fo iſt bei deren Beur- 
theilung in Betracht zu ziehen, daß der zwifchen den Par— 
teien beſtehende Differenz-Punft bier darin liegt, daß der Be- 
Hagte fih nur bedingt zur nachträglichen Abnahme ver 
11 Centner erboten zu haben erklärt hat — falls naͤmlich ein 
Geſchäft Über eine andere Partie von 150 Centner Draht 
ziwifchen ihm und der Klägerin zu Etante kommen würde, — 
während von der Klägerin die unbedingte Hebernahme der 
in Nede ftehenden Verpflichtung behauptet worden if. Und 
zwar bat der klägeriſche Anwald ſchon bei der erfien Ver— 
bandlung der Sade 

Protveoll vom 6. Mat 1854. 9. ©. Act. [7] p. 12 
feld angegeben, daß der Beflagte, als er nad dem 28ften 
October 1853 an die Abnahme ber 11 Centner mehrmals 
erinnert worben fei, 

„diefelbe ftets zugefagt, indeſſen gewünſcht habe, vie elf 
Centner noch jo lange lagern zu laffen, bis er fie mit 
den 150 Centnern zufammen empfangen wolle." 


Unter diefen Umftänden fommt es wefentlich darauf an, 
daß eine unbedingt gefchehene Uebernahme der Verpflichtung 
zur Abnahme der 11 Centner bewiejen werde. 
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Hievon Tann nun die Depofition des Zeugen von Keller 
um fo weniger verftanden werben, als dieſelbe überhaupt auf 
feine verpflichtende Erflärung des Beflagten gerichtet ift, jener 
Zeuge vielmehr nur über eine im Laufe anderer Verhand— 
lungen beiläufig gemachte, ihrer eigentlichen Natur nach nicht 
näher bargelegte Aeußerung des Beklagten deponirt. Auch 
bezeichnet der Zeuge die von ihm berichtete Erklärung des 
Beklagten ausvrüdlih als eine mit der Abnahme der mehr- 
erwähnten anderen Partei Draht in Verbindung geweſene, fo 
daß der Beweis der felbfiftändigen und unbedingten Verbind- 
lichkeits-Uebernahme, auf welche es zufolge des Obigen an 
fommt, als vorliegend bier nicht angenommen werden kann. 


Die Vermuthung des Zeugen "darüber, wodurch der Be— 
Hagte dazu beftimmt worden fein möge, die 11 Tentner mit 
ben 150 Gentnern in Verbindung zu bringen, fommt fchon 
als ſolche nicht in Betracht. Abgefehen aber hiervon, ift es 
Bar, daß eine unrichtige Auffaflung des Zeugen bier, wo die 
zum Beweiſe verſtellte beflagtifche Erklärung der von 
bem Bellagten eingeräumten fo nahe Fam, fehr leicht fatt- 
finden konnte, und dag mithin nur beftimmte Ausfagen über 
unzweideutige Erklärungen des Lebteren als beweifend ange- 
nommen werben könnten. 


Das vorftehend über die von Kellerfche Ausfage Bemerfte 
würde audy bei ver Kremlinfchen Depofition völlig zutreffen, 
wenn nicht der legtgedachte Zeuge außerdem ausgefagt hätte 

9. Ger. Act [21] p. 9 
„der Beflagte babe der Abnahme der 11 Eeniner fich nie 
geweigert und einmal ungefähr dahin ſich erflärt, er 
würde die 11 Centner in den nächften Tagen oder im 
Laufe der nächſten Woche empfangen (ein anderes Mal, 
er molle fie zufammen mit dem Eichmannſchen Draht 
empfangen).” 
Hier ift allerdings ein Mehreres beppnirt worden, als von 
dem Zeugen Heller, allein dennoch ift diefer Depofition Fein 
joldyes Gewicht beizulegen, daß durch fie die klägeriſche Be— 
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weisführung als bis zum Suppletorium geliefert erachtet 
werben fünnte. Denn, wenn auch ohne Bebenfen die Aus- 
fage des Zeugen dahin verftanden werben Fünnte, der Beflagte 
babe nicht etwa nur der Abnahme der 11 Centner „ch nicht 
geweigert," — was Feine Bedeutung für die Beweisführung 
baben würde, — fondern eine unbebingte und wirklich obli— 
girende Erklärung, „bie 11 Centner in den nächften Tagen 
oder im Laufe ber nächften Woche zu empfangen,” abgegeben, 
fo würde es doch, felbft unter Berüdfichtigung des wie oben 
ausgeführt geringen Ergebnijles der von Kellerfchen Ausfage, 
entfcheidend fein, daß bier nur die Depofition Eines, und 
zwar zufolge des Obigen, nicht claffiihen Zeugen vorliegt. 
Die vorderen Inſtanzen find noch darauf eingegangen, ob 
bie Bereitwilligfeits = Erklärung des Beklagten zur Abnahme 
der 11 Centner Draht um die betreffende Zeit, die Wahr 
fcheinlichfeit für ſich oder gegen fich gehabt habe. Webers 
wiegende Gründe liegen aber weder nach der einen, noch nach 
der anderen Geite vor, wie denn überhaupt eine Schluß 
folgerung auf dem gedachten Fundamente deshalb völlig un— 
ficher ift, weil über die Motive, welche ven Beklagten zu Der 
betreffenden Zeit geleitet haben, nichts Näheres vorliegt, ins— 
befondere über die Bedingungen des Gefchäfts in Betreff 
ber 150 Centner Draht, und aus melden Gründen felbiges 
nicht zu Stande gefommen ift, aus den Acten nichts erbellet, 
Aus diefen Gründen war auf Wiederberftelung des Han— 
belsgerichts-Erfenntniffes nnd zwar, den Umftänden nad, unter 
Eompenfation der Koften beiver höheren Inſtanzen, zu erkennen, 


96 


M 7. 


In Sachen Henriette Noofen, geb. Linnich, Suppli⸗ 

katin (Anwald Her Pr. J. E. Knauth) contra J. 

W. O. Strauf, Supplikanten. (Anwald Her Dr. 
H. R. Loehr.) 


A. Rechtsfall. 
Der Supplikant wollte ſich mit der Tochter der Supplikatin 
vermählen, ohne deren Einwilligung, welche dieſe aus Beſorgniß, 
daß die Ehe der Geſundheit ihrer Tochter Nachtheil bringe, 
zu verſagen ſich berechtigt erachtete. Der Supplikant bat nun 
das Obergericht von Gerichtswegen den mütterlichen Conſens 
zu ſuppliren. 

Das Obergericht verweigerte dies, wogegen der Supplikant 
die dritte Inſtanz anrief, und eventuell die Einziehung eines 
Phyſikatsgutachtens über den Geſundheitszuſtand der ſupplicati— 
ſchen Tochter verlangte. Das Ober-Appellationsgericht wies 
ebenfalls den Supplikanten mit ſeinem Verlangen zurück. 

B. Rechtsſätze: 
a) aus dem Deerete des Obergerichts: 
der elterliche Conſens in die Heirath eines Kindes wird nur 
aus beſonders erheblichen Gründen vom Obergerichte ſupplirt. 
b) Aus dem Ober-Appellationsgerichtlichen Erfenntniffe: 

1) Nur dem Kinde felbft, zu deffen Ehe der gefetzlich erforberte 
elterliche Conſens verweigert wird, nicht aber dem Verlobten 
befjelben, fteht ein jelbftftändiger Anſpruch auf gerichtsfeitige 
Supplirung jenes Confenfes zu. 

2) Ein folder wejentlicher Legitimationsmangel kann noch, und zwar 
ex officio, in höherer Juftanz geltend gemacht werben. 

3) Bei der Frage, ob aus zureichenden Gründen oder ex injuria 

. ber elterlihe Confens verweigert worden fei, ift ber fubjectiven 
Auffaffung der Eltern eben fo fehr billige Rückſicht zu ſchenken, 
wie bem verftändigen Ermefjen des Richters namentlih auch 
bei Beurtheilung der beigebrachten Beweife ein gewiffer Spiel: 
raum zu gewähren. 

4) Die Weigerung ber Eltern, den Eheconfens zu ertheilen, erfcheint 
ſchon dann als gerechtfertigt, wenn nach deren eigenen Wahr- 
nehmungen, wie nah Anficht der von ihnen zugezogenen Aerzte 
auch nur eine erheblihe Beſorgniß obwaltet, daß durch Heirath 
ber Tochter fi deren Krankheitszuftand verfhlimmern und einen 
lebensgefährlichen Charakter gewinnen möchte. 


N 
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Obergerichtlihes Erkenntniß 


vom 4. Januar 1856. ⸗ 


Sn Sachen Henriette Roofen, geb. Linnich, Supplicatin, 
contra J. W. DO, Strauß, Supplicanten, . 
daß, da nad der ganzen Faſſung des Art. 2, Thl. 11, 
Part. U. Statut. und der Natur des Verhältniffes über- 
haupt der elterliche Conſens in die Heirath eines Kindes 
nur aus bejonders erheblichen Gründen von Öerichts- 
wegen zu fuppliren ift, folche Grünte von Geiten bes 
Supplicanten aber bier überall nicht genügend nachge— 
wiefen worden find, Das Geſuch des Supplicanten um 
Supplirung des mütterlichen Confenfes in die Heirath 
deſſelben mit Helene Roofen Feine Statt finde et comm. 


Ober: Appellationdgerichtliches Erkenntniß 
vom 31. März 1856. 


In Sachen J. W. O. Strauß zu Hamburg, ——— 
jetzt Appellantens, contra Berend Noofen jr. Wive., Henriette, 
geb, Linnich, c. cur. daſelbſt, Supplicatin, jetzt Appellatin, 
wegen Supplirung des mütterliden Eonfenfes zur 
Ehe ihrer Tochter Helene, wird den Parteien der am 
27ſten vorigen Monats erfolgte Eingang der eingeforderten 
Boracten hiedurch angezeigt, und da die Sache einer weiteren 
Verhandlung nicht bedarf, vielmehr Die Zuruͤckweiſung der 
vom Supplicanten in der Klage und Replik geftellten, jetzt 
wiederholten Anträge auf Supplirung des mütterlichen Ehe— 
conſenſes, event. auf Einziehung eines Phyſicat-Gutachtens 
über den Geſundheitszuſtand der Helene Nooſen 

1) ſchon dadurch gerechtfertigt erfcheint, daf nur dem 
Kinde jelbft, zu deſſen Ehe der gefeßlich erforderliche Conſens 
son ben Eltern verweigert wird, nicht aber dem Verlobten 
deſſelben ein felbftftändiger Anſpruch auf gerichtliche Supplirung 
des Eonjenjes zugeftanden werben kann, Supplicanten fonady 


bezüglich jener kraft eigenen vermeintlichen — und blos 
Rerbtsfälle 1856, 
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für feine Perfon geftellten Anträge überall nicht als activ zur 
Sachs legitimirt zu erachten ift, es auch Fein Bedenken haben 
kann, diefen mwefentlichen, wenn auch von der Supplicatin nicht 
ausdrücflich gerügten Mangel ex oflicio und noch in höherer 
Inſtanz geltend zu machen; 

abgefeben aber auch hievon 

2) die Befchwerdeführung des Supplicanten um deshalb 
als materiell ungegründet ſich darftelt, weil bei der Frage, 
ob zu der bon einem SKinbe beabfichtigten Ehe die Eltern 
ihren Eonfens aus zureichenden Gründen, oder aber injuria, 
wie es in 

L. 19 D de ritu nupt. (23, 2) 

heißt, verfagt haben, und ob derſelbe gerichtsfeitig zu fuppliren 
fei oder nicht, der fubjertiven Auffaffung der Eltern eben fo 
fehr eine billige Rüdficht gefchenft, als dem verſtändigen Er- 
meſſen des Richters, namentlich auch bei Beurtheilung der 
beigebrachten Beweije, ein gewifler Spielraum gelaffen werden 
muß, die Weigerung der Supplicatin, zu der in Frage ſtehen— 
den Ehe ihren Conſens zu ertheilen, mithin fehon dann als 
grundlos und ungererhtfertigt nicht erfcheinen Fann, wenn nach 
deren eigenen Wahrnehmungen, wie nach Anficht der son ihr 
zugezogenen Aerzte auch nur eine erhebliche Beforgniß ob— 
waltet, daß durch Verbeirathung ihrer Tochter fich deren Krank— 
heitszuftand verfchlimmern und einen lebensgefährlichen Cha- 
tafter gewinnen möchte, nun aber vorliegend, daß dies bier 
zu befürchten ftebt, durch Die beigebrachten von dem Suppli- 
canten mehr in Bezug auf ihre Richtigkeit und Glaubwürdig— 
feit als in Betreff ihrer Echtheit beftrittenen ärztlichen Attefte 
trotz Mangels unbevingter Webereinftimmung und formeller 
Beglaubigung berfelben ausreichend befcyeinigt if, und dem 
gegenüber weder auf Die ganz unbefcheinigt gebliebenen und 
durchaus Hagen Angaben des aller Sachkunde entbehrenden 
und perſönlich intereffirten Supplicanten über den Gefundheits- 
auftand ber Tochter Gewicht zu legen iſt, noch vollends ber 
Antrag auf Unterfuchung durch das Phyſicat irgend für moti- 
virt erachtet werden kann, 
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daß zwar bie Förmlichkeiten der Appellation für gewahrt 
zu achten, in der Sache felbft aber, wie hiemit gefchieht, 
das Erkenntniß des Obergerichts der freien Hanſeſtadt 
Hamburg vom 4. Januar dieſes Jahres, unter Verur- 
theilung Appellantens in bie Koften dieſer Inſtanz, ledig⸗ 
lich zu beſtätigen ſei; 

und wird nunmehr die Sache an das Obergericht 

zurückverwieſen. 


— — — 


MS, 


In Sachen Proc. extra. Hahn als Proc. concurs. und 

Dr. Hug. Sutor als concur. bonor. der Fallitmaſſe 

bes Ferd. Aug. Gotthelf Krebs, Impetranten, Kläger 

Anmwald Herr Dr. Aug. Sutor) contra Carl Hein: 

rich Wilhelm Krebs, Impetraten, Bellagten (Anwald 
Herr Dr. F. E. W. Patow.) 


A. Rechtsfall. 
Der klägeriſche Curande hatte ſeinen Grundbeſitz nebſt Zubehör 
an ſeinen Sohn durch ſchriftlichen Contract verlauft; dieſen 
Handel fochten die cur. noie Kläger aus vier verſchiedenen 
Gründen, wegen Simulation, der Unfelbftftändigfeit des Beklagten, 
wegen Beeinträchtigung ber Mafjegläubiger und eventuell wegen 
laesio enormis an und belangten ben Beklagten auf Heraus: 
gabe bes ihm Verkauften. Das Niebergericht verwarf jene erften 
beiden Gründe gänzlich, und belegte rückſichtlich der actio Pau- 
liana die Kläger mit einem doppelten Beweiſe. Auf klägeriſche 
Appellation erließ das Obergericht den zweiten jener vom Nieder— 
gericht auferlegten Beweiſe. Auf beklagtiſche Appellation hat 
die dritte Inſtanz das zweitinſtanzliche Erkenntniß im Wejent- 
lichen beſtätigt. Später iſt der Beweis durch Sachverſtändige 
angetreten, die Sache ſelbſt aber dann verglichen worden. 

B. Rechtsſätze: 

a) Im Niedergerichtlichen Erkenntniſſe: 

1) Eine Klage auf Zurückſchreibung des Jemand verlauften und 
tradirten Grundſtückes wegen Simulation iſt nur dann zuläffig, 
wenn neben dem Hauptvertrage, und zwar mit Einverftändniß 
ber bypothefariichen Gläubiger, ein geheimer Vertrag dahin ge« 

1 
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fchloffen wäre, daß demnächſt das Kaufgefhäft gänzlich wieber 
aufgehoben und das Grundftüd mit ben inzwilhen gezogenen 
Früchten wieder zurlidgegeben werben jolle. 

2) Die Zuläffigfeit der actio Pauliana gegen einen Kauf ift ba- 
durch bedingt, daß durch das anzufechtende Geſchäft bie Gläu- 
biger des Falliten eine wirklihe Vermögensverringerung erlitten, 
daß ber Veräußerer in fraudem creditorum eontrabirt, und daß 
der Käufer um’ die Beeinträchtigung der Gläubiger feines Con- 
trahenten gewußt habe. 

3) Zum Beweife ber fraus eines Yalliten genügt, daß jelbiger ſich 
durch den Abſchluß des gedachten Eontractes feines ganzen DBer- 
mögens begeben und dadurch die Befriedigung feiner Gläubiger 
unmöglich gemacht habe, obwohl er die Anſprüche kannte, bie 
ihn zur Juſolvenzerklärung nöthigten. 

4) Bei, rein luerativen Geſchäften ift Das Mitwiffen des Ermwerbers 
um bie fraus des Veräuferers zur actio Pauliana nicht erfor- 
derlich, wohl aber bei onerofen Geſchäften. 

5) Die fraus des Erwerbers ift zu präfumiren, wenn er beim Ab⸗ 
ſchluß des Geſchäfts erweislich Kunde von dem Anſpruche ber 
Gläubiger feines Contrahenten gehabt hat. 

b) Aus dem Obergerichtlichen Erkenntniſſe: 

6) Hat ein Fallit alle feine Activa fortgegeben, fo ift fein animus 
fraudandi zu präfumiven, ohne daß es filr bie Resciſſion bes 
Geſchäftes auf das Mitwiffen des Erwerbers um biefen animus 
weiter ankäme. 

7) Der animus fraudandi ceffirt, wenn erwiefen wird, daß das 
Verlaufsobject nicht mehr als die auf dem Grunbftiide haftende 
Beſchwerungsſumme werth geweſen fei, als es verkauft ward. ' 

c) Aus dem Ober- Appellationsgerichtlichen Erfenntniffe: 

8) Nicht jeder vom Eridar im Zuftande materieller Injolvenz ab- 
geichloffene nicht zu einer Befriedigung feiner ſämmtlichen Cre⸗ 
ditoren führende oneroſe Vertrag über die Geſammthabe kann 
von den Nichtbefriedigten ohne Weiteres angefochten werden. 

9) Die Anwendung der Form eines oneroſen Geſchäfts allein be- 
wirft nicht ſchon, daß ber baffelbe Anfechtende neben der Ver— 
letzung bie betrügerifhe Abſicht beider Eontrahenten beweijen 
müßte; fonbern 

10) Es ift ohne Rückſicht auf die dem Geſchäft gegebene Form nad 
alfen conereten Umftänden zu prüfen, ob durch foldhes ben um- 
befriebigten Gläubigern etwas entzogen worben fei, mithin Das 
Geſchäft feiner onerofen Form unerachtet für den Erwerber 
einen entſchieden Incrativen Charakter habe. * 
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vom 22. Sanuar 1855. 

Da der zur Klage beigebrachte Kaufcontract von den cur. 
noie Klägern 1) wegen Simulation, 2) wegen Unfelbftftän: 
bigfeit des nicht emancipirten Beklagten, 3) wegen fraubu: 
löfer Beeinträchtigung der Mafjegläubiger mittelft ber actio 
Pauliana und 4) ganz eventuell wegen laesio enormis an: 
gefochten werden fol, F 

Da bei dem, durch die Umſchreibung des Grundſtuͤckes auf 
des Beklagten Namen, in jeder Beziehung vollzogenen Kauf⸗ 
contracte von einer den Beklagten zur Zuruͤckſchreibung des 
Grundftüdes verpflichtenden Simulation nur dann bie Rebe 
wuͤrde ſein koͤnnen, wenn neben dem Hauptvertrage, und 
Iwar mit Einverſtaͤndniß der hypothecariſchen Gläubiger, de: 
nen der Beklagte ald der jetzige Eigenthümer der Landſtelle 
verhaftet ift, etwa ein geheimer Nebenvertrag dahin gefchloffen 
wäre, baß demnaͤchſt dad Kaufgefchäft mit allen feinen Folgen 
wieder aufgehoben und das Grundftüd mit den inzwifchen 
gezogenen Früchten dem Verkäufer zurüdigegeben werben folle, 
— da berartige Behauptungen aber gar nicht vorgebracht 
find und der erfle Klagegrund fomit einer genügenden * 
ſchen und rechtlichen Begruͤndung ermangelt — 

Ad. 2. 

Da der zweite Klagegrund dem volljährigen, im Beſitze 
des Bürgerrechtes ſich befindenden und fomit völlig felbft- 
fändigen Beklagten gegenüber, nach unferen Rechten, ganz 
hinfällig erfcheint, — 

Ad. 3. 

Da die Zuläffigkeit der actio Paullana dadurd bedingt 
wird, a) daß durch das anzufechtende Verkaufgeſchaͤft wirklich 
eine, die Gläubiger des Falliten benachtheiligende Vermögens: 
Verringerung deffelben herbeigeführt fei, b) daß der Fallit 
ald Veräußerer den Abſchluß des Gefchäftes in fraudem cre- 
ditorum vorgenommen habe und c) daß bei bem hier vor: 
liegenden onerofen Gefchäfte auch der beflagtifche Erwerber 
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um dieſe Beeinträchtigung der Gläubiger feined Contrahenten 
gewußt habe, — 

da, wenn gleich für dad Vorhandenfein der erften biefer 
Bedingungen fchon fehr erheblihe Momente von den cur. 
noie Klägern beigebracht find, doch bei dem, durch bie ihrer 
Wortfaffung nad freilich fehr dunkle und unklare Anlage E 
einigermaaßen unterftügten Läugnen des Beklagten, daß die 
Landftelle wirklich einen höheren Werth habe, ald die Be— 
ſchwerungsſumme, für die er diefelbe übernommen, noch ein 
weiterer Beweis ded angeblich höheren Werthes auf Seiten 
der Kläger erforberlih if, — da nun aber durch folchen 
Nachweis der Werth der Landftelle fi) immer nur approgi: 
mativ wirb herftellen laffen und es fomit nach dem Refultate 
diefer Beweisführung der Tünftigen Entfcheidung des Gerichtes 
vorbehalten bleiben muß, ob wirklich ein fo viel höherer Werth 
nachgewiefen fein- werde, um mit Sicherheit eine durch den 
Verkauf eingetretene Verringerung bed Vermögens des Fläge: 
rifhen Falliten annehmen zu dürfen, — da endlich diefer 
Nachweis- auf den im December 1853 beflandenen Werth der 
Landftelle zurüczuführen ift, indem der Kaufcontract am 3ten 
December 1853 gefchloffen und darauf erft die Umfchreibung 
der Stelle auf ded Beklagten Namen flattgefunden hat, wes⸗ 
halb auf die ganz unbefcyeinigte Angabe deö Beklagten, daß 
ber Kauf fchon im Borfommer ded gedachten Jahres vollig 
abgefchloffen fei, Feine Rüdficht genommen werden kann, — 

da es für dad Vorhandenfein der zweiten Bedingung, 
der fraus bed Falliten, genügt, daß berfelbe fich durch den 
Abſchluß des fraglichen Gontracted feined ganzen Vermögens 
begeben, und ſich dadurch, obmohl er, wie aus den Acten 
hervorgeht, fhon damals Kunde von den Anfprücen hatte, 
bie ihn fpäter zur Snfolvenz « Erklärung genöthigt haben, in 
bie Unmöglichkeit verfegt hat, diefen Gläubigern irgend wie 
gerecht zu werden, 

vgl. 1.17 $ 1 D. quae in fraudem (42, 8) 

und es fomit in diefer Beziehung eines weiteren Beweiſes 
nicht bedarf, = 
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da die dritte Bedingung der actio Pauliana, dad Mit: 
wiffen des Erwerberd um die fraudulöfe Veräußerung feines 
Contrahenten nur bei rein lucrativen Gefchäften nicht er: 
forderlich ift, hier aber, wo der Beklagte durch die Weber: 
nahme der auf der Landftelle haftenden Eypothecarifchen Schulden 
allerdings einen Kaufpreis gegeben hat, nur von einem zwei: 
feitigen onerofen Gefchäfte die Rede fein kann, das dadurch 
die Gläubiger des Werfäufers verlegen fol, daß der gedachte 
Kaufpreis weit unter dem wahren Werthe des gekauften Ob: 
jected geblieben fei, — da aber unter der Vorausſetzung, daß 
diefer zu geringe Kaufpreis erwiefen werden follte, die er: 
forderliche Wiffenfchaft des Beklagten um die unrebliche Ber: 
äußerung feines Gontrahenten unter den vorliegenden Ver: 
hältniffen fchon dann als genügend hergeftellt angenommen 
werden muß, wenn Kläger (was Beklagter bisher geläugnet 
und ohne Weiteres nicht gegen ihn präfumirt werden darf) 
ferner nachweifen würden, daß der Beklagte zur Zeit des 
Abfchluffes des Contractes Kunde von den Anfprüchen der 
Gläubiger gehabt habe, die fchon damals gegen den Elägerifchen 
FZalliten erhoben waren, theild weil er als practifcher Land: 
mann über den wahren Werth der Landftelle nicht in Zweifel 
fein Fonnte, theils weil ihm ebenfo wenig entgangen fein 
fonnte, daß fein Gontrabent durch die Entäußerung feiner, 
fämmtlihen Vermögens: Objecte, auch fogar des an und 
für fich zu der Landftele nicht gehörigen Mobiliared und ge: 
fammten Hausrathed, fi) völlig außer Stand ſetzte, feinen 
gedachten Gläubigern irgend wie gerecht zu werben, — 


Ad, 4. 

Da für den vierten Klagegrund, die angebliche laesio 
enormis, von den Klägern bisher nur nähere Anträge refer: 
virt find und e3 in dieſer Beziehung für jeßt um fo weniger 
einer weiteren Entfcheivung bedarf, ald über den wahren 
Werth der Landftelle zur Zeit des fraglichen Verkaufes ſchon 
wegen des dritten Klaggrundes auf Beweis erkannt werben 
muß, — 
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da endlich, wenn in Betreff bed für jest allein in Frage 
ſtehenden dritten Klagegrundes den Klägern noch Beweife 
aufzuerlegen waren, auch auf den von ihnen geftellten Se: 
queftrationd-Antrag zur Zeit nicht eingegangen werden Fonnte, 
daß cur. noie Kläger bei Strafe der Entbindung des 

Beklagten von der Inſtanz Gaution für die Prozeßkoften 

bis zur Summe von Gt.} 300 zu beftellen haben, — 

daß ferner, unter Verwerfung des erften und zweiten 
Klaggrundes, cur. noie Kläger rücfichtlich des dritten Klag: 
grundes in einem nad Erledigung des Cautionspunktes an: 
zuberaumenden Zermine, unter Vorbehalt des Gegenbeweifes 
für den Beklagten cumulativ zu erweifen ſchuldig: 

1) daß die fraglice Kandftelle in dem Zuftande, worin 
ſich diefelbe im December 1853 befunden hat und zwar 
einfchließlich de damals vorhanden gewefenen todten 
und lebenden Wirthfchafts » Snventard und der der: 
zeitigen Ernte und Feldfrüchte, fo wie einfchließlich 
des (im Kaufcontracte nebft dem lebenden und todten 
Wirthichafts: Inventar naher fpecificirten) herrichaft: 
lichen Snventard einen — und zwar um wie viel — 
höheren Werth gehabt habe, als die derzeitige Be: 
ihwerungsfumme von Et.# 20,000, — 

fowie: 

2) daß der Bellagte fhon am 3. December 1853 von 
den in ber Defignation des Elägerifchen Curanden auf: 
geführten Forderungen ober eined Theile derſelben 
oder überhaupt von einer namhaften Berfhuldung 
feined Vaters Kenntniß gehabt habe, wobei ed ben 
Parteien unbenommen bleibt, fih im Beweis und 
Gegenbeweis: Verfahren des bereit Beigebrachten fo 
weit Rechtend mit zu bedienen; 

daß ferner wegen ber Frage, ob nach der Beweiöführung 
unter Nr. 1 wirklid eine Verringerung ded Vermögens des 
Flägerifchen Guranden durch den fraglichen Kaufcontract an: 
genommen werben koͤnne, fo wie wegen ber eventuellen Aus: 
führung der MWiederaufhebung bed Kaufcontractes und ber 
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von dem Beklagten behaupteten Verwendung auf dad Grund: 
ftüd, und endlich auch rücfichtlich der behaupteten leasio enor- 
mis für jet beiden Theilen quaevis competentia im weiteften 
Umfange vorzubehalten feien. 


Dbergerichtliches Erkenntniß 
vom 14. Mai 1855. 
da der Gegenftand der fraglichen Veräußerung — dad Grund: 
ſtuͤck nebſt todtem und lebenden Inventarium und fämmtlichen 
darauf befindlichen Mobiliar: Effecten — den Inbegriff aller 
wefentlihen Vermoͤgens-Activa des Falliten bildete, und da 
der dafür flipulirte Kaufpreis lediglich in der Uebernahme 
der auf dem Grundftüde haftenden Hypothekenlaſt beftand, 
mithin der Falit fein gefammtes Vermögen feinem Sohne 
übergab, ohne dafür in feine den Greditoren zu Gute kom— 
mende Maffe dad mindefte Aequivalent zu erhalten; 
da unter diefen Umftänden die Vorfchrift der 
l. 17 D. quae in fraudem cred. (42, 8) 
zur Anwendung kommen muß, wonach bei einem Meggeben 
fämmtlicher Activa nicht nur der animus fraudandi auf Seiten 
des Falliten zu präfumiren ift, fondern auch ein Mitwiffen 
des Erwerberd um dieſen animus für die zu beantragende 
Rescindirung bed Geſchaͤfts nicht weiter in Frage kommt; 
da übrigens in fo weit der wahre Werth des Grundftüds 
den bedungenen Kaufpreis entjchieden überfteigt, eine Be: 
reiherung des Beklagten vorliegt und ed auch ſchon aus 
diefem Grunde nicht weiter auf feine Mitwiffenfchaft an dem 
animus fraudandi des Kalliten anfommen würde, 
Savigny, Syſtem ded heut. röm. Rechts, Band 4, 
pag. 25 und 99, 
da jedoch die Praefumtion für den animus fraudandi und 
die daraus hervorgehenden Rechtsfolgen würden ceffiren müffen, 
wenn, wie Bellagter behauptet, das Verkaufsobject wirflich 
nicht mehr als die auf dem Grundftüde haftende Beſchwerungs⸗ 
ſumme werth ſein ſollte, wie denn in dieſem Falle auch eine 
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Bereicherung des Käuferd durch den Kaufhandel weder hätte 
beabfichtigt noch bewirkt werden koͤnnen; 

da es hiernach lediglich nocdy auf den von dem Beklagten 
zu führenden Beweis ankommt: 

daß die fragliche Kandftelle in dem Zuftande, worin fich 
diefelbe im December 1853 befunden hat, und zwar ein: 
fchließlich des damals vorhanden gewefenen todten und 
lebenden Wirthfchaft3:Inventard und der derzeitigen Ernte 
und Feldfrüchte, fo wie einfchließlich ded im Kaufcon: 
tracte nebft dem lebenden und todten Wirthſchafts-In— 
ventar näher fpecificirten Wirthſchafts-Inventars nicht 
einen entſchieden höheren Werth als die derzeitige Be: 
fhwerungsfumme son Ct.} 20,000 gehabt habe; 
daß das niedergerichtliche Erfenntnig a quo vom 
22. Januar d5. 58. wieder aufzuheben und Bes 
Elagter den vorftehend normirten Beweis in termino 
praefigendo sub poena desertionis salva reprobatione 
zu führen fehuldig fei, wobei beiden Theilen die Mit: 
benußung des bereit3 zu den Acten gebrachten in 
quantum de jure vorbehalten bleibt. 

Vebrigens wird hiedurch dem Bellagten anbefohlen, ſich 
nicht nur jeder Deteriorirung des Grundftüds, des Inventars 
und des mitverfauften Mobiliar zu enthalten, fondern die— 
felben in jeder Beziehung in gutem ordnungsmaͤßigem Stande 
zu erhalten, bei Vermeidung einer im Entftehungsfall ohne 
Nüdfiht auf die etwa wider das gegenwärtige Erfenntniß zu 
ergreifende Ober:Appellation zu verfügenden und fofort erecu: 
tiviſch beizutreibenden Strafe von 500 Rthlrn. oder entfprechen: 
der Sefängnißftrafe, 

Sollten partes annoch zur Güte geneigt fein, fo wird, 
diefem Erfenntnig unbefchadet, eine Commiſſion auf Shre 
Wohlweisheiten Herrn Sievefing, Dr. und Herrn Rüder ver: 
fügt, und wird die Sache, mit den wieder zu verfiegelnden 
Acten, unter Compenfation der Koften dieſer Inftanz, an das 
Niedergericht remittirt. 
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Obergerichtliches Decret 
vom 25. Mai 1855. 


Daß der tempestive interponirten Appellation an das 
Ober: Appellationdgericht der vier freien Städte Deutfch: 
lands zu Luͤbeck, gegen das obergerichtliche Erfenntniß 
vom 14ten ds. Monats zu deferiren, jedoch in Beziehung 
auf dad in dem Erfenntniß enthaltene Verbot einer jeden 
Deteriorirung ohne Suöpenfiv:Effect et comm. 


Ober-Appellationsgerichtliches Erkenntnif 
vom 8. April 1856. 
Daß die Förmlichkeiten der Appellation für gewahrt, aud) 
die Adhaͤſion für zuläffig zu erachten, und in der Sache 
felbft dad Erkenntniß des ObergerichtS der freien Hanfe: 
ſtadt Hamburg vom 14, Mai vorl. Jahres zwar im 
Uebrigen, wie biemit gefchieht, zu beftätigen, jedoch in 
Betreff der Gaution für die Prozeßkoften dad Nieder: 
gericht3:Urtheil vom 22. Januar vorigen Sahres wieder 
herzuſtellen fei; 
und wird nunmehr, unter Vergleihung der Koften 
jetziger Inſtanz zur einen, fowie unter Berurtheilung 
des Beflagten in die andere Halfte, die Sache zum wei: 
teren Verfahren an das Niedergericht zuruͤckverwieſen. 


Entfheidungsgründe, 

Die erfte Beſchwerde des Beklagten über die ſtillſchweigende 
Aufhebung der in dem erften Urtheile den Klägern gemachten 
Gautiond:Auflage, welche von diefen in vorigee Inſtanz nicht 
angefochten ift, war um beöwillen für begründet zu erachten, 
und in dieſem Punkte dad Erkenntniß des Niedergerichtes 
wieder herzuftellen. 

Dagegen mußte die zweite Beſchwerde des Beklagten, 
welche, da die Bitte des Appellationslibels im Zweifel in 
Gemaͤßheit des Inhaltes der Beſchwerde zu erflären ft, nur 


108 8. Proc. Hahn u.Dr. X. Sutor c. C. H. W. Krebs. 


auf Herfielung der im erfien Urtheile den Klägern aufer: 
legten Beweife, nicht aber auf Aufhebung des in dem vorigen 
Urtheile enthaltenen, überdies vollig gerechtfertigten an den 
Beklagten erlaffenen gefhärften Befehls reſp. Verbots ge: 
richtet ift, verworfen werden, Der zur Entfcheidung ftehende 
Hal ſtimmt nämlich mit dem, welcher in J. 17, $1 D. quae 
in fraudem, 42, 8 entjchieden worden ift, zunaͤchſt darin über: 
ein, daß von Seiten des Cridard an deflen Sohn eine Be: 
fißeö-Ueberlaffung der gefammten von dem Gridar befeffenen 
Förperlichen Habe in der Abficht, Eigenthum zu übertragen, 
ſtattgefunden hat. Eben fo fteht es feft, daß der Cridar 
diefe Handlung vorgenommen hat in dem Bewußtfein, per- 
fünlihe Gläubiger zu haben, und auch darin ſtimmt der jebige 
Tall mit dem in der Stelle entjchiedenen überein. Dagegen 
war bie dritte Vorausſetzung der letzteren, daß den perſoͤn⸗ 
lichen Gläubigern durch die Veräußerung der Gegenftand 
ihrer Befriedigung entzogen worden fei, in dem vorliegenden 
Falle erft aus einer Prüfung der gefammten Sachlage abzu= 
leiten. Da nämlich die Stelle nur der Eigenthbumsübertragung 
gedenkt, ohne hinzuzufügen, ob diefelbe mit oder ohne Gegen- 
leiftung ftattgefunden habe, fo wird man weder berechtigt 
fein, anzunehmen, daß diefer Umftand bedeutungslos fei, der: 
geftalt, daß ein jeder von dem Cridar im Zuftande materieller 
Bahlungsunfähigkeit abgefchloffene nicht zu einer Befriedigung 
feiner fämmtlichen Gläubiger führende onerofe Wertrag über 
die gefammte Habe von den Nichtbefriedigten ohne Weiteres 
angefochten werben koͤnnte, noch andererſeits, daß die Stelle 
eine unentgeltliche Veräußerung vorausſetze, dergeſtalt, daß 
die Anmwendüng der Form eines onerofen Gefchäftd allein 
ſchon bewirkte, daß der. Anfechtende neben der Verlegung bie 
betrügerifche Abficht abfeiten beider Gontrahenten beweifen 
müßte; fondern man wird vielmehr, ohne Ruͤckſicht auf die 
dem Gefchäfte gegebene Form, nach allen concreten Umftänden 
zu prüfen haben, ob durch folcyes den unbefriedigten Glaͤu— 
bigern etwas entzogen worden fei, mit andern Worten, ob 
dad Geſchaͤft, feiner onerofen Form ungeachtet, für den Er: 
F 
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werber einen entjchieden Iucrativen Character habe. Letzteres 
mußte angenommen werden. Denn 

1) der Cridar hat 1846 ald ein nicht unvermögender 
Mann die Stelle angetreten und einen bedeutenden Theil des 
für diefelbe fammt landwirthfchaftlichem Inventar bedungenen 
Kaufpreifes von gegen 40,000 # baar bezahlt, und es ift 
überall nicht, namentlich auch nicht durch dad Nr, 28 der 
Nied. Ger. Act. anliegende Atteft des Verkäufers Brödel: 
mann bargethan, daß der Käufer, welcher ſchon früher Lands 
wirthfchaft getrieben, bei Auslobung des Kaufpreifes fich ge: 
täufcht habe. 

2) Seit dem Jahre 1846 find bie Preiſe der Landguͤter 
notoriſch geſtiegen, und der Cridar hat, wie eine Vergleichung 
des 1846 gekauften und des 1853 verkauften landwirthſchaft— 
lichen Inventars beweiſt, daſſelbe vermehrt. 

3) Der in dem Jahre 1846 fuͤr die Vollhufe vereinbarte 
Preis von 24,500 # ſteht mit der 1853 für diefelbe bered)- 
nete Summe von 14,000 3. in einem ftarfen Mißverhältniffe. 
Noch bedeutender tritt folches hervor bei der Verkaufsſumme 
der Snventarien. Das landwirthfchaftliche allein war 1846 
zu 15,250 # angefchlagen, 1853 find für folches, mit Inbe— 
griff des fugenannten herrfchaftlichen Inventard, weldyes von 
dem Bellagten in Nr. 10, ©. 31 der Nied. Ger. Act. auf: 
fallender Weife nur zu 150 4. angefchlagen wird, im Ganzen 
nur 6000 # gerechnet. 

4) Die VBollhufe allein, welche bei dem Verkauf von 1853 
nur zu 14,000 # angefchlagen war, ift nach Nr, 9 der Nied. 
Ger. Act. nicht bloß mit 20,000 # befchwert gemwelen, als 
der Beklagte diefelbe übernahm, fondern derſelbe ift überdies 
im Stande gewefen, fofort einen Gläubiger zu finden, welcher 
in ſolcher bei einer ferneren Eintragung von 1000 4 aus: 
reichende Sicherheit für-feine Forderung zu finden geglaubt hat. 

Alle diefe Momente führen zu der Annahme, daß das 
Vorgeben des Cridars, er habe bei dem Verkauf 1853 an 
feinen 26jährigen in feinem Haufe befindlichen Sohn nur bie 
Abficht gehabt, rüftigere Kräfte an die Stelle feiner alters: 
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ſchwachen zu fegen, und ber Hufe einen neuen tüchtigen Ver: 
wefer zu verfchaffen, nicht dad Motiv feiner Handlungsweife 
gewefen fein werde, fondern, daß er vielmehr darauf aus— 
gegangen ift, feinen fonfligen Gläubigern, mit denen er feit 
Sahren in Rechtöftreitigkeiten lebt, ihre endlich erftrittenen 
Forderungen mittelft gedachten Verkaufs zu entziehen. Es 
fragt fich daher nur noch: , 

Ob nicht die hervorgehobenen Momente fchon ausreichend 
find, um dem Beklagten auch den von dem Obergericht ihm 
nachgelaffenen Beweis, daß die Hufe nebft Zubehör und 
Inoventarien feinen höheren Werth als die Beſchwerungs-⸗, 
refp. Kauffumme von 20,000 # gehabt habe, abzufchneiden, 
was die Kläger mittelft ihrer gegen zwei gleichfürmige Ur: 
theile, da die Conformitaͤt nur eine negative ift, nicht ver: 
flogenden, und gegen benfelben „heil“ des vorigen Urtheils 
gerichteten, mithin nad) $ 135 der Ober:Appellationsgerichtö: 
Ordnung formell zuläffigen Adhaͤſionsbeſchwerde beantragt 
haben. Nun fpricht zwar hiefür noch der Umftand, daß der 
Beklagte Nr. 10, ©. 32 5. E. der Nied. Ger. Act. geftändig 
ift, außer dem Kaufpreife die Verpflichtung übernommen zu 
haben, feine Eltern zu verforgen und zu ernähren, fo daß 
alfo die hierauf zu verwendende Summe dem Kaufpreife an: 
noch zugerechnet werben dürfte, und den Gläubigern dur) 
den Verkauf aller Wahrfcheinlichkeit nach entzogen wäre. Da 
indeffen doch die Möglichkeit bleibt, daß die Summe von 
20,000 # fi) als eine dem Empfangenen nicht entfprechende 
zu bedeutende Gegenleiftung herausftellen koͤnnte, und da das 
in Nr. 15 der Nied. Ger. Act. enthaltene Atteft, fo wenig 
ed auch feiner zweideutigen Faſſung wegen fchon jest bei der 
Beurtheilung der Beweisfrage in Betracht gezogen werben 
fonnte, jedenfalls in Verbindung mit den Vorträgen des 
Beklagten, deffen Anficht, er werde den Beweis des von ihm 
behaupteten Mangels einer Verletzung der unbefriedigten 
Gläubiger zu führen im Stande fein, an den Tag legt, fo 
war es bei dem Inhalt des obergerichtlichen Erkemtniſſes in 
diefem Punkte zu belaffen. 
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Die Koften voriger Inftanz waren fein Gegenftand ber 
Befchwerde, und die Berurtheilung des Beklagten in bie 
Koften jetiger Inſtanz zur einen, fo wie die Vergleichung 
derfelben zur anderen Hälfte, ungeachtet der theilmeifen Ab: 
änderung des vorigen Erkenntniffes, fo wie der Berwerfung 
der Adhaͤſionsbeſchwerde, mußte dem durch die einzelnen Be: 
fchwetden veranlaßten Kofteraufwand als entfprechend er: 
achtet werben. 

— — 


MB. 


In Sachen Dr. jur. Patow jr. mand. noie Dir. med. H. 

Frees und Claus Mäffen tut. noie der unmündigen 

Johanna Chriſtine Emilie Fiſchbeck, Klägers 

contra Dr. jur. Büller mand. noie Johann Ebriftian 

Eduard Fiſchbeck, Beklagten. Namen der Anwaͤlde 
wie in rubro. 





A. Rechtsfall: 
Die Kläger verlangten Alimente für ihren Mündel vom Be— 
klagten, welcher die Paternität beſtritt; worauf die Kläger den 
Beweis derſelben durch ein Schreiben des Beklagten und die 
Zeugenausſage eines Arztes, welcher die Mutter der klägeriſchen 
Pupillin auf Veranlaſſung des Beklagten beim Vorhandenſein 
der Anzeichen einer Schwangerſchaft behandelt hatte, verſuchten. 

Das Niedergericht erkannte auf beklagtiſchen Reinigungseid, 

das Obergericht aber auf einen Erfüllungseid abſeiten der Mutter 
der klägeriſchen Pupillin, die dritte Inſtanz ſtellte endlich das 
erſtinſtanzliche Erkenntniß wieder her. 

B. Rechtsſätze: 
Unter Umſtänden kann freilich aus der äußerſten Intimität zweier 
Perſonen verſchiedenen Geſchlechtes eine Vermuthung für den 
Fortbeſtand derartiger Beziehungen abgeleitet werden, allein 
hiebei wird doch vorausgeſetzt, daß eine nähere häusliche Ge— 
meinſchaft oder entſprechende Verhältniſſe zwiſchen den Bethei— 
ligten ſtattgefunden haben. 
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Niedergerichtlicher Beſcheid 
vom 9. Mär; 1855. 

Daß der dem mand. noie Kläger obliegende Beweis bis 
auf einen von dem Beklagten zu leiftenden Reinigungs: Eid 
für verfehlt zu erflären und Beflagter diefen dahin zu for: 
malifirenden Eid: 

daß er innerhalb des Zeitraumes vom 9. Juni bis zum 
5. October 1853 mit der Mathilde Amalie Sofephine 
Hanfen fih nicht fleifchlich vermifcht habe 
vor dem in diefer Sache bereitö beftellten Commiſſar bei Strafe 
der Eideöverweigerung abzuleiften ſchuldig fei. 





Obergerichtliches Erkenntniß 
vom 27. April 1855. 
(Auf Hägeriihe Appellation.) 

Da der Bellagte den gefchlechtlichen Umgang mit ber 
Mutter der Elägerifchen Pupilin eingeräumt hat, binfichtlich 
der zum Beweife verftellten Zeit des Beifchlafed aber, neben 
dem außergerichtlichen Geftändniffe des Beklagten, ganz wefent: 
li) in Betracht fommt, daß der Beklagte nad) dem, ald von 
ihm herrührend nicht beftrittenen, mit dem Poſtzeichen vom 
7. September verfehenen, Echreiben (Anlage 6 zur Beweis: 
Antretung) und der Ausfage des Herrn Dr. Liepermann, 
welche hinfichtlicy der Zeit durch deffen von demfelben recog: 
noscirte Necepte praecifirt wird, die Klägerin in Beranlaffung 
der Anzeichen einer vorhandenen Schwangerfchaft der Be: 
handlung des Herrn Dr. Liepermann übergeben hat, nad dem 
Allen aber der Beklagte zu einem Reinigungs:Eide nicht zu: 
gelaffen werden Fann, vielmehr der Mutter der Hägerifchen 
Pupilin ein Erfüllungs-Eid aufzuerlegen if; 

daß der niedergerichtliche Befcheid a qua den 9. März 
diefes Jahres wieder aufzuheben, und die Mutter der 

Flägerifchen Pupillin zu einem Ergaͤnzungs-Eide dahin 

zu admittiren ift: 
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daß Beklagter fi) innerhalb des Zeitraumes vom 
9. Juni bis zum 5. October 1853 fleiſchlich mit ihr 
vermifcht habe. 
Und iiſt die Sache folcyergeftalt, unter Compenfation der 
Koften diefer Inftanz, nebft den wieder zu verfi iegelnden 
Acten, an das Niedergericht zu remittiren. 


Ober-Appellationsgerichtliches Erkenntniß 
vom 10. April 1856. 


Daß die Formalien der Appellation nach der dem Be: 
Fagten durch das Erkenntniß vom 10. Juli 1855 er: 
theilten Neftitution für berichtigt anzunehmen, audy in 
der Sache felbft, wie hiemit gefchieht, dad Erkenntniß 
des Dbergerichtd der freien Hanſeſtadt Hamburg vom 
27. April 1855 aufzuheben, und dad Erfenntniß des 
Niedergerihts vom 9. März 1855, unter Compenfation 
der Koften diefer und der vorigen Inſtanz, wieder her: 
zuftellen ſei; 

und wird nunmehr die Cache zum weiteren Ber: 

fahren an das Niedergericht zurücdverwiefen. 


Entſcheidungsgruͤnde. 

Die Frage, ob mit dem Niedergerichte auf ein Purga— 
torium des Beklagten, oder mit dem Obergerichte auf ein 
Seitens der klaͤgeriſchen Parthei abzuleiſtendes Suppletorium 
zu erkennen ſei, mußte als eine zweifelhafte angeſehen werden. 
Folgende Gruͤnde fuͤhrten indeſſen zu einer Aufhebung des 
obergerichtlichen und einer Wiederherſtellung des niedergericht- 
lichen, den Beklagten zum Yurgatorium zulaflenden Er: 
kenntniſſes. 

Die klagenden Vormuͤnder ſtuͤtzten ſich auf folgende Argu— 
mente, welchen auch das Obergerichts-Erkenntniß im -Wefent: 
lichen beigetreten ift: 

1) darauf, daß der Bellagte eingeräumt, im San. 1853 
mit der Mutter der Flägerifchen Pupillin, ber a Amalie 

Rechtefälle 1856. 
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Sofephine Hanfen concumbirt zu haben, und daß hieraus 
eine Vermuthung für eine Fortfegung des gefchlechtlichen Um: 
gangs abzuleiten ſei; R 

2) darauf, daß ein außergerichtliches Bekenntniß des Be: 
klagten in gewiffen Maaße nachgewiefen fei, noch fpäter als 
im Sanuar, namentlih im Auguft Monat 1853, mit der 
Hanfen den Beifchlaf vollzogen zu haben; 

3) darauf, daß der Beklagte im September e. a. die Hanfen 
veranlagt habe, wegen der Frage: ob fie ſchwanger fei ober 
nur an förperlichen Störungen leide, einen ihm, dem Be: 
klagten, befreundeten Arzt zu confultiren. 

Nun Fonnte aber das Zutreffende ber unter 1) aufge: 
ftellten praesumtio facti nicht anerfannt, das unter 2) ange: 
nommene außergerichtliche Belenntniß nicht als genügend be: 
wiefen erachtet und dem unter 3) erwähnten, in gewiflem 
Grade allerdings vorhandenen Beweißmomente Feine folche 
Wirkſamkeit beigelegt werden, um felbft in Verbindung mit 
dem fonftigen Acten = Inhalte der Hanfen den Vorzug vor 
dem Beklagten in Betreff eines abzulegenden nothwendigen 
Eides zu geben. 

Ad. 1. Der zu bemweifende Umftand befteht darin, daß 
der Beflagte mit der Hanfen zwifchen dem 8. Juni und dem 
5. Dctober 1853 concumbirt habe. Cingeräumt hat der Be: 
Tlagte, wie bereit bemerkt worden, nur, daß im San. jenes 
Sahres zwifchen ihm und der Hanfen, und zwar zu zwei 
Malen, gefchlechtliher Umgang ftattgefunden habe. Nun Fann 
freilich unter Umftänden aus der Außerften Sntimität zweier 
Derfonen verfchiedenen Gefchlecht5 eine Vermuthung für den 
Fortbeſtand derartiger Beziehungen abgeleitet werden, allein 
biebei wirb Doch vorauögefegt, daß eine nähere häusliche Ge: 
meinfchaft oder entfprechende Verhaͤltniſſe zwifchen ven be: 
theiligten Perfonen ftattgefunden haben. Solche Beziehungen 
des Beklagten und der Hanfen zu einander haben aber nicht 
beftanden. Die Lestere hat fich, als der Beklagte fie Fennen 
lernte, in der zu St. Georg geführten Wirthfchaft des Zeugen 
Sürgenfen befunden, und die von dem Beklagten zugegebenen 
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Concumbenzfaͤlle find in deſſen, ebenfalls in St. Georg bes 
findlihen Haufe, wohin die Hanfen fich zu diefem Zwecke 
begeben, vorgefommen. Ferner hat felbft der gemeinfame 
Aufenthalt in jener Hamburgifchen Vorftadt feit dem Februar 
Monat 1853 aufgehört, da die Hanfen, wie vom Beklagten 
behauptet und durch die Ausſage des Flägerifchen Zeugen 
Sürgenfen, 
ad. Int. sp. 6, art. 2 
in Verbindung mit den klaͤgeriſchen Angaben in der Replif, 
Acta lae inst. [11] p. 1 
außer Zweifel geftelt ift, die Sürgenfenihe Wirthfchaft um 
jene Zeit verlaffen und ihre Wohnung in Altona genommen 
hat. Nach den replifarifchen Angaben ber Kläger p. 2 foll 
denn auch der gefchlechtliche Umgang nad) dem Februar nur 
auf diejenige Weife unterhalten worten fein, daß die, wie be: 
merkt, Damals in Altona wohnhafte Hanfen den Beklagten in 
deffen Haufe in St. Georg beſucht habe. 

Unter folchen Umftänden kann aus den beiden vom Be: 
klagten zugeftandenen Goncubitu8 vom Januar Feine oder 
doc nur eine fehr geringe Vermuthung für den Fortbeftand 
geichlechtlicher Beziehungen deffelben zur Hanfen während 
fpäterer Zeit, inöbefondere in den Monaten Juni bis October, 
abgeleitet werden. 

Daß Ä 

ad. 2, dad außergerichtliche Bekenntniß des Beklagten, in 
der fritifchen Zeit, jedenfalls im Auguft 1853 mit der Hanfen 
concumbirt zu haben, nicht bewiefen vorliegt, ergiebt fich ohne 
Meitesed aus dem Umftande, daß überhaupt nur ein testis 
singularis, der Zeuge Sürgenfen, über daffelbe ausgefagt und 
daß felbft diefer ohne die erforderliche Beflimmtheit ſich dar: 
über erklärt hat, Letzteres erhellet aus der Antwort des 
Zeugen zum Art. prob, 2 „wenn er nidyt irre” fo babe 
der Beflagte vom Auguft Monat in ber betreffenden Richtung 
geredet. Der Zeuge felbft hat mithin feine Depofition über 
den vorbemerften Punkt ald eine nicht auf beſtimmter Erin: 
nerung beruhende, mithin nicht zuverläffige — 
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Fuͤr weit erheblicher mußte dagegen 

ad. 3 dasjenige geachtet werden, was aus der Ausſage 
des Zeugen Dr. Liepermann, in Verbindung mit den von 
ſelbigem anerkannten Recepten Anl. 7—9 

Act lae inst. [17] — [19] 

hervorgeht, daß nämlich der Beklagte zu Anfang ded Sep: 
tember = Monatd die Hanfen auf deren Erklärung, von ihm 
fchwanger zu fein, veranlaßt habe, zu dem Dr. Liepermann 
fih zu begeben und durch diefen ihren Zuftand unterfuchen 
zu laffen. Denn hieraus ergiebt eö fich, daß der Beklagte 
es um die gedachte Zeit für möglich gehalten haben muß, 
daß die von der Hanfen damals behauptete Schwangerfchaft 
von ihm herrühre, welches letztere nur geringe Mahrfchein: 
lichkeit für fich gehabt hätte, wenn er wirklich, wie von ihm 
behauptet worben, nur im Sanuar mit ihr concumbirt haben 
follte, indem eine hiedurch veranlaßte Schwangerfchaft aller 
Bermuthung nach fehon weit früher hätte bemerkt werben 
müffen. Gleichwohl Fann dem vorbemerften Momente des: 
halb Feine entfcheidende Bedeutung beigelegt werden, weil „es 
nicht bergeftellt ift, welhe Mittheilungen die Hanfen dem 
Beklagten im Auguft oder zu Anfang ded September über 
ihren Eörperlichen Zuftand gemacht hat, ob der Beklagte da- 
mald mit ihr perfönlich zufammengetroffen ift, und ob er — 
ein unverheiratheter, Handwerker — genügende Kunde von 
den Schwangerfchaftözeichen befeffen hat, um felbft zu einem 
beflimmten Urtheile über den betreffenden Punkt zu gelangen. 
Unter folhen Umftänden Fann über die Erflärung des Be: 
klagten, er habe die Möglichkeit einer von ihm herrühwenden 
Schwangerſchaft der Hanfen nicht ohne Weiteres ablehnen 
koͤnnen, und die Letztere, um fein fernered Verhalten danach 
zu beftimmen, zum Dr. Liepermann, ald einem fachtundigen 
Beurtheiler ihres Zuftandes, gefchidt, um fo weniger hinweg: 
gegangen werden, ald der Beklagte, nachdem ihm der ge: 
nannte Arzt dad Nefultat feiner Wahrnehmungen mitgetheilt, 
fofort die Anfprüche der Hanfen ald grundlos bezeichnet und 
zurüdgewiefen hat, 
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ad Art. prob. 11. 
Ein Bedenken konnte noch in der Richtung erhoben wer: 
den, ob etwa in der Antwort ded Zeugen Dr. Liepermann, 
ad Art. prob. 8 
welche folgendermaaßen protocollirt ift: 
„Der Beklagte habe ihm mitgetheilt, daß ein Mädchen, 
mit dem er Umgang habe, unmwohl fei, indem beffen Re: 
geln einige Male ausgeblieben,* 
eine Ausfage des Inhaltes zu erbliden fei, daß der Beklagte 
gegen den Zeugen von einem dauernden und bis zu dem in 
Betracht gezogenen Zeitpunkte fortgefeßten vertrauten Ver— 
hältniffe zur Hanfen geredet habe, 

Eine ſolche Annahme würde fich indeffen nicht rechtfertigen 
laffen, da der Faſſung jenes Zwifchenfaßes hier Feine wefent: 
liche Bedeutung beigelegt werben kann, indem bie an den 
Zeugen gerichtete eigentliche Frage nur auf den ihm von dem 
Beklagten ertheilten Auftrag und deffen Inhalt gerichtet ge: 
wefen ift. Ueberdies wird in dem Artikel felbft von dem 
Umgange nicht ald von einem noch derzeit beftehenden geredet, 
(„eine gewiffe Hanfen, mit welcher Beklagter fleifchlihen Um: 
gang gehalten"), fo daß um fo weniger jener Faſſung ber 
Antwort Bedeutung beigelegt werben kann. 

Nach dem Allen fonnte die Elägerifche Beweisführung nicht 
als fo weit geliefert angefehen werden, um der Tlägerifchen 
Partheiin Betreff eines nothmwendigen Eides den Vorzug vor 
dem Beklagten zu geben, und beburfte es mithin Feines Ein: 
gehens darauf, welcher Einfluß der Thatſache beizulegen fei, 
daß die Hanfen in dem gegen dad Ende des Jahres 1853 
wider den Beklagten erhobenen Prozeffe 3000 4. pro deflora- 
tione et satisfactione gefordert und in der That 450 # ver: 
gleichöweile erlangt hat, während fie, wie vom Beklagten zu 
diefen Acten befcheinigt worden, ſchon vorher zweimal geboren 
hatte, folglich nad) 

Stat. IV. 28 
für fich Feinerlei Anfpruch, nicht einmal auf Erfaß der Wochen: 
bettöfoften, erheben durfte. 
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M 10. 


In Sahen Maria Hillmann, Klägerin (Anwal Dr. 
W. 2. Heife) contra Claus Hüllmann, Bellagter. 


(Anwald Dr. D. Meier.) 





A. Rechtsfall: 


Die Klägerin, eine Schwefter des Bellagten, hatte won 1840 
Bis 1843 vollfftändig in deffen Haufe gelebt und gearbeitet, ohne 
Lohn zu erhalten, von da an zog fie von ihm fort und ernährte 
ſich jelbftftändig, fehrte aber 1844 auf ben Wunſch des Beklagten 
zu ibm zurüd, der ihr Koft und Miethegelb während der fol- 
genden fieben Jahre gewährte. Die Klägerin verlangte nun 
unter Anderen Zahlung von Wochlohn von je 6 ZH, deſſen fich 
ber Bellagte weigerte. 

Das Patronat St. Pauli war ber Anficht, daß die Klägerin 
in Betreff ihrer Lohnsforderung entweber eine ausbrüdlich ge- 
troffene Uebereinfunft oder ſolche Umftände nachweifen müſſe, 


aus denen bie Meberzengung bervorginge, daß eine pecuniäre 


Bergitung für bie Hägerifchen Dienfte nah Maafgabe ihres 
Werthes in der Abficht der Partheien gelegen habe, indem jonft 
bei dem obwaltenden geſchwiſterlichen Berbältniffe, da der Bruder 
ber Schwefter Koft und zu anberweitigen Bebürfniffen die nö— 
tbigen Gelder verabreicht hatte, die Thätigfeit der Schwefter in 
ben brüberlihen Geſchäften den Gegenjat zu feinen Leiflungen 
ausgemacht, und fomit zwijchen ihnen das gewöhnliche geſchwiſter— 
liche Verhältniß gemeinſamer Zehrung und gegenfeitiger Hitlfe- 
leiftung flattgefunden babe. 

Das Dbergericht fahte von vorn herein das unter den Par- 
theien obgewaltet habende Verhältniß als ein Dienftverhältnig 
auf und verwies das Quantum ber ber Klägerin zuzufprechenden 
Bergütung auf den Ausfpruh von Sachverſtändigen, eventuell 
auf das richterlihe Ermeffen. 

Das Dber-Appellationsgericht nahm freifich auch ein Dienft- 
verhältniß an, fand aber dadurch den Lohnsanfpruch an ſich noch 
nicht für begründet, beftätigte jedoch das obergerichtlfiche Erkenntniß. 
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B. Rechtsſätze: 
a) Aus dem Obergerichtlichen Erkenntniſſe: 

1) Liegt unter Partheien ein Dienſtverhältniß vor, fo iſt fir unbe- 
ftrittene Dienfte dem Dienenden felbft dann eine Vergütung zu- 
zuſprechen, wenn feine Darauf gerichtete Verabredung getroffen 
fein follte. 

2) Hierin macht ein unter den Pariheien obwaltendes geihroifter- 
liches Verhältniß gar feinen Unterfchied. 

b) Aus dem Ober - Appellationsgerichtlihen Erfenntniffe: 

3) Mit der Annahme eines Dienftverhältniffes unter Gefchwiftern 
ift noch nicht entichieden, Daß der Dienende gegen einen bem 
Betrage nad) etwa richterlich zu beftimmenden Lohn gedient habe. 

4) Vielmehr Tann eben jo gut angenommen werben, daß, nach ber 
Abſicht der Partheien, jene Dienfte hätten durch Koft, Miethe- 
zahlung und Darreihung fonftiger Feiner Bebürfniffe compenfirt 
werben follen. 

5) Wenn aber ber Dienende fonft Lohnarbeiter gewefen und feine 
Dienfte vorherrfchend einem vom Dienftgeber betriebenen Ge— 
werbe gewidmet waren, jo ftreitet ſelbſt unter Gejchwiftern bie 
überwiegende Bermuthung für ein Dienen um Lohn und gegen 
bas fonft bei blos häuslichen Dienften gewöhnliche Familien- 
Berhältnig der Partheien. 


Erkenntniß des Patronats zu St. Pauli 
vom 9. März 1853, 


Daß die Vertretung ded Beklagten durch feine für ihn 
handelnde Ehefrau für volftändig legitimirt zu erllaͤren, 
es aber der Extenſion des rubri nicht beduͤrfe; 

und in der Sache ſelbſt: 

I) da Klägerin, den zweiten Poſten der eingeffagten 
Rechnung, groß 140%, betreffend, lediglich die Eideödelation 
zur Hand genommen hat; 

II) in Betreff des fünften Poftens der Libellirten Rechnung, 
groß 2124: 

da aus dem Berfehlen des dem Beklagten im Interlocut 
vom 28. Mai 1851 auferlegten Beweiſes nichts weiter folgt, 
als daß das vom Beklagten fruͤher behauptete Societaͤts⸗Ver⸗ 
haͤltniß und daher eine Theilnahme der Klaͤgerin am Gewinn 
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und Berluft des beflagtifchen Gefhäftes, als nicht 
vorhanden betrachtet werden muß (mie denn auch aus diefem 
Grunde die Kechnungspöfte 1, 3 und 4 bereits als Darlehn 
behandelt und der Klägerin adjudicirt worden find), dagegen 
aber eine irgend welche Flägerifche Forderung von Woclohn 
durch jenes Verfehlen des Societaͤts-Beweiſes Feinesweges 
juſtificirt iſt, es vielmehr zur Juftification einer folchen ohne: 
forderung des Nachmweifes entweder einer ausdrüdlichen des— 
falfigen Uebereinfunft oder wenigftens folcher Umftände be 
dürfen würde, aus welchen die Ueberzeugung bervorginge, 
daß eine pecuniäre Verguͤtung für die Blägerifchen Dienſte 
nad) Maafgabe ihres Werthes (der dann im Zweifelöfalle 
arbitrio boni viri feftzuftelen wäre) in der Abficht der Par: 
theien gelegen habe, indem fonft, bei dem Verhältniffe einer 
Schweſter zu dem Bruder, welcher fie in feinem Haufe be: 
köftigte und ihr auch zu anderweitigen Bedürfniffen die nö: 
thigen Gelber verabreichte, angenommen werben muß, daß die 
Thätigfeit der Schwefter in den brüberlihen Gefchäften den 
Gegenfag zu feinen Leiftungen ausgemacht, und fomit unter 
ihnen das im Allgemeinen unter Familiengliedern beftehende 
Berhältnig gemeinfamer Zehrung und gegenfeitiger Hülfe: 
leiftung ftattgefunden habe; 


da aber Behufs eines folchen Nachweifes abfeiten ber 
Klägerin in ihrer Parition des Conclusi vom 15. Sept. 1852 
bis auf die am Schluffe refervirte Eidesdelation überall gar 
nichts beigebracht, mithin lediglich der bisherige Acten-Inhalt 
bafaır zu Hülfe zu nehmen ift; 
da num in diefer Beziehung an directen Beweisgründen 
nichtö anderes vorliegt, ald die Ausfage des Bruders Friedrich 
Hillmann (in feiner früheren Zeugen = Ausfage vom I8ten 
November 1851): 
daß Beklagter, ald er die Klägerin von Scholvin wieder 
weggeholt habe, ihm, dem Zeugen, gefagt, daß er die 
Klägerin für fein Gefchäft zu 6 # die Woche und Effen 
und Trinken engagirt habe; 
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diefe Ausfage aber (auch abgefehen davon, daß Klägerin 
ſich zu dem ihr jeßt obliegenden Beweiſe gar nicht auf die: 
felbe bezieht), theils wegen des zwifchen dem Beklagten und 
Friedrich Hüllmann, nad) des Letzteren eigener Angabe, be: 
ftehenden gefpannten Berhältniffes, theild weil darin lediglich 
ein außergerichtliched Geftändniß des Beklagten bezeugt wird, 
einen auch nur halben Beweis nicht zu liefern im Stande ift; 

da auch die fonftigen factifchen Umftände, über welche 
partes einig find — daß nämlich die Klägerin bis zum Sahre 
1843 volftändig im Haufe des Beklagten lebte und arbeitete, 
ohne Lohn zu erhalten, daß fie dann ihn "verließ und fich 
ganz felbftftändig. ernährte; daß fie fich darauf im Jahre 1844 
auf den Wunfc des Beklagten wieder zu demfelben zuruͤck— 
begab und neuerdings wieder von ihm Koft und Logis (wenn 
auch Lesteres nur dur Bezahlung ihrer Miethe außer dem 
Haufe) empfing; — der Art find, daß fie an und für ſich 
und beim Mangel jedes fernermweitigen Beweifes eben fo gut 
auf die Abficht der Wiederherftelung des früheren familiären 
Berhältniffes ald auf die der Eingehung eined neuen Lohns— 
verhältniffes fchliegen laffen, zumal Klägerin während der 
folgenden vollen fieben Jahre gänzlich unterlaffen hat, fich 
ihren angeblichen „Wochlohn” jemals auözghlen oder auch nur 
in irgend einer Weife ihre desfallfige Rechnung feftftellen zu 
laffen, fo daß fie, wenn ihr jegt wegen mangelnder Beweife 
wirklich Unrecht gefchehen follte, ſolches wefentlich ihrer Nach: 
läffigkeit oder Unvorfichtigfeit zuzufchreiben haben würde; 

da fomit in Beziehung auf den fünften Poften der libel: 
lirten Rechnung nur noch von einem Eide des Beklagten, 
ruͤckſichtlich deffen Klägerin fi) ihre Anträge refervirt hat, 
die Rede fein kann; 

II) den fechsten Poften der Rechnung betreffend: 

da die Klägerin hiefür Zeugen vorgefchlagen hat, gegen 
deren Anhörung Beklagter nichts einwendet, auch noch nicht 
abzufehen ift, ob und welche relevante Thatfachen von dieſen 
Zeugen etwa bewahrheitet werben konnen, mithin deren Ab⸗ 
hoͤrung Statt zu finden hat; 
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IV) dad Mobiliar anlangend: 

da Beklagter jebt das Elägerifche Eigentbum an Bett, 
Bettftele und Tiſch anerfennt (wobei er mit feinen neuer: 
dingd erhobenen Zaufchanfprüden ad separatum vermiefen 
werden muß), dagegen in Betreff des Sopha's wider die vor: 
gefchlagenen Zeugen und in Betreff der Kleinigkeiten wider 
die Eidesdelation an, feine Ehefrau nichts einwendet; 

V) das von dem Beklagten angeblich geleiftete Mehr an 
Miethe und Zafchengeld betreffend: 

da die desfallfige Beweisantretung überall nur in Be 
tracht kommen Fann, wenn die Klägerin ein Lohnsverhaͤltniß 
darthun follte, mithin noch nicht darüber zu erkennen, fondern 
das Erkenntniß nur für den Fall zu referpiren ift, daß ber 
Klägerin jener ihrfeitige Beweis anno auf dem Wege der 
Eidesbdelation gelingen ſollte; 

VI) die angeblicheinterfchlagungvon 719 10 betreffend: 

da in diefer Hinfiht durch alle beflagtifchen producta und 
Anführungen nichtd bewieſen ift, ed daher nurnoch auf die 
Eideödelation, welche Bellagter eventualiter refervirt hat, an⸗ 
fommen Tann; 

daß Klägerin ſchuldig fei: 

1) in proxima sub, poena contum. wegen der zur Juſtifi⸗ 
cation bed zweiten Nechnungspoftens refervirten Eides- 
belation die behufigen Anträge zu flellen, 

2) ad proximam s. p. contum. mit der Abhörung ber hie: 
mittelft salvo omni jure abmittirten Zeugen Louiſe Grün, 
Harmd, Schnell, Auguft Meyer und Salinger zu ver: 
fahren; 

dag dagegen Beklagter fchuldig fei: 

1) in proxima s. p. cont. über den ihm ratione bed zweiten 

Poftens deferirten, dahin zu formalifirenden Eid: 
daß die Behauptung der Klägerin, ald habe fie ihm 
vom 15. November 1840 bis 1851 an baarem Gelde 
und für feine Rechnung gemachten Hausftandsaudgaben 
140 } geliehen, unwahr fei, 

vel acceptando vel referendo zu erflären; 
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2) in proxima s. p. cont. über den feiner Ehefrau beferirten, 
dahin zu formalifirenden Eid: 
daß fie Feine der Klägerin gehörigen Toͤpfe, Gabeln, 
Löffel oder Blechmaaß zurüdbehalten habe, 
fi) zu erklären und im Annahmefalle denfelben durch 
feine Ehefrau in eadem audientia ableiften zu laffen; 

3) in proxima s. p. cont. wegen der zur Quftification der 
719% 10% refervirten Eidesdelation feine Anträge zu 
ftellen; 

4) in acht Tagen sub poena 10 Thaler das von der Klägerin 
in Anfpruch genommene Bett nebft Bettftelle und Tiſch 
derfelben auszuliefern. 

Mit dem Anſpruche auf ein ihm auszulieferndes ander: 
weitiges Bett wird Bellagter ad separatum vertiefen und 
bleiben übrigens wegen ber oben sub V berübrten, nur even: 
tue in Betracht kommenden Beweisantretung bis auf wei: 
tereö competentia vorbehalten, 


Obergerichtliches Decret 
vom 8. April 1853. 


Da dad zwifchen den Partheien beftandene Berhältnig, 
nachdem die von dem Beklagten aufgeftellte Behauptung 
einer zwifchen ihm und der Klägerin beftandenen Societät 
durch Erfenntnig vom 15. Eeptember vor. Jahres ihre Er- 
ledigung gefunden hat, als ein Dienft:Berhältniß der Klägerin 
zu dem Beklagten aufzufaffen ift, und eine angemeffene Ver: 
gütung für die von der Klägerin in dem beflagtifchen Ge: 
ſchaͤfte geleifteten, an fich nicht beftrittenen Dienfte felbft dann 
rechtlich begründet fein würde, wenn ein beftimmter Accord, 
wie folcher Elagend dahin behauptet ift, daß die Klägerin für 
Beköftigung und 6H Wochenlohn von dem Beklagten engagirt 
worden, nicht ftattgefunden haben follte, darin auch daS ge- 
ſchwiſterliche Verhaͤltniß, in welchem die Partheien ftehen, gar 
keinen Unterfchied begründen Tann; 
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da es auch bei dieſer Sachlage auf ven behaupteten Accord 
um fo weniger anfommt, als dag Erkenntniß vom 15. Sept. 
vorigen Jahres denfelben nicht einmal fperiel zum Beweiſe 
verftellt, fondern nur eine Sufkification der beftrittenen Poften 
im Allgemeinen verlangt bat, und es banady der Klägerin 
freiftehen mußte, diefe Suftification, ganz abgefehen vun dem 
Accorde, in der ihr geeignet erjcheinenden Weije zu befchaffen, 
da die des Endes Flägerifcher Seits beantragte Schäßung 
der Dienfte, welche die Klägerin in dem beflagtifchen Gefchäfte 
geleiftet bat, durch Sarhverftändige, der Sach- und Actenlage 
durchaus angemeffen erfcheint, falls der Richter erfter Inftanz 
die Sache nicht für genügend inftruirt erachten folte, um bie 
der Klägerin zuzufprechende Vergütung ex aequo et bono ſchon 
jest feitzuftellen; 
daß das Erfenniniß des Herrn Patron der Vorſtadt 
St. Pauli a quo vom 9, März dieſes Jahres, fomeit 
foldyes angefochten worden, ratione passus II. wiederum 
aufzuheben, der Anfpruch der Klägerin auf eine ange- 
-mefjene Vergütung für Die bon ihr in dem beflagtifchen 
Geſchäfte geleifteten Dienfte für rechtlich begründet zu 
erflären, und die Sache wegen Feftftelung dieſer Ver— 
gütung in quanto, ſei es nach einer desfalls anzuord= 
nenden Schägung Durch Sacverftändige, fei es durch 
tichterliche Schätzung ex aequo et bono, an bie erfte 
Inſtanz zurückzuverweiſen if. Acta find dem Patronat 
zu St, Pauli zu remittiren et comm. 


Ober-Appellationsgerichtliches Erkenntniß 
som 14. April 1856. - 
Daß zwar die Fürmlichkeiten der Appellation für gewahrt 
zu achten, in der Sache felbft aber das Erfenntniß des 
Obergerichts der freien Hanfeftadt Hamburg vom Sten 
April 1853, wie hiemit gefchieht, unter Verurtheilung des 
Beklagten in die Koften diefer Inſtanz, zu beftätigen fei; 
und wird Die Sache nunmehr zum weiteren Verfahren 
an das Patronat zurückverwieſen. 
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Entiheidungsgründe, 

Die beiden vom Beflagten in jeßiger Inſtanz aufgeftellten 
Beſchwerden mußten als unbegründet verworfen erben. 
Was nämlich 

I) die als praejudiciell zunächft zu prüfende zweite Be— 
ſchwerde betrifft, 

daß der Klägerin mit Unrecht geftattet worben fei, eine 

von ihrer Klage abweichende ganz neue Behauptung 

geltend zu machen, 
jo läßt fich zwar Feineswegs annehmen, daß der Verfuch der 
Klägekln, ihren Anfprudy, unter einftweiligem Abfehen von 
dem in der Klage behaupteten Accord, auf ein nach Statut 
zb. I. Tit. 9 Art. 6 zu beurtbeilendes Dienftverhältniß zu 
gründen, bereits rechtskräftig als zuläffig anerfannt fer, indem 
die Allgemeinheit der Beweisauflage vom 15, Septbr. 1852 
den fraglichen Klagpoften „zu juftificiren,” worauf ſich die 
Klägerin in diefer Hinficht beruft, eine foldhe Annahme, wie 
bon ſelbſt einleuchtet, in Feiner Weije rechtfertigen Fann. 
Allein jener Verſuch war durch die ebengedachte Beweisauf— 
lage auch eben jo wenig für ausgefchloflen, noch überhaupt 
für unzuläffig zu halten. Die Klägerin bat mit ihrer jebigen 
Intention den Gegenftand und Grund ihres urfprünglichen, 
auf einen Accord von 6 H Wochenlohn geftüßten, Klag-An— 
trages nicht verändert; der Gegenftand bleibt: die Vergütung 
der in der beftimmten Zeit geleifteten Dienfte; der Grund: 
ein Darauf gerichteter Vertrag der Partheien. Der Unterjchied 
zwiſchen beiden Begründungen befteht nur darin, daß bie 
Hebereinfunft in einem Falle in eine ausdrüdliche, auch die 
Höhe des Lohnes feitftellende Beredung übergegangen, im 
anderen Falle ohne ſolche Feftftelung nur durch concludente 
Handlungen erklärt fein würde. Iſt nun eine ſtillſchweigende 
Willenserklärung bereits aus den Acten zu entnehmen, ſo 
wird damit der Nachweis einer ausdrücklichen Uebereinkunft 
von felbft entbehrlich, da die Klägerin hinſichtlich der Größe 
des Lohns ſich der Schätzung durch Sachverſtändige oder durch 
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den Nichter unterworfen bat, ohne für den Fall einer et- 
maigen günftigeren Schäbung mehr, als die anfänglich gefor- 
derten 6 # per Woche in Anfpruch zu nehmen. Der jebige 
Antrag der Klägerin enthält daher nur einen Beweisverſuch, 
welcher wohl zur Herabfeßung, aber nicht zur Erhöhung des 
urfprünglichen Anfpruches führen Fann, und deſſen Statthaftig- 
feit um fo weniger einem Bedenken unterliegt, da Die Klägerin 
bereits in der Replik ihren Klagantrag ausdrüdlich in dieſer 
Richtung erweitert bat, indem fie ſich darauf berief, daß der 
geforderte Lohn, abgefehen von der vorausgegangenen 
desfallfigen Verabredung, gewiß als ein durchaus bil- 
liger erfcheine, und deshalb beantragte, ihr denfelben Ma fo- 
fort liquid zuzuerfennen, der Beklagte aber ſich in der Duplif 
über diefen Antrag erklärt bat, ohne ihn als eine unzuläffige 
Aenderung anzufechten. 

1) Die erfte Bejchwerbe gebt dahin, 

daß das Verhältniß der Klägerin zu dem Beflagten ohne 
jeglichen Beweis als Dienftverhältniß bezeichnet worden fei, 
worunter der Ausführung zufolge ein Dienft gegen Leiftung 
eines dem Betrage nad unbeftimmten Lohnes zu verftehen ift. 

Außer Streit ift e8 hierbei zunäcft, daß die Klägerin 
während ber Zeit, auf welche fich ihre Lohnforderung erftrert, 
für das Geſchäft des Beklagten thätig gemwefen ift, indem der 
Bellagte dies von Anfang an zugeftanden hat. Auch bleibt, 
nachdem der vom Bellagten verfuchte Beweis einer zwiſchen 
ibm und ber Slägerin beftandenen Societät durch den Eid 
der Letzteren befeitigt worben ift, eine andere Auffallung für 
ihre Thätigkeit gar nicht übrig, als daß dieſelbe auf einem 
Dienfiverhältniffe zu dem Beklagten beruht babe. Damit ift 
nun freilich nicht auch ſchon entfchieden, daß die Klägerin 
gegen einen dem Betrage nad nöthigenfalls richterlich zu be— 
fimmenden Lohn gedient habe. Die Klägerin hatte die Koft 
beim Beflagten, e8 wurden ihr die nöthigen Miethgelder für 
ihre Wohnung vergütet — ihrer Angabe nad nur mit Aus— 
nahme des erften Halbjahres und des letzten Vierteljahres — 
und fie erhielt für fonftige Bebürfniffe von Zeit zu Zeit noch 
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weitere Feine Geldbeträge bis zur Summe son 120%. Das 
Verhältniß zwiſchen Beiden konnte unter dieſen Umſtänden 
recht wohl ein ſolches ſein, wie es Am Patronats-Erkenntniſſe 
aufgefaßt und unter Geſchwiſtern leicht denkbar iſt, daß näm— 
lich die Klägerin für die von ihr geleiſteten Dienſte ihren 
geſammten nothwendigen Unterhalt beim Beklagten finden und 
fo die beiderſeitige Leiſtung ohne eine ſpecielle Abrechnung ſich 
in Bauſch und Bogen compenfiren ſollte. Es war daher 
Sade der Klägerin, aus den Umftänden darzuthun, daß fie 
der beiderfeitigen Intention gemäß um Lohn gedient habe. 

In der Paritionsjchrift vom 10. November 1852 hat fie 
num zwar fpecielle Beweismittel biefür nicht namhaft gemacht; 
fie hat ſich aber nicht nur wegen ihrer Dienfttbätigfeit auf 
die früher über die angebliche Societät erftatteten Zeugen- 
Ausjagen, fondern auch im Allgemeinen auf „ben in ven 
Acten enthaltenen Beweis" berufen, ſo daß es feinem Be— 
denken unterliegen Tonnte, alle in den Borverbandlungen, na= 
mentlicy bei der gedachten Zeugenbeweisführung zu den Arten 
gebrachten Beweismomente für die jehige Streitfrage mit zu 
benutzen. Hiernach fpricht aber Folgendes entſcheidend zu 
Gunften der Klägerin: 

1) Der Umftand, daß fie vor dem erften Eintritt in das 
Haus des Bellagten (im Sabre 1840) als Lohnarbeiterin 
ihren Unterhalt erworben bat, wie der Beklagte ſowohl in ver 
Erseptionsfchrift als im jebigen Appelationslibel einräumt. 

2) Die Art der von ihr in dem bier fraglichen Zeitraum 
(1844 big 1851) dem Beklagten geleifteten Dienfte. Der Be— 
Hagte giebt felbft in der Exceptionsſchrift an, fie babe gleich 
ibm für das Hutmachergefchäft nach Kräften gearbeitet, und 
bezeichnete nicht nur den Ladenverfauf, die Einholung von 
Arbeit, die Eincaffirung von Geldern ꝛc. als Gegenſtände 
ihrer Thätigfeit, 

Patron. Acten [13] p. 15, 
fondern räumte fpäter auch ein, daß fie an der Sabrifation 
der Hüte, durch „Chariren® verfelben, Theil genommen babe. 
[20] p. 17. 
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Darans geht hervor, daß die Dienfte der Klägerin ganz 
‚ober Doc vorwiegend dem Gewerbe des Beklagten gewidmet 
waren, und bei ſolchen ann ſelbſt unter Geſchwiſtern nicht, 
wie bei häuslichen Dienften, ein blos familiäres Verhältniß, 
fondern im Zweifel nur ein Dienen um Lohn vorausgeſetzt 
werben, was bier überdies noch dadurch unterftüßt wird, daß 
die Klägerin nicht im Haufe des Beklagten wohnte, vielmehr 
nad dem Zugeftändnig des Beklagten ihre Wohnung immer 
felbftftändig miethete und nur Das Geld dazu von ihm empfing. 
Durch die Art der Dienftleiftungen wird im Wefentlidhen auch 
der Zweifel befeitigt, mweldyer gegen das Gewicht des Um— 
ftandes unter 1) deshalb erhoben werden Fünnte, weil vie 
Klägerin einräumt, vom November 1840 kis zum Mai 1843 
als Hnushälterin bei ihrem Bruder unentgeltlich gedient zu 
haben 

Replik p. 4, 5 [19] p. 2. 

Denn es ftebt 

3) fet, daß der Beflagte ſich im Mai 1843 wieder ver— 
beiratbete und gerade hierauf die Klägerin Das Haus bes 
Beklagten verließ. Offenbar wurde hiedurch, felbft wenn da⸗ 
mit fein völliges Ausfcheiden aus dem Dienft des Beklagten 
verbunden gewefen fein follte, eine weſentlich veränderte 
Stellung der Klägerin herbeigeführt und das frühere dem 
Hausweſen des Beklagten gewidmete Dienftverbältniß abge- 
ſchloſſen. Es ift aber überdies fehr mwahrfcheinlich gemacht, 
daf die Klägerin von jenem Zeitpunfte an bis zum März 1844 
nicht beim Beklagten gedient, fondern ſich anderweitig unter- 
balten und bei verfchiedenen Gefchäftsherren um Lohn gear- 
beitet bat. Der Bellagte gefteht zu, daß fie längere und Fürzere 
Zeit bei Laeif, Scholvin, Auguft Meyer gearbeitet und bei 
Wilhelmine Hillmann den Hausftand geführt habe; 

[20] p. 18 

und daß alle dieſe Befchäftigungen in jene Zwiſchenzeit fielen, 
dafür fprechen einigermaaßen die betreffenden Zeugen- Aus- 
jagen, namentlich die der Wilhelmine Hüllmann über die Ar- 
beit bei Auguft Meyer. Entfchieden aber ift dies 
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4) rüdfichtlich der drei= bis vierwöchigen Arbeit bei Scholsin, 
indem biefelbe nad) den übereinftimmenven Ausfagen ver 
Zeugen Leonhard, Friedrich Hüllmann und Augufte Altenburg 
zu Anfang des Jahres 1844 Statt hatte. Hierauf ift um 
fo mehr Gewicht zu legen, als ganz kurz Darauf dasjenige 
Dienftverhältniß beim Bellagten begann, worauf ficdh der jetzige 
Anſpruch der Klägerin bezieht. Der Beklagte konnte unter 
diejen Umftänden nicht anders annehmen, als daß die Klägerin 
von nun an auch bei ihm nur um Lohn dienen werde. 


Zu dem Allen kommt endlich noch 


5) das Zeugniß des Friebrih Hülmann, daß der Be- 
Hagte die Klägerin von Scholvin weggeholt und Dabei gegen 
den Zeugen geäußert habe, daß er fie für fein Gejchäft gegen 
einen Wochenlohn son 63 und Eſſen und Trinken engagirt 
babe. Die Glaubwürdigkeit diefes Zeugen ift durch das von 
ihm bemerkte Verhältniß zu feinem Bruder (dem Beklagten) 
nur wenig gefchwächt, und wenn auch feine Angabe über 
einen aeeordirten Lohnbetrag bier nicht in Betracht kommt, 
fo behält das Zeugniß doc dafır, daß die Klägerin zu dem 
Bellagten überhaupt in ein Lohndienſt-Verhältniß eintrat, 
immer feine Erheblichfeit und tft wohl geeignet, Die durch alle 
übrigen Umſtände bereits erbrachte hohe Wahrjcheinlichfeit bis 
zum vollen Beweiſe zu ergänzen. 


Dem ſteht auch nicht entgegen, daß bie Klägerin vom Be— 
Hagten im Paufe ihrer Dienftzeit zur Beftreitung ihrer Be— 
dürfniſſe wiederholt Heine Gelobeträge, zufammen 120%, 
annahm; denn daraus, daß der Beklagte diefen Zahlungen 
den Namen Tafchengeld beilegt, deſſen ſich die Klägerin fpäter 
der Kürze balber auch einige Male bevient bat, kann gegen 
fie feine Folgerung gezogen werben; nach- ihrer Darftellung 
in der Replif erhielt fie ſolche Geldbeträge, wenn fie es 
gerade dringend nöthig hatte, und danach durfte fie dieſelben 
als Abfchlagszahlungen auf ihren Lohn anſehen. Noch un- 
erheblicher ift, daß die Klägerin die Einforderung ihres Loh— 
nes bis zum Austritt aus dem Dienft verzögerte, indem 

Rechtsfälle 1856, 9 
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diefer Umftand höchſtens gegen das Beftehen eines feſt accor- 
dirten Wochenlohns ein Indicium hätte abgeben können. 

Bei. der. Grundlofigfeit beider, Beſchwerden war der Ber 
klagte in. die Koften diefer Inſtanz zu verurtheilen. 


IE E 
M 11. 


In Sachen $. ©. Schäuffler Wive. cum. cur. ad litem, 
Klägerin (Anwald Herr Dr. H. U. Feldmann) contra 
Friedrich Chriſtian Voigts' Erben, namentli 1) 
J. F. W. Bud und H. F ©. Schufter tut. noie 
Adele und Wilhelm VBoigts, 2) Lonis Knop uxor. 
noie Matbilde, geb. Voigts und 3) Koh. Heinrich 
Voigts, Bellagte. Anwald Herr Dr. 2. F. Noad) 


A. Rechtsfall: 
Es wurde gegen die Bellagten als Erben bes F. C. Voigts 
eine bürch Ceſſion erworbene Obligationsforberung geltend ge- 
macht, deren Echtheit und Rechtsgiltigkeit aus verjchiedenen 
Gründen beftritten ward, wogegen aber die Klägerin behauptete, 
der beflagtiiche Erblaffer habe ihr wiederholt Zinſen auf Dieje 
Obligation entrichtet. Die Prätur verurtbeilte die Klägerin zum 
Beweife diejer letteren Behauptung. Das Obergericht fand 
‚nad ftattgehabter polizeilicher Unterfuhung, daß Die aus folder 
Zinszahlung hergenommene Präfumtion die gegen klägeriſche 
Legitimation erhobenen Bedenken nicht zu bejeitigen vermöchten, 
und verurtbeilte die Klägerin außerdem, die Echtheit der ein- 
geklagten Obligation nebft Ceſſion, fowie die Balutazahlung je- 
ner, alfo ihren vollftändigen Klagegrund, zu erweijen, was auch 
bie dritte Inftanz beftätigte. 

B. Rechtsſätze: 

1) Wenn e8 auf die Frage ankommt: melden Einfluß eine mehr- 
jährige Zinszahlung in Beziehung auf das Beſtehen oder ben Be- 
weis einer Capitalſchuld habe, jo hängt die Beantwortung bderjelben 
von ben jebesmaligen befondern Umftänden ab. 

2) Die Zinszahlung ift im Verhältni zu der Kapitalfhuld, worauf 
fie fich bezieht, ein Act der Anerkennung, ein burd die That be- 
kundetes außergerichtliches Geftändniß; Doch wird bamit in Bezug auf 
die Capitalſchuld und fernere Zinjen feine Verpflichtung übernommen. 
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Bei allen Handlungen, aus denen eine Schlußfolgerung zu ziehen 
iſt, daß der Schuldner die Zinſen nicht bezahlt haben würde, wenn 
er nicht vom Beſtehen der Hauptobligation überzeugt geweſen wäre, 
läßt ſich immer nur nach den Umſtänden des einzelnen Falles be— 
ſtimmen, in welchem Grade ſie auf die richterliche Ueberzeugung 
zu wirken geeignet ſeien, wobei der Zinszahlung an ſich keine 
ſtärkere Beweiskraft innewohnt. 

Durch Zinszahlung wird nie eine Hauptobligation begründet und 
ſteht dagegen dem Zahlenden der Beweis frei, daß er indebite 
gezahlt habe. 

Soll aus ben Handlungen eines Schuldners, die eine Anerkennung 
ber Schuld befunden, auf das Dafein diefer gefchloffen werben, fo 
fommt es wejentlih darauf an, ob man dem Hanbelnden das 
volle Bewußtjein der Thatſachen, wodurch die Schuld begründet 
mwurbe, zutrauen fanı. 

Spreden bejondere Umftände dafür, daß der Schuldner fich über 
jene Thatſachen geirrt haben könne, fo wird die Beweiskraft ber 
Schluffolgerung um io mehr geſchwächt, je näher bie Möglichkeit 
des Irrthums liegt. 

Man kann von einem debitor cessus nicht vorausjegen, baß er 
bie Legitimation des Keffionar’s vor einer Zinszahlung an ihn 
ſtets erft vollftändig unterſucht haben werbe. 


Erkenntniß der Erften Praätur 
vom 2. uni 1854. 


Da Beklagte die Echtheit nicht nur der eingeflagten Ver— 


fehreibung, fondern auch der darauf befindlichen Ceſſion ge- 
läugnet, überdies die Gültigfeit der leßteren, als von einer 
Ehefrau sine curatore marito ausgeftellt, beftritten, endlich 
die Einrede der lex anastasiana, der Berjährung und der 
durch Novation erfolgten Zahlung opponirt haben, alle dieſe, 
an und für fich fehr relevante Obmotionen aber nicht in Be- 
tracht zu ziehen fein würden, wenn Stlägerin zu ermweijen ver— 
möchte: 


daß der beflagtifche Erblaffer ihr wirklich im December 
1849, 1850 und 1851 jedesmal 48 4 als Zinfen auf 
die eingeflagte Obligationsfchuld bezaplt — 
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baß, wegen alles übrigen partibus eventualiter competentia 
vorbehältlich, Klägerin den vornormirten Beweis in termino 
sub poena contum. salva reprobatione zu führen ſchuldig fei. 

Der Anwald der Klägerin ift derjelben zum curator ad 
litem zu beftellen. 


Dbergerichtliches Decret 
vom 28. Zuli 1854. 


Da, unter Ausfegung der Decretur in supplicatorio das 
Eivilverfahren einftweilen zu fiftiren, die Sache vielmehr 
nah Manfgabe der zweiten fupplicantifchen Beſchwerde 
zur Unterfuchung zu verweiſen, Beklagte, Supplicanten 
des Endes an den Wohlweiſen Erften Polizeiherrn zu 
vermweifen et comm. 


Dbergerichtliches Decret 
vom 8. Sept. 1854. 


"Ad denuo lectas suppl. et ad relat. aus ben polizeilichen 
Unterfuchungs = Acten ꝛc. 

Daß die Unterfuchung für jebt auf ſich beruhen zu laflen, 
die Unterſuchungs-Acten den Acten erfter Inftanz beizufügen, 
auch beiden Partheien Die Snfpection Dderfelben und deren 
Benußung im Fortgange des DBerfahrens unbenommen zu 
laflen, in der Sache felbft aber: da, namentlich in Berück— 
fichtigung der aus den Unterfuchungs = Acten hervorgehenden 
Umftände die aus der nachzumeijenden Zinszahlung des be— 
Hagtifchen Erblaffers zu entnehmenvden Präfumtionen zur Bes 
feitigung der aufgeftellten, ven Legitimationspunft der Klägerin 
— Einreden nicht genügen: 

daß das conclusum praetoriale a quo vom 2. Juni dieſes 

Jahres dahin resp. zu confirmiren und abzuändern: daß 

der Klägerin neben dem ihr durch Dafjelbe nachgelaflenen 

Beweife auch der Beweis der Echtheit der Unterfchrift 

des verftorbenen Friedrich Chriſtian Voigts, fowie ber 
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Echtheit der Unterfchrift der darauf enthaltenen Ceffton 
und der Nachweis des Belaufes der dafür bezahlten Va— 
Iuta aufzuerlegen, auch dieſelbe in termino, unter dem 
Präjudiz der Entbindung der Bellagten von der Inſtanz, 
eine Caution für bie Koften und Fortfegung des Mo— 
zeffes bis zum Belaufe von 60 zu beftellen ſchuldig, 
den Beflagten aber neben den directen Gegenbeweifen 
auch der Beweis nachzulaffen: 
daß die eingeflagte Obligationsforderung durch Die 
der Gedentin Quasimodogeniti 1818 in dem in ber 
Spitalerftraße belegenen Erbe des beflagtifchen Erb— 
laſſers zugeichriebenen Spec.-Beo.X 1000 gänzlich 
getilgt worden. 
Acta find Erfter Prätur zu remittiren et comm. 
et detur copia hujus decreti dem Wohlweifen Erften 
Polizeiherrn ad notitiam. 


Dber -Appellationsgerichtliched Erkenntniß 
vom 17. April 1856. 
Daß zwar die Förmlichfeiten der Appellation für gewahrt 
zu achten, in der Sache felbft aber das Erfenntniß des 
- Obergerichts der freien Hanfeftadt Hamburg vom Sten 
September 1854, wie biemit gefchieht, unter Verur— 
tbeilung der Klägerin in die Koften dieſer Inſtanz, zu 
beftätigen fei; j 
und wird die Sache nunmehr zum weiteren Ver— 
fahren an die Prätur zurückverwieſen. 


Entſcheidungsgruͤnde. 

A. Die Appellabilität der vorliegenden Sache konnte 
keinem Zweifel unterliegen. Die Klage geht allerdings nur 
auf 48 4. Zinſen für das Jahr 1852. Allein da tie Be— 
Hagten das Beftehen einer Capitalfchuld ebenfowohl, als bie 
Zinsverbindlichkeit von einer ſolchen gänzlich beftritten haben, 
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und alle weiteren Verhandlungen der Partheien ſich vorzugs— 
weiſe um das Beſtehen oder Nichtbefteben der Gapitalfchuld 
drehen und ben geltend gemachten Zinsanfpruch als hievon 
abhängig darftellen, fo ift die gefammte Capital- und Zinfen- 
Forderung zum Gegenftand des Rechtsftreites geworden, und 
wenn auch formell die Fünftige Berurtheilung oder Abweifung 
ſich auf den libellirten Zinsbetrag zu bejchränfen bat, fo wird 
doch damit für die implicite darin liegende Entſcheidung über 
die gefammte Eapital- und Zinsfchuld — infofern letztere 
nicht etwa aus einem bloß auf fie befchränften Grunde ab- 
gewiefen werben follte — ebenfalls Nechtsfraft unter ven 
Partheien herbeigeführt, mas einer näheren Begründung des— 
halb nicht bedarf, weil beide Partheien, die Beklagte ſchon in 
der Erreptionsfchrift und dann im Supplicationslibell voriger 
Inſtanz, die Klägerin bei Einwendung und Einführung ihrer 
iegigen Appellation, übereinftimmend erflärt haben, die Sache 
babe ſich durch die beflagtifche Vertheidigung in einen Streit 
über die Capitalfcyuld (von 1190 #) verwandelt, und fich fo- 
mit jener Erftredung der Rechtskraft felbft unterworfen haben. 

B. So viel die Sache felbft betrifft, fo hing der Er- 
folg der aufgeftelten alleinigen Befchwerbe, welche auf Wieder- 
herſtellung des Erfenntniffes erfter Inſtanz gerichtet ift, ledig— 
lid von Beantwortung der Nechtsfrage ab, welcher Einfluß 
einer mehrjährigen Zinszahlung in Beziehung auf das Be- 
fiehen oder den Beweis einer Capitalfchuld beizulegen fei. 
Die weitere Frage, melden Einfluß eine folde Zinszahlung 
bei auögemachter Eriftenz einer Capitalfchuld hinſichtlich ber 
ferneren Verzinſungspflicht babe, fommt bier veshalb 
nicht in Betracht, weil die Beklagten ſich bei dem Erfenntnif 
bes Obergerichtes beruhigt haben, dieſes aber die Durchfegung 
des Zinfenanfpruds der Klägerin nur son der Eriftenz der 
Capitalfhuld und von der Thatfache der Verzinfung in den 
drei Jahren 1849 bis 1851 abhängig gemacht, diefe That- 
ſache alfo als einen Entftehungs- oder entfcheidenden Beweis— 
grund ber Zinsverbindlichfeit bereits anerfannt hat. 

J. Ueber jene erftere Rechtsfrage nun gebt die früher am 
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meiſten verbreitete, aber auch noch von einzelnen neueren 
Schriftſtellern vertretene, Anſicht dahin, daß aus längerer Zeit 
fortgeſetzter Zinszahlung eine Rechtsvermuthung für die 
entſprechende Capitalſchuld entſtehe, welche nur durch den 
Gegenbeweis, daß eine Haupt-Obligation nicht exiſtire oder 
die Zinszahlung ohne animus obligandi z. B. aus Irrthum 
geleiſtet worden ſei, entkräftet werden könne. 
Mevius decis. II. dec. 318, 362. 
Brunnemann comm. in Pand. ad l. 6 de usuris 
n. 8 sg. 
Glück Comment. Bd, 21, ©. 74 ſig. 
Herm. Keller über die rechtliche Bedeutung des Far 
tums langjähriger Zinszahlung. In Selle Sahr- 
büchern Bd. 3, (1844) S. 218—220. 

Andere nehmen dagegen an, daß es von den jedesmaligen 
befonderen Umftänden abhänge, welder Werth einer mehr- 
jährigen Zinszahlung für den Beweis der Capitalfchuld bei- 
zulegen fei, 

Gefterding Irrthümer I. ©. 6, 

Unterbolzner Verjährungslehre II. S. 298— 300, 

Sintenis pract. Civilrecht Bd. I. $ 87 not. 4, 

Bähr, die Anerfennung ald Verpflichtungsgrund, Caſſel 

1855, ©. 73, 166 not. 6 ©. 179, 

eine Anſicht, welche auch bei den Schriftftellern vorauszuſetzen 
ift, welche ſich darauf befchränfen, die Annahme einer recht: 
lichen Präfumtion zu verwerfen, wie 

v. Wening, Xebrb. IL, S 7, 

Müller, civilift. Abhandl. Gießen 1833, ©. 233, 
und benen nad 

Seuffert, Archiv IL Nr. 268 und not. 1 dal. 
auch die Ober -Appellationggerichte zu Darmftabt und Caſſel 
beipflichten, 

Diefer zweiten Anficht var aber unbedenklich der Vorzug 
zu geben. Die Zinszahlung ift im Verhältniß zu der Capital⸗ 
fchuld, worauf fie ſich bezieht, unbezweifelt ein Act der An— 
erfennung, ein durch die That befiindetes aufergerichtliches 
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Geſtändniß, aber auch nicht mehr. Nur fo weit es zur wirk— 
lichen DBermögensübertragung gekommen ift, alfo in Bezug 
auf die geleifteten Zinsbeträge, liegt darin eine bindende Rechts— 
veränderung. In Beziehung auf vie übrigen Beftandtbeile 
der Obligation, alſo auf die ferneren Zinfen und die Capital- 
Schuld felbft, wird damit Feine Verpflichtung übernommen, 

l. 7 C, de usuris (4, 32), 

1. 28 C, de pactis (2, 3), 
fondern läßt fih nur von einer Schlußfolgerung reden, daß 
der Schuldner die Zinfen nicht bezahlt haben würde, wenn 
er nicht von dem Beftehen der Haupt-Obligation felbft über- 
zeugt® gewefen wäre, wie ein Gleiches auch durch andere 
Handlungen, z. B. eine, Abfchlagszahlung, Sriftbitte ꝛc. be- 
fundet werden kann. Bei allen folden Handlungen läßt ſich 
immer nur nach den Umftänden des einzelnen Falles beftimmen, 
in welchem Grabe fie auf die richterliche Weberzeugung zu 
wirfen geeignet feien. Die Zinszahlung trägt in dieſer Be- 
ziehung nichts Eigenthümliches an fich, weshalb ihr allgemein 
eine ftärfere Beweiskraft beigelegt werden müßte. Um an fie 
eine rechtliche Präjumtion zu Fnüpfen, bedurfte es daher einer 
ſehr beftimmten geſetzlichen Vorſchrift. An einer ſolchen fehlt 
es aber. Die einzige Stelle, auf welche man fich biefür mit 
einigem Schein beruft, ift 

1.6 $ 1 D, de usuris (22, 1). 

Sieht man aber auch bon der Anficht einiger Ausleger 
ab, welche darin die Zinszahlung nur als Motiv zu einer 
adminiftrativen Verfügung berüdfichtigt finden, fo enthält vie 
Stelle doch jedenfalls nichts weiter, als die Entfcheidung eines 
eonereten Falles, und zwar eines folchen, in welchem unver- 
fennbar nicht die Eriftenz der Hauptſchuld an ſich in Frage 
fand, fondern die Zinszahlung entweder nur einen Zweifel 
darüber, ob der Zahlende die Schuld als eine ihn treffende 
anerfannt babe, oder noch wahrfcheinlicher nur einen Zweifel 
über die Größe der Schuld befeitigt hatte. Eine allgemeine 
NRechtsvermuthung, für melde es einer genauen Begrenzung 
der fartifchen VBorausfegungen, z. B. auch binfichtlich der Zeit- 
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Dauer beburft hätte, läßt ſich daher aus der Stele Hicht her— 
leiten. Noch weniger ift Dazu der Eingang bderfelben Stelle 
geeignet, auf welchen ſich einige Schriftiteller ebenfalls be- 
rufen haben, Denn auch bier wird nur ein einzelner Fall 
entjchieden, und überdies handelte es ſich daſelbſt, nach der 
richtigeren Auslegung, nur um die Feftftellung der Zinsver- 
bindlichfeit son einem unftreitigen Capital, 

I. Wendet man fih von dieſem Ergebnig zur Beur- 
tbeilung des vorliegenden Falles, fo ſtellt fih die Beſchwerde 
der Klägerin als unbegründet bar. 

1) Wenn die Klägerin den Beflagten nicht einmal ben 
ihnen nachgelaffenen Beweis der Novations-Einrede geftattet 
wiſſen will, fo war dies, fchon ganz abgefehen von der obigen 
Streitfrage, offenbar verwerflich, da durch Zinszahlung, mie 
bereit3 erwähnt, in feinem Fall eine Haupt= Obligation be- 
gründet wird, dem Zahlenden alfo nicht verfagt werden kann, 
die vorausgefegte Hauptfchuld als ein indebitum nachzuweiſen. 

2) Läßt fi) aus der behaupteten Zinszahlemg nur eine, 
je nach den Umftänden ftärfere over fchwächere, factifche Ver— 
muthung für die Hauptichuld herleiten, jo folgt von jelbit, 
dag der Klägerin der Beweis aller zum Klaggrunde gehörigen 
Thatſachen auferlegt werden mußte. Selbſt wenn die frag- 
lihe Zinszahlung den Richter von der Nichtigkeit der Haupt 
Schuld bis zum Gegenbeweife zu überzeugen geeignet wäre, 
müßte es ſchon megen der richtigen Parthei-Stellung im Be— 
weisverfahren vorgezogen werden, bei der procefiualifchen 
Regel des Erfennens auf Beweis und Gegenbeweis ftehen zu 
bleiben, und dem Beweisführer zu überlaflen, ob er es für 
ausreichend erachte, ſich lediglich auf die beigebrachte Ver— 
muthung zu ftüßen. Dies gilt nur um fo mehr, wenn, wie 
bier, die factifhe Grundlage der Vermuthung noch nicht ein- 
mal eonftatirt it, alſo nur die Möglichkeit vorliegt, dieſelbe 
nachzumeifen und Damit eines andermweiten birecten Beweiſes 
überhoben zu werden. 

Es läßt ſich aber auch nad; den Umftänden des vorliegen- 
den Falles keinesweges behaupten, daß die dreijährige Zins— 
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+ De 
zahlung, wenn conftatirt, zu einem vollen Beweife der Haupt- 
Schuld genügen würde. Wenn aus den Handlungen eines 
Schuldners, die eine Anerkennung der Schuld befunden, auf 
das Dafein der letzteren felbft gefchloflen werven fol, fo fommt 
es mwejentlih darauf an, ob man dem Handelnden das volle 
Bewußtſein der Thatfachen, wodurch die Schuld begründet 
wurde, zutrauen kann. In fehr vielen Fällen wird hieran 
gar Fein Zweifel obwalten; wo aber befondere Umftände da— 
für fprechen, daß der Schuldner fi über jene Thatfachen 
leicht im Irrthum befunden haben Tann, da muß die Be- 
weisfraft der Schlußfolgerung ſich um fo mehr ſchwächen, je 
näher die Möglichkeit des Irrthums liegt. Daraus ergiebt 
fih, daß namentlich hinſichtlich der bier in Frage ſtehenden 
Eeffion, ſowohl des Ceſſionsactes felbft als der Bezahlung 
ber Ceſſions-Valuta, der ftillfchweigenden Anerkennung des 
beflagtifchen Erblaffers verhältnigmäßig Tein großes Gewicht 
beigelegt werden kann, indem es fich dabei für ihn um fremde 
Facta handklte, und son dem debitor cessus nicht boraug- 
gefegt werden kann, daß er die Legitimation des Ceſſtonars 
vor einer Zinszahlung an ihn ftets erft volftändig unterfucht 
haben werde, es vielmehr gar nichts Ungewöhnliches if, daß 
er fich mit dem Geffionar im Vertrauen auf deſſen einfeitige 
Angaben, etwa nad Protuction der Schuldurfunde, einfäßt, 

vgl. Bähr a. a. O. ©. 178—180, 

Dazu fommt, daß in ver polizeilichen Unterfuchung bereits 
einige Zweifel an der Echtheit der Ceffion erregt worden 
find, und die Klägerin eingeräumt bat, für die Eeffion nicht 
ben vollen Nominalbetrag des Schuldſcheins bezahlt zu haben. 
Weit bedeutender ift allerdings der Werth ver Schlußfolgerung 
in Beziehung auf die Echtheit des urfprünglichen Schulo- 
ſcheins. Jedoch kommt auch hier in Betracht, daß zur Zeit 
der erften Zinszahlung, im Jahre 1849, nady den eigenen 
Angaben der Klägerin, über zehn Sabre verlaufen waren, 
ohne daß der Schuldfchein in irgend einer Weife geltend ge- 
macht worden war, und daß die Ausftellung beffelben, mie 
bie Eintragung des Hppothefpoftens bon Sp. 1000 fogar 
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auf mehr als 30 Zahre und die Tilgung des lehteren auf 
19 Jahre zurüdfiel, jo daß die Möglichkeit eines Irrthums 
über die Echtheit des nach fo langer Zeit zum Vorſchein 
gebrachten Schuldfcheines und über veffen etwaigen Zufammen- 
bang mit dem getilgten Hppotbefpoften ebenfalls nicht ſehr 
fern liegt. 5 

Sonach blieb nichts übrig, als der Klägerin den Beweis 
ihres vollen Klaggrundes aufzulegen, wobei es ihr felbfiver- 
kändlih unbenommen bleibt, von der Schlußfolgerung aus 
der Zinszahlung den geeigneten Gebrauch in der Beweis— 
Inſtanz zu machen. 


— s 


NM 1%. 


In Sachen Dr. Steinhagen mand. noie Margaretha 
Maas in Ahrensboed, Klägers contra Dr. Lazarus 
mand. ‚noie %. 2, Meyer & Ep. als General= Agenten 
der 8. 8. allgemeinen Berficherungs = Gefellichaft in Zrieft, 
Bellagten. (Namen der Anwälde wie in rubro.) 





Bei Gelegenheit einer in Folge ftattgehabten Brandes gegen bie 
beflagtiihe Berfiherungs - Gefellihaft angeftellten Klage auf Zahlung 
ber Berfiherungsiumme, deſſen ſich die beklagtiſche Parthei weigerte, 
famen folgende Rectsfäte zur gerichtlichen Erwägung: 

1) Die Bflicht eines Berficherten, binnen brei Tagen eine Abichrift 

feines dem Berficherer zugeftellten Berichtes bei der Ortsbehörbe 
nieder zur legen und im vierzehn Tagen ein Atteft ber Behörbe 
über Urfprung und Umfang bes Unglüds beizubringen, kann 
nicht auf folche Fälle erſtreckt werben, wo die Behörde fchon eine 
Unterfuhung ex officio gleich nah dem Brande eingeleitet, und 
überdies der Agent der Berfiherungs-Gefellichaft am Plate an— 
weſend und vom Brande gehörig unterridtet ift. 
Die Weifung an ben Berfiherten, die Nichtigfeit feiner Angaben 
durch Beibringung von Lager: oder Wirthſchaftsbüchern darzu— 
thun, kann fich nur auf die aufergerichtlihe Nachweiſung bes 
erlittenen Schadens durch die einfachften und fiir den Verficherer 
überzeugendften Mittel beziehen. 


2 


— 
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3) Sie barf aber nicht dahin ausgelegt werben, daß, wenn ſolche 
Bücher nicht vorhanden, oder verbrannt, oder verloren wären, 
dem Berficherten die Benugung jeder andern allgemeinen zu- 
läffigen und ftringenteren Art der Beweisführung im Boraus 
abgefchnitten wäre. 

4) Der Auftraggeber muß für die Folgen der Wiſſenſchaft und ber 
böfen Abficht feines Bevollmächtigten dem Dritten gegeniiber 
auflommen. 


Niedergerichtliches Erkenntniß 
vom 31. Auguft 1855. 


Da von den ber Flägerifchen Affeeuranz-Forderung oppo— 
nirten Einreden die auf den Art. 7 der allgemeinen Ver— 
fiherung- Bedingungen geftüßte als unerheblich erfcheint, weil 
die Pflicht des Verficherten, binnen 3 Tagen eine Abfchrift 
feines dem Berficherer zugeftellten Berichtes bei der Orte: 
behörde niederzulegen, und in 14 Tagen ein Atteft der Be- 
börde über den Urfprung und Umfang des Unglüde beizu- 
bringen, nicht auch auf die Fälle erftrecft werden Fann, wenn 
eine Unterfuhung von der Behörde fchon ex officio gleich 
nach dem Brande eingeleitet, überdies der Agent der Gefell- 
Ihaft am Plage anmwefend, und von dem Brande, an welchem 
die Klägerin nicht einmal unmittelbar beteiligt war, gehörig 
unterrichtet it; — da die im Art. 10 der Bedingungen ent- 
baltene Weifung an den Verficherten, die Nichtigkeit feiner 
Angaben durch Beibringung von Lager» oder Wirthfchafts- 
Büchern darzuthun, fi nur auf die außergerichtliche Nach— 
weiſung des erlittenen Schadens durch die einfachiten und für 
den Verſicherer überzeugendften Mittel beziehen kann, nicht 
aber dahin ausgelegt werden darf, daß, wenn ſolche Bücher 

«nicht vorhanden, oder wenn die vorhanden geweſenen ver- 
brannt oder verloren waren, und überhaupt im gerichtlichen 
Iuftificationsverfahren dem Verficherten die Benutzung jeder 
anderen, allgemein zuläffigen und fringenteren Art der Be— 
meisführung im Voraus abgefchnitten fein follte; — da ferner 
die Einrede aus Art. 8 der Bedingungen, welder den Ver- 
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firherten an die Pflicht erinnert, bei einem Unglück zur Net 
tung der verficherten Gegenftände alle thunlichen Mittel anzu— 
wenden, nicht genügend fubftantiirt worden, indem Beklagter 
nicht zu behaupten vermogt bat, daß die Klägerin fib einer 
ihr dargebotenen rechtzeitigen Hülfe widerfeßt, oder daß fie 
felbft die Sachen, anftatt diejelben entweder in Sicherheit zu 
bringen oder an ihrem Plate zu laffen, aus dem Haufe ge= 
worfen und dadurd ihren Verluft mutbwillig verfchuldet babe, 
wogegen fie für das eigenmächtige Verfahren anderer Per— 
fonen nicht ohne Weiteres verantwortlich fein Tann, es auch 
binlänglich indieirt war, wenn fie die Megfchaffung der 
Gegenftände aus dem gefährveten Haufe, deſſen Dad, bereits 
Feuer fing, fi ungehindert gefallen ließ; — da biergegen 
nach Art, 19 der Bedingungen jede faljche Angabe des Ver— 
fiherten, wodurd die Anficht von der Gefahr geändert oder 
der verficherte Gegenftand anders dargeftellt würde, die Un— 
gültigfeit der Verficherung zur Folge bat; da in dieſer Be— 
ziehbung aus der Vergleichung der Anlagen 3 bis 6 ad excep- 
tiones conftirt, daß, nach Angabe des Verficherten, das Haus 
und der Stall mit Ziegeln auf Kalf oder nur ein Feiner 
Theil mit Ziegeln auf Strohdach gededt fein jolte, wogegen 
das Dach des Stalles in Strohmwiepen lag, und ebenſo das 
Dad des Haufes, von welchem nur das eine Kröpel-Ende in 
Kalf lag; daß ferner das ſüdlich belegene Schlüterfche Haus, 
in welchem Tifchlerhandiverf betrieben wurde, von dem ver— 
fiherten Gebäude als um 12 Fuß entfernt angegeben wurde, 
während es von diefem Horn nur 10 Fuß, binten nur 81 Fuß 
entfernt ftand; daß auch auf die Frage, ob in einer Ent- 
fernung innerhalb 60 Fuß Stroh-, Rohr» oder Holzdächer 
befindlich feien, mit Nein geantwortet iſt, wogegen das mit 
Strohdach gedeckte Haus von Peterich vorn 53 Fuß, binten 
49 Fuß entfernt war; — da diefe Differenzen zwijchen der 
Angabe in dem DBerficherungs - Antrage und dem wirklichen 
Thatbeftande in ihrer Gefammtheit die Grenze einer entjchuld- 
baren oder bedeutungsloſen Ungenanigfeit überfchreiten, und 
als eine auf die Anficht vom der zu übernehmenden Gefahr 
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influirende Unrichtigkeit beurtheilt werben müſſen, deren redht- 
liche Folge auch weder durch den Umftand, daß die unrichtigen 
Angaben ſchon von dem Bruder der Klägerin als urfprüng- 
li vor der Hebertragung auf fie Verfichertem gemacht waren, 
noch durch die Berufung der Klägerin darauf, daß der zur 
Einleitung der Verſicherung bevollmächtigte Agent die Richtig- 
feit der gemachten Angaben durch Unterfuchung und Nach— 
meflung zu eontrolliren im Stande gewefen fein würde, be— 
feitigt werden kann; — da es hiernach auf die Suftification 
ver Hägerifchen Forderung und auf eine Entſcheidung über 
die Einrede der Plußpetition bei dieſer Sachlage nicht an- 
fommt; 
daß, nad Maaßgabe des Art. 19 der allgemeinen Ver— 
fiherungs = Bedingungen mand. noie Kläger mit der von 
ihm erhobenen Klage abzumeifen, die Prozepkoften jedoch 
zu eompenfiren feien. 


Obergerichtliches Erkenntniß 
vom 9. November 1855. 


Daß die beklagtiſchen wider das Niedergerichtliche Er— 
kenntniß a quo vom 31. Auguſt dieſes Jahres aufgeſtellten 
Beſchwerden, und zwar auch ſo viel die Einrede der doloſen 
Ueberſetzung des Schadens anbetrifft, da eine ſolche bisher 
keinesweges vorliegt, und dem mand. noie Beklagten darüber 
bei dem Vorbehalte der Entſcheidung über die Einrede der 
Pluspetition überall noch nichts aberkannt worden, als grund⸗ 
los zu verwerfen, 

dagegen aber, die klägeriſche Appellation anlangend, da 
zwar mit dem Niedergerichtlichen Erkenntniſſe angenommen 
werden muß, daß die unrichtigen Angaben über die Dach— 
deckung und über die Entfernungen des klägeriſchen Hauſes 
von dem Nachbarhauſe u. ſ. w. ſo erheblich ſind, um an ſich 
die Ungültigkeit der urſprünglichen Verſicherung, mithin auch 
der Uebertragung derſelben auf die Klägerin herbeizufuͤhren, 
dennoch und ſelbſt abgeſehen von der klägeriſchen Behauptung, 
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daß der Agent Burmeifter um biefe unrichtigen Angaben ge- 
wußt und. fie gutgeheißen babe (mas dadurd in hohem Grabe 
mwahrfcheinlich wird, daß ſämmtliche Antragszettel — Anlagen 
3 bis 5 ad excepliones — von berfelben Handfchrift herzu— 
rühren ſcheinen, als die Unterfchrift jenes Agenten, wie denn 
auch die im Sabre 1853 erfolgte theilmeife Abänderung ber 
früheren Angabe über die Befchaffenheit des Daches faft noth— 
wendig auf die Annahme leitet, daß ſolche Abänderung mit 
Willen und Willen des Agenten gefchah), da der erwähnte 
Agent unbeftrittenermaaßen zu Ahrensboeck mohnte, mithin, 
zumal bei der Leichtigkeit der Kontrolle an einem jo Fleinen 
Orte, ohne grobe Fahrläfjigkeit, oder ſelbſt ohne dolus nicht 
unterlaffen durfte, fich son der Nichtigkeit der klägeriſchen 
Angaben zu überzeugen, mand. noie Beklagter auch infoweit 
für feinen Agenten unftreitig verantwortlich ift, zumal da laut 
Anlage B zur Klage die Verficherung im vorliegenden Falle 
ſogar durch diefen Agenten gejchloffen zu fein feheint; 


daß Das gedachte Erfenntniß dahin abzuändern: daß Die 
Einrede der falfihen Angaben über die Flägerifchen Ge— 
bäude und deren Entfernung von den nachbarlichen Bau— 
lichfeiten und über die Befchaffenheit diefer leßteren eben- 
falls zu verwerfen, und die Sache zur Entjcheidung über 
die Juſtification der Flägerifchen Forderung und über die 
Einrede der Pluspetition, unter Compenfation ver im 
Obergerichte aufgelaufenen Koften, mit den wieder zu 
verfiegelnden Acten an das Niedergericht zu remittiren. 


Sollten jedoch die Partheien. annoch zur Güte geneigt 
fein, fo wird, diefem Erfenntniffe unbefchadet, eine Commiſion 
auf Ihre Wohlweisheiten Herin Präfes Hudtwalder, Dr. und 
Herrn Lutteroth-Legat verfügt. 
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Ober: Appellationsgerichtlihes Erkenntniß 
vom 28. April 1856. 


Daß die Förmlichfeiten der Appellation für gewahrt zu 
achten, und in der Sache felbft, wie biemit gefchieht, das 
Erkenntniß des Obergerichts der freien Danfeftadt Ham- 
burg vom 9. November vorigen Jahres wieder aufzit- 
heben und das Niedergerichts-Urtheil vom 31. Auguft 
vorigen Jahres wieder berzuftellen jei. 

Die Koften diefer und der vorigen Inſtanz werben 

verglichen, und wird die Sache nunmehr an das 

Nievergericht zurüdvermwiefen. 


Entſcheidungsgruͤnde. 

In einem von dem Bruder der Klägerin am 16. October 
1852 an die Allgemeine Verſicherungs-Geſellſchaft zu Trieſt, 
deren General-Agenten in Hamburg die Beklagten ſind, ge— 
richteten Verſicherungs-Prolongations-Antrag auf Mobilien 
und Waaren war von ſolchem, unter Mitunterſchrift des 
Special-Agenten der Geſellſchaft zu Ahrensboeck, Burmeiſter, 
in Betreff des Hauſes und Stalles, in welchem ſich die zu 
verſichernden Gegenſtände befänden, unter Anderem Folgendes 
angegeben worden: 

1) Dad Haus und der Stall ſeien mit Ziegeln auf Kalt 
gedeckt — eine Angabe, welche in dem ferneren Prolongations- 
Antrage vom 6. October 1853 alfo modifieirt ifl, daß be— 
merft ward, „ein Feiner Theil (der Gebäude) fei mit Ziegeln 
anf Stroh gededt.“ 

2) Die Entfernung bes ſüdlich angrenzenden Gebäudes 
betrage 12 Fuß. | 

3) In einer Entfernung von 60 Fuß von den Gebäuden 
befänven fich Feine Stroh, Rohr- oder Holz= Dächer. 

Diefe Angaben find am 2. Auguft 1854 von den obrig— 
feitlich beftätigten Taratoren bei ihrem geleifteten Eide für 
unrichtig erklärt worden. Und zwar: 
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ad I) dahin, dag Haus fei mit einem in Wiepen gelegten 
Dache verjeben, nur Das eine Kröpelende des Daches liege in 
Kalk, das Dach des Stalles liege ganz in Wiepen; 

ad 2) die Entfernung des gebadten Gebäudes betrage 
vorne 10 Fuß, hinten 84 Fuß; 

ad 3) das Haus, in weldem das Feuer ausgebrochen fei, 
babe ein Strohdach gehabt, und fei vorne 53, hinten 49 Fuß 
von dem verficherten Haufe entfernt geweſen. 

Wenn nun dur Die infofern gleichförmigen Erfenntnifje 
des Niedergerichts vom 31. Auguft und des Obergerichts vom 
9. November v. 38. feitgeftellt worden ift: 

a) daß die Klägerin verpflichtet fei, Die aus den erwähnten 
unrichtigen Angaben für den Beftand der Verficherung hervor— 
gehenden Folgen wider ſich gelten zu laflen, va dieſelbe in 
Folge Antrags vom 18. Februar 1854 unterm 20ften veifelben 
auf Klägerin übertragen worden ift, ohne daß eine VBerbefferung 
jener Unrichtigfeiten ftattgefunden hätte; 

b) daß durch folche auf Grund des Art. 19 der Bedin— 
gungen der Verſicherungs-Vertrag vernichtet werde; 
jo fommt es für die gegenwärtige Beurtheilung darauf an, 
ob die von der Stlägerin zur Abwendung der aus Art. 19 
wider fie hervorgehenden Folgen geltend gemachte Neplif be- 
gründet fei, welche dahin gebt, der in Ahrensboef als Agent 
ver Gefellihaft ohne alle Beichränfung aufgetretene Burs 
meifter babe von gedachten Unrichtigfeiten nicht bloß Kenntniß 
gehabt, fondern habe ſogar die Veranlaffung gegeben zu jenen 
unrichtigen, von dem Agenten felbft berrührenden Angaben, 
durd welche derſelbe einen niedrigeren Prämienfab babe her— 
beiführen laffen und ven Nüdtritt der Verſicherten von der 
von dem Agenten vertretenen Gefellichaft habe verhüten wollen. 
Es konnte jedoch die gedachte Neplif nicht für juriftiich balt= 
bar erachtet werden. Zwar unterliegt e8 feinem Zweifel, daß 
der Auftrag für die Folgen der Willenfchaft und der böfen 
Abficht feines Bevollmächtigten dem dritten Contrahenten 
gegenüber aufzufommen verpflichtet it. 

Bangeromw Pand. Br. 3, A. 6, $ 608, ©. 319, 320. 

Rechtsfälle 1856, 10 
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Es Fonnte jedoch nicht angenommen werben, daß Bur- 
meifter für den Abfchluß des vorliegenden Berficherunge- 
Vertrages als Bevollmächtigter der Gefellichaft anzufeben ſei. 
Die Richtigkeit diefer Auffaffung ergiebt fich daraus, Daß die 
prolongirte Police vom 7. October 1853, in weldyer die Worte 
per Burmeifter nicht darauf hinweiſen, daß der erfte Ver— 
ficherungs-Bertrag durch diefen abgefchloflen, fondern nur, daß 
er durch ihn vermittelt fei, nicht von Burmeilter, fondern von 
J. L. Meyer & Ev. vollzogen worden ift, auch die Ueber— 
tragung der Police som 20. Februar 1854, nebſt den bei 
ſolchen gemachten Modificationen der urfprünglichen Angaben 
ausbrüdlich von gedachter General-Agentichaft genehmigt wor- 
den find. Die Befugniß des Agenten Burmeifter ging alfo nicht 
dahin, auf Grund der Declaration den Vertrag abzufcließen, 
fondern nur dahin, die betreffenden Notizen entgegenzunehmen 
und mit feinen Bemerkungen begleitet der zum Contractabjchluß 
allein berechtigten Beflagten einzufenden, Burmeifter war aljo 
in diefer Beziehung nur Gehülfe des Contrahenten und nicht 
ſelbſt Contrahent. Diele Stellung deſſelben mußte dem Ver— 
fiherten dur eine Anfchauung der oberwähnten Documente 
far geworden fein, und jedenfalls bat ſich derſelbe es ſelbſt 
zuzufchreiben, wenn er fich nicht von dem Umfang der Bevoll- 
mächtigung durch Einficht der Inſtruction ing Klare fehte, aus 
welcher — [6] d. O.⸗A.⸗Ger.⸗Act. verb: „und wiewohl die 
Berficherung „bis“ Angaben zu forgen" — ſich die Richtigkeit 
obiger Auffaſſung ohne Weiteres ergiebt. Es bleibt daher der 
Berficherten nur übrig, infofern fie die obgedacdhten Behaup- 
tungen, daß ihr Bruder dur Burmeiſter zu den in Rede 
ftehenden Unrichtigfeiten verleitet fei, wahr machen könnte, 
ihren Negreß an diefen zu nehmen. Die erfte Beſchwerde der 
Bellagten war mithin für begründet zu erachten. Die zweite 
eventuelle Beſchwerde fällt hiemit hinweg. 

Die Koſten anlangend, ſo iſt deren durchgängige Ver— 
gleichung in Betreff der erſten Inſtanz durch zwei conforme 
Erkenntniſſe und durch deren Wechſel in Anſehung der folgen- 
ben Spnftanzen gerechtfertigt. 

CHOR 
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M 13. 


In Sachen Dr. S. Albrecht mand. noie J. €, Kles— 
trup in Arrokëskjöping, Klägers (und Anwalds) contra 
Salomon & Berend Noofen, Beklagte. 
(Anwald Herr Dr. ©. Weterfen.) 


A. Rechtsfall. 


Der Kläger verlangte von den Beklagten die Zahlung eines von 
ihnen auf dieſe abgegebenen Wechſels von 1200 X Bco.; bie 
Beklagten weigerten dies, ungeachtet fie ein paar Tage nad 
ihrer gemachten Anzeige der Abgabe der Tratte dem Traffanten 
Hinrichſen gemeldet hatten, fie würben die Abgaben des Klägers 
prompt bonoriren, und fie die Anzeige bes Klägers felbft, daß 
er auf fie abgegeben, längere Zeit unbeantwortet gelafien. 

Das Handelsgericht verurtheilte die Beklagten zur Zahlung. 
Das Dbergericht wies ben Kläger ab, unter Koftencompenfation, 
die dritte Inftanz wies den Kläger an, zu beweijen, daß ihm 
aus ber vom Beklagten unterlaffenen Einjendung eines Pro- 
teftes Mangels Annahme des fraglihen Wechſels ein Schaden 
erwachien jet. 

B. Rechtsſätze: 

1) Daraus, daß die allgemeine Wechſelordnung nur aus dem auf dem 
Wechſel ſelbſt geleiſteten Accepte wechſelmäßigen Anſpruch gegen 
den Traſſaten gewährt, folgt keineswegs, daß eine anderweit ab— 
ſeiten des Traſſaten ertheilte Zuſage, den Wechſelbelauf auf Verfall 
ſchuldig ſein zu wollen, ohne Rechtsverbindlichkeit ſei und keinen 
in ordinario geltend zu machenden Anſpruch gewähre. 

2) Steht der Empfänger einer Rimeſſe mit dem dieſe Sendenden in 
laufender Rechnung und Geſchäftsverbindung, und jener ſendet die 
Rimeſſe nicht ſofort nach Empfang zurück, ſo iſt anzunehmen, daß 
der Empfänger mit der auf ihn geſchehenen Indoſſirnng einver— 
ftanden und die ihm ala Indoffatar wechſelrechtlich obliegenden 
Berbindlichkeiten zu erfüllen bereit ift. 

3) Iſt der Empfänger oder Traffat in einem folhen Falle zugleich 
Indoffatar, indem der noch laufende Wechſel an ihn inboffirt wird, 
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jo muß er bie mit jeder dieſer beiden Stellungen verbundenen 
Pflichten erfüllen. 

4) Auf das Verhältniß des Trafjaten zu den Remittenten oder Wechſel— 
interefjenten ift e8 ohne Einfluß, wenn jener bem Trafjanten bie 
Zufage gemacht hätte, den Wechſel bonoriven zu wollen, und er- 
wirbt nur der Traſſant jelbft Nechte aus dieſer Zufage. 

5) Diefe Rechte werden nur buch förmliche Ceſſion abjeiten des 
Traffanten an Remittenten oder Wechjelintereffenten auf Tettere 
übertragen, nicht aber ſchon dadurch, daß der Traffant den Remit- 
tenten von jener Zujage in Kenntniß geſetzt hatte. 

6) Der Inboffatar eines Wechjels ift nicht in der Lage, vor Berfall 
beffelben irgend eine Thätigfeit auszuüben, auch nicht den Wechjel 
zur Annahme zu präjentiren, noch den Umftand zu conftativen, ob 
für den Wechjel das Accept ſchon jet zu erlangen ſei, oder nicht. 

7) Der Traſſat ift bis zum Verfall des Wechjels zu feiner Thätigkeit 
in Bezug auf denjelben verbunden, nicht einmal zu einer beftimmten 
Erklärung Über Accept oder Nichtaccept, wenngleich die Ablehnung 
jegliher Erffärung in ihren Folgen einer Accept » Verweigerung 
gleichgeftellt wird. 

3) Wenn ein Remittent feinem am MWohnorte der Traffaten befind- 
lichen Geſchäftsfreund, welchem er einen Wechjel durch Indofjament 
überträgt, mit der fofortigen Präfentation zum Accept beauftragt, 
fo macht der Indoſſatar fih durch Nichtberüdfichtigung jener ihm 
zugefommenen Aufforderung wegen eines hieraus entſtehenden 
Schadens verantwortlich, 

9) Unter kanfmänniſchen Gejchäftsverbundenen ift eine prompte und 
ausreichende brieflihe Benachrichtigung bejonders dann nothwendig, 
wenn der Eingang briefliher Mittbeilungen und deren Inhalt von 
Erbeblichleit fir das fernere Verhalten desjenigen gewejen wäre, 
dem die Mittheilung hätte gemacht werben müſſen. 


Handelögerichtlihes Erkenntniß (Erfte Kammer) 
vom 12. Februar 1855. 
Daß die Flägerifche Prozef = Legitimation durch die bei- 
gebrachte beglaubigte Vollmacht d. d. Arroëskjöping 29ften 
November 1854 für berichtigt zu erachten, 

und in der Sache ſelbſt: 
da zwar nur eine, gemäß $ 21 der Allgemeinen beutjchen 
Werhfel- Ordnung, auf dem Wechfel felbit geſchehene Accep- 
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tation wechfelmäßigen Anfpruch gegen den ZTraffaten be- 
gründen kann, 
hieraus jedoch Feineswegs folgt, daß eine andermweit ab— 
feiten des Traſſaten ertheilte Zufage, den Wechfelbelauf auf 
Berfall jchuldig fein zu wollen, überhaupt ohne Rechtsver— 
binvlichfeit fei, alfo auch demjenigen, welchem fie ertheilt 
wurde, feinen in ordinario geltend zu machenden Anfpruch 
gewähre, 
num aber allerdings daraus, Daß die Beflagten den klä— 
gerifchen Brief vom 27. September (Anlage 1) in welchem 
ihnen, unter Einfendung bes libellirten Wechjels, gefchrieben 
wurde: | | 
„Einliegend bin ich wieder fo frei, Bcv.# 1200 — Laft 
Sie Selbft a 3 Monat dato einzufchien, die Sie gef. 
anerfennen und in mein Credit buchen wollen“ 
bis zum 17. October unbeantwortet ließen, ein ſtillſchweigend 
erflärtes Einverſtändniß des Beflagten zu entnehmen ift, 
was auch um fo unbedenklicher gefchehen darf, als bie 
Beklagten bereits am 29. September (Anlage 5) dem Traf- 
fanten pure meldeten, daß fie feine Abgaben von zufammen 
Bev.} 2300, worunter unbeftritten die vorliegende Tratte 
von Beo.# 1200 prompt bonoriren würde, 
daß Beflagte gegen Hägerifche Auslieferung des Wechjels 
(Anlage 2) die libellirten Beo.H 1200 fammt Zinfen 
vom Klagetage und den Koften innerhalb acht Tage sub 
poena executionis dem mand. noie Kläger zu bezahlen 


ſchuldig. 


Obergerichtliches Erkenntniß 
vom 30. März 1855. 

Da nach Maaßgabe $ 19 der Allgemeinen deutſchen Wechfel- 
Ordnung und in Ermangelung einer, den Belflagten von dem 
Hägerifchen Mandanten vesfalls auferlegten beſonderen Pflicht, 
den Bellagten Feine Berbinvlichfeit oblag, ven hier fraglichen 
MWechfel zur Annahme zu präfentiren; demnad auch aus dem 
Umftande, daß die Bellagten den Hägerifhen Brief vom 
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27. September, mit welchem der libelirte Wechſel eingefendet 
wurde, bis zum 17. October unbeantwortet ließen, ven Be- 
Hagten ein Rechtsnachtheil nicht erwachſen kann; 

da übrigens der Hägerifche Mandant aus der, Seitens 
ber Beklagten dem Traflanten ertheilten Zufage, die Tratte 
bonoriren zu wollen, feine Rechte für ſich ableiten fann ; 

dag das handelsgerichtliche Erkenntnig a quo vom 12ten 

Sebruar diefes Jahres wieder aufzuheben und der mand. 

noie Kläger mit feiner Klage abzumweifen if, die Prozeß— 

foften jedoch zu compenſiren find. 

Und ift die Sache folchergeftalt mit den wieder zu ver⸗ 
fiegelnven Acten an das Handelsgericht zu remittiren. 


Ober: Appellationögerichtlihes Erkenntniß 
vom 29. April 1856, 


Daß die Sörmlichkeiten der Appellation für gewahrt zu 
achten, auch in der Sache felbft das Erfenntniß des 
Dbergerichts der freien Hanfeftadt Hamburg vom 30ften 
März 1855, wie hiemit gefchieht, dahin abzuändern fei, 
daß ber Kläger, salva reprobatione, den, innerhalb einer 
vom Handelsgerichte anzuberaumenden Friſt, sub poena 
desertionis anzutretenden Beweis zu führen babe, 
daß ihm dadurch, daß die Beklagten nicht alsbalo, 
und zwar fpäteftens am britten Tage nad; Empfang 
feines Schreibens vom 27. September 1854, 
Handelsger. Act. [4] 
Proteft Mangels Annahme in Betreff des Wechſels 
von Beo.# 1200 
Handelsger. Act. [5] 
eingefendet haben, ein Schaden zum Betrage von 
Bro. 1200,0der mie viel weniger, verurſacht worden fei. 
Und wird nunmehr die Sache, unter Compenfation der 
Koften diefer Inſtanz, an das Handelsgericht zum wei— 
teren Verfahren zurückverwieſen. 
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Entſcheidungsgruͤnde. 

: Mit beiden früheren Inſtanzen mußte Davon ausgegangen 
werben. Daß eine wechlelmäßige Verpflichtung des Bellagten 
zur Honorirung des bei der Klage vorgelegten Wechfels von 
Bro.# 1200 nicht vorhanden fei. Dies liegt nach der be— 
ftimmten Borfchrift des Art. 21 der W. O. außer Zweifel. 

Es fommt demnach auf die von dem Handelsgerichte da— 
bin aufgeftellte andere Frage an, ob eine an fidh verbindliche, 
wenn gleich nicht wechfelmäßig ertheilte Zufage der Bellagten 
vorliege, den Wechfelbelauf auf Verfall ſchuldig fein zu wollen, 
eventualiter auf die weitere Frage, ob die Beklagten ſich durch 
ihr Verhalten in Beziehung zum Kläger fchadengerfaspflichtig 
gemadt haben. 

Die erfte diefer ragen war mit dem Öbergerichte au 
- berneinen, die zweite zu bejaben. 

Der Kläger ftüßt fih zur Begründung der in Rede ftehen- 
den beflagtifchen Verpflichtung auf die beiden Umftände, daß 
die Beflagten dem Zrafianten des fraglichen Wechſels, Hin 
richfen, am 29. September gefchrieben haben, „fie würden bie 
Ziehung prompt honoriren,“ und daß biefelben fein, des 
Klägers, Schreiben vom 27. September, worin er fie in 
Betreff der beigefügten Rimeſſe der Bro.# 1200 aufge- 
fordert hatte, 

„diefelbe anzuerkennen und in fein Credit zu buchen“ 
bis zum 17. October unbeantwortet gelafen, und dann erft 
die Nichthonorirung des Wechſels gemeldet haben. 

Feſtzuhalten ift bier zuförderft, daß die Beklagten, infofern 
fie dem Kläger den Wechſel nicht alsbald nach deſſen Empfang 
zurüdfchicten, die auf fie geſchehene Indoſſirung genehmigt 
haben, fie es ſich alfo gefallen laffen müſſen, daß die Ver— 
bindlichfeiten von Indoſſataren als ihnen obliegend ange— 
nommen werben. Die Bellagten fanden nämlid mit dem 
Kläger in Geſchäftsverbindung und laufender Rechnung; unter 
folchen Umftänden darf aber aus dem ftillfchweigenden Be— 
halten einer Rimeſſe abgeleitet werden, daß der Empfänger 
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derfelben mit der auf ihn gefchehenen Indoſſirung einver— 
ftanden und die ihm als Indoſſatar wechſelrechtlich obliegen- 
ben Verbinvlichfeiten zu erfüllen bereit ift. Hiemit ſteht aud 
der Inhalt des beflagtifchen Schreibens vom 17. Ortober 1854 
in Mebereinftimmung. 

Zufolge des Vorbemerften vereinigten fi in der Perfon 
der Bellagten die beiden Eigenfchaften ver Indoſſatare 
und der Traffaten des in Nede ftehenden Wechjels, und 
diefelben hatten mithin die mit jeder dieſer beiden Stellungen 
verbundenen Pflichten zu erfüllen. Daß ſich dies in einem 
Falle, wenn ein noch laufender Wechſel an den Traſſaten 
indoffirt wird, rechtlich fo verhält, unterliegt feinem Zweifel, 

Archiv für das H. RI ©. 321 
ift auch fchon früher vom Dber-Appellationsgerichte ausge— 
fprochen worden. Die neue W. DO. hat hieran, mie insbe— 
fondere aus Art. LO erhellt, Nichts geändert. 

Beurtheilt man die vorliegente Sache vom Standpunfte 
der vorfiehend angegebenen Auffaflung, fo iſt es Har, daß 

1) die erfte der oben aufgeftellten Fragen anlangend, von 
den Beklagten feine Verbindlichkeit zu Honorirung des Wechfels 
übernommen worden ift, und daß fie eben fo wenig einer fie 
verantwortlich machenden Unterlafjung wechſelrechtlicher Ver— 
pflichtungen ſich fchuldig gemacht haben, 

Es ift nämlich 

a) ohne allen Einfluß auf das Verhältniß der Beflagten 
zu dem Kläger, als Remittenten und Wechfel = Sntereffenten, 
daß diefelben dem Traflanten die Hpnorirung des Wechfels 
zugefagt hatten. Hier liegt nur eine gegen einen Dritten 
übernommene DBerbinblichfeit vor, aus welcher nur Diefer 
Nechte geltend zu machen befugt if. Hieran würde im vor— 
liegenden Falle auch dadurd Nichts geändert worden fein, 
wenn, wie der Kläger behauptet, der Traffant Hinrichſen ihm 
bie beflagtifche Honorirungszufage gezeigt haben follte. Nur 
eine Ceffion des Nechtes aus jener Zufage hätte von Er- 
beblichfeit fein können. Alein eine Eeffion ift erftens vom 
Kläger nicht behauptet worden, und zweitens wäre der Rebtere 
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durch diefelbe aus der Stellung des Wechſel-Inhabers heraus⸗ 
getreten und hätte ſich den aus der Perſon des Traſſanten 
abzuleitenden Einreden ausgeſetzt, was im vorliegenden Falle, 
da, wie der Kläger nicht beſtreitet, die Beklagten mehr als 
Bceo. 1200 an Hinrichſen zu fordern haben, das cebirte 
Recht erfolglos gemacht haben würde. 

Wenn der Kläger hiebei aus jenem, dem Zrafjanten von 
Seiten ver Beklagten ertheilten Verfprechen noch ableitet, die 
Letzteren hätten jedenfalls die Abficht gehabt, ven Wechſel zu 
honoriren, fo Tann dies nur ale völlig irrelevant bezeichnet 
werben. 

Was fodann 

b) die Stellung der Beklagten als Indofjatare des frag- 
lichen Wechſels anlangt, fo unterliegt es nad den Art. 18 
und 19 ver W. O. feinem Zweifel, daß diefelben — abge— 
fehen von fonftigen auf ihnen etwa ruhenden Berpflichtungen 
— nicht in der Lage waren, vor Verfall irgend eine Thätig- 
feit ausüben, insbefondere den Wechjel zur Annahme präfen- 
tiren, alfo hier den Umftand, ob für den Wechfel das Accept 
fchun jeßt zu erlangen fei oder nicht, conftatiren zu müſſen. 
Durch jene Beftimmungen der W. O. ift dem in Betreff dieſes 
Punktes abweiſenden älteren Hamb. Wechfelrechte derogirt 
worden. 

Inſofern endlich | 

e) die Stellung der Bellagten als Trafjaten in Betracht 
gezogen wird, fo ruhte auf ihnen, ale ſolchen, feine im Wechſel⸗ 
rechte begründete Verpflichtung. Der Traffat ift bis zum 
Verfall zu Feiner Thätigkeit verbunden, nicht einmal zu einer 
beftimmten Erklärung über Accept ober Nicht = Accept, wenn⸗ 
gleich ſelbſtverſtändlich die Ablehnung jeglicher Erklärung in 
ihren Folgen einer Accepts = Verweigerung gleichgeftellt wird. 

Zu einem von dem bisherigen Ergebniſſe abweichenden 
Refultate führt 

2) die Erwägung des zwiſchen dem Kläger und ben Be: 
Hlagten beftehenden, nicht ausſchließlich dem Wechfelrechte an— 
gehörenden Verhältniſſes. 
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Hier kommt es nämlich in Betracht, daß, wie ſchon oben 
bemerft worden, die Partheien in laufender Gefchäftsver- 
bindung mit einander fanden, daß folglid zwiſchen ihnen 
die ordentlichermweife Eorrefpondenten und Geſchäftsverbundenen 
obliegenden Verbindlichkeiten in Betreff der gefchäftlichen Ver— 
handlungen zu erfüllen waren. Inſofern nun der Kläger 
den Bellagten bei der Rimeſſe der Beo.H 1200 fchrieb, er 
erfuche diefelben, 

„den Wechfel anerkennen und in fein (des Klägers) Ere- 

dit ftellen zu wollen,“ 
fo ſprach er, wie in Berüdfichtigung des Umftandes, daß die 
Beklagten zugleich Traffaten waren, alfo fich in der Rage be- 
fanden, eine Erklärung über den bezeichneten Punkt abgeben 
zu können, nicht verfannt werben fann, das Verlangen aus, 
daß die Anerkennung oder Nicht = Anerkennung des Wechſels 
in Gewißheit gebracht werde. Der vorliegende Fall fteht 
demnach im Wefentlichen demjenigen gleich, wenn ein Re— 
mittent feinem am Wohnorte der Traflaten befindlichen Ge— 
fchäftsfreunde, welchem er einen Wechfel durch Indoſſament 
überträgt, mit der fofortigen Präfentation zum Accept beauf- 
tragt. Und, wie in einem Falle der letztgedachten Art der 
Indoſſatar ſich Durch Nichtberüdfichtigung jener ihm zugefom- 
menen Aufforderung wegen eines hieraus entftehenden Scha— 
dens verantwortlich machen würde, fo muß ein Gleiches in 
der vorliegenden Sache in Beziehung auf das Unthätigbleiben 
der Beflagten von der Zeit des Empfanges des Schreibens 
vom 27. September an bis zum 17. October angenommen 
werden. Daß der Kläger ein Intereſſe haben fünne und felbft 
mutbmanßlich haben werde, den in Rede ftehenden Punkt in 
Gewißheit gebracht zu fehen, und über denfelben benachrichtigt 
zu werben, war nicht zu verkennen. Denn wurde der Wechſel 
nicht bonorirt, fo hatte der Kläger das Recht und unter Um— 
fänden das Intereſſe, gegen den Traflanten auf Sicherftellung 
zu dringen, oder, wenn er Ereditor deflelben war, den Ver— 
fuch zu machen, andere Dedung für fein gefährbetes Gut: 
haben zu erlangen. Hier finden mithin viefelben Grundfäße 
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Anwendung, welche das Ober-Appellationsgericht wiederholend 
in Betreff der Nothwendigkeit prompter und ausreichender 
briefliher Benachrichtigung unter kaufmännifchen Geſchäfts— 
verbundenen insbefondere für den Fall zur Anwendung ge— 
bracht bat, wenn der Eingang brieflicher Mittheilungen und 
deren Inhalt von Erheblichfeit für dag fernere Verhalten des— 
jenigen gemwejen wäre, dem die Mittheilung hätte gemacht 
werden müflen; 

vergl. z. B. Erf, in ©. Behrens Söhne c. Aberg 

18. Suli 1855. 

Sp wenig nun auch tie vorftehende Argumentation dar— 
auf hinführen Fann, wie vom Handelsgerichte gefchehen, ven 
Wechſel als acceptirt, oder duch eine Zufage der Honorirung 
deſſelben als ertheilt anzunehmen, fo muß doch auf Grund 
verfelben eine civilrechtlihe Verantwortlichfeit der Beklagten 
für den Nachtheil anerfannt werden, mwelder für den Kläger 
daraus hervorgegangen fein möchte, daß er über das nicht 
fofortige Gefichertfein der Honorirung nicht rechtzeitig und in 
geböriger Weife benachrichtigt worden iſt; mie denn auch der 
Kläger beantragt bat, hierauf eventualiter zu erfennen. 

Bei der demgemäß dem Kläger zu machenden Beweis— 
auflage fam es noch in Frage, wie bald nach dem Empfange 
des Schreibens vom 27. Septbr. die Beklagten dem Kläger 
Nachricht von der Ungewißheit der Honorirung des Wechſels 
hätten geben und Proteft einfenden müflen. Im Allgemeinen 
hängt es in Fällen der vorliegenden Art von einer Berüd- 
fichtigung der Umftände ab, ob die erforderliche Benachrichtigung 
ungefäumt, alfo umgehend, zu befchaffen oder ob eine fernere 
Frift, und zwar eine wie lange, zu gewähren ift. In der vor— 
liegenden Sache war unbedenklich nad Anleitung der Art. 45 
und 41 der W. DO, melde die Benachrichtigung der Vor— 
männer des Inhabers über die nicht erfolgte Zahlung eines 
Wechſels als noch am dritten Tage nach dem Verfalltage zeitig 
genug gefchebend bezeichnen, eine dreitägige Friſt als den Um— 
Händen nach für nicht zu weit beftimmt zu achten. 
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M 14. 


In Sachen Carl Ehriftopb Dickhuth, Klägers (Anwald 
Herr Dr. W. 2. Heiſe) contra E. J. H. Meyer, 
Beklagten. (Anwald Herr Dr. J. D. Alph. Trittau.) 


A. Kechtsfall: 
Der Kläger hatte eine Schadensklage gegen den Beklagten an— 
geſtellt, auf Grund einer angeblich won dieſem der minderjährigen 
Tochter Jenes angetbanen unzüchtigen Betaftung, Nach ftatt- 
gehabter pofizeiliher Unterfuhung, die für die Schuldfrage des 
Beklagten ein enticheidendes Reſultat nicht ergeben hatte, warb 
die Civilklage erhoben, in welcher das Niedergericht den ver— 
juchten Beweis des Klagegrundes fiir verfehlt erklärte und dem 
Kläger anheim gab, ob und wie er fi noch der Eidesbelation 
bedienen wolle. Das Obergericht verfügte, unter Aufhebung 
bes erftinftanzlichen Erfenntnijfes, die Zulaflung der klägeriſchen 
Tochter zum suppletorium nach erfolgter Konfirmation, jo wie 
daß Kläger und deſſen Ehefrau einen Glaubenseid zu leiſten 
hätten. Dawider appellirte der Beklagte, aber das Ober-Appel- 
lationsgericht beftätigte einfach das Erfenntnif des Obergerichtes. 
B. Rechtsſfatz: 

Die Beweisfraft eines in einer Criminalfache abgelegten an fich 
glaubwürdigen Geftändniffes kann nur durch Beweis, mindeftens 
Beicheinigung folder Umftände wieder aufgehoben werben, be- 
ven Borhandenfein Erfteres von Anfang an ungültig gemacht 
haben wirbe. 


Niedergerichtliches Erkenntniß 
vom 8, December 1854. 

Da aus den Ausſagen der vernommenen beiden Aerzte 
jedenfalls nur fo viel hervorgeht, daß diefelben, obwohl fie 
die Möglichkeit einer anderen Entftehungsart zugeben, bie 
Meberzeugung theilen, daß die fraglichen Verletzungen an der 
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Bruft und den Genitalien ver Hägerifchen Tochter durch eine 
von irgend einer dritten Perfon gegen dieſelbe verübte Ge- 
waltthat entjtanden feien, und daß fie es für fehr wahrfchein- 
lich halten, daß diefe, von ihnen erft am 7ten und beziehungs- 
weije am 10. Juni 1852, unterfuchten Verlegungen dem Kinde, 
wie daſſelbe behauptet bat, am 5. Juni und zwar gleichzeitig 
beigebracht worden feien, — da ferner die Ausfagen ber 
dritten und vierten und Des zweiten Zeugen zwar dafiir ſprechen, 
daß vie Hägerifche Tochter vor dem 5. Juni an den fraglichen 
Berlegungen nicht gelitten habe, Feiner ver Hägerifchen Zeugen 
aber darüber, daß Beflagter deren Urheber geweſen fei, aus 
eigener Wiſſenſchaft Mittheilungen bat machen Fünnen, indem 
fie vielmehr ihre desfallfigen Vermuthungen nur aus Den Aus— 
fayen britter Perfonen und des Kindes felbft gefchöpft haben, 
— da fomit diefe Zeugen-Ausfagen ohne den Hinzutritt anderer 
Beweismittel für den zu erbringenden Beweis Feinerlei rerht- 
lichen Werth haben, — 

da für Ddiefen Beweis aber auch die polizeilichen Unter— 
ſuchungs-Aeten Feine näheren Anhaltspunkte gewähren, indem 
einmal dasjenige, was Beklagter dort eingeräumt bat (wie 
bereits in den Entjcheidungsgründen zum Ober-Appellationg- 
gerichtlichen Erfenntniffe vom 31. Sanuar 1854 namentlich 
pag. S bis 9 näher ausgeführt worden), für die bier ange— 
ftellte Klage und den zur Begründung berjelben zu erbringen 
den Beweis ohne Bedeutung iſt, und indem ferner die Be— 
bauptungen der klägeriſchen unmündigen Tochter feinen An— 
fpruch auf größere Glaubwürdigfeit haben können, als das 
beftimmte und beharrliche Läugnen derjelben auf Seiten des 
fonft (vergl. Anlage E zur Einredenfchrift) als durchaus un— 
befcholten befannten Beklagten, zumal weil die Möglichfeit 
unbejtreitbar bleibt, daß die der Hägerijchen Tochter angeblich 
am 5. Juni beigebrachten, aber erft am 7. Juni zur näheren 
Anzeige gebrachten Verlegungen, wenn auch nicht durch eigene 
Schuld, doch durch die Verſchuldung einer anderen dritten 
Perfon entjtanden feien, — | 

da endlich auch die bei der Beweisantretung rejerbirten 
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wiſſenſchaftlichen Begutachtungen durch höhere Medicinal- 
Eollegien im günftigen Falle nur eine Beftätigung der Ueber- 
zeugung der bereits vernommenen Aerzte, daß die Flägerijche 
Tochter die Verletzungen fich nicht ſelbſt beigebracht babe, 
herbeiführen könnte, dadurch aber für den Beweis ver be- 
Hagtifchen Thäterfchaft nichts gewonnen werden würde, — 
daß der dem Kläger obliegende Beweis bis auf die rer 
jervirte Eidesdelation für verfehlt zu erklären und Kläger 
falls er ſich derfelben noch bedienen will, mit feinen des— 
fallfigen Anträgen innerhalb 14 Tagen, bei Strafe des 
Berluftes dieſes Beweismittels, hervorzutreten ſchuldig fei. 


DObergerichtlihes Erkenntniß 
vom 30. März 1855. 


Da das BVorbandenfein der zum Beweiſe verftellten Ver— 
legungen an der Bruft und an ven Genitalien der Hägerijchen 
Tochter als durch die Ausfagen der abgebörten Zeugen voll 
ſtändig dargethan anzufeben ift, 

da ferner, was die Thäterfchaft des Beklagten in Bezug 
auf diefe Verletzungen betrifft, die Darftelung der Hägerifchen 
Tochter und des Beklagten darin übereinftimmt, daß erftere 
am 5. Juni 1852 in den Laden des Beklagten gefommen fei 
und dieſer mit ihr an einer verborgenen Stelle defjelben eine 
Behandlung vorgenommen babe, welche jedenfalls eine auf: 
fallende und ungewöhnliche Förperlihe Annäherung an ein 
fremdes Kind weiblichen Gefchlehts enthält, während jene 
Darftellung nur über die Art und Weife und die Aus— 
dehnung dieſes ungewöhnlichen Berfahrens von einander 
abweicht; 

nun aber in leßterer Beziehung die Darftellung der klä— 
gerifchen Tochter größeren Glauben verdient, insbefonvere 

weil der Beflagte eingeräumt hat, die Hägerifche Tochter 
aufgefordert zu haben, gegen ihre Mutter zu ſchweigen, was 
ganz unerflärlich erfcheint nad) dem Vorbringen des Beklagten, 
daß es ſich auf die Meberlaffung einer Untertaffe für einen 
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ftatt für zwei Schilling bezugen habe und nur erflärlich nad 
dem Vorbringen der Hägerijchen Tochter; 

weil der Beklagte vor dem Polizei = Actuar Griffon ein- 
geräumt bat, diefelbe von außen an die Genitalien gefaßt zu 
baben, ein Geftänpniß, für welches, unter Vorausſetzung feiner 
Grundlofigfeit, jede vernünftige Urfache fehlen würde, fo daß 
der ſpäter ohne alle Erklärung jenes früheren Eingeftänpniffes 
vorgenommene Widerruf für die richterlihe Ueberzeugung 
feine Bedeutung finden Tann, 

weil endlich in den Acten nicht die mindefte thatjächliche 
Andentung vorliegt, für eine fonftige VBeranlaflung der frag- 
lihen Berlegungen der klägeriſchen Tochter, welche Ber- 
leßungen nach dem Gutachten der fachverftändigen Zeugen ihr 
nur dur eine dritte Perfon zugefügt fein können, und deren 
Beichaffenheit bei der Arztlichen Unterfuchung, der Zeit nad, 
mit ihrer Entftehung bei dem fraglichen Vorfall übereinftimmt, 
während nad den Ausfagen ver Bemweiszeugen vor jenem Vor: 
fall feine Epuren davon vorhanden waren, 

da fomit, wenn nach der ganzen Sachlage die Frage bier 
nur fein Fan, ob binfichtlich ver Thäterfchaft des Beklagten 
auf einen Ergänzungs- oder auf einen Reinigungs = Eid zu 
erfennen fei, allen vorfommenven Umftänden nach Das für Die 
Beurtbeilung diefer Frage weſentlich entjcheidende richterliche 
Ermeflen auf einen von der Flägerifchen Parthei abzuleiften- 
den Ergänzungs-Eid führen muß, die klägeriſche Tochter auch 
ausweiſe ihres jetzt beigebrachten Taufſcheins zur Zeit des 
fraglichen Vorfalles das dreizehnte Fahr beinahe vollendet 
batte, und jomit in einem Alter war, daß ihr die — ohnehin 
durch Die Acten bejtätigte — intellectuele Fähigkeit, über Die 
Art und Weiſe der von dem Beklagten nad) ihrer Behauptung 
vorgenommenen Handlungen eine gehörige Wahrnehmung zu 
machen, beizulegen ift: 

daß nunmehr der niedergerichtliche Beſcheid vom 8. De— 

cember vor. Jahres wieder aufzuheben und in einem nad) 

wirklich erfolgter Konfirmation der Hägerifchen Tochter 

anzuſetzenden Termine: 
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1) die Hägerifche Tochter, Minna Dickhuth, sub poena 
recusati einen Ergänzung-&id dahin: 

daß Bellagter fie bei der fraglichen Gelegenheit 
jo heftig an fidy gezogen und gebrüdt babe, daß 
ihr dadurch an der Bruft heftige Schmerzen ber- 
urfacht worden, 

daß er ihr ferner unter die Kleider und zwijchen 
die Beine gegriffen und dadurch Schmerzen ver— 
urfacht babe; 

2) der Kläger und deſſen Ehefrau sub poena recusati 
einen Eid zur Bewahrbeitung ihres guten Glaubens 
dahin: 

daß ihnen Feine Umftände befannt feien, welche 
ihnen Beranlaflung geben fünnten in irgend einer 
Weiſe an der Wahrhaftigkeit der von ihrer Tochter 
Minna über die von dem Bellagten erbulvete 
Mißhandlung abgegebene Erklärung, jo wie dar— 
über, daß diefe Mißhandlung die alleinige Urfache 
der fraglichen Berlegungen ihrer Tochter an ver 
Bruft und an den Gejchlechtstheilen geweſen fei, 
Zweifel zu hegen. 

Die wieder zu verſiegelnden Acten find, unter Compen- 

jation der Koften diefer Inftanz, zum demgemäßen wei— 

teren Verfahren an das Niedergericht zu remittiren, 


Ober-Appellationsgerichtliches Erkenntniß 
vom 29. April 1856. 

Daß zwar die Fürmlichfeiten der Appellation für gewahrt 

zu achten, in der Sache felbft aber das Erfenntniß des 

Obergerichts der freien Hanjeftadt Hamburg vom 30ften 

März dv. J. wie biemit gefchieht, unter Verurtheilung des 

Beflagten in die Koften diefer Inſtanz, zu beftätigen fei; 
und wird nunmehr die Sache zum weiteren Ver— 
fahren an das Niedergericht zurückverwieſen. 
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Entſcheidungsgruͤnde. 

J. Dem Antrage des Beklagten auf Herſtellung des 
Niedergerichts-Erkenntniſſes, welches den Beweis bis auf bie 
vorbehaltene Eideshand für gänzlich verfehlt erklärt hat, war 
nicht zu beferiren. 

A) Daß die Minna Didhuth am 7. Juni 1852 diejenigen 
Berlegungen an den Genitalien und an der Bruft gehabt 
babe, von welchen der Kläger behauptet, daß fie ihr am Nad- 
mittage des 5. Juni vom Bellagten zugefügt feien, kann als 
vollſtändig erwieſen gelten. Denn 

1) Dr. Mupenbecyer beponirt, daß er, am 6. Juni zu 
bem Kläger gerufen, am folgenden Tage die Bruft und vie 
Genitalien der Tochter unterfucht und genau fo befunden 
babe, wie fie in feinem Berichte, Anlage 3, zur Klage und 
reſp. dem Befundſchein des Polizeiarztes Dr. Mayer be— 
ſchrieben ſeien. 

Ad Art. prob. 5 und 8. 

2) Dr. Mayer hat ebenfalls ſeinen ebengedachten, hinſicht— 
lich der am 7. Juni bei der Tochter des Klägers vorgefun— 
denen Verletzung der Genitalien, ausgeſtellten Befundſchein 
als richtig beſtätigt und deponirt ferner, daß er am 10. Juni 
auch die Bruſt des Kindes unterſucht und dieſelbe gerade ſo, 
wie es Dr. Mutzenbecher bezeugt, ſchmerzhaft und geſchwollen 
gefunden habe. 

Ad art. prob. 4 und 5. 

B) Dafür aber, daßedieſe Verletzungen der Minna Dick— 
huth am Nachmittage des 5. Juni vom Beklagten zugefügt 
ſind, liegen folgende Beweisgründe vor: 

1) Der Beſuch der Minna Dickhuth bei dem Beklagten 
trifft zuſammen mit der wahrſcheinlichen Entſtehungszeit der 
Verletzungen der Erſteren: 

a) Dr. Mutzenbecher ſagt ganz beſtimmt und giebt die 
Gründe dafür an, der Zuſtand, in dem ſich die Genitalien bei 
der am 7. Juni vorgenommenen Unterſuchung befunden, habe 


zu der von dem Mädchen angegebenen Zeit der la 
Rechtsfälle 1856, 
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gepaßt, und er habe feinen Grund, bie gleichzeitige Entftehung 
der Verlegungen der Bruft zu bezweifeln. 
Ad art. prob. 8 et interrog. 

b) Dr. Mubenbecher: Die Verlegungen müßten mindeftens 
24, Stunden vor feiner am 7. Juni vorgenommenen Unter⸗ 
ſuchung ftattgefunden haben, weil die Verwundung bamals 
(am 7ten) ſchon Reaction gemacht habe; 

ad art. prob. 11 
und er bezweifle nicht, daß die Verlegung der Bruft und der 
Genitalien gleichzeitig geſchehen fei. 

Ad art. prob. 12. 

c) Die Zeugin Gräfe beponirt, daß fie, obgleich fie die 
Minna Dickhuth aus= und angefleivet, vor dem 5. Juni die 
fraglihen Berlegungen nit wahrgenommen, das Mädchen 
auch nicht darüber geklagt habe, daß vielmehr als Zeugin am 
4. Suni im Haufe des Klägers geweſen, die Tochter ſich in 
jever Beziehung wohl befunden babe, wogegen Zeugin nach 
dem 5. Juni durch Befichtigung der Bruft von deren Ver— 
legung fich überzeugt, und von der Mutter des Kindes auch 
vernommen, daß bie Genitalien verlebt feien. 

Test. 4 ad art. prob. 5 et interrog. 
ad art. prob. 7 et int. 1 und 2. 

Was ferner 

2) die Entftehungsart der Verlebungen betrifft, jo ſprechen 
fiy beide Sachverſtändige mit der Entfchiedenheit, wie man 
fie in foldyen Dingen nur verlangen fann, und unter Dar— 
legung der Gründe, dahin aus, dag die Berlegungen von 
einer dritten Perſon berrühren mußten. 

Test. 1 ad art. prob. 6 et inierrog. 
„» 2» nm » 9 » » 
»— nn. » 10 
und namentlich, bemerkt Dr. Mayer, die Verlebung ber Geni- 
talien deute an, daß ein Finger eine kurze Strede weit ein- 
geführt ſei. 
Nun bat aber, 
3) der Bellagte in ver polizeilichen Unterſuchung, fo viel 
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a) tie Verlegung der Bruft betrifft, geftanden, daß, ala 
er die Minna Dickhuth aufgehoben, er fie auf ſchmerzhafte 
Weiſe an ſich gevrüdt haben möge, und dies in ber 
Eonfrontation mit dem Märchen dahin wiederholt, er babe 
die Stleine fo feft an ſich gedrüdt, Daß ber Drud auf ihre 
Bruft ihr wohl ſchmerzhaft babe fein Fünnen. 

Da es nun au dem Bellagten in feinem Gegenbeweiſe 
nicht gelungen ift, irgend eine andere Urſache der am 7. Suni 
bei dem Mädchen vorgefundenen Duetfchung der Bruft nach— 
zuweifen, fo läßt es fich Feinenfalls rechtfertigen, daß das 
Niedergericht den Beweis der Urheberfchaft des Beklagten, 
fo viel diefen Theil der Verletzungen betrifft, für ganz ver- 
fehlt erklärt bat, 

Darf num, fo viel 

b) die Berleßung der Genitalien anlangt, nady den obigen 
Zeugen = Ausfagen unbedenflih Davon ausgegangen werden, 
daß dieſelbe mit der der Bruft eine gleichzeitige Entftehung 
babe, jo it es ſchon bienach wahrfcheinlich, daß auch jene von 
vem Beklagten berrühre, wie es ja auch ohnehin ein böchft 
auffallendes Zufammentreffen fein würde, wenn zwei DVer- 
legungen, die beide, nach dem Zeugniſſe der Aerzte, von einer 
dritten Verfon berrühren, an demfelben Tage von zwei ver— 
Ichiedenen Perfonen zugefügt wären. 

Der Verdacht, welcher fchon dadurch gegen den Beklagten 
begründet ift, gewinnt aber noch an Stärke durch die weis 
teren son demfelben in ben Unterfuchungs = Acten abgelegten 
Geſtändniſſe. 

%) Sn feinem erſten Verhöre bat er nur zugegeben, das 
Mädchen bei den Hüften in Die Höhe gehoben zu haben. 
Als ihm am 14. Juni Die Angaben der Minna Diehuth vor— 
gehalten wurden, mußte er ſchon mit dem weiteren Geſtänd— 
niſſe hervortreten, fie bei ver Gelegenheit auf ſchmerzhafte 
MWeife an fich gedrückt zu haben, 

Bei der num erfolgenden Confrontation mit dem Mädchen 
konnte er zumächft nicht länger in Abrede ftellen, ihr, als er 


fie um die Mitte des Leibes (in ber Gegend der Ge— 
11% 
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fchlechtstheile) angefaßt und in die Höhe gehoben, einen Kuß 
gegeben zu haben, und endlich, als das Mädchen genöthigt 
worden war, ihm ihre Ausjage in allen Details zu wieder— 
bolen, erklärte er: er wolle einräumen, daß er die Kleine 
von Außen an die Geſchlechtstheile gefaßt babe, aber 
an den bloßen Leib fei er berfelben nicht gekommen. 

Freilich hat er num fpäter nach gefchloffener Unterſuchung 

am 29. Juni vor dem Polizeiherrn erklärt, er fei unſchuldig, 
eine Anfaffung der Gejchlechtstheile babe auch von Außen, 
das beißt durch die Kleider durd, nicht Statt gefunden; und 
fo bat denn Das Ober-Appellationsgericht bei feinem früheren 
Erfenniniffe, wo lediglich Die vom Kläger in der Replik nach— 
gefchobene, ausprüdlich auf nicht widerrufene Geftänpniffe 
des Beklagten gegründete Klage wegen Benehmens gegen die 
guten Sitten in Frage ftand, jenes am 14. Juni abgelegte 
Geſtändniß, da es fpäter zurüdgenommen fei, als ein nicht 
zu berüdfichtigendes bezeichnet. 
Allein gegenwärtig, wo es ſich fragt, ‘in wie weit das— 
jenige, was der Beklagte in der Unterfuchung geftanden hat, 
geeignet if, den Verdacht zu begründen, daß er noch mehr 
gethan habe, als er einräumt, kommt es Darauf an, ob denn 
der gar nicht einmal ausprüdlich, fondern nur factifch ges 
fchehene Widerruf nach der in den Arten enthaltenen Moti- 
virung deſſelben geeignet fei, jenem Geftänpniffe die Beweis— 
fraft zu entziehen, und dies bat das Obergericht mit Recht 
in Abrede geftellt. 

Die Beweisfraft eines in einer Criminalfache abgelegten 
an ſich glaubwürbigen Geftändniffes, Fann nur durch Beweis, 
mindeftens Befcheinigung folder Umftände wieder aufgehoben 
werben, deren Borhandenfein Erfteres von Anfang an uns 
gültig gemacht haben würde, 

C. €. C. Art, 57,91. 
Grolman Grundf. der Eriminalrechtswiflenfch. $ 445. 
Deffter Lehrb. des Strafrerht3 F 622. 

Nun bat der Bellagte, nachdem er früher hartnädig dabei 

geblieben war, nur aus Kinderliebe mit der Kleinen gejcherzt, 


* 
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aber nicht die entferntefte Unſchicklichkeit verübt zu haben, 
endlich fo wie oben angegeben ſich erflärt, Die Gültigkeit 
biefes Geftändniffes läßt fih eben fo wenig beanftanden, ale 
es an fih unglaubwürdig erfcheint. 

Was der Beflagte, um e8 zu motiviren, daß am 14, Juni 
ein wahrheitswidriges Geſtändniß protocollirt fei, in feiner 
Supplif an den Senat, 

Nied, Ger. Art. Nr, 12, 

auf welche er in diefer Hinficht in der gegenwärtigen Sache 
Bezug nimmt, vorgebracht bat, befteht aber nur darin, daß 
er fagt, er fei in dem Verhöre vom 14. Juni fo lange ge⸗ 
quält worden, bis er dem Actuar erklärt habe, er möge nur 
niederfchreiben was er wolle, und num fei obiges Geftänpniß 
protoeollirt worden. Allein abgejehen davon, daß fonft mit 
Nichts indieirt if, der Actuar babe ein Geftänpniß des Be— 
Hagten protveolirt, was Diefer gar nicht abgelegt, iſt dieſe 
ganze Darftellung offenbar actenwidrig. Denn erft in der 
nach dem Verhöre, wo der Bellagte gegen den Actuar in 
obiger Weiſe fich erklärte, flattgehabten Confrontation mit 
der Minna Dickhuth bat der Beklagte das fragliche Geftänd- 
niß abgelegt. Da ihm nun überdies das Protocol vorge— 
lefen und von ihm genehmigt worden ift, fo ift es ein eben 
fo unftatthaftes Beginnen, die Wahrheit des Protocolls an 
fechten, ald das protocollirte Geſtändniß für ein ihm abge— 
zwungenes ausgeben zu wollen. Hienach ift der fartifche 
Widerruf diefes Geftändniffes, als gar nicht zureichend moti= 
pirt, völlig bei Seite zu ſetzen. 

ß) Als in der vorläufigen Verhandlung vor dem Polizeis 
beren die Minna Dickhuth angab, der Beklagte habe ihr ge— 
fagt, fie möge ihrer Mutter nichts (von dem was er mit ihr 
vorgenommen) erzählen, warb dies som Bellagten ſchlechthin 
geläugnet. 

Sn dem erjien mit ibm angeftelten Verhöre Dagegen 
mußte er zugeben, dieſe Worte geäußert zu haben, behauptete 
aber, diefelben hätten ſich anf etwas anderes bezogen, indem 
er nämlid Der Sleinen (welche ihrer nicht widerfprochenen 
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Angabe nach nur eine Kindertaſſe kaufen ſollte) geſagt 
babe, er wolle ihr eine ſolche Taſſe, welche eigentlich 24 
koſte, für 14 geben, nur ſolle fie ihrer Mutter nichts da— 
son jagen. 

Unterfuchungs-Acten Nr. 2. 

Und auch in der Confrontation mit dem Mädchen geftand 
er, berjelben Verfchwiegenheit anempfohlen zu haben, aber nur 
in Betreff des wohlfeilen Berfaufs der Taffe, 

ebendaf. Nr. 4, p. 8, 9. 

Wenn dies num fchon, fo wie es daſteht, Faum begreiflich 
iſt, da man nicht einfieht, warum die Mutter nicht willen 
follte, daß er die Taſſe jo billig” abgelaffen, fo wird die Sache 
nad der näheren Erläuterung, welche ihr in dieſer Inſtanz 
gegeben ift, noch ſchwerer zu erklären. Es fagt nämlich bier 
ber Beflagte, er habe dem Mädchen deshalb Berfchwiegenheit 
empfohlen, weil die Mutter früher ähnliche Taſſen theurer yon 
ihm gefauft und er num gefürchtet habe, daß, wenn fie jebt 
den billigen Preis erfahre, fie ungehalten werben würde, daß 
fie früher mehr Geld habe bezahlen müſſen. Stand die Sache 
aber fo, fo war der billigere Preis der Mutter ja ipso facto 
offenbar, und der Beklagte Tonnte mithin gar nicht auf den 
Gedanfen Tommen, in diefer Hinficht Verſchwiegenheit zu 
empfehlen, Jene Aufforderung, der Mutter nichts davon zu 
fagen, deren ber Bellagte geftändig ift, muß alfo eine andere 
Beziehung gehabt haben, und da bleibt faum eine andere 
übrig, als die von der Minna Dickhuth angegebene. Dann 
aber gewinnen auch ihre Ausfagen über das, was der Be- 
klagte an ihr verübt, an Glaubwürdigkeit. 

Nah allem Diefen fonnte von einer Wiederberftellung des 
Niedergerichts = Erfenntniffes nicht die Rede fein, fondern es 
fragte fih nur 

I) vb auf suppletorium oder purgatorium zu erfennen fei. 

Hier mußte nun 

A) jo viel Die Verlegung der Bruft betrifft, ein supple- 
torium jedenfalls gerechtfertigt erfcheinen, indem, wenn ber 
Kläger ſich nicht bei dem vorigen Erfenntniffe berubigt hätte, 
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ſich viel dafür fagen ließe, in fo weik ven Beweis für voll⸗ 
ftändig geführt anzunehmen. 

Allein auch 

B) binfichtlicy der Verlegung der Genitalien mußte man 
ſich mit dem Obergerichte für ein suppletorium entfcheiden. 

Es handelt fi bier nämlich von Verlegungen der Ges 
fchlechtstheile, die einem noch nicht mannbaren Mädchen zu- 
defügt und alſo fehr ungewöhnlicher Art find. Liegt nun 
aus den obigen Geftänbniffen des Beklagten der Beweis gegen 
ihn vor, Daß er Das Mädchen auf unzüchtige Art ange— 
griffen bat, jo iſt dadurch ein jo dringender Verdacht gegen 
ihn begründet, daß er mehr noch als er zugiebt, an dem 
Mädchen verübt und ihr Die erwiefenen Verlegungen zugefügt 
babe, daß er zum Neinigungseide nicht zugelaffen werben 
kann. Und felbft, wenn der Verdacht nicht fo ftarf, der Be— 
weis des Klägers vielmehr nur bis zur Hälfte geführt zu 
erachten wäre, würden dennoch die Eide, welde das Ober- 
gericht für die Hagende Parthei normirt hat, ungleich mehr 
geeignet erfcheinen, dem Richter eine Meberzeugung von ber 
objectiven Wahrheit zu geben, als dies bei einem Reinigungs⸗ 
eive des Beklagten der Fall fein würde. 

Denn wenn gleich der Beklagte es eventualiter noch gerügt 
bat, daß der für Die Minna Dickhuth normirte Eid nicht 
genau dem Beweisthema entſpreche, jo mußte doch die vom 
Obergerichte gewählte, der eigenen Behauptung des Mädchens 
völlig entiprechende Faſſung des Eides für durchaus genügend 
erachtet werben, Da, wenn berfelbe jo son ihr abgeleiftet 
werben follte, dadurch, in Verbindung mit dem erwieſenen 
Thatbeftande der Verlehungen, die Thäterfchaft des Beflagten 
in zureichende Gewißheit gefeßt wird. 


a 
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In Sachen Aug. Joſ. Schön & Co. als Rheder des 

Schiffes „Slorentin,“ Capitain E J. B. Wichmann, 

Kläger (Anwald Herr Dr. 8. U. N. Brandis) conträ 

€. M. Schröder & il Bellagte. (Anwald Herr 
Dr. ©. U. Schröder.) 


A. Rechtsfall: 
Die Klage ging auf eine Fracht, welche zum Theil bezahlt war, 
zum Theil verweigert wurde. In dieſer von allen drei In— 
ſtanzen verſchieden beurtheilten Sache kam es weſentlich auf 
Interpretation gegebener Momente an, und iſt daher kein be— 
ſonders von einer Inſtanz zur Anwendung gebrachter Rechts— 
ſatz auszuzeichnen. 


Handelsgerichtliches Erkenntniß (Erfte Kammer) 
vom 1. October 1855. 


Da in der vorliegenden Chartepartie (Anlage 2) die Fracht 
für Caffee in Säden oder Zuder in Kiften für jede einge- 
nommene Zonne von 70 Arroben ftipulirt ift, 

die Beitimmung aber „und für andere etwa beigeladene 
Waaren Fracht für biefelben im Verhältniß nad den be— 
ſtehenden Ufanzen des Ladeplatzes“ Feine weitere ald die — 
mit dem Wortlaute übereinftimmende — Bedeutung hat, daß 
für das Verhältniß anderer Waaren zu Caffee in Säcken 
oder Zuder in Kiften Die Uſanzen des Ladeplatzes maaßgebend 
fein folten, 

da ſonach bie Kläger mit Recht auch für das verladene 
Holz die eontractliche Fracht nach eingenommenem Gewicht 
beanfpruchen, und zwar nad dem — von den Beflagten con- 
eebirten — zu Bahia ufanzmäßigem Verhältniſſe von 80; Arrob. 
Holz, 70 Arroben Zuder in Kiften, 
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das eingenommene Gewicht des verladenen Holzes aber 
in dem von den Abladern unterzeichneten Manifeft (Anl. 3) 
‚anf 100 Tons angegeben tft, und es nicht darauf anfommt, 
ob eine wirkliche Wägung ftattgefunden hat, 

da ferner der Umftand, daß die Kläger früher in ver 
Anlage B eine andere Frachtberechnung aufgeftelt hatten, als 
relevant nicht erachtet werben Tann, nachdem dieſe Fracht— 
berechnung feiner Zeit von den Beklagten zurückgewieſen wurbe, 

wie denn auch die Beklagten eine eigentliche Einrede auf 
diefen Umftand nicht gründen, . 


daß Beklagte die pro resto libellirten Bco.H 764 fammt 
Zinfen vom Slagetage und den Koften innerhalb drei— 
mal 24 Stunden sub poena executionis den Klägern zu 
bezahlen ſchuldig. 


Obergerichtliches Erkenntniß 
vom 22, October 1855. 


Da die Worte der Chartepartie: 

„und für andere etwa beigelandene Waaren gracht für 

dieſelben im Verhältniß nach den beſtehenden Uſanzen 

des Ladeplatzes“ 
nichts daruͤber entſcheiden, ob dieſe Uſanzen dahin gehen, daß, 
wenn die Fracht für die Hauptladung nach eingenommenem 
Gewicht bedungen iſt, die verhältnißmäßige Fracht für alle 
beigeladenen Waaren auch unter Zugrundelegung des einge— 
nommenen Gewichts zu ermitteln ſei, da vielmehr in Be— 
ziehung auf das beigeladene Holz für das Gegentheil ſpricht, 
daß dieſes Holz am Ladeplatz gar nicht gewogen iſt, und das 
dafür im Manifeſt in runder Zahl unter ver Bemerkung „bier 
angenommen“ aufgeführte Gewicht nur Behufs Berechnung 
der Provifion angefeht erfcheint; 

Da partes über das Rechnungs-Verhältniß, Fracht für 
80} Arroben Holz gleich Fracht für 70 Arroben Eaffee einig 
find, als Gewicht des Holzes aber mit Sicherheit nur das— 
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jenige, welches fich bier durch wirkliches Wägen ergeben bat, 
der Berechnung ber Fracht zu Grunde gelegt werben kann; 
daß dns bandelögerichtliche Erfenntnig a quo vom erften. 
Ortober dieſes Jahres, unter Compenfation der Koften 
dieſer Inſtanz, dahin zu reformiren: daß Kläger mit 
ihrer Klage abzumeifen, fie wollten und könnten denn in 
termino praefigendo, den Beklagten Gegenbeweis et 
quaeyis competentia vorbehältlich, erweiien: 
daß, wenn in einer Chartepartie Fracht für Kaffee 
und Zuder nad eingenommenem Gewicht und für 
andere etwa beigeladene Waaren Fracht im Ber: 
hältniß nach ven beſtehenden Uſanzen des Ladeplatzes 
bedungen ſei, dieſe Uſanzen in Bahia dahin gehen, 
daß die Fracht für dort beigeladenes Jacaranda— 
Holz in der Art berechnet werde, daß das dort als 
eingenommen angenommene Gewicht, unter Annahme 
des Verhältniſſes 80} Arroben Holz gleich 70 Arroben 
Caffee zu Grunde gelegt werde. 
Und iſt Die Sache, mit den wieder zu verſiegelnden Arten, 
an das Handelsgericht zu remittiren. 


Ober: Appellationsgerichtliches Erkenntniß 
vom 29, April 1856. 
Daß die Förmlichkeiten der Appellation für gewahrt zu 
achten, und in der Sache felbft, wie biemit gefchieht, das 
Erfenntnig des Obergerichts der freien Hanjeftadt Ham— 
burg som 22, October vorigen Jahres aufzuheben und 
Kläger, unter Vorbehalt des Gegenbeweijes für Beflagte, 
binnen einer von dem Hanbelögerichte anzuberaumenden 
Frift, bei Strafe der Defertion, ſchuldig feien, zu. be— 
weifen: 
das in Rede ftehende Holz habe bei der Verladung 
in Babia unter Zugrundelegung des Verhältniſſes 
von 80} zu 70 Arrobas 100 Tone, vder wie viel 
weniger, ausgetragen; 
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worauf in der Sache felbft und der Koſten erfter Inftanz 
halber weiter erginge was Rechtens. 

Die Koften diefer und der vorigen Snftanz werden 
verglichen, und wird die Sade nunmehr zum weiteren 
Berfahren an Das Handelsgericht zurückverwieſen. 


Entſcheidungsgruͤnde. 

Die Beſchwerden ver Kläger darüber, daß nicht das erſte 
Erfenntniß unter Verurtheilung der Beklagten in die Koften 
der Appellations-Inſtanz beftätigt worden fei, und eventuell, 
wiewohl ohne rechtliche Ausführung, darüber, Daß nicht die 
Beklagten für beweispflichtig erklärt worden, Tonnten nur in 
jo weit für begründet erachtet werben, daß der im vorigen 
Urtheile den SKlägern auferlegte Beweis aufgehoben und ver 
aus dem gegenwärtigen Urtheile erfichtliche Beweis des Klag— 
fundaments den Klägern auferlegt werden mußte. 

Der Anhalt des Klagfundaments hängt ab von dem Ver— 
ftändniß der unter den Partheien am 7. Auguft 1854 abge- 
Schloffenen Ebartepartie und infonverheit der in Nr. 3 ent— 
baltenen Worte: „...die Befrachter find verbunden, zu be— 
zahlen. . fir jede eingenommene Ton von 70 Arroben Netto 
an Caffee in Süden oder Zuder in Kiften... £ 4.10sh.... 
alles mit 5pCt. Primage, und- für andere etwa beigeladene 
MWaaren Fracht für dieſelben nad den beftehenden Ufanzen 
des Ladeplatzes.“ Es fragt ſich nämlich, ob die Worte „ein- 
genommene Ton“ nur auf Caffee und Zuder, oder ob die— 
felben auch auf andere den inhalt der Ladung bildende Güter 
zu beziehen find, Nun vermeinen zwar die Beklagten theils, 
die Worte „im Verhältniß“ follten das von Zuder zu den 
beigeladenen Waaren, in concreto das zu Roſenholz, mithin, 
nach der Zu Bahia gültigen, in [11] enthaltenen Reductiong- 
tabelle, das Verhältniß son 70 zu 80, Arrobas andeuten, 
daneben aber durch die Worte „nach den beftehenvden Ufanzen 
bes Ladeplabes“ bezeichnet werden, es komme bei der Be— 
rechnung nicht auf das Getwicht des eingeladenen, fondern 
auf das des ansgeladenen Holzes an; theils, in den Worten 
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„Kracht für dieſelben“ Tiege, daß das Wort „eingenommen“ 
fih nur auf die zu Anfang genannten Caffee und Zuder habe 
beziehen, während für alle übrigen Güter vie Ufanzen in 
Babia zur Norm hätten dienen folen. Es ift jedoch, wie die 
Kläger mit Necht biegegen einwenden, mit ven Negeln ber 
Auslegung nicht zu vereinigen, daß der Inhalt des erſten 
Satzes nur theilweife zur Erklärung des letzten benußt werde, 
daß man dort das für Normativartifel firirte Frachtquantum 
als maafgebend für fämmtliche fonftigen Güter betrachte, Das 
für die Frachtberechnung nicht minder bedeutende Wort „ein= 
genommen“ aber auf Caffee und Zuder beſchränke. Auch 
fteht es damit nicht in Einklang, wenn von ten Bellagten 
felbft für alle übrigen Güter, mit alleiniger Ausnahme bes 
Nofenholzes, in Gemäßheit des erſten Sabes, Das in Bahia 
eingenommene Gewicht zur Grundlage für die Frachtberechnung 
genommen worden tft, und Beklagte nur für dieſen einzigen 
Artikel eine Ausnahme gemacht wiſſen wollen. Bielmehr war 
mit dem Hanbelsgerichte anzunehmen, die Ufanzen in Bahia 
feien nur fir das Verhältnig der anderen Waaren zu den 
normativen Artifeln in Bezug genommen und das Wort „ein= 
genommen” enthalte den Ausdruck des Partheiwillens für bie 
gefammte Ladung. 

Sind hienach die Beflagten verpflichtet, auch in Betreff 
des Roſenholzes die bedungene Fracht nad dem eingenom⸗ 
menen Gewichte zu bezahlen, fo fragt es fich ferner, ob bie 
Behauptung der Kläger, gedachtes Gewicht betrage 100 Zong, 
bereits erwiefen fei, indem alsdann die Beklagten, welche nur 
nach dem ausgelieferten Gewichte fir 180,686 Pfund Fracht 
bezahlt haben, verurtheilt werden müßten, die Differenz zwiſchen 
der geleifteterr Zahlung und dem Frachtſatz für 100 Tons, 
mit Beo.H 764 den Klägern zu bezahlen. — An-der Be- 
urtheilung dieſes Beweiſes Fonnte jedoch der Auffafjung des 
Handelsgerichts nicht beigepflichtet werden. Denn der In— 
balt des Manifeftes in Betreff des Roſenholzes gebt aus— 
brüdlich dahin, das Gewicht deſſelben in Bahia fei vor der 
Abſendung nicht ausgemittelt worden, fondern nur zu hundert 
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Tons angenommen, und zwar unter Bezugnahme auf das 
Gonnoflement, in welchem in Betreff ded Roſenholzes bie 
Bedingung fich hinzugefügt findet, daß die Fracht für folches 
nad) ausgeliefertem Gewichte bezahlt werden folle. Diefe 
letztere Beſtimmung entfcheitet nun zwar gegen bie Kläger 
als Verfrachter des Schiffes nicht, da fie aus der Charte: 
partie, die Beklagten dagegen als Befrachter aus den Gon- 
noffementen die Fracht zu fordern haben, und begreiflicher: 
weife dasjenige, was die Beklagten ald Bermiether des Schiffs— 
raums zu fordern berechtigt find, auf einem von ihrer Vers 
pflihtung als Schiffsmiether verfchiedenen Obligationsgrund 
beruft. War aber das Gewicht des Rofenholzes in Bahia 
nicht mittelft Wägens conftatirt, fo würden die Bellagten doch 
nur dann verpflichtet fein, teffen Annahme zu hundert Tons 
wider fid) gelten zu laffen, wenn Guͤltzow & Co., welche daß 
Manifeft aufgemacht haben, die Abficht hatten oder haben 
mußten, die Beklagten biedurch zu obligiren. Allein das 
Vorhandenſein dieſer Abficht ift nicht ermiefen, indem jene 
Annahme fehr wohl zu dem Zweck gefchehen fein fonnfe, um 
vorläufig bei Berechnung der Commiſſion normgebend zu fein. 
Ueberdied fpricht gegen das Worhandenfein einer foldyen Ab: 
fiht die Bezugnatme auf das Gonnoffement, und in folchem 
die Stipulation der Frachtzahlung nach ausgeliefertem Ge: 
wicht. ine Nothwendigkeit der Abfiht zu obligiren liegt 
aber überall nicht vor, da es nicht Sache der Beklagten, resp. 
ihrer Vertreter, fondern vielmehr Sache der Kläger, resp. des 
fie vertretenden, 
vergl. auh Nr. 1, 8 und 10 der Charkepartie, 

und mit dem Inhalt der Chartepartie befannten Schiffers 
war dad „eingenommene” Gewicht, auf weldyes bie Charter= 
fracht lautete, feftftellen zu laflen, wenn fie nicht Gefahr laufen 
wollten, daß ihnen die Fracht nach ausgeliefertem Gewichte 
gezahlt werde. Die Kläger Eonnten daher mit dem Beweiſe, 
100 Tons Rofenholz in Bahia eingenommen zu haben, nicht 
verfchont werden, und der Umftand, daß ein folcher Beweis 
gegenwärtig feine Schwierigkeiten hat, ift von Klägern, resp. 
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ihrem Vertreter, felbft verfchuldet, und Tann zu einer Ver— 
änderung der Beweislaft nicht führen, Für unmöglich Fonnte 
die gedachte WBeweisführung jedoch nicht erachtet werden. 
Wäre z. B. die Behauptung der Kläger richtig, daß Roſen— 
holz auf der Fahrt von Brafilien der Negel nach eintrocdne 
und hiedur an Gewicht oft bis zu 10 pCt. verliere, fo ließen 
ſich durch Sachverſtaͤndige jene Procente durchfchnittlich er: 
mitteln, und dadurch wäre die Nothwendigfeit einer Erhöhung 
der gezahlten Frachtfumme erwiefen. Eriftirte ferner, wie 
Kläger replicirend behauptet haben, in Bahia die feite Ufanz, 
daß ein Dutzend Stüde Roſenholz flet zu zwei Tons an— 
geichlagen werde, fo würde auch auf diefem Wege eine Be: 
weisführung thunlich fein. Endlid wäre es auch möglich, 
den Beweis dadurch zu führen, daß der Inhalt der von dem 
Obergerichte zum Beweis verftellten Uſanz in Bahia nad: 
gewiefen würde. Den Beweis jedoch hierauf zu befchränfen 
mußte fhon um deswillen für unftattnehmig erachtet werben, 
weil in den biöherigen Partheifchriften von den Klägern eine 
Ulanz des zum Beweiſe verftelten Inhalts nicht behauptet 
worden it. 

Gegen den auferlegten Beweid war den Beklagten nur 
der eigentliche Gegenbeweis vorzubehalten. Die von den Be: 
klagten im erſten Verfahren geltend gemachte Ufanz des Lade— 
plages fol nad) der erceptivifchen Skizze 

[6] ©. 2 der 9. ©. A. 
womit die duplicirende Behauptung der Beklagten 

Nr. 14 ©. 13 der 9. ©. A. 
übereinftimmt, „dahin gehen, „daß in Betreff des Nofenholzes 
die Fracht immer nur nach ausgeliefertem Holz berechnet 
werde”, und die gleiche Faffung haben die in 

[9] u. [10] der 9. ©. A. 
beigebrachten Beicheinigungen Hamburgifcher Sachkundiger. 
In der Vernehmlaffung jetiger Inftanz 

[111] S. 13 der ©. A. ©. Act. 
heißt ed: „wo den Ufanzen des Ladeplatzes zufolge Waaren, 
wie namentlich Holz, überall nicht gewogen werde, . . . da 


15. A. 3. Schön & Co. c. C. M. Schröder & Co. 175 


fei auch bei dem MWortlaute der vorliegenden Chartepartie 
diefe Ufanz in Betracht zu ziehen... . und das ausgelieferte 
Gewicht bei der Frachtregulirung zum Grunde zu legen” und 
auch hiefür find wiederum mehrere Attefte von Kaufleuten 
und Sciffsmaflern beigebracht worben. 

[13] bis [16] der O. %. ©. Act. 

Es war jedoch eine Ufanz bes erjtgedachten Inhalts 
zwar nicht, wie die Kläger wollen, um beswillen, weil eine 
Ufanz in Bahia über eine Frachtzahlung in Hamburg nicht 
entfcheiden könne, ober deöhalb, weil ihr Inhalt undenkbar 
fei, da ber eine Factor der Ausmittelung in Bahia, der 
andere in Hamburg feftgeftellt werden folle, fondern aus dem 
Grunde nicht zum Beweife zu verftellen, weil dod gewiß 
angenommen werden muß, daß der Partheimille einer berar- 
tigen Ufanz derogiren Tonne, und den obigen Ausführungen 
zufolge im vorliegenden Falle derogirt hat. Geht aber, wie 
in jesiger Inftanz behauptet wird, die Ufanz zu Bahia dahin, 
daß Rofenholz vor der Einfchiffung nicht gemdgen werde, fo 
ift damit noch Feineswegs die Unmöglichkeit, es wägen zu 
laffen, behauptet, und nur diefe koͤnnte beim Abgang einer 
fonftigen Einigung zu dem Ergebniß führen, dem bedungenen 
„eingenommenen” Gewicht das „audgelieferte” zu fubflituiren. 

Ganz von felbft verfteht es fich endlich, daß die Beweis: 
führung der Kläger zwifchen der Zonzahl, für welche Be: 
klagte die Fracht bereits entrichtet haben und der Zahl von 
100 Zond einen Spielraum hat, fowie daß die Koften des 
erften Verfahrens bis zum Erfenntniß über den zu führenden 
Beweis auszufeben, die der folgenden Inſtanzen aber wegen 
Wechſels der Entfcheidungen zu vergleichen waren, 
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Sn Sahen Amalie Jacobſen, rihtigr Malchen 
Ekiwa c. cur. ad litem jest au Drum. ©. 2. Leo 
und 9. D. Bonfort ald Vormünder des unmündigen 
Kindes der erfteren, Kläger, (Anwald Herr Dr. I. Früchte: 
nicht) contra Proc. extraj. E. Dorn m.n. ©. J. Wen: 
ner, Beklagten. (Anwald Herr Dr. €. S. Zumbach.) 


Rechtsfall. 
Die tut. noie Kläger erhoben eine Alimentations⸗Klage gegen 
ben befl. Mandanten und nach ftattgehabter Beweisführung 
verurtheikte das Niedergericht ben Beflagten zum Reinigungseibe. 
Das Obergericht reformirte und ließ die Mutter ber klägeriſchen 
Pupillin zum Erfüllungseide zu. Dies warb in britter Inſtanz 
beftätigt. 


Niedergerichtlicher Beſcheid 
vom 8. September 1854, 
Da, nach dem Refultate der verfuchten Beweisführung, 
Beklagter zu .einem dahin zu faffenden Reinigungdeide: 
daß er mit der Malchen Ekiwa, auch Amalie Jacobfen 
genannt, in ber Zeſt zwiſchen dem 27. Oct. 1852 und 
dem 23. Febr. 1853 nicht den Beiſchlaf vollzogen habe, 
zuzulaſſen, und dieſen Eid, bei Strafe der ſonſt anzunehmenden 
Eidesweigerung, vor dem Herrn Gerichts-Praͤſes als Com: 
miſſar, zu leiſten ſchuldig ſei. 
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Obergerichtliches Erkenntniß 
vom 30. October 1854, 


Da nad) den ex actis fich ergebenden, von dem Be: 
klagten felbft nicht in Abrede geftellten Umftänden, verbunden 
mit der durchaus glaubwürdigen Ausfage des Zeugen Echäfer 
und der adminiculirenden Depofition der Ehefrau deffelben, 
ber ber Klägerin injungirte Beweis ald bis zum suppletorium 
erbracht, erſcheint; | 

daß das niedergerichtliche Erfenntnig a quo vom Sten 

September 1854 dahin zu reformiren: daß Klägerin zu 

einem sub poena recusati zu leiftenden Erfüllungs:Eide 

zuzulaſſen, 
daß der Beklagte, Renner, mit ihr in der Zeit 
zwiſchen dem 27. October 1852 und dem 23. Fe— 
bruar 1853 den Beiſchlaf vollzogen habe, 

und iſt die Sache mit den wieder zu verſiegelnden Acten 

an das Niedergericht zu remittiren. 


Ober-Appellationsgerichtliches Erkenntniß 
vom 29, April 1856. 
Daß zwar die Förmlichkeiten der Appellation für gewahrt 
zu achten, in der Sache felbit aber dag Erkenntniß des 
Obergerichts der freien Hanfeftadt Hamburg vom 30ften 
October 1854, wie hiemit gefchieht, unter Verurtheilung 
des Beklagten in die Koften dieſer Inſtanz, zu be 
ftätigen ſei; 
und wird die Sache nunmehr zum weiteren Ber: 
fahren an das Niedergericht zurücdverwiefen. 


Entſcheidungsgruͤnde. 

Die Beſchwerde des Beklagten, daß der Mitklaͤgerin 
Malchen Ekiwa der Erfüllungseid, und nicht vielmehr ihm, 
unter Beſtaͤtigung der niedergerichtliben Entfcheidung, ter 
Reinigungseid zuerfannt worden fei, mußte als unbegründet 
verworfen werden. 

Rechtsfälle 1856, 12 
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J. Der Hauptzeuge, Schneider Schäfer, fagt aus, daß er 
in einer Nacht zu Ende Novemberd oder Anfang Decembers 
1852, etwa gegen 5 Uhr Morgens, von einem Gefpräd auf: 
gewadht fei, welches von einer Mannöperfon und einem 
Frauenzimmer, die er ald den Beklagten und die Klägerin 
erkannt haben will, dem Schale nad eine Treppe niedriger 
als des Zeugen Wohnung, geführt worden ſei. Das Frauen: 
zimmer habe wiederholt gefagt, laffen Sie mich zufrieden, und 
babe ähnliche Nedensarten bittweife vorgebracht, nach einiger 
Zeit habe fich diefes Bitten von ihrer Seite gelegt, und nun 
habe die Mannsperfon angefangen zu bitten, und zwar, wie 
ed dem Zeugen vorgefommen, um Zulaffung zum Geſchlechts— 
genug. Nachdem die Mannöperfon gebeten gehabt, fei es ftill 
geworden, und fchließe Zeuge daraus, daß die Mannsperfon 
ihre Abficht erreicht habe, 

©. Zeugen:Rot. zu Art. 9 und Fragſt. 1 und 2, 

» » 10 » 2 und 3, 
»  » 18, 19 zu Art, 23, Fragſt. 4, 

Es ift nun 

1) die volle Glaubwürdigkeit des Zeugen nicht angefochten, 
wird vielmehr vom Beflagten im jeßigen Appellationslibell 
ausbrüdlich anerkannt, Dadurdy befeitigt fich aber auch der 
Zweifel, welchen der Beklagte aus der Localität und ber 
Entfernung des Zeugen hernimmt, indem von der Schlaf: 
ftelle des Zeugen aus, nad feiner und feiner Ehefrau Ber: 
fiherung, Gefprähe auf der Treppe oder den Vorplaͤtzen in 
der Nähe feiner Wohnung während der Stille der Nadıt 
recht wohl gehört werden koͤnnen (mie Zeuge Schäfer hinzu— 
fügt: felbft fchon ein leiſes Geraͤuſch), und dies nach der von 
beiden Zeugen befchriebenen Kocalität durchaus nichts Unmahr: 
fcheinliches hat, 

zu Art. 7 und 8, 
der Zeuge aber dad fragliche Gefpräc als ein mittelmäßig 
lautes bezeichnet, 
zu Art. 10 Fragſt. 3. 
Es muf 
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2) für volftändig erwiefen angefehen werden, daß die Per: 
fonen, auf welche fich die Wahrnehmung des Zeugen Schäfer 
bezog, Feine anderen waren, alö der Beklagte und die Klägerin. 
Der Zeuge verfichert beftimmt, daß er die, ihm in Folge des 
Zufammenwohnens in demfelben Haufe wohlbefannte, Klägerin 
an der Stimme deutlich erfannt habe. Nicht fo entfchieden 
ift er rüdfichtlich des Beklagten; er glaubt zwar, audy ihn an 
der Stimme erkannt zu haben, und erklärt fich überzeugt, 
daß der Beklagte die fragliche Mannsperfon gemwefen fei, be: 
merkt aber, daß ihm deſſen Stimme nur oberflächlich befannt 
gemweien, daß er ihn gelegentlich Abends vor der Thüre der 
Klägerin habe fprechen hören, auch einmal oder einige Male 
felbft mit ihm ein paar Worte gemwechfelt habe, 

zu Art, 9, Fragſt. 2, Art. 10, Fragſt. 2 und 3, 
„22, » 1und 2, 
„23, » 4 

Diefer Mangel wird aber dadurch ergänzt, daß der Zeuge 
deutlich verftanden haben will, wie die Klägerin in dem frag: 
lichen Gefpräch die Mannsperfon mit dem Namen „Renner“ 
benannt habe, 

zu Urt. 9, Fragft. 2. 

Weiſ't hiernach fchon die Ausfage des Zeugen beftimmt 
auf die Klägerin und den Beklagten bin, fo fommt hinzu, 
daß der Beklagte von Anfang an eingeräumt hat, die Klä: 
gerin einmal zu Ende Novemberd 1852 nad) Beendigung 
eined Balled nach Haufe begleitet zu haben, und zwar „bis 
zu ihrer Sahltreppe,“ ohne die Treppe mit hinaufzugeben, 
daß er im jetzigen Appellationslibell ferner eingeräumt, auch 
mit ihr zu diefem Balle gefahren zu fein, und daß das ge: 
meinfchaftliche Hinfahren zum Ball fowohl von dem Zeugen 
Schäfer, als feiner Ehefrau, gerade am Abend vor der Nacht 
beobachtet worden ift, in welche das von Erfterem berichtete 
Geſpraͤch fallt, Dies wird namentlich dadurch überzeugend 
beftätigt, daß der Zeuge am Morgen nach diefer Nacht feiner 
Frau von dem nächtlichen Geſpraͤch Mittheilung machte, wie 


beide übereinftimmend angeben, 5 
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zu Art. 10, Fragft. 4, Art. 13 und Fragft. 2. 

Daß aber das von den beiden Zeugen am Abend vor 
diefer Nacht beobachtete Ausfahren der Klägerin mit einem 
Manne identifch fei mit dem vom Bellagten eingeräumten 
Vorgang, läßt ſich mit Grund nicht bezweifeln; denn, wenn 
auch beide Zeugen den Zweck des Ausfahrens (zum Ball) 
nur von der Klägerin oder Anderen hören Eonnten, und den 
Beklagten beim Einfteigen in den Magen wegen der Dunfel: 
heit nicht oder nicht beflimmt erfannt haben, fo fagt doch 
Zeuge Schäfer, ed fei ihm am andern Morgen zur Kunde 
gefommen, daß es der Beklagte gewefen, und Frau Schäfer 
will nit nur bei Gelegenheit des Ausfahrens den Namen 
ded Beklagten haben nennen hören, fondern au einen Mann 
von der Statur desjenigen, den fie in der lebten Zeit häufig 
zur Klägerin hatte fommen fehen, und den fie nach ihrer 
Ausfage 

zu Urt. 23, Fragt. 2, 

in dem bei ihrer Beeidigung anweſenden Beklagten beftimmt 
wieder erfannte, in den Wagen haben einfteigen fehen. Diefe 
Hinweifungen der Zeugen: Ausfagen auf die Perfon ded Be— 
Flagten genügen aber vollfommen, um dad Zufammentreffen 
des Geftändniffes als entfcheidend anzunehmen, Hienach ift 
ed conftatirt, daß der Beklagte und die Klägerin gerade in 
ber Nacht, in welcher der Zeuge Schäfer das fragliche Ge: 
fpräch gehört haben will, vom Balle zurüdfehrend zufammen 
im Haufe, „vor der Sahltreppe der Klägerin“ waren, und 
daraus rechtfertigt fich, mit Rüdfiht auf die vom Zeugen 
angegebene Stunde, ohne Weiteres der Schluß, daß der Zeuge 
fih in dem Wiedererfennen der Partheien an ihrer Stimme 
nicht geirrt habe. 

So viel nun 

3) den Inhalt und Verlauf des nächtlichen Geſpraͤchs be: 
trifft, jo kann allerdings auf die letzte Schlußfolgerung des 
Beugen felbft, daß ed zur Vollziehung des Beiſchlafs ge: 
kommen fei, an fich Fein Werth gelegt werden, Allein was 
er als fpecielle Wahrnehmung von feinem Zuhören berichtet, 
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macht doch die Schlußfolgerung zu einer hoͤchſt wahrfcein- 
lichen, Danach verhielt ſich die Klägerin anfangs abwehrend, 
indem fie wiederholt fagte: „laffen Sie mich zufrieden,” und 
ähnliche Redensarten bittweife vorbrachte. Gegen einen Mann, 
der fie in Ehren vom Ball in’d Haus zurücdbegleitete, hätte 
fie feine Urfache gehabt, fich in folder Weiſe abwehrend zu 
benehbmen; die Zumuthung einer unfchuldigen Zärtlichkeit 
hätte fie kurz zurüdweifen und ihr durch fofortige Trennung 
ausweichen fünnen; jene wiederholten Aeußerungen laffen fich 
daher kaum anders als durd) Umarmung und thätliche Lieb— 
fofung erklären. Nach einiger Zeit, berichtet der Zeuge weiter, 
habe fich das Bitten von Eeiten der Klägerin gelegt, und 
nun habe der Beklagte angefangen zu bitten, und zwar, wie 
es dem Zeugen vorgefommen, um Zulaffung zum Gefchlecht8: 
genuß. Hiernach ift der Zeuge zwar nicht vollkommen ficher 
darüber, daß ter Beklagte um Bollziehung des Beifchlafes 
gebeten habe, was fehr erflärlich ift, da der Beklagte fchwer: 
lich ein direct hierauf gerichtetes Wort gebraucht haben wird; 
aber fchon der Umftand, daß der Beklagte in der Lage, in 
welcher er ſich mit der Klägerin befand, fie zu bitten anfing, 
macht ed in hohem Grade wahrfceinlich, daß die Auffaffung 
ded Zeugen eine richtige war. Wenn es endlich, wie der 
Zeuge angiebt, nach diefem Bitten fill wurbe, fo ift man, in 
Zufammenhang mit dem ganzen voraufgegangenen Auftritt, 
wohl berechtigt, mit dem Zeugen den Schluß zu ziehen, daß 
ed zur Vollziehung ded Beifchlafs gefommen fei. 

Vergleiht man mit diefer Zeugenaudfage 

ID noch die fonftigen actenmäßigen Umftände, fo ift freilich 
dad Zeugniß von Frau Schäfer über die von ihrem Manne 
empfangene Mittheilung, abgefehen von der, wie oben er: 
mwähnt, darin liegenden Beftätigung der Zeit des Vorfall, 
ohne allen felbfiftändigen Werth, Dagegen fommt unter: 
ftügend in Betracht: 

1) der um die fragliche Zeit vom Beklagten mit der Klä: 
gerin gepflogene Umgang. Nach der übereinflimmenden Anz 
gabe beider Eheleute Schäfer Fam der Beklagte „ſehr häufig,“ 
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befonderd Abends, zu der Klägerin, Died deutet, in Ber: 
bindung mit dem Abholen zum Ball und dem Zurüdbegleiten 
von demfelben bis in’d Haus, auf ein näheres Berhältniß, 
als einen bloß durch die Werwandtichaft veranlaßten "Um: 
gang, und wie bei den Hauögenofjen, nach der Aeußerung 
der Zeugen Schäfer, 
zu Art. 13, Fragft. 2, 

die Meinung obmwalten mochte, daß der Beklagte der Braͤu— 
tigam der Klägerin fei, fo konnte auch bei ihr felbft wohl 
die Hoffnung auf beabſichtigte Heirath gewedt und fie da: 
durch um fo eher verleitet werden, fi dem Beklagten bei dem 
nächtlichen Alleinfein mit ihm und in der Aufregung nad) 
dem Balle hinzugeben. 

2) Der Umftand, daß ein gefchlechtlicher oder vertrauter 
Umgang der Klägerin mit einem anderen Manne in der bier 
in Frage ftehenden Zeit weder vom Beklagten behauptet, noch 
fonft irgendwie in den Acten indicirt iſt. Dies verftärkt nicht 
nur die eben unter 1) bemerkte Vermuthung, fondern giebt 
auch dem ermiefenen nächtlichen Zufammenfein ded Beklagten 
mit der Klägerin im Haufe der Kesteren an ſich fihon ein 
erhöhtes Gewicht. 

Ermwägt man, daß der Beifchlaf faſt immer nur dur 
Echhlußfolgerungen zu erweifen ift, fo mußte man bei diefen 
unterftüßenden Momenten die Ausfage des clafjifchen Zeugen 
Schäfer für ausreichend halten, um die Klägerin, gegen be: 
ren perfünliche Glaubwürdigkeit fein Zweifel erhoben worden 
ift, zum Erfüllungseide zuzulaffen, 
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In Sachen Aron Asrael, Prosvocanten, (Anwald Herr 

Dr. &. Eden) contra Dr. WR. Eckermann mand. noie 

Eduard Fürft in Wien, Provocaten. (Anwald Herr 
Dr. R. U. Edermann.) 


Rechtsfall: 
Da der Provocat erklärte, der Provocant ſei ſ. Z. Empfänger 
der Valuta ſämmtlicher dem provocatiſchen Mandanten eigen— 
thümlich zuſtehenden und noch nicht abgetragenen Hypothekpoſten 
geweſen, deren Pfandobject bereits in andere Hand übergegangen 
war, und daran eine Rechtsreſervation geknüpft hatte, ſo ward 
die vorliegende Provocation ad apendum erhoben. 

Das Niedergericht ſprach die Anſicht aus: 

Ein Provocationsverfahren über noch zur Zeit nicht erwachſene 
Anſprüche des Provocaten, ſondern über ſolche, deren künftige 
Möglichkeit nur angedeutet war und in Bezug auf welche ſich 
Provocat für gewiſſe noch nicht eingetretene Vorausſetzungen 
ſeine Rechte reſervirt hatte, iſt nicht ſtatthaft. 

Dagegen waren die beiden höheren Inſtanzen der Anſicht: 

1) Daß es bei der provocatio ex lege diffamari überall nicht der 
Nahmeifung eines befonderen Intereffes bedürfe, das Provocant 
bei der Slageanftellung habe, dieſe Provocation hingegen ſchon 
dadurch begründet wird, daß der Provocat ſich eines klagbaren 
Anſpruches an Provocanten berühmt hatte, ben biefer nicht an- 
erfennen will. 

2) Bei ber Frage, ob Jemand mittelft Prowocation angehalten 
werben kann, den Anſpruch, deſſen er fich berühmt, klagend 
geltend zu machen, kommt e8 darauf, ob er von feinem angeb- 
lichen Klagerechte jetzt ſchon Gebrauch machen will, nicht an, 
jondern nur darauf, ob er es bereits fann. 

3) Die Koften eines gegen Provocaten entſchiednen Verfahrens 
fallen Teßterem zur Laſt, wenn feine unberehtigte Weigerung, 
feine Anfprüche zur Klage zu bringen, bem Provocationsverfahren 
den Charakter eines jelbftftändigen, durch ein befonderes Urtheil 
zu erledigenden Kechtsftveites verliehen haben. 
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Niedergerichtliched Erkenntniß 
vom 26. Februar 1855, 


Da in der, der Provocationsfchrift beigelegten und den 
Grund derfelben bildenden Urfunde (Anl, A.) der Provocat 
ſich Feines fchon jeßt erwachfenen Anipruced an den Provo- 
canten berühmt hat, fondern darin nur die Möglichkeit an- 
gedeutet wird, daß er Fünftig einmal unter für jest noch nicht 
eingetretenen Vorausfegungen in Betreff der erwähnten Haus: 
poften Anfprühe an den Provocanten erlangen koͤnne, in 
welcher Beziehung er fich alle Rechtözuftändigfeiten vorbehältz 
— da hiernach es fi) als unzwedmäßig und unangemeffen 
darftellt, über foldye etwaige, erft Fünftig und möglichermeife 
gar nicht entftehende Forderungen fchon jest eine hauptſaͤch— 
lihe Verhandlung unter den Partheien eintreten zu laffen, 
folglih die Provocation für jest wenigftens, rechtlich nicht 
begründet iſt; — | 

dag Provocant mit feiner Provocation, mindeftens zur 
Zeit, abzumeifen, auch dem Provocaten die dadurch ver: 
anlaßten Prozeßkoſten zu erflatten fchuldig fei. 


DObergerichtliched Erkenntniß 
vom 30, April 1855. 


Da die in der Anlage A zur Provocationsfchrift in Aus: 
ficht geftellte Möglichkeit, daß der Provocat Fünftig einmal 
in Betreff der erwähnten Hauspoften Anfprüde an ben Pro: 
vocanten erlangen fünne, die annoch fortdauernde Verant— 
wortlichfeit des Lebteren für diefe Poſten vorausſetzt, und 
demnad der Provocant mit um fo größerem Rechte verlangen 
Fann, daß der Provocat feinen deöfallfigen Anſpruch begründe, 
ald für den Fall einer folchen WVerantwortlichfeit der Provo— 
cant zur Abwehr etwaniger Verlüfte eine, ihm fonft nicht ob— 
liegende Vigilanz zu üben haben würde; 

daß das niedergerichtliche Erfenntniß a quo den 26. Fe: 
bruar diefed Jahres wieder aufzuheben, und Provocat 
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feine Beruͤhmung, zufolge weldyer der Provocant für die 
bier fraglichen Hauspoften noch jest verantwortlich ge: 
macht werden foll, innerhalb 14 Zagen unter dem Praͤ— 
judize, daß er widrigenfalld damit nicht weiter gehört 
werden wird, zu begründen ſchuldig ift, Provocat auch, 
da er auf deöfallfige Aufforderung die Geltendmachung 
des Anfpruches, deflen er fich berühmt, ohne Grund ver: 
weigert hat, in die Koften des Provocationd:Verfahrend 
zu verurtheilen ift. 

Und ift die Sache folchergeftalt, unter Gompenfation 
der Koften diefer Inftanz, nebft den wieder zu ver: 
fiegelnden Acten, zum weiteren Verfahren an das Nieder: 
gericht zu remittiren. 


DOber-Appellationdgerichtliches Erkenntnif 
vom 24. Mai 1856. 
Daß zwar die Förmlichkeiten der Appellation für gewahrt 
zu achten, in der Sache felbft aber dad Erfenntniß des 
Obergerichts der freien Hanfeftadt Hamburg vom 30ften 
April vorigen Sahres, wie hiemit gefchieht, unter Wer: 
urtheilung des Appellanten in die Koften gegenwärtiger 
Inſtanz zu beftätigen fei. 
Und wird die Sache nunmehr an das Niedergericht 
zurüdverwiefen. 


Entfcheidungdgründe. 

I. Die vorliegende Provocation ift darauf begründet, daß 
Provocat ausweislich der in feinem Auftrage vollzogenen und 
dem Provocanten zugeftellten „Anzeige” vom 28. Decbr. 1854 

N. ©. Act. [3] 
in feiner Eigenfhaft ald Bevollmaͤchtigter des Eduard Fürft 
gewiffer Anfprüche gegen den Provocanten ſich berühme; und 
bezwedt denfelben zur gerichtlichen Geltendmachung diefer An: 
fprüche binnen einer bejtimmten Friſt, unter dem Prajudiz 
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ewigen Stilfchweigend, zu nöthinen; fie ftellt ſich alfo un- 
zweifelhaft als provocatio ex lege diffamari dar. — Wenn 
Provocat dagegen 

1) eingewendet hat, daß ed der Provocation an einem 
Rechtsgrunde fehle, indem es fich nach Inhalt des Fibelles 
nicht um Abmwendung eines Schadens, den Verluſt einer Ein: 
rede, eined Beweismittels und dergl, handele, fondern Pro: 
vocant nur zu feiner Beruhigung wiffen wolle, woran er fei, 
fo erledigt ficy diefer Einwand dadurch, daß es bei der pro- 
vocatio ex lege diffamari überall nicht der Nachweifung eines 
befonderen Intereffes bedarf, welches Provocant bei der 
Klaganftelung hat; diefe Provocation vielmehr ſchon in der 
Thatfache ihre Begründung findet, daß Provocat fi) eines 
klagbaren Anſpruchs gegen den Provocanten berühmt hat, 
den dieſer Lebtere anzuerkennen nicht Willens if. Es kommt 
hiernach nur 

2) auf den Einwand des Provocaten an, daß, da er in 
[3] der N. ©. A. nicht die pofitive Behauptung aufgeftellt, 
den Gegner für gemwiffe beftimmt angegebene Forderungen in 
Anfprud nehmen zu wollen, fondern nur von der Möglich: 
keit eines Regreſſes unter gewiffen fpäter fich erft ent: 
fcheidenden VBorausfegungen gefprochen habe, eine actio nata 
gar nicht vorliege und eine Klage für jeßt überall nicht an: 
geftelt werden koͤnnte. Auch diefer Einwand erfcheint in: 
deß vermwerflic, Provocat hat fih durch die in [3] der N. 
G. %. enthaltenen, von ihm ihrem ganzen Inhalte nach an: 
erkannten, Anführungen nicht eines in Zukunft etwa möglich 
werbenden, ober eined bedingten eventuellen oder fubfidiairen, 
fondern er hat fich eines bereit3 begründeten unbedingten und 
gegenwärtig verfolgbaren Klagerechtd gegen den Provocanten 
berühmt. Indem er nämlich erflärt, diefer Letztere fei feiner 
Zeit Empfänger der Valuta fämmtlicher in [3] eit. auf: 
geführten, dem provocatiihen Mandanten eigenthümlich zu: 
ftehenden und bid dahin noch nicht abgetragenen Hypothek: 
Poften im Gefammt : Betrage von Spec.H 18,000 gewefen, 
und er (Provocat) wolle alle feinem Auftraggeber gegen 


17. Aron JIsrael c. Eduard Fürft. 187 


Provocanten aus den angeführten WVerhältniffen zuftehenden 
oder herzuleitenden Rechte und Anfprüce im meiteften Sinne 
referviren, ftellt er die Behauptung auf, Provocant fei aus 
einem empfangenen Darlehen noch jest perfünlicher Schuldner 
des provocatifchen Auftraggeberd, und fpricht zugleich feinen 
beftimmten Willen aus, ſaͤmmtliche aus dieſem angeblichen 
Echuldverhältniffe herzuleitenden Rechte für feinen Mandanten 
zu behaupten und feinerlei Verzicht oder Befchränfung hin: 
fichtlich derfelben eintreten zu laffen. Allerdings ergiebt fich 
aus [3] eit. zugleich, daß die Grundftüde, in welche jene Dar: 
leben inferibirt find, inzwifchen in andere Hände übergegangen 
find. Durch diefen Umftand allein wird aber nach dem heute 
zu Zage in Hamburg geltenden Rechte 

5. Baumeifter, das Priv. Recht der fr. und Hanſe— 

ftadt Hamburg, $ 25 V. 

dad zwifchen dem Hingeber und Empfänger des Darlehns 
beftehende Obligations = Berhältniß nicht alterirt, es wird da: 
durch insbefondere-dad dem Erfteren gegen den Letzteren zu: 
ſtehende Klagerecht nicht zu einem bloß eventuellen oder ſub— 
fidiairen. Nun hat freilich Provocat in [3] cit. eine Geltends 
machung der feinem Mandanten wider den Provocanten 
zuftehenden Anfprücde nur in eventum« und in Betreff der 
„Ausfälle fo in der Folge (sc. bei Einziehung der fraglichen 
Hypothefpoften von den dermaligen Befigern der Hypotheken) 
fih herausftellen moͤchten“ in Ausficht geftellt. Allein dadurch 
ift die rechtliche Natur des Klagerechts, welches er fich 
im Namen feined Auftraggeberd dem Provocanten gegenüber 
beilegt, nicht geändert, Dieſes bleibt ein unbedingtes und 
gegenwärtiged, wenn auc die Abficht des Klageberechtigten 
obmaltet, von demfelben nur unter einer zukünftigen noch 
ungewiffen Vorausſetzung Gebrauch zu machen. Bei der Frage 
aber, ob Jemand mittelft einer Provocation angehalten werden 
koͤnne, den Anfpruch, deffen er fich berühmt, Flagend gelten zu 
machen, fommt es natürlidy darauf, ob er von feinem angeb- 
lichen Klagerechte jeßt fchon Gebrauch machen will, nicht, fondern 
nur barauf an, ober von demfelben bereitö Gebrauch machen ann, 


188 17. Aron Israel c. Eduard Fürft. 


An vorftehendem Ergebniffe wird auch durch die vom 
Provocaten in dem vorliegenden Nechtöftreite abgegebenen Er: 
Märungen Nichts geändert. Derfelbe hat nirgends von den 
in [3] der N. ©. Act. aufgeftellten thatfächlichen Behaup— 
tungen etwas zurüdgenommen und eben fo wenig neue That: 
ſachen angeführt, al& deren rechtliche Folge es anzufehen wäre, 
daß das durch Hingabe eined Darlehens begründete Forderungs— 
recht dermalen nur noch ald ein eventuelle oder fubfidiaires 
fortbeftände. Er hat endlich auch nicht in rechtsverbindlicher 
Weiſe auf die Eigenfchaft der feinem Mandanten vindicirten 
Anfprüde als unbedingter und gegenwärtig verfolgbarer ver: 
zichtet, fjondern nur die Rechtsanſicht ausgeſprochen, daß 
ein dermalen verfolgbares Klagerecht nicht eriftire; 

N. ©. %ct. [4] p. 6, 7, 
O. A. ©, Act. [1) p. 10. 

Eine derartige Aeußerung einer bloßen Rechtöanficht aber 
vermag auf das obwaltende Streitverhältniß einen Einfluß 
überbaupt nicht zu üben. . 

Mit Recht ift alfo von dem Obergericht, unter Verwerfung 
der vorgefchügten Einwendungen, nad) dem Antrage der Pro: 
pocation in der Hauptſache erfannt worden, und bie hier: 
gegen gerichtete erftie Beſchwerde ſtellt fich als verwerf: 
li dar, 

DT) Die zweite, den Koftenpunft betreffende Be: 
ſchwerde ift ebenfalld unbegründet. Das Provocationdver: 
fahren bat im vorliegenden Falle durch die unberechtigte 
Weigerung ded Provocaten, die Anfprüde, deren er fich be— 
rühmt, zur Klage zu bringen, den Gharafter eines felbft: 
ftändigen, durch ein befonderes Urtheil zu erledigenden, Rechts: 
fireitö angenommen, und die Koften deffelben find dem Pro: 
vocaten, ald dem in diefem Nechtöftreite unterliegenden Theile, 
mit Recht zur Laſt gelegt worden. 
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In Saden Dr. Antoine Yeill subst. noie Ullberg 

& Cramer, mand. noie D. Elfftrand & Co. in Befle, 

Klägers, Wiverbeflagten, (Anwald Herr Dr. Ant. Keil) 

contra Johannes Limpricht, Bellagten, Wiverfläger. 
QAnwa Herr Dr. H. NM. Loehr.) 





A, Rechtsfall: 
Elfſtrand & Co. confignirten 1854 dem Haufe des Beklagten in 
Rio de Janeiro Limpricht Gebrüder & Co. eine Parthei Stangen- 
eifen, erhielten dariiber Berfaufsrehnung und Abrechnung, in 
Bezug auf welde fie fih das Verlangen nad Zuftification vor— 
behalten und heute nur die Auslieferung ber ihnen zufommenden 
dem Bellagten für fie zugegangene Nimeffe von Bco. 2457.58 
verlangen ober deren Valuta. Der Bellagte beftritt dieſe For- 
berung an fih nicht, erhob aber einen Gegenanſpruch von 
Beo.H 6430.73 aus einem andern Geſchäft. Der subst. n. 
Kläger verweigerte die Einlafjung auf die illiquide Gegenforberung 
und Bellagter offerirte ſchlimmſten Falls Depofition. Das Hand. 
Ser. I, 8. erk. 9. Juni 1855: 
da Beklagte dev völlig liquiden Forderung der Mägerifchen 
Mandanten gegenüber ein Weiteres als Zulaffung mit feinen 
iliquiden, feineswegs aus demfelben Gefchäft refultivenden 
Gegenanſprüchen nicht verlangen kann, 
daß Beffagte ſchuldig fei, die fragliche Rimeffe von Beo. X 
2457.5/3 fofort dem Kläger auszuliefern, event. deren 
Betrag ſammt Zinfen vom Verfalltage in acht Tagen zu 
bezahlen und zwar beides gegen Caution fir die Wider- 
klage zu gleichem Betrag. 
Der Beklagte erhob nun injungirtermaaßen bie Widerflage: Er 
babe durch Vermittlung von Ullberg & Cramer mit E. & Co. 
in Gefle einen Charter geſchloſſen, laut welchem Lettere ihr 
Schiff Ellida mit einer Ladung Bretter von beftimmten Dimen- 
fionen auf ein ohne jegliche Reſervation gezeichnetes Conoſſement 
an das widerklägeriſche Haus in Rio zu ſenden ſich verpflichteten. 
Beim Löſchen ftellte fih eine fo bedeutende Abweihung von 
ber bedungenen Brettermaaße heraus, daß bie Abnehmer ber 
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Waare nach fchiebsrichterlihem Ausſpruch eine Vergütung von 
2300 Millerees verlangten und vom widerklägeriſchen Haufe er- 
hielten. Dem Capitain warb die Fracht verweigert und man 
verglich fih mit ihm dahin, daß er feine Fracht nach Abzug der 
2300 Millerees befam, unter Anerkennung dieſer Forderung ab- 
jeiten des Capitains und unter Vorbehalt des wiberflägerifchen 
Hauſes auf zu viel bezahlte Fracht und Zoll, Die zu viel be- 
zahlte Fracht und Zoll betragen 4,229, 770 R. od, Beo. 6430.75, 
welche wiberflagend gefordert werben. 

Der Widerbeflagte: der Gegner habe nit mit E. & Co., 
jondern mit U. & Er. einen Charter geichloffen und von legteren 
Holz gekauft. In dem Konofjement, da die Holzverladung auf 
Bitten des widerflägerifchen Haufes von E. & Co. bejorgt worben 
jei, wären dieſe als agents only bezeichnet. Die factifhe Grund- 
lage ber Widerflage, daß geringeres Maaß geliefert worben jei, 
als bebungen, wird beftritten. Dem Kapitain der Ellida ſei jedes 
Hecht zu beftreiten, die Widerbeflagten in Rio zu vertreten, viel- 
mehr babe man ihm 2300 Millerees widerrechtlich von der Fracht 
abgenötbigt, weshalb dieſe berausverlangt würden, Es fei nicht 
mehr Fracht bezahlt, als bebungen, und die zu hohe Zollzahlung 
buch irrige factiiche Anfichten des widerklagenden Haufes allein 
veranlaßt. Da num im der in der Vorklage gegebenen Abrech- 
nung eine Differenz von 25 pCt. mit 1726 Millerees wegen an— 
gebli mangelhaften Sortiments abgejegt worben, man bieje 
aber nicht zugebe, jo fordern Wiberbeflagte auch dieſe Summe 
jest. Der Widerfläger verweigerte jodann die Einlaffung auf 
die gegen jeine Wiberflage erhobene Widerflage ſowohl aus dem 
Brettergejchäft, wie aus ber Eifenlieferung. Darauf erfolgte 
das Handelögerichtliche Erfenntniß vom 5. Sept. 1855. 

B. Rechtsſätze: 

1) Das Handelsgericht nimmt an, in Uebereinſtimmung mit dem 
Obergerichte, daß die Erhebung einer Widerklage gegen eine 
Widerklage prozeſſualiſch völlig unzuläffig ſei und ſich nicht mit 
einer zwedmäßigen Prozefführung vertrage, Dagegen 

2) Spricht das Oberappellationsgericht die Anficht aus, daß ein 
abjoluter Rechtsſatz dafür nicht exiftire und bie Geftattung einer 
zweiten Widerflage ITediglih von dem Ermeſſen bes Richters 
abhänge, welches wiederum theils dadurch, daß die Verhandlung 
über einen Anſpruch zwedmäßiger Weife von ber über einen 
verwandten Anſpruch nicht zu tremmen ift, theils dadurch, daß 
man Verwirrung bes Verfahrens zu vermeiden bat, beftimmt 
werben muß. 
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3) Der Berlaufpreis einer Waare am Beftimmungsplaße repräjen- 
tirt nicht allein den Facturawertb, jondern auch Die auf der— 
felben ruhenden Unfoften, wie Fracht und Zoll. 


HDandelögerichtliches Erkenntniß (zweite Kammer) 
vom 5. September 1854. 


Da der Berfaufpreis einer Waare am Bellimmungsplat 
nicht allein den Facturawerth, fondern auch die auf derfelben 
ruhenden Unfoften, als Fracht und Zoll, repräfentirt; 

bienach aber im vorliegenden Fal ein feparater Anfprud) 
wegen zu viel bezahlter Fracht und Zölle nicht mehr denkbar 
ift, nachdem das widerklägerifche Haus den ihm von feinem 
Käufer wegen der angeblidy abweichenden Dimenfionen der 
Bretter gemachten Abzug von 2300 Millerees dem Gapitain 
Kraeft an der Fracht gefürzt hat, alfo den Preis, für welchen 
ed die Ladung in Rio verkaufte, ungefchmälert erhalten und 
fi fomit. vollftändig in die Lage verfegt hat, als ob die 
Waare nach) Maafgabe des Gonnofjements richtig geliefert 
worden, 

da andererfeitö die Miderbeflagten an die von Gapitain 
Kraeft wegen der 2300 Millereed getroffene Abmachung ge: 
bunden find, indem der Gapitain ohne Frage völlig legitimirt 
it, um Anſprüche des Empfängers wegen angeblidy mangel: 
hafter Lieferung der Waare, für welhe Schiff und Fracht 
verhaftet find, vergleichsweife, wie im vorliegenden Fal aus: 
weile des Briefe des Schwediſchen und Norwegifchen Gonfuls 
in Rio vom 14, December 1854 erfichtlich gefchehen ift, zu 
erledigen, 

Da endlich auf die Geltendmachung derjenigen weiteren 
Gerechtfame, welche der subst. noie Kläger, Widerbeflagte, 
ſich bei Anftelung der Vorklage in Betreff einer confignirten 
Parıhie Eifen refervirt hat, in diefem Verfahren um fo 
weniger eingegangen werden Fann, als die Erhebung einer 
Widerklage gegen eine Widerklage prozefjualifch völlig unzu— 
laͤſſig iſt; 
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daß ſowohl der Widerkläger mit feiner erhobenen Wider: 
age ald auch die Widerbeflagten mit ihrem Antrag 
wegen der von Gapitain Kraeft concedirten 2300 Millerees 
abzumweifen, auf die wiverbeflagtifcherfeit$ wegen des 
confignirten Eifens geftellten Anträge aber in dieſem 
Verfahren wenigftens nicht einzugehen fei, 

Die Koften der Borklage hat der Beklagte Wider: 
fläger den subst. noie Kläger Widerbeklagten zu er: 
ftatten, wogegen die Koften der Widerklage hiemit com: 
penfirt werden. 


DObergerichtliches Erkenntniß 
vom 12. October 1855. 


Da aus den zu den Acten gebrachten Documenten, und 
namentlic aus den zwifchen Limpricht Gebrüder & Co, und dem 
Schwediſchen und Normegifchen Conſul Morfing gewechjelten 
Schreiben vom 14. December 1854 nicht mit Sicherheit zu 
entnehmen ift, ob der Gapitain Kraeft in einen definitiven 
Abzug von 2300 Millereed gewilligt, oder ſich nur damit 
einverftanden erklärt habe, daß Limpricht Gebr. & Co, diefe 
Summe nur vorläufig bis zu einer definitiven in Europa 
herbeizuführenden Entfheidung oder Vereinbarung einbe: 
halten dürften; 

da für dieſe letztere Auslegung vielmehr der Umftand 
fpricht, daß Limpricht Gebrüder & Co, fi) noch unter dem 
13. Decbr. 1854 bereit erklärt hatten, den ganzen damals 
von ihnen beanfpruchten Abzug von der Fracht mit £ 354.1.9. 
bis zu einer in Guropa herbeizuführenden Entſcheidung zu 
deponiren, obgleih in dem Schreiben vom 11. Decbr. eines 
am 9. Decbr. ftattgehabten „setilement’s‘ erwähnt wird, fo 
wie auch, daß fie in dem Schreiben vom 14. Decbr. 1854 
alle Anfprüche, fomwohl wegen des Kaufpreifes, ald auch na= 
mentlih wegen der angeblich zu hohen Fracht und des nach 
“ihrer Behauptung zu viel bezahlten Zolls, vorbehielten, wo: 
gegen der Gapitain feiner Seits feine Protefte wegen un: 
noͤthigen Aufenthaltd zurüdnahm; 
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da aus diefen Gründen den Klägern der von ihnen gel: 
tend gemachte Anfpruch auf Nachbezahlung der 2300 Millerees 
wenigſtens zur Zeit noch nicht abgefprochen werden kann, und 
wenn dieſes nicht gefchieht, auch die Frage, ob der Bapitain 
zu der Bewilligung des fraglichen Nachlaffes für befugt zu 
erachten war, noch nicht zur Entfcheidung fteht; 
da jedoch ed mit einer zwedmäßigen Prozeßleitung nicht 
vertraͤglich erſcheint, die Geltendmachung dieſes Anſpruches in 
einer Reconvention gegen die von dem Beklagten angeſtellte 
Reconvention zu geſtatten. 
cf. Martin, Prozeß S 101 Note d. 
Daß’ dad Hanbelögerichtliche Erkenntnig a quo vom Sten 
September diefed Jahres, unter Compenſation der Koften 
biefer Inſtanz, im Uebrigen zwar zu beftätigen, infofern 
aber die Widerbeflagten darin mit ihrem Anſpruch auf 
Nachzahlung der 2300 Millereed abgewiefen find, wieder 
aufzuheben, und wegen dieſes Anſpruchs partibus annody 
quaevis in separato geltend zu machende Gerechifame 
vorzubehalten; 
und ift die Sache mit den wieder zu verfiegelnden 
Acten an das Handelögericht zu remittiren. 


Dber-Appellationdgerichtliches Erkenntniß 
vom 17. Suni 1856. 

Daß die Foͤrmlichkeiten der Appellation für gewahrt, 
auch die Adhäfion für zuläffig zu halten, und in der 
Sache felbft das Erfenntniß des Obergerichts der freien 
Hanfeftadt Hamburg vom 12. October vorigen Jahres, 
wie hiemit gefchieht, dahin abzuandern fei: daß Johannes 
Limpricht verbunden fei, in einem von dem Handels— 
geriht anzuberaumenden Termine auf .die von Daniel 
Elfitrand & Co. wider ihn erhobene MWiderflage aus dem 
Brettergefchäft orbnungsmäßig fich einzulaffen, und bier: 
auf in der Sache felbft, fowie wegen deren Koften weiter 


zu erkennen fei was Rechten. 
Rechtsfälle 1856. 13 
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Die Koften voriger und gegenmwärtiger Inſtanz wer: 
ben verglichen, und die Sache nunmehr zum weiteren 
Verfahren an dad Handelögericht zurüdverwiefen. 


Entiheidungsgründe. 

Der Beklagte und Wiederfläger Limpricht verlangt in 
gegenmwärtiger Inſtanz in der Hauptfache die Aufhebung des 
obergerichtlichen den von den Klägern Daniel Elfftrand & Co. 
der MWiederflage gegenüber aus der über die Bretterladung 
abgefchloffenen Chartepartie ihrerfeitö wiederflagend erhobenen 
Anfprudy zur abgefonderten Geltendmachung vermweifenden 
Erfenntniffed, und die Wiederherftelung des Handelögerichts: 
Urtheild, weldes die Forderungen des Beklagten wegen für 
die Bretter zu viel gezablter Fracht und Zoll, eben fo wie 
die von den Klägern nachgeforderten 2300 Millerees endlich 
aberfannt hatte. Allein mit Unrecht. Denn ed mußte der 
Auffaffung des Dbergerichte beigetreten werben, daß das 
zwifchen Limpricht Gebr. & Co. in Rio unter DVermitteiung 
des Schwedifhen und Normegifchen Generalconfuld mit dem 
Schiffer 3. M. Kraeft von der Bark Ellida am 14. Decem: 
ber 1854 getroffene Abkommen bezwedt habe, die zwifchen den 
Dartheien in Betreff des Untermaaßes der Bretterladung ent: 
ftandenen Differenzen nicht definitiv, fondern nur proviſoriſch 
zu regeln. Welche Abficht die Gontrahenten bei diefem Ab: 
fommen gehabt haben, läßt fich zwar aus den folchem vor: 
angegangenen Verhandlungen, insbefondere aus dem Echreiben 
von Zimpricht Gebr. & Co. vom 13. December 1854 nicht 
mit Beftimmtheit entnehmen, indem in Legterem nur der 
Vorſchlag gemacht ift, den Betrag ihred Anſpruchs in Be: 
treff der Fracht bis zur ausgemachten Sache in Europa 
zu deponiren, wodurd ein fpäter beliebtes befinitives Ab- 
fommen unter den Partheien in Betreff aller Differenzen 
nicht auögefchloffen fein wuͤrde. Für die Annahme des pro: 
viforifchen Charakters fpricht aber der Umftand, daß Limpricht 
Gebr. & Eo., wenn glei fie für ihren f. g. actual loss 
2300 Millerees einbehielten, ihrem Hamburger Haufe vorbe= 
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halten haben, alle Anfprücde for the original cost of the 
wrongly, invoiced part of the cargo or for the corresponding 
amount of freight on the short delivered part of the cargo 
or for the corresponding excess of duties paid in this 
customhouse. Dieſer Vorbehalt umfaßt nämlich den ge: 
fammten Schaden, welcher den Empfängern der Ladung 
irgendwie erwachfen konnte, den Schaden an der Gubftanz, 
wie den an Unkoften. 6 läßt fi daher nicht abfehen, wie 
es möglich fein follte, daß Limpricht Gebr. & Co. berechtigt 
fein fönnten, neben jenem Gefammtfchaden noch 2300 Mille: 
reed in Anfprud zu nehmen. Daraus folgt aber, daß ge 
dachter Vorbehalt nur den Zwed gehabt haben Fünne, für 
den Fall, daß D. Elfſtrand & Co, fi) mit gedachtem Decort 
nicht einverftanden erklären, und bdenfelben mit der Klage 
aus dem Frachtcontract nachzufordern ſich gemüffigt fehen 
folten, die Geltendmachung ihrer Entichädigungd= Ansprüche " 
im woeiteften Umfange zu falviren. Der gemachte Vorbehalt 
bildet alfo mittelft Rüdfchluffes ein ficheres Argument dafür, 
daß ed nicht die Abficht der Gontrahenten gewefen fei, die 
Differenzen definitiv zu reguliren: es follte nur in der Vor: 
ausfesung geichehen fein, daß D. Elfftrand & Co, von einer 
Nachforderung gedachter Summe abftrahiren würden. Bei 
diefer Auffaffung des Sacverhältnifjfes bedarf die Frage, ob 
der Echiffer berechtigt geweſen fei, nicht bloß in Betreff der 
verdienten Fracht, fondern auch in Betreff der durch Mängel 
der Ladung veranlaßten Unkoſten fi mit deren Empfängern, 
als Bertreter von Elfftrand & Co, zu vergleichen, Feiner 
Entfcheidung. 

Ebenfomwenig durfte andererfeits der Adhäfionsbefchwerde 
der Kläger und Miederbeflagten D. Elfftrand & Co. dar— 
über, daß fie mit ihren Anfprüchen auf Auskehrung der 
2300 Millereed zur befonderen Ausführung verwicfen, und 
nicht vielmehr Limpricht in diefelben, fo wie in fämmtliche 
Proceßkoſten verurtheilt worden fei, in vollem Umfange ent— 
fprochen werden. Zwar konnte 


a) darin der Anficht des Obergerichtes nicht beigepflichtet 
13* 
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werben, daß gebachter Anſpruch um beöwillen zur befonderen 
Ausführung zu verweifen fei, weil die Anftelung einer Wider: 
klage gegen eine Widerflage den Grundfägen des Civil: 
proceßrechteö zumider laufe Ein abfoluter Rechtsſatz diefes 
Inhaltes eriftirt namlich nicht, und die Geftattung einer 
zweiten Widerflage hängt lediglih von dem Ermeffen des 
Richters ab, welches wieberum theild dadurch, daß die Ver: 
handlung über einen Anfpruch zwedimäßigerweife von der über 
einen verwandten Anfpruch nicht zju trennen ift, theild da— 
dur, daß man Verwirrung des Verfahrens zu vermeiden 
bat, beſtimmt werben muß. Da nun Lebtered in dem vor: 
liegenden Falle, zumal da die Widerklage nicht in demfelben 
Verfahren verhandelt worden ift, nicht eintritt, und ed anderer: 
feitö zweckmaͤßig erfcheinen mußte, alle daS Brettergefchäft 
betreffende gegenfeitige Anfprüche in einem Verfahren zu er: 
fedigen, fo war in fo weit das vorige Erkenntniß aufzuheben. 
Dagegen durfte 

b) dem auf fofortige Verurtheilung feines Gegnerd ge— 
richteten Antrag nicht einmal in fo weit entfprochen werten, 
daß man die betreffenden Beweife den Partheien auferlegt 
hätte. Denn eine Verhandlung über die MWiderflage hat 
bis dahin noch nicht -flattgefunden, vielmehr hat Limpricht 
fogar die desfallfige Einlaffung in Nr. 21, ©. 35 der 9. 
Ger. Act. abgelehnt. Auf diefe war daher, wie im Urtheil 
gefchehen, zu erfennen. 

In Anfehung der durch die Vorklage, wie durch de erite 
MWiderklage erwachfenen Koften hat es bei den hierüber vor: 
bandenen gleihförmigen Erkenntniffen fein Bewenden. Die 
durch die zweite Widerklage erwachſenen Koften erfter In: 
ſtanz waren auszufegen, die Koften voriger und jebiger Inftanz 
aber wegen Wechfeld der Erfenntniffe zu vergleichen. 
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In Saben Dr. D. Schröder ald Staatdanwalb contra 

a) 2. Heckſcher (Anwald Herr Dr. E. v. Bönning: 

haufen) und b) %. F. Richter. (Anwald Herr Dr. 
%. €. Knauth.) 





A. Rechtsfall: 
In dieſem Preßprozeſſe hatte die Armen⸗Anſtalt wegen Beleidigung 
ihrer Functionäre durch den Staatsanwald klagen laſſen. 

Das Niedergericht erklärt in ſeinen Motiven, daß die Vor— 
ſteher, Pfleger und Aerzte ber Allgemeinen Armen-Anftalt, als 
mit einem bürgerlichen Officium betraute Perfonen, wie Mit- 
glieder einer Hamburgifhen Behörde. in Bezug auf ihnen zu- 
gefügte Beleidigungen zu betrachten feien. Ferner: Befteht bas 
eorpus delicti eines Preßvergehens nicht etwa in einem ur« 
fprünglih zufammenhängenden, nur für ben Abbrud und bie 
Publication in verſchiedene Nummern bes Zeitblattes abge- 
brochene Auffäte, und wurbe vielmehr durch jede der mehreren 
zu verfchiebener Zeit verfaßten Drudichriften eine Eontravention 
felbfiftändig begangen, jo hat das Gericht für die Strafaus- 
meſſung die mehrfach werwirkten Strafen zu addiren. In ſolchem 
Falle ift nur in fo weit bie ftrafminbernde Theorie von fort» 
gejettten Vergehen anzuwenden, als es die Berüdfichtigung ber 
Einheit des Zwedes, welcher wieberholenb verfolgt, und bes 
Strafgefetses, welches baburh von Neuem übertreten wurde, 
geftattet. 

Die dritte Inftanz beftätigte auch bier ben wieberholt von 
ihr eingefhärften Sat, daß eine bei ihr anzubringenbe Nullitäts- 
querel nicht auf Gründe geſtützt werben könne, welche bereits 
in voriger Inftanz geltend gemacht, richterlich geprüft und ver- 
worfen feien, weil in folhem Falle von einem Mangel bes ober» 
gerichtlichen Verfahrens nicht die Rebe fein könne, vielmehr nur 
bie Richtigkeit ber obergerichtlihen Entſcheidung ſelbſt ange- 
fochten werbe. 
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Niedergerichtliched Erkenntniß*) 
vom 16. Mai 1856. . 


Sn combinirten Sachen 1) Herrn Dr. Octavio Schröder 
ald beftellten Staatsanwaldes für Preßprozeffe, Anklägers 
contra Leopold Hedicher, Angeklagten **) pto. Nro. 24 der 
diesjährigen Reform; 2) deffelben Anflägerd contra denfelben 
Angeklagten, pto. Nro. 25 der Reform; 3) deffelben An: 
Flägerd contra denfelben Angeklagten pto. Nro. 26 der Re- 
form; 4) defjelben Anflägerd contra J. F. Richter, als für 
die Redaction verantwortlichen Verlegers der Reform, Ange: 
Magten pto. Nro. 24 der Reform; 5) deſſelben Anklägers 
contra denfelben Angeklagten pto. Nro, 25 der Reform; 
6) deffelben Anklägerd contra denfelben Angeklagten pto, 

Nro. 26 der Reform, 





*) Die betreffenden Paragraphe des durch Rath- und Bürgerfchluß 
vom 20. Septentber 1849 beliebten Prefgefetes vom 5. Octbr, 
1849 Tauten: 


822. Es ift in jebem Falle dem Gerichte anheim gegeben, auf Gelb- 
ober Gefängnißftrafe zu erfennen. Hat das Gericht auf eine 
Geldſtrafe erfannt umd ift der Berurtheilte unfähig, fie zu er- 
legen, fo wird fie in der Art in Gefängnifßftrafe umgewandelt, 
daß 6 K gleich 24 Stunden Gefängniß gelten. 

829. Dem bermaligen Fiscal wird, bis zur definitiven Beftellung einer 
Staatsanwaldichaft, zur Wahrnehmung der Aufrechterhaltung der 
Vorſchriften dieſer Verordnung, und zur gerichtlichen Verfolgung 
von Prozeßvergeben vom Senat, für jeben einzelnen Fall oder 
im Allgemeinen, aus ber Zahl der Samburgifchen immatriculirten 
Advocaten ein Subftitut beftellt. 

835. Bis zur definitiven gefetlichen Beftimmung über das fünftige 
Berfahren in Straffachen ift das Niebergericht Die competente 
Behörbe erfter Inftanz zur Entſcheidung über alle Preßvergehen. 


Der Angelfagte Heckſcher begnügte ſich damit, Tediglih an das 
Obergericht zu fuppliciven, event. um Berwanblung ber Ge- 
fängnißftrafe in Geldftrafe bittend — wurde aber abjchläglich 
beſchieden und hatte fomit feine Gelegenheit, an bie britte In- 
ſtanz zu gelangen. 


“% 


— 
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I. 

Hinfichtlich der in Nro. 24, 25 und 26 der diesjährigen 
Reform befprochenen Vorfälle ergeben die vom Ankläger bei: 
gebrachten polizeilichen Unterfuchungs=Acten, die übereinftim: 
mende beeidigte Ausfage von 29 Zeugen und verfchiebene 
Protocolle der allgemeinen Armen:Anftalt enthaltend, folgen: 
den Thatbeſtand. 

l. Die unverehelichte F. Tiedemann verftarb am 20ften 
Februar diefes Jahres, 40 Fahre alt, an der Bruftkrankheit, 
und hinterließ zwei uneheliche Töchter von bald achtzehn und 
neun Sahren, nebft einem Oheim, welcher namentlich in der 
lesten Zeit viel bei ihr verkehrte, Nach Ausfage diefes Oheims 
und der Nachbaren war fie feit. Sahren dem Trunk ergeben, 
befaß früher ein gehöriged Mobiliar und ordentliche Betten, 
hatte jedoch Alles verkauft oder verfeßt und das fo gelöfte 
Geld vertrunfen. Noch zur Zeit ihres Todes war, außer 
einer der Tochter überwiefenen Commode, an Mobilien, Küchen: 
und Hausgeräth Mehreres vorhanden, was damald von dem 
Oheim theild verkauft, theils verfchenft wurde. Die Mutter, 
auf Arbeit ausgehend, verdiente noch in der leßten Zeit vor 
ihrer gegen Neujahr erfolgten Erkrankung täglih 12 Schilling 
und Beköftigung im Schröderftift, wo feitvem die Arbeit von 
der älteren Zochter verfehen wurde. Die Lebtere, welche 
außerdem einen MWocenlohn von 20 Schilling nebft Fruͤhſtuͤck 
fi) erwarb, erflärt die Einnahme, zu welcher auch der Oheim 
von feinem VBerdienft beitrug, für genügend zur Anfhaffung 
des Nothwendigen. Hunger hat die Mutter, nach Ausſage 
ihrer Angehörigen, niemald gelitten; dagegen ſah es in ihrer 
Wohnung ftetö fhmusig aus, und gingen die Löchter durch 
Vernachlaͤſſigung unordentlicy einher. Auch diefe erklären, fo 
wenig nach der Mutter Tode, wie vorher, gehungert zu haben; 
fie wurden zulegt, wenn auch dürftig, doc) genügend befleidet 
gefunden, und fahen, ungeachtet ihrer unreinlihen Gewoͤh⸗ 
nungen, wohlgenährt, frifh und gefund aus, 2 

Al die Tiedemann am 12, Januar diefed Jahres von ber 
Allgemeinen Armen=Anftalt Krankenpflege erbat und erhielt, 


200 19. Dr. O. Schröder c. 8. Heckſcher u. 3. F. Richter. 


begab fich der Armenpfleger des Quartiers ungefäumt zu ihr 
und bewirkte, daß fie das von ihm bewilligte Armenbett noch 
an bemfelben Tage erhielt, vorbehältlich der Beftätigung, 
welche ordnungsgemäß erft fpäter erfolgen Fonnte. Außerdem 
empfing fie während ber bis zu ihrem Tode folgenden fünf 
Wochen im Ganzen 9% 8 an Krankengeld und provi: 
forifher Unterftügung, 12 Suppenzeichen und nad) Ausfage 
der Tochter „oftmals“ Feuerung. Die Tochter und die mitz 
pflegende Nachbarin erklären, daß der Armenarzt bei ber 
Kranken gewiß nichts verfäumt, daß er fie in der legten Zeit 
täglich befucht, fie gewiffenhaft, freundlich („nett“) und aufs 
merkfam behandelt habe, Won dem Vorſchlage, die Patientin 
nach dem Krankenhaufe fchaffen zu wollen, mußte er abftehen, 
weil fie ſich dawider firäubte. Die Bewilligung der erft 
fpäter gewünfchten Bettftelle, fo wie des von dem Pfleger 
unaufgefordert und ohne ihr Vorwiſſen ausweife der Protocolle 
für fie beantragten feften Armengeldes erlebte fie aber nicht mehr. 

Auf die Nachricht von ihrem Tode (dem 20ften Februar) 
erichien bereit3 an bemfelben Vormittage mit dem Arzt auch 
ber Armenpfleger in der Wohnung und ordnete die unents 
geltliche Beerdigung an. Er fchenfte dem Oheim auf deffen 
Bitte bad Armenbett, gab den Zöchtern eine Geldunterftügung, 
twied das erwachfene Mädchen an, ſich einen Dienft zu fuchen 
und erklärte zugleich, daß er für die jüngere burch Unter: _ 
bringung abfeiten der Armen:Anftalt forgen werde. Eine fos 
fortige proviforifche WVerforgung des Kindes außerhalb der 
Wohnung erfchien unnöthig, weil zu deſſen Aufficht die er 
wachſene Schwefter und ber Oheim anweſend waren, welcher 
auch in ben erſten Tagen für Koft und Geld geforgt zu 
haben angiebt. Dagegen wandte ſich der Pfleger noch am 
Todestage in diefer Angelegenheit an feinen Vorſteher, welcher, 
weil die übrigen Anträge, mit Einfhluß des bereit3 auf freie 
Schule geftelten, durch den Todesfall erledigt waren, bie 
Unterbringung ber jüngeren Xochter durch den dafür zu— 
fländigen Vorſteher beantragte, was auch am folgenden Tage 
(21. Februar) durch Beſchluß der Deputation genehmigt ward. 
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An diefen Vorfteher wandte fich während der nächften 
Tage die Frau, melde, nachdem beide Zöchter für die erfte 
Naht ein Unterfommen bei Nachbarn erhalten hatten, dad 
Kind einftweilen zu ſich nahm, mit der Bitte: ihr das Kind 
zu denfelben Bedingungen zu laffen, für weldye auch ander: 
weitig die Koftfinder der Armen = Anftalt bereitwillig über: 
nommen werben. Nach näherer Erfuntigung und Beforgung 
ded Zauffcheines wurde ihr durch den Vorfleher am 28, Fes 
bruar dad Kind förmlich übergeben, mit den für baffelbe be= 
flimmten Kleidungsftüden und mit der Erklärung: das Koft: 
geld werde vom 22, Februar, als dem Lage der vorläufigen 
Annahme, berechnet; die Armen:Anftalt forge für Schulunter: 
richt und ärztliche Behandlung; auch alles fonft etwa Nöthige 
fei in diefem wie in jedem folchen Falle auf Verlangen bei 
dem Borfteher zu erhalten. — Die Pflegemutter will ihr 
Borgeben, ald hätte der Armenpfleger erklärt, daß fie Feine 
fonftigen Sammlungen für das Kind zu veranfialten brauche, 
als Vorwand benußt haben, um dadurch die zudringliche Ein- 
mifchung und die neugierigen Fragen eines Unberufenen ab: 
zumwehren. 

2. Der frühere Arbeitömann N. Holzt, 74 Jahre alt, 
durch einen früheren auf dem Krankenhaufe geheilten Bein: 
bruch keineswegs gelahmt, im Genuſſe einer feften Penfion 
von 200 Mark jährlicd und, nach übereinftimmenden Ausfagen 
mehrerer Zeugen, dem Zrunfe in Wirthfchaften ergeben, lebt 
in wilder Ehe mit einer Frau, melde, eben fo wie eine er— 
wachfene unehelihe Zochter, im Allgemeinen arbeitöfähig und 
nur zeitweilig durch eine nicht erhebliche Krankheit an eigenem 
Berdienft gehindert war. Unter Berheimlichung jener ge: 
fiherten Penftions » Einnahme an den Armenboten und den 
Hfleger erlangte diefe Familie außer unentgeltlicher ärztlicher 
Behandlung im Februar diefes Jahres von dem Armenpfleger 
eine viermwöchentliche proviforifche Unterflügung von 12 bis 
16 Schillingen. Der Armenarzt, welcher die Familie ſchon 
mehrfach kurirt hatte und auch diesmal, nach Ausfage des 
Vaters, die an einem Magencatarrh leidende Tochter „orbent: 
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ih und gut behandelte," jo daß fie fchon Anfang März 
genefen war, befuchte diefelbe fo oft er ed für nöthig erachtete, 
unter Anderem (vor dem 1. März) in acıt Zagen dreimal; 
er. hat fich auch, nad) der Ausfage Unbetheiligter, durchaus 
nichts zu Schulden Fommen laffen. 


1. 


Kür die rehtlihe Beurtheilung der von dem An: 
Fläger geftellten Strafanträge Eommen folgende Punkte in 
Betracht: 

1) Das Namend der Angeklagten verfuchte Beftreiten ber 
Flägerifhen Legitimation zu der hier erhobenen Pro: 
cedur beruhet auf einer Verwechſelung zwifchen Vollmacht 
und verpflichtendem Auftrage. Der Ankläger ift durch $ 29 
beö Preßgefeßes und durch das ihn denominirende, dem Ge: 
richt zugeftelte Conclusum €. H. Rathes zur: gerichtlichen 
Berfolgung von Preßvergehen legitimirt, ohne daß dieſe ge- 
feglihe Vollmacht Beſchraͤnkungen enthielte, wie fie 3. B. 
der Art, 4 des Hauptrecefies aufftelte. Eine andere Frage 
ift e8, ob und weldhe Inftruction er für die Art jener 
Berfolgung im einzelnen Falle erhalten haben mag; für Die 
Einhaltung einer folhen Weifung würde er nur dem Auftrag: 
geber, nicht aber der Gegenparthei und dem Gerichte verant- 
wortlich fein. 

2) Aus einer Vergleichung des obigen Zhatbeftandes mit 
ben Xrtifeln in Nr, 24 bis 26 der Reform ergiebt fich: daß 
in le&teren die Beduͤrftigkeit beider dort bezeichneten Familien 
bei Weitem übertrieben und, auch abgefehen von dem Grabe, 
in welchem fie eine felbftverfchuldete war, in einzelnen Punkten 
erdichtet wurde; ferner, daß die Darftelung eine ungemein 
große Zahl von factifchen Unwahrheiten und Entftelungen 
ber Thatſachen enthält. Wenn fodann die Allgemeine Armen: 
Anftalt überhaupt und die fungirenden Vorſteher, Pfleger und 
Armenärzte perfönlih einer Härte und indolenten Saum: 
feligfeit befchuldigt werden, die in ihrer Stellung ald Ber: 
legung ber ihnen obliegenden Pflichten erfcheinen mußte, fo 
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genügt es zwar fchon, daß die Angeklagten diefe Angriffe in 
feiner Beziehung zu rechtfertigen vermocht haben. Ueberdies 
aber hat die erichöpfende Vorunterfuhung mit Evidenz das 
Refultat herausgeftellt: daß gerade den Familien Ziedemann 
und Holzt diejenige Liberalität, welche die gefeßlichen und 
dur Erfahrung bewährten Grundfäße der öffentlihen Armen: 
pflege geftatten, in vollem Umfange zu Theil geworden, fo 
wie daß von fämmtlichen Mitgliedern der Armenorbnung da— 
bei mit einer Pünktlichkeit und Nafchheit verfahren wurde, 
welche Faum in jedem Falle durdführbar fein kann, wo einer 
durch Trunkſucht und illegale Verbindungen erzeugten oder 
genährten Beduͤrftigkeit abgeholfen wird, 


3) Gegen den Angeklagten Hedicher ald Verfaſſer der 
vorliegenden Artifel ift es in fubjectiver Hinficht entfcheidend, 
daß er in ihnen eine Reihe von Behauptungen und Bes 
fhuldigungen vorbradhte, deren Nechtswidrigkeit nur durch 
das Bewußtfein aufgehoben fein würde, ihre Wahrheit durch 
überzeugende Beweiſe vertreten zu Fonnen. Auch hat er nicht 
etwa ihm aus glaubwürdiger Quelle mitgetheilten Nachrichten 
als ein Gerücht weiter verbreitet, für welches er im Stande 
wäre, feinen Gewaͤhrsmann zu filtiren und dieſem die weitere 
Verantwortung zu Übertragen. Hiernach erfcheint es für feine 
Entfohuldigung ganz unerheblich, daß er von dritten Perfonen 
Notizen gehört haben will, die ihm theilmeife den Stoff für 
feine Darftellung geliefert hätten, für deren Nichtigkeit ber 
Goncipient den Leſern einftehen zu koͤnnen ausdrüdlih und 
wieberholt verſichert. Dagegen lehren die Acten, daß Heckſcher 
nicht allein die nahe liegende Aufforderung, ſich vor feis 
nen Berichten an dad Yublitum auf zuverläffigem Wege 
zu unterrichten, leichtfinnig verfchmähet, fondern in der That 
wider befjeres Wiſſen gefchrieben hat, indem ſchon am 24ften 
Februar (vor dem Abdruck des erften Artikel) die Unter: 
rebung mit der Ziedemannfchen Tochter und der Pflegemutter 
ihn von der Grundlofigkeit feines fpäteren Vorbringens über: 
führt hatte. 
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4) Die Strafbarfeit der fraglichen Artifel folgt zwar 
nicht aus dem vom Anfläger gleichfalls angeführten $ 18 des 
Preßgefeged, weil ihr Inhalt nicht für den Staat im Ver: 
hältnig zu anderen Staaten nadıtheilig oder die öffentliche 
Sicherheit gefährdend ift. Unftreitig aber wird fie durch den 
$ 15 des Geſetzes begründet, fofern Borfteher, Pfleger und 
Herzte der allgemeinen Armen:Anftalt, wie auch biefe Anftalt 
überhaupt in ihrer amtlichen Thätigkeit dur) unmwahre und 
entftelte Thatſachen angegriffen find. Daß jene Perfonen 
als Mitglieder einer Hamburgifhen Behörde zu betrachten 
feien, ift nach unferem Staatörecht nicht zweifelhaft. Ein 
gefegmäßiger Schuß gegen berartige Angriffe gebührt von 
Rechtöwegen denjenigen, die mit uneigennüßiger, mühevoller 
und zeitraubender Zhätigkeit ein bürgerlihes Officium im 
Intereſſe des hülfsbebürftigen Theiles der Bevoͤlkerung ver: 
walten. Erſchwert wird die Strafbarkeit des Verfaſſers 
Heckſcher noch durch die ſeinem Artikel gegebene Ueberſchrift: 
„Hamburgiſche chriſtliche Armenpflege,“ weil dadurch, in Ver— 
bindung mit dem Inhalt, nicht ein dem Gemeinwohl dien⸗ 
licher Wetteifer in Bethätigung humaner Gefinnung, fondern 
der verwerflihe Misbrauch confeffioneller Unterfchiede als 
Vorwand für verlaumbderifche und gehäfjige Derabfegung von 
öffentlichen Inftitutionen fi Fundgiebt. — Die Berfhuldung 
des Angeklagten Richter als des für die Nedaction verant- 
wortlihen Berlegerd der Reform ift in diefem Falle kaum 
geringer als die des dort ungenannten Berfaflerd, zumal da 
Richter in dem geftändlich von ihm ſelbſt geichriebenen Sage 
in Nr. 29 feines Blattes den größten Xheil der früheren 
unwahren Behauptungen ſich angeeignet und deren Aufrecht: 
haltung übernommen hat. 

5) Für die Strafausmeffung if es gleichgeltend, ob 
der Staatsanwald die Form gewaͤhlt hat, jeden der drei Ar— 
tikel zum Gegenſtand eines abgefonderten, wiewohl gleich 
zeitigen Antrages zu machen, oder ob er in einer ungetrennten 
Klageſchrift auf Beſtrafung von mehrfachen Vergehen ange⸗ 
tragen hätte. Da das corpus deliel nicht etwa in einem 
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urfprünglich zufammenhangenden, nur für den Abdrud und 
die Publication in verfchiedene Nummern des Zeitblattes ab- 
gebrochenen Auffaße beftand, vielmehr durch jede der mehreren 
zu verfchiedenen Zeiten verfaßten Drudfcriften eine Contra— 
vention felbftftändig begangen wurde ($ 11 des Preßgeſetzes) 
fo.muß nad allgemeinen Grunbfäßen (vergl. 1.2. pr. D. de 
privatis delictis), deren richtige Anwendung auch dad Pre: 
geſetz keineswegs ausgelchloffen hat, eine Addition der mehr: 
fach verwirkten Strafen den Ausgangspunkt bilden. Snner: 
halb diefer Grenze ift au die Anwendung der ftrafmindern: 
den Theorie von fortgefeßten Vergehen nicht weiter gerecht: 
fertigt, ald ed die Berudfichtigung der Einheit des Zweckes 
welcher wiederholend verfolgt, und des Strafgeſetzes, welches 
dadurch von Neuem übertreten wurde, geftattet. — Als die 
nach $ 22 des Geſetzes vom Gericht zu beftimmende Strafart 
kann aber dem Ernft diefer Sache und den obmwaltenden 
Umftänden nicht eine Geldbuße, fondern auch für den An: 
geflagten Richter nur eine Freiheitöftrafe angemeffen befunden 
werden. ER 

6) Bon der Verurtheilung der Angeklagten in die Prozeß: 
foften müffen, gegen den Antrag des Anflägers, die Koften 
der polizeilichen Unterfuchung ausgefchloffen bleiben, theils, 
weil der gefeglihe Schragen für Preßfachen ſolche Aufwen: 
dungen nicht mit begreift, theils, weil jene Unterfuhung nach 
$ 34 des Preßgefeßes nicht im beiderfeitigen Intereſſe unter: 
nommen, fondern nur zur Gonftatirung der vollen Wahrheit 
auc über Einzelheiten veranlaßt fein Tann. 


Aus vorftehenden Gründen 

erkennt das Niedergericht, unter Gombinirung des Proto: 

colle3 in den oben rubricirten ſechs Rechtsſachen: 
dag in Gemäßheit $ 15 des Preßgeſetzes der An: 
geklagte L. Heckſcher in eine dreimonatliche, der An: 
geflagte 3.5. Richter in eine zweimonatliche Gefängniß: 
firafe, fo wie jeder der Angeklagten in den Erfag ber 
ihn betreffenden Prozeßfoften zu verurtheilen, auch ber 
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Angeklagte Richter zu verpflichten fei, das gegenwärtige 
Erkenntniß nad eingetretener Nechtöfraft deſſelben 
durch eine der naͤchſten Nummern der Reform voll: 
ftändig zu veröffentlichen und daß folches gefchehen 
bei Strafe von fünf Neichöthalern anf der Gerichts: 
fanzlei zu documentiren. . 


Decret des Obergerichts 
vom 27. Juni 1856. 


1) Die Legitimation des Dres. DO. Schröder als Staats— 
anwald für die vorliegende Sache betreffend: 
daß die an Das Niedergericht unter dem 30, Mai d. J. 
erlaffene Requifition, fammt der Ermwiderung defjelben 
som 2. Juni d. J., nebit Anlagen, den Acten beizulegen, 
auch dem Supplicanten deren Einficht zu geftatten, und 
da. der Legitimationspunft des Dris. O. Schröder fick 
dadurch nach Manfgabe Art. 29 des Preßgeſetzes als 
vollkommen berichtigt zeigt, auch aus dem Art. 30 des⸗ 
jelben Geſetzes überall nicht gefolgert werden mag, daß 
der Staatsanwald, der ja nach Art. 29 gar nicht für 
jeden einzelnen Fal angeftellt zu werben braucht, einer 
weiteren Legitimation für die vorliegende Sache beburfte; 
daß dieſe Nichtigkeitsbeſchwerde zu vermwerfen. 

2) Hinfichtlich der Frage: ob das Niedergericht in dem 
angefochtenen Erfenntniffe, dem Art. 46 des Prefigefebes zu— 
wider, über die Anträge des Staatsanwalds hinaus gegangen ift; 

da zwar der Staatsanwald' hier wegen der Drei vor— 
liegenden und mit Recht ala Drei verfchiedene und jede 
abgefondert für fich zu ahndende Gefepesübertretungen 
behandelten Preßvergehen nur auf eine Geldftrafe von 
zufammen 900% angetragen hat, dem Gerichte aber 
tur $ 22 des Prefgefehes, ohne daß dabei eines be— 
fonderen Antrages des Anflägers erwähnt wird, anheim 
gegeben ift, in jedem Falle auf Geld» oder auf Gefängniß— 
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firafe zu erkennen, baffelbe mithin, wenn es auf bie 
Anträge des Staatsanwalds in deren vollem Umfange 
einging, den Angellagten nach dem ferneren Inhalt des- 
felben Artitel) wonach 6 } gleich 24 Stunden Gefängniß 
gelten, unbedenklich zu 150 Tagen Gefängniß zu ver— 
urtheilen berechtigt gewejen fein würde, während es nur 
auf zwei Monate erfannt bat; 
dag auch Diefe Nichtigfeitsbefchwerde als grundlos 
zu verwerfen; 
die weitere Vertheidigung des Supplicanten betreffend, 
aber: 
daß bei der offenbaren Hinfälligfeit der zufammen- 
geftellten Defenfionsmomente, und da vielmehr bie 
erfannte Sreiheitsftrafe auch gegen den Supplicanten 
in jeder Beziehung vollkommen indieirt war; 
das erwähnte niedergerichtliche Erfenntnig vom 
10. Mai d. 5%. lediglich zu beftätigen. Arten find, 
nebft einer Abjchrift des Decrets, zu remittiren 
und ift das Supplicatum zu communiciren. 


Ober-Appellationdgerichtlihes Urtheil 
vom 3. Suli 1856. 


In Sachen Jacob Ferdinand Richter zu Hamburg, An-» 
geflagteng, jett Duterulantens, wider den Dr. Octavio Schröder 
daſelbſt, als beftelten Staatsanwald für Preßprozeſſe, Anz 
Hägern, jebt Duerulaten, wegen Prefvergeben, jeht Nichtig- 
feit betreffend, wird dem Lebteren die von dem Erfteren ein- 
gereichte Nichtigkeitsbefchtwerde nebſt Procuratur = Vollmacht 
bierneben in Abjchrift zur Nachricht mitgetheilt; und in Er— 
wägung, 

daß die Nichtigkeitsbeſchwerde beim Ober-Appellations— 

gerichte, wie daſſelbe auch in früheren Rechtsſachen im— 

mer gleichmäßig ausgeſprochen hat, nicht auf Gründe 

geſtützt werden kann, welche bereits in der vorigen In— 
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ftanz geltend ‚gemacht, richterlich geprüft und verworfen 
find, weil in ſolchem Falle von einem Mangel des ober⸗— 
gerichtlichen Verfahrens nicht Die Rede fein kann, viel- 
mehr nur die Richtigkeit der obergerichtchen Entſcheidung 
felbft angefochten wird, der unrichtige Inhalt eines Er- 
fenntniffes aber nach der unzweideutigen Vorſchrift in 
$ 41 der Gerichtsordnung für Das Ober = Appellationg- 
gericht vom Kreife der daſelbſt zugelafjenen Nichtigkeits— 
gründe ausgefchloffen ift; und 
daß im vorliegenden Falle Die beiden aus Art, 30 
und Art. 46 des Prefgefebes vom 5. October 1849 
bergenommenen, das Verfahren und die Entjcheidung 
erſter Inſtanz betreffenden Nichtigfeitsgründe, melde 
den alleinigen Gegenftand der anber erhobenen 
"Nichtigfeitsbefchtwerde bilden, von dem Querulanten 
nach feiner eigenen Darftelung bereits in gleicher 
Weiſe beim Obergericyt geltend gemacht, von dieſem 
aber in dem angefochtenen Decret vom 27ften vor. 
Monats ausdrüdlich erivogen und verworfen wor= 
den find, 
erfennt dag Ober = Appellationsgericht der vier freien 
Städte Deutfchlands ohne Weiteres für Nedt: 
Daß zwar die Frift der gegen das Decret des Ober⸗ 
gerichts der freien Hanſeſtadt Hamburg vom 27ften 
⸗ vorigen Monats erhobenen Nichtigkeitsbeſchwerde 
für gewahrt zu achten, die Beſchwerde ſelbſt jedoch, 
wie hiermit geſchieht, unter Verurtheilung des Que—⸗ 
rulanten in die Koſten dieſer Inſtanz, als unſtatthaft 
zu verwerfen, und das mit der Beſchwerde ver— 
bundene Inhibitionsgeſuch als erledigt anzunehmen 
ſei; und ſoll das Obergericht um Inſinuation dieſes 
Erkenntniſſes an den Querulaten erſucht werden. 


NM 30. 


In Sachen Weters & Hundeffer, Kläger Anwald Herr 

Dr. Aug. Sutor) contra G. U. Moller, in Voll⸗ 

macht der neuen fünften Affecuranz = Compagnie, Beflagten. 
(Anwald Herr Dr. ©. Veterfen.) 


A. Rechtsfall: 
Die Kläger verlangten vom Bellagten, bei bem fie Waaren gegen 
Seegefabr, unter der Claufel „frei von Beſchädigung, ausge 
nommen im GStranbungsfalle,” verfichert hatten, den Erfat ber 
Berfiherungsjumme. Es habe freilich feine Strandung ftatt- 
gehabt, die Waaren feien aber dermaßen bejchädigt worben, baf 
der Schaden einem Zotalverluft gleich zu ftellen fei. Sodann 
verlangten fie Erfat der theils in jolcher Police verficherten 
Waaren, tbeils in bejonberer Police afjecurirter Provifion. 
Das Handelsgeriht erkannte den Beklagten pflichtig, bie 
Derfiherungsfumme auf die Waaren und die Provifion zu zahlen. 
Das Obergeriht erkannte, unter Berwerfung ber Haupt- 
forderung, nur auf einen Theil ber Provifionsforberung, und 
das Ober-Appellationsgericht trat in ber Hauptſache biefer An- 
ficht bei, ertendirte aber die Provifionsforberung der Kläger in 
Gemäßheit der Klage. 
B. Rechtsſätze: 
a) des Handelsgerichtes: 

1) Nah Entftehungsgrund, Zwed und Sinn ber Elaufel „frei von 
Beihädigung, ausgenommen im Strandbungsfalle,” hat der Ber- 
fiherer die partifuläre Havarie felbft dann nicht zu erftatten, 
wenn dieſe ihrem ganzen Umfange nah unzweifelhaft von be- 
ftimmten Borfällen der Seereife herrührte. 

2) Der Umftand allein, daß die verfiherte Waare ihren Beftim- 
mungsort nicht erreicht hat, conftituirt nicht einen Totaljchaden 
und berechtigt nicht zum Abandon. 

3) Die Annahme eines Totalverluftes fett nicht unbebingt ben 
gänzlihen phyfifchen Untergang und Verluſt ber verficherten 
Waare voraus, vielmehr iſt eine Waare, obgleich noch Meber- 

Rechtefälle 1856, 14 


210 20. Peterd & Hundelfer c. ©. U. Moller. 


bleibfel von berfelben vorhanden find, als total verloren auch 
dann zu betrachten, wenn ihre fpecielle Natur völlig vernichtet 
und dieſelbe dadurch für den Verſicherten gänzlich werthlos ge- 
worben ift. 

4) Der Umftand allein, daß bie Weberbleibfel des verſicherten Ob- 
jectes boch immer noch einigen Gelbwertb baben, ſchließt bie 
Annahme eines Totalverluftes nicht aus. 


b) des Obergerichtes: 

5) Der Umftand, daß die mit der Clauſel „frei von Beſchädigung, 
anfer im Strandungsfall,“ verficherten Waaren gänzlich werth- 
(08 geworben find und ihren Beftimmungsort nidht erreicht haben, 
ift an und für ſich nicht als ein dem DVerficherer zur Laft kom— 
mender Totalſchaden zu betradhten, weil bie Relevanz ber Clauſel 
„frei von Beſchädigung, außer im Strandungsfall,“ ganz unab- 
hängig ift von ber Größe des durch eine Beſchädigung der mit 
biefer Elaufel verfiherten Waare dem Berfiherten erwachienden 
pecuniären Schabens. 


ec) des Ober-Appellationsgerichtes : 


6) Wenn in erfter Inftanz im enblihen Nefultate günftig für eine 
Parthei erkannt ift, da ſchadet es ihr nicht, wenn fie eine un- 
günftige Entſcheidung über einzelne ihrer Angriffs- oder Ver— 
theidigungs - Mittel ibrerfeits nicht auficht, vielmehr kann fie, 
wenn in zweiter Inftanz auf Appellation bes Gegners eine im 
Nejultat ihr ungünftige Entſcheidung erfolgt, bei ihrer Appellation 
an bie dritte Inflanz auf jene Angriffs-, refp. BVertheidigungs- 
Mittel wieber zurückkommen. 

7) Die vielfältig in Hamburger Sachen vorgelommene Anſicht, daß 
man verpflichtet fei, wegen berartiger, materiell durch das Bor- 
banbenfein einer andern Entſcheidung bebeutungslos geworbener 
Entſcheidungen, felbftftändig ein Rechtsmittel zu ergreifen, ift 
ebenfo irrig, wie die Anficht, daß man zur Konfervirung revi- 
viscirender Beſchwerden felbfiftändig zu appelliren verbunden fei. 

8) Die Frage, ob bie Elaufel „außer im Fall der Strandung“ 
analog aunsgebehnt werben fünne auf andere Unfälle, welche als 
eben fo ſchwer, ober fchwerer wie ber im jenen Worten aus- 
drücklich bezeichnete fich berausftellte, ift zu werneinen, und anzu« 
nehmen, daß nur ein Strandungsfall eine Verpflichtung ber Ber- 
fiherer, welche mit der Elaufel gezeichnet haben, begründe. 

9) Ausnahmen von einer Regel find ftrict zu interpretiren, wenn 
fih nicht ein weiter gehender Wille der Paciscenten nachweiſen 
läßt. 
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10) Eine wahre Vernichtung (j. g. effectiver Total-Berluft) ift nur 
dann vorhanden, wenn ein Gegenftand aufgehört hat zu eriftiren, 
gleihgültig, ob er blos untergegangen oder umgejchaffen, d. h. 
in einen neuen Gegenftand übergegangen ift, ober, wenn ber 
Gegenftand in eine Lage gebracht ward, welche ihn ber Dispo- 
fition feines Herrn bleibend entzieht. 

11) Eine fingirte Vernichtung (f. g. conftructiver Totalverluft) des- 
halb anzunehmen, weil eine Waare ihren Beftimmungsort nicht 
erreicht, und unverjchiffbar, jo wie durch längere Aufbewahrung 
dem gänzlichen Berberben ausgejett, in einem Zwiſchenhafen 
babe verkauft werben müſſen, ift nah Hamburgiſchen Rechte 
unzuläfftg. 

12) Bei Anwendung ber Elaufeln „frei von Ledage” und „frei von 
Bruch,“ Die fich zu der vorhin beiprocdhenen wie die species zum 
genus verhalten, kann ohne Zweifel im Falle gänzlihen Aus» 
laufens und gänzlihen Zerbrechens ber verficherten Gegenftände 
fein Anſpruch gegen Die Verficherer erhoben werben. 

13) Im Allgemeinen Plan wird unter Schaden jebe Beihädigung 
verftanden, 


Dandelögerichtliches Erfenntniß (zweite Kammer) 
vom 19. April 1854. 


Da der Beflagte nach $ 62 des Allgemeinen Plans vie 
Kläger wegen ihres Schadens nicht an ven Schiffer ver— 
weijen kann, 

der Erftere auch mit Recht unbeftritten läßt, daß er an 
und für fih und abgeſehen von den fperiellen Bedingungen 
der Police, für die in Rede ſtehende Beſchädigung der ver— 
fiherten Waaren dur Würmer aufzufommen bat, 

es ſich demnach nur frägt, ob der Beklagte bei ver mit 
der Elaufel „frei von Befchädigung, ausgenommen im Stran— 
dungsfall,” gejchloffenen Verſicherung im vorliegenden Fall, 
obgleidy eine Strandung des Schiffes nicht flattgehabt, den— 
noch für eine Befchäbigung der verſicherten Waaren aufzu- 
fommen babe, fo wie, ob der fragliche Schaden als ein Total- 
verluft zu betrachten fei, 

da num — fo viel die erfte Frage betrifft — der von bem 


Klägern geltend gemachten, früher befanntlidy von ſehr name 
14* 
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bafter Autorität aufgeftellten Anſicht, daß nämlich nad Ent« 
ftehungsgrund, Zwed und Sinn der Claufel: „frei von Be— 
Schädigung, ausgenommen im Strandungsfall“ der Verficherer 
troß derfelben auch die partichlaire Hasarie Dann zu erftatten 
babe, wenn dieſe ihrem ganzen Umfang nach unzweifelhaft 
von beftimmten Unfällen der Seereife herrühre — eine Aufs 
faflung, welcher übrigens noch im Sahre 1846 das Handels» 
gericht bei der in diefer Beziehung ganz analogen Stoßrlaufel 
im Erfenntniß Bödeker contra Buek gefolgt ift — deshalb 
nicht beigetreten werben kann, weil in confequenter Verfolgung 
der diefer Anficht zu Grunde liegenden Prineipien die Wirk— 
famfeit der fraglichen Claufel nicht nur auf die Fälle ver 
Seegefahr, im engften, im topifchen Nechte gar Feine Geltung 
findenden Sinne zu befchränfen, fondern felbft auf dieſem 
Gebiet überall da augzufchließen fein würde, wo ein noch 
fchwererer Seeunfall als eine Strandung eingetreten, bie 
Elaufel alfo, abgefehen von jener erften Befchränfung, auch 
noch jo zu verftehen fein würde, als wenn fie „frei von Be— 
Schädigung, ausgenommen, wenn iwenigftens ein Strandungs— 
fall eingetreten,“ Tautete, 

gegen folche Interpretation aber — auch ganz abgefehen 
vom $ 93 des Allgemeinen Plans, deſſen präcifer Faſſung 
gegenüber biefelbe jedenfalls völlig unhaltbar erfcheint — die 
gewichtigften Bedenken fchon aus der Erwägung fich erheben, 
daß einerfeits die Milderung der in der fraglichen Claufel 
allerdings liegenden Härte in ber Praxis auf dem Wege der 
feit Einführung der Claufel in Hamburg allmählig ftattge= 
babten Erweiterung des Begriffs eines Strandungsfalls er- 
folgt if, mwodurd eine analoge Ausdehnung ver in der Claufel 
enthaltenen Ausnahme von felbft ausgefchloffen erfcheint, anderer- 
feits aber folche Ausdehnung aud in England, wo die frag- 
liche Elaufel ſchon früßer als in Hamburg üblid mar, fo viel 
befannt, Feinerlei Vorgang findet, 

da demnach bei der ftrieten Sinterpretation des $ 93 des 
Allgemeinen Plans, unter Berüdfichtigung der ſchon aus Dem 
frühern Wortlaut der fraglichen Claufel, jo mie ter aus 
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$ 103 des Allgemeinen Plans fi ergebenden Ausnahme ftehen 
zu bleiben ijt, | 

da — betreffend die zweite Frage — ber Umftand allein, 
daß die verficherte Waare ihren Beftimmungsort nicht erreicht 
bat, allerdings einen Totalſchaden nicht conftitwirt und nicht 
zum Abandon berechtigt, wie fich unzweifelhaft aus S 11 b 
und $ 119 des Allgemeinen Plans ergiebt, 

dagegen die Annahme eines Totalverluftes nicht unbedingt 
den gänzlichen phyſiſchen Untergang und WVerluſt der ver- 
fiherten Waare vorausſetzt, vielmehr eine Waare, obgleich 
noch Ueberbleibjel von detſelben vorhanden find, als total 
verloren auch dann zu betrachten ift, wenn ihre fpecielle Natur 
volig vernichtet und dieſelbe dadurch für den Verficherten 
gänzlich werthlos geworben ift; 

im vorliegenden Falle nun die per Scandia verladenen, 
mit der Claufel: „frei von Beſchädigung, ausgenommen im 
Strandungsfall” verficherten Waaren ausweiſe des in Hong— 
fong aufgenommenen Befihtigungs-ProtocoNg nicht allein als 
not merchantable befunden und ausgefprochen ift, daß die— 
felben als präjuticirlich für andere Waaren gar nicht wieder 
verladen werben Fonnten, fondern auch in dem demnächſt 
ftattgehabten üffentlirken Berfauf ausweiſe der Dispache ein 
Netto-Provenüi von nur Bro.H 5 auf Be. 5950 ergaben, 

auch aus den Beilagen zur Dispadye fich ergiebt, daß 
dDiejes Provenii von Bev.# 5 allein auf die in der Dispache 
mit den Perlen gemeinfchaftlich verrechneten 1 Kifte Feder— 
pofen und 6 Fäſſer Kreide, auf welche es nicht einmal”2 pCt. 
ausmacht, ſich ergeben hat, während auf die 13 Kiften Perlen 
ein Netto-Provenit fiy überall gar nicht berausftellt, 

bei einer Waare aber, die in Folge der Seegefahr, welcher 
fie ausgefebt wurde, jo mwerthlos geworben, daß der Schaden 
mehr al3 98 oder gar volle 100 pCt. beträgt, es ſchon an 
und für ſich fehr nahe liegt, dieſelbe, felbft wenn ihre Sub- 
ftanz noch vorhanden if, nicht bloß als beſchaͤdigt, fondern 
als gänzlich zerftört, das heißt als diejenige Waare, als welche 
fie. bei ver Verficherung bezeichnet wurde, nicht mehr eriftent 
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zu betrachten, wie denn auch der Ausbrud: „not merchan- 
table“ nicht wohl anders als in dieſem Sinne verſtanden 
werben Tann, während jchon aus $ 42 des Allgemeinen Plans, 
nad) welchem, bei einer ausorädkicd gegen Totalverluft ge— 
fchloffenen Berficherung, ſchon ein Schaden von mehr als 
98 pCt. die Zahlungsverbindlichkeit des Verficherers zur Folge 
bat, hervorgeht, wie der Umſtand allein, daß Die Ueberbleibfel 
bes derficherten Objects doch immer noch einigen Geldwerth 
baben, vie Annahme eines Zotalverluftes auszufchließen nicht 
geeignet ift, 

da es hienach im vorliegenden Fal um fo weniger be— 
denklich erfcheint, ven fraglichen Schaden für einen Total— 
verluſt zu erllären, als die Waare wegen bes gänzlich ver— 
dorbenen Zuftandes, in welchem fie in Hongfong anfam, weder 
dafelbft gelagert, noch überall wieder verladen werden Tonnte, 
alfo für die Berficherten jedenfalls gänzlich verloren ift, 

da ein gleiches Refultat bei den per Lima verladenen 
Waaren ſich nicht ergiebt, indem dieſe vielmehr ein Provenü 
son far 14 pCt. ausgetragen haben, 

Da endlich — die Proviflon betreffend — diefelbe in bei— 
den Policen mit der ausprüdlichen Bedingung verfichert ift 
„auf Güter, die im Schadensfall ihren Beftimmungsort nicht 
erreichen, als Zotalverluf zu erſetzen,“ dieſer Zuſatz aber 
völlig überfläffig fein wilrde, falls mit demfelben nichts An—⸗ 
beres gejagt fein follte, ald was fchon der $ 107 des Allge- 
meinen Plans enthält, Überdies aber auch der Umftand, daß 
in beiden Policen promiscue Proviſion auf foldye Güter ver- 
fichert if, auf welche der Beklagte gleichzeitig gezeichnet hat 
und auf ſolche Güter, auf die derſelbe nicht gezeichnet bat, 
dahin führen muß, den Klägern die verficherte Proviſion, auch 
unabhängig von der Frage, ob der Schaden auf die Waare 
jelbft den Beflagten treffe, zugufprechen, 

daß der Bellagte die auf die Waaren per Scandin ge= 
forderten Bro. 6715. 7 8, fowie die auf die Waaren 
per Lima eingellagte Proviſion mit Beo. 221. 13 2 
fammt BZinfen som 15. März biefes Jahres und ben 
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Dispachefoften den Klägern innerhalb acht Tage sub 
poena executionis zu bezahlen babe, die Prozeßkoſten 
aber zu compenfiren feien. 


Obergerichtliches Erkenntniß 
vom 10. Juli 1854. 

Da der Umſtand, daß die mit der Clauſel: „frei yon Be 
Ihädigung außer im Strandungsfall* verfidherten Waaren per 
Scandia gänzlich werthlos geworben find und ihren Beftim- 
mungsort nicht erreicht haben, nach $ 119 des Allgemeinen 
Plans hamburgiſcher Seeverficherungen vom Jahre 1847 und 
$ 121 dajelbft als ein dem Verſicherer zur Laft Tommender 
Zotalfhade an und für fich nicht zu betrachten ift, weil bie 
Relevanz der Elaufel: „frei von Beſchädigung außer im 
Strandungsfall” ganz unabhängig ift von der Größe des durch 
eine Beihädigung der mit dieſer Elaufel verficherten Waare 
dem Berficherten erwachfenden pecuniären Schadens, wie denn 
3. B. auch durch einen ohne Strandung entftandenen Led eine 
leicht verderblihe Waare gänzlich zerftört oder wegen See— 
beſchädigung im Nothhafen, ohne einen Ertrag zu bringen, 
verfauft werben kann, wobei gleichwohl der Schade den Ver⸗ 
fiherer überall nicht trifft; da die Frage, ob die Bedingung: 
„frei von Beſchädigung außer im Stranbungsfalle” auch im 
vorliegenden Falle den Affecuradeur ſchützen kann, in gegen 
wärtiger Sachlage als rerhtsfräftig zu Gunften des Beklagten 
entfchieden zu betrachten ift, indem das handelsgerichtliche Er⸗ 
kenntniß, felbft abgefehen von ven, übrigens die Elemente des 
decisi enthaltenden und daher der Rechtskraft fähigen Ent- 
Icheidungsgründen, eine Verwerfung aller Anfprüche ver Kläger, 
infofern diefelben aus der befonderen Natur ver Beſchädigungs⸗ 
Urfache entnommen werben folte, enthält; da, wenn ber Ber 
Hagte fomit durch den Schaßen oder Untergang der Waare 
nicht betroffen wird, er auch für die auf dieſe Waaren ver⸗ 
ficherte Brosifion nach $ 107 des Plans nicht haftet, während 


216 20. Peterd & Hundeffer c. G. U. Moller. 


binfichtlich der Provifion für nicht verſicherte Waaren die Bes 

bingung der Police gegen ven Beklagten entſcheidet, 
daß das bandelsgerichtliche Erkenntnig a quo vom 19ten 
April diefes Jahres, ſoweit es angefochten worden, da= 
bin abzuändern: daß der Beklagte nur bie pag. 30 des 
Appellationg = Libels erwähnte Provifion von zufammen 
Bro.H 246.28, nebſt Zinfen vom 15. März d. J., au 
die Kläger zu bezahlen ſchuldig, übrigens aber son ver 
Klage zu entbinden. — Die Koften auch diefer Inſtanz 
werden compenfirt, und ift die Sache mit den wieder zu 
verfiegelnden Acten an das Handelsgericht zu remittiren. 


Ober Appellationsgerichtlihes Erkenntniß 
vom 12. Zuli 1856. 

Daß die Förmlichkeiten der Appellation für gewahrt zu 
achten und in der Sache felbit das Erfenntniß des Ober: 
gerichtes der freien Hanſeſtadt Hamburg som 10. Yuli 
1854 zwar im Uebrigen zu beftätigen, jedoch dahin ab— 
zuändern, daß Bellagter den Klägern den Provifionsreft 
son Bro. 746.2 ß, nebft Zinfen vom 15. März 1854 
zu zahlen verbunden fei, und wird nunmehr, unter Ver— 
gleichung der Koften gegenmwärtiger Snftanz, die Sache 
an das Danbelsgericht zurüdverwieſen. 


Entſcheidungsgruͤnde. 

J. Die Kläger vermeinen die Verpflichtung des Beklagten 
zur Bezahlung des Taxwerthes der mit der Clauſel: „frei 
von Beſchädigung außer im Strandungsfalle” verficherten 
Waaren aus einem doppelten Grunde ableiten zu Fünnen, 
Sie verneinen das Vorhandenſein einer Beſchädigung, und fie 
behaupten das Vorhandenſein eines der Strandung gleicdy- 
ftehenden Ausnahmefalles. ” 

A) Sin letzterer Beziehung konnte nun zwar dem borigen 
Urtheil darin nicht beigepflichtet werben, wenn daſſelbe die 
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materielle Prüfung bes Berpflichtungsgrundes um deswillen 
für ausgefchlofien erachtet bat, weil ſolcher rechtsfräftig ver— 
worfen fei. Denn es war den Klägern nicht anzufinnen, ein 
Rechtsmittel wider Die in dem erften Urtheil ausgeführte Ver— 
werflichfeit gedachten Berpflichtungsgrundes zu ergreifen, da 
gedachtes Urtheil den zweiten Grund für die Verurtbeilung 
der Beflagten anerkannt bat, und ein Rechtsmittel, mittelft 
deſſen die Kläger die Anerfennung aus dem erften Grunde zu 
erwirfen fich bemüht hätten, materiell ohne Inhalt gemwefen 
fein würde, Sobald aber der zweite Richter die Verwerf— 
lichkeit des Grundes ausſprach, auf welchen ver erite Richter 
die Verurtheilung der Beflagten geftübt hatte, trat für den 
zweiten Richter die Berechtigung und die Verpflichtung ein, 
den verworfenen Grund einer erneueten Prüfung zu unter- 
ziehen, und die Kläger find befugt, auch dieſen Grund in 
dritter Inftanz von Neuem zur Entfcheidung zu bringen. Auch 
bat das Ober-Appellationggericht in Gemäßheit diefer Grund— 
fäbe in neuerer Zeit wiederholt erfannt, und an dem Grunds 
fat fetgehalten, da, wo in erfter Inſtanz im endlichen Re— 
fultate gänftig für eine Parthei erkannt ift, ſchadet es ihr 
nicht, wenn fie eine ungünftige Entfcheidung über einzelne 
ihrer Angriffs- oder Vertheidigungs » Mittel ihrerfeits nicht 
anficht, vielmehr Tann fie, wenn in zweiter Inſtanz auf Appel- 
lation des Gegners eine im Reſultat ihr ungünftige Ent- 
ſcheidung erfolgt, bei ihrer Appellation an die dritte Inſtanz 
auf jene Angriffs> resp. Vertheidigungs-Mittel wieder zurüds 
fommen. Es muß daher die in Hamb. Sachen nicht felten 


vergl. Allgem, VBerficherungs-Gefellfchaft zu Trieft wider 
Marg. Mans — April 1856 — 


wahrgenommene Anficht, daß man verpflichtet fei, wegen der— 
artiger, materiell durdy das Vorhandenſein einer anderen Ent- 
fcheidung bedeutungslos gewordener Entſcheidungen felbftftändig 
ein Rechtsmittel zu ergreifen, um ſich ſolches für den Fall, 
daß jene anderen Entſcheidungen abgeändert werben ſollten, 
zu erhalten, für eben fo irrig erachtet werden, wie die Anficht, 


[4 
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dag man zur Conferbirung reviviscirender Beſchwerden felbft- 
fändig zu appelliren verbunden fei; 

vergl. Marty & Eon]. c. Dutton — 14. Decbr. 1854 

zu Ende der Entſch. Gr. — 

Bon einer Rechtskraft auf Grund von zwei gleichförmigen 
Entfcheidungen über die gedachte Frage läßt fich eben fo wenig 
reden, da das Obergericht aus dem gedachten formellen Grunde 
ficy über die Beantwortung der Frage nicht ausgefprochen bat. 

Der Grund felbft aber, daß der vorliegende Fall noch 
Schwerer fei, als ein Strandungsfall, welcher bier nicht vor— 
liegt, oder an Bedeutung ſolchem gleichftehe, und um des— 
willen Erjaß geleiftet werden müfle, war zu verwerfen, Denn 
die Frage, ob der Fall der Strandung bei der in Rede ftehen- 
den im $ 93 des Allgemeinen Plans erwähnten Elaufel nur 
beifpielöweife genannt, ob mithin eine analoge Ausdehnung 
auf Fälle, welche als eben fo ſchwer oder ſchwerer wie ver 
gedachte fich berausftellen, geftattet fei, mußte in Beihalt ver 
Geſchichte dieſes Artikels 

Bedingungen von 1800, $ 22, 

Archiv für d. Handelsr. Bd. 2, ©. 60, fig. S. 570, 

Juriſt. Abbandl. Bd. 1, ©. 65, 67, 70, not. 11, 

Pöhls Handelsr. Bo, 4, ©. 252, 328 fig. 

Ober = Appellationsgerichtliches Urth, in S. Arnemann 

e. Öerling, 27. April 1846, 

(Auffm Ordt) Entw, zum Allgem. Plan, $ 90, 
verneint und angenommen werden, bag nur ein Strandungs⸗ 
fall, wie folder in $ 93 des Näheren befinirt if, eine Ver— 
pflichtung der Verficherer, welche mit dieſer Elaufel gezeichnet 
baben, begründe. Denn 

1) nach allgemeinen Grundfägen der Auslegung find Aus— 
nahmen von einer Regel ftrict zu erklären, wenn fich nicht ein 
weiter gehender Wille der Pariseenten nachweifen läßt. So 
ſehr man alſo auch berechtigt if, Die ausgeſprochene Aus- 
nahme in der vollen Bedentung des Wortes zur Anwendung 
zu bringen, über daſſelbe hinauszugehen und gleichartige Fälle 
eben fo wie den genannten zu behandeln, dazu müflen be= 
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fondere Gründe vorliegen. An folchen fehlt es aber in ver 
gegenwärtigen, nach den Bebingungen des Allgemeinen Plans 
geſchloſſenen Verſicherung nicht nur gänzlich, ſondern es 
ſpricht auch 

2) der $ 93 der Bedingungen, welcher vorſchreibt, daß 
der DVerficherer nur dann bie Beſchädigung des verficherten 
Gegenftandes zu vergüten habe, wenn das Schiff geftranbet 
ſei, mit Haren Worten gegen die Zuläffigfeit analoger Aus- 
dehnung dieſe Haren Worte auf dem Wege der Snterpretation 
zu befeitigen und einem f. g. höherem Princip zu gefallen in 
gleich ſchweren oder ſchwereren Fällen als die Strandung ift, 
eine Verpflichtung ver VBerficherer anzuerkennen, muß aber um 
jo bedenklicher erfcheinen, als 

3) bei der Faflung des gebachten Paragraphen nicht min— 
ber wie der Beflimmung von $ 86 Abf. 2 es vffenbar bie 
Abficht gewefen ift, die Schwanfungen, welche das Nichter- 
ermeſſen in Beurtheilung der einzelnen Fälle nothwendig mit 
fich führt, abzufchneiden, und dem Verficherer wie dem Ver— 
fiherten den Fall deutlich zu bezeichnen; in welchem Sener zu 
haften und Diefer Entfchädigung zu erwarten habe. Auch 
liegt darin Feine Härte für Lebteren. An ſich haftet der Ver— 
fiherer nach $ 38 für alle auf der Reife den verficherten 
Gegenftand betreffenden Unglüdsfälle, gleichgültig, ob fie deffen 
Vernichtung oder deffen Beichäbigung zur Folge haben. Er 
kann die leßtere durch Clauſeln ausschließen, entweder abfolut, 
$ 42, oder mit gewilfen Ausnahmen, durch melde alsdann 
eine Rückkehr zu der urfprünglichen Regel herbeigeführt wird. 
Nach der Zahl der Ausnahmen richtet fich natürlich die Prämie, 
und es wäre daher eine Unbilligfeit gegen die Verficherer, 
welche mittelft der Claufel des $ 93 die Grenzen der von 
ihnen übernommenen Gefahr genau bezeichnet, und in Folge 
deſſen eine geringere Prämie bebungen haben, noch andere 
Unglüdsfälle ihnen zur Laft zu bringen, für welche fie nur 
gegen höhere Prämie verfichert haben würden. Anlangend fodann 

B) die Frage, ob auf Grund einer Befchädigung den Be— 
Hagten die Verpflichtung treffe, den vorliegenden Unfall zu 


220 20. Peterd & Hundefler c. ©. U. Moller. 


vergüten, fo würde diefe Frage alsdann zu bejaben fein, wenn 
man den Ausdruck nicht feiner Wortfaflung nach allgemein 
zu verfteben hätte, fondern nach Veranlaſſung und Zweck der 
Claufel den Berficherer auch außer dem Strandungsfalle für 
einen feinem ganzen Umfange nad offenbar von fpeciellen 
beftimmten Unfällen der Seereije herrührenden Schaden ver— 
antwortlich erachten follte. 
Juriſt. Abhandl. Bd. I. Nr. IV. $ 17, ©. 84, 85. 


Allein wie fehr auch immer diefe Auffaffung der bei Ent- 
ſtehung der Elaufel beigelegten Bedeutung entfprochen haben 
mag, nach dem Allgemeinen Plan kann von ſolcher Fein Ge— 
brauch gemacht werden. Denn derjelbe erflärt ven Berficherer 
außer dem Strandungsfalle nur für Die in große Havarie 
fallende, $ 86, und die durch Feuer, $ 103, verurfachte Be— 
ſchädigung verpflichtet und fchließt hiedurch den durch fonftige 
ähnliche, auf der See ſich ereignende ungewöhnliche Unfälle, 
zu denen unftreitig ber in Rede ſtehende gerechnet werben 
mußte, entftandenen Schaden aus, indem fämmtliche für bie 
firicte Erflärung des Wortes „Strandungsfall” angeführte 
Gründe auch in diefer Richtung zutreffen. Nimmt man aber 
„Beſchädigung“ in der generellen Bedeutung, fo ftellt das 
Berlangen der Kläger ſich als völlig unhaltbar heraus. Denn 
wenn man 


1) den Ausdruck als Gegenfab von Verborbenfein aufzu= 
faſſen baben follte, fo daß es darauf anfäme, ob die Waare 
noch einen Werth hätte, oder völlig entwerthet wäre, jo würde 
felbft diefer Standpunft Fein den Klägern günftiges Refultat 
liefern. Als Werth der Waare ließe fih nämlich alsdann, 
wie der Beklagte in jegiger Inſtanz mit Recht hervorgehoben 
bat, nur deren Brutto-Ertrag anfehen, und viefer beläuft ſich 
felbft bei den Perlen, wenn man den in der Auction erzielten 
Preis, unter Abzug der durch ſolche veranlaßten Koften, be— 
rüdfichtigt auf mehr als 2 pCt., weldye arg. $ 42 des Allge- 
meinen Plans als Grenze zwifchen völliger Entwerthbung und 
Verſchlechterung einer Waare angeſehen werben müffen. 
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2) Eben fo wenig ſteht den Klägern der Ausdruck zur 
Seite, wenn Beſchädigung als Gegenfag von Bernichtung 
aufgefaßt wird. Denn 

a) eine wahre Vernichtung (der ſ. g. effective Zotal-Berluft) 
ift nur dann vorhanden, wenn ein Gegenftand aufgehört hat 
zu eriftiren, gleichgültig, ob er bloß untergegangen oder um— 
geichaffen, d. b. in einen neuen Gegenftand übergegangen ift, 
oder, wenn der Gegenftand in eine Rage gebradyt ward, welche 
ihn der Dispofition feines Herrn bleibend entzieht. Der legte 
Fall liegt nicht vor; der erfte eben jo wenig. Bleibt man 
nämlich bei dem Wortlaut der BVerficherung fteben, wonach 
Perlen, nicht Verlen - Schnüre, deren Gegenftand bilden, fo 
wäre die Vernichtung der Schnüre für die Perlen, weldye er- 
halten find, beventungslos. Nimmt man an, daß Perlen- 
Schnüre verſichert feien, jo läßt ſich nach Vernichtung ver 
Schnüre noch nicht annehmen, daß der Gegenftand der Ver— 
fiherung eine weſentlich neue Form erhalten habe. Denn, 
abgefehen von der Möglichkeit einer Wiederberftelung ver 
Schnüre, ließe ficy jelbit dann, wenn ſolche ſich als unmöglich 
begausftellen folte, noch nidyt behaupten, daß nad Zerreißung 
der Fäden ein feiner Form nach neuer Gegenftand gefchaffen 
fei, da ein Hauptbeftandtheil der früheren Sorm Feine Ver— 
änderung erlitten bat. 

b) Eine fingirte Vernichtung (ten f. g. eonftructiven Total- 
Berluft) um deswillen anzunehmen, weil die Waare ihren 
Beftimmungsort nicht erreicht und den betreffenden Atteften 
zufolge unverfchiffbar, fo wie durch längere Aufbewahrung 
dem gänzlichen Verderben ausgefeßt, in einem Zwiſchenhafen 
babe verfauft werden müflen, war nad den Grundſätzen des 
Hamb, Rechts unzuläſſig. Denn dieſes Fannte ſchon früher 
die Zuläffigfeit eines Abandons nur in den beiden in $ 119 
und $ 120 des Allgemeinen Plans bervorgehobenen Fällen. 
Der des $ 119, von deſſen Anwendung bier allein Die Rede 
fein könnte, trifft aber in dem vorliegenden Falle um des⸗ 
willen nicht zur, weil in deſſen Inhalt, welcher ſonſt im Weſent— 
lichen ven von Art. 5 und 6 der Affecurang- und Havarie— 
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Ordnung von 1731 Tit. 11 wiedergiebt, die Worte „jo wie 
auch dargethan, dag diefer Schaden überall zur Berantwort- 
lichfeit des VBerficherers fei,” aufgennmmen worden find, An 
einem berartigen Beweije fehlt es in dem vorliegenden Falle, 
und von einer Fiction der Vernichtung wegen Nothwendigkeit 
eines Verkaufes im Zwiſchenhafen kann daher nicht die Nebe 
fein. Gerade in dieſem Hauptpunft aber ift der vorliegende 
Fall von der in jebiger Inftanz von den Klägern in Bezug 
genommenen, yon dem Ober-Appellationsgerichte unterm 30ſten 
November 1849 endlich entjchievenen Lübedifchen Sache, 


Geeafjerurang = Berein von 1838 wider 9. ©. Plitt 
und Sohn, 


in welcher noch nicht nach dem Allgemeinen Plan von 1847 
gezeichnet war, weſentlich verfchieden. — Dem Obigen zufolge 
erfcheint eine Erörterung darüber, ob im vorliegenden Fall 
der Abandon ausgefchloffen fei, weil die in Rede ftehenden 
MWaaren nicht unter die Nubrif der leicht verberblichen fielen, 
und ebenfo darüber, ob foldhes um deswillen ver Fall fei, 
weil das Schiff, in welches fie geladen, weder geftrandet, nody 
aufgebracht, noch angehalten ſei — welche Fälle in $ 119 ohne 
das im Art. 5 cit. vorfommende „z. B.“ genannt find — un= 
nöthig, und ein Eingehen auf die in Bezug genommenen Vor— 
Schriften fremder Rechte überflüffig. 


3) Ganz entfchieven endlich ftellt fich der Haägerijche An— 
ſpruch als vermwerflid dar, wenn man den Ausdruck „Bes 
Schädigung” für gleichbedeutend mit dem Ausdruck „Schaden“ 
anfiebt, und mit dem Obergerichte, ſo wie dem in jeßiger 
Inſtanz beigebrachten GErfenntniffe der zweiten Kammer des 
Handelsgerichtd vom 15. September 1855, in Saden Ev. 
Thiel & Ev. wider G. A. Neimers, in Vollmacht der Affecuranz= 
Union, annimmt, die Verſicherer hätten die Abficht gehabt, 
das Wirkſamwerden aller und jeder Urfachen, durch welche 
eine Befchädigung, d. h. ein Schaden hervorgebracht werden 
könne, von ihrer Verantwortlichkeit auszufchließen. Für dieſe 
Auffaſſung ſcheint es 
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a) zu Sprechen, daß bei Anwendung der verwandten Claufeln 
„frei von Leckage“ und „frei von Bruch” es völlig außer 
Zweifel ift, daß im Falle gänzlichen Auslaufens und gänz- 
lichen Zerbrechens der verficherten Gegenftände Fein Anfpruch 
gegen bie Verſicherer erhoben werben kann, und diefe Elaufeln 
fich zu der in Rebe ftehenden wie die species zum genus zu 
verhalten fcheinen. 


b) Auch würde bei ber unter Nr. 2 angenommenen Be- 
deutung nicht abzufehen fein, wie eine" Verficherung mit der 
Claufel: „frei von Beſchädigung“ von einer BVerficherung 
„gegen Total-Verluſt,“ $ 42, unterfchievden wäre. 

c) Sodann feinen für die Annahme, daß Beſchädigung 
einen jeden Schaden im Allgemeinen P an bezeichne, vie 
$$ 22, 60 und 94 zu ſprechen. Endlich wird auch 


d) von den Bellagten in jebiger Inſtanz anfcheinend mit 
Grund geltend gemacht, daß nach $ 61 bei Dedgütern tie 
Clauſel: „frei yon Beſchädigung“ präfumirt werde Wenn 
alſo es in pos. 1 weiter heißt: „Der Verficherer hafte in einem 
derartigen Falle nur für den Verluft, wenn das Schiff finfe 
oder ſcheitere, oder verfchollen fei, oder für gute Prife erklärt 
werde,” fo ſcheint in diefen Worten allerdings ausgeſprochen 
zu fein, daß jeder fonftige Schaden, ohne alle Rückſicht auf 
deſſen Duantität und Qualität bergeftalt ausgefchloffen fein 
fol, daß felbft dann, wenn man nad den unter Nr. 2 aus— 
geführten Grundſätzen eine wahre Vernichtung des verficherten 
Gegenftandes anzunehmen haben follte, diefelbe gleichwohl den 
Berfiherern nicht zur Laft falle; mit anderen Worten, daß 
der wahren Vernichtung ungeachtet eine Befchädigung in dem 
Nro. 2 erwähnten Sinne fingirt werben könne. 


II. Anlangend dagegen den noch im Streit befangenen 
Betrag von Provifion auf unter der Claufel „frei von Be— 
Ihädigung außer im Strandungsfall” verficherte Waaren, 
und zwar 2 

a) auf die per Lima, Capitain Peters, verfchifften Feder- 
pofen zum Betrage von Bro. 39, 
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b) auf die per Scandia, Capitain 9. Sydow, verſchifften 
Herlen, Federpofen und Kreide, zum Betrage von Beo. 707.28, 
fo mußte aus folgenden Gründen das vorige Urtheil abge- 
ändert und die Beklagten zur Bezahlung gedachter Summen 
nebft Verzugszinfen zu 6 pCt. feit dem 15. März 1854 vers 
urtbeilt werben. 

1) Schon an ſich deutet die in den Policen in Betreff der 
zu verdienenden Verkaufsproviſion gemachte Bedingung „ver⸗ 
fihert unter denfelben Bedingungen wie imaginairer Gewinn, 
jedoch (und) auf Güter, die im Schadensfall ihren Beftimmungs- 
ort nicht erreichen, als Total-Verluſt zu erfeßen“ darauf bin, 
daß bier etwas von der Negulirung ber Police auf imagi— 
nairen Gewinn Abweichendes babe feftgefeht, und nicht bloß 
die Beftimmung von $ 107 babe wiederholt werden follen; 
und der Umftand, taß in der zmweiten Police das Wort „und“ 
dem Worte „jedoch“ fubftituirt worden ift, Fommt um fo we— 
niger in Betracht, als dieſe Veränderung in der zweiten Po— 
lice ſteht, und fich nicht annehmen läßt, daß hiedurch etwas 
Abweichendes von dem Inhalte der erften Police habe feft- 
geftellt werben follen. — Dazu fommt 

2) daß im vorliegenten Fall Provifion verſichert ift theils 
auf Waaren, für melde in benfelben Policen Berficherung 
gefchloffen war, theils auf in diefen Policen unverficherte 
MWaaren. — Da nun in Betreff der letzteren nichts Abweichen- 
des ftipulirt und demgemäß von dem Beklagten die Ver— 
pflichtung zur Berichtigung der hierauf Bezug habenven Pro— 
viſion anerfannt worden ift, jo durfte eine Vermuthung dafür 
iprechen, daß bei Abfchluß der Verficherungen die Abſicht der 
Eontrabenten dahin gegangen fei, die gefammte Proviſion 
unter gleichen Bedingungen zu verſichern. Endlich Tpricht 

3) für die gleiche Auffaflung der Umftand, daß die ſelbſt— 
verftändlih von den Waaren=Verficherten verfchiedenen Pro— 
sijiong-Berficherten feine Beranlaflung hatten, ihre Verſicherung 
den Beichränfungen zu unterwerfen, weldyen die Waaren-Bers 
fiherten ſich freiwillig Durch Aufnahme der Claufel unterzogen 
baben oder ufanzmäßig unterziehen mußten. 
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Es war demnach anzunehmen, daß die Verficherten in 
Betreff ſämmtlicher Provifionen die Abſicht gehabt haben, fich 
für den Fall fiher zu ftellen, daß die Güter überhaupt ihren 
Beftimmungsort nicht erreichen würden, Diefer Fall ift ein- 
getreten, und daraus ergiebt ſich Die Verpflichtung der Affe: 
euradeure zur Zahlung der verficherten Summen in gleicher 
Weiſe, wie wenn nad $ 41 b. Provifton für bebaltene An- 
kunft verfichert wäre. 

Die Koften gegenwärtiger Inftanz waren wegen Zweifel: 
baftigfeit der Sache, jo wie auf Grund der in dem jeßigen 
Urtheile ausgeſprochenen abändernden Entſcheidung zu vers 


gleichen. 
ERTL 


N 41. 


In Sachen J. Marbs, Klägers (Anwald Dr. 5. U. 

MH. Brandis) contra F. Laeiß (E. M. Bröder: 

mann, J. M. Precht und J. F. A. Dillenburger) 
Beklagte. Anwab Dr. E. 28. Bieiterfeld.) 


A. Rechtsfall: 
Der Beklagte weigerte fi, Die verficherten Frachtgelder zu zahlen, 
weil, wie er zur Zeit des Abjchluffes der Verſicherung nicht ge- 
wußt, das werficherte Schiff Ihon in See geweien. Das Handele- 
gericht entichied, Kläger jolle beweifen, daß Bellagter beim Ab- 
Ihluß der Berfiherung gewußt, daß das fragliche Schiff bereits 
abgegangen oder derſelbe doch damals das Gegentbeil nicht be- 
ſtimmt voransgejetst habe. Auf beiberfeitige Appellation erkannte 
das Obergeridht: der Kläger folle beweifen: daß Bellagter beim 
Abſchluß der Verfiherung gewußt habe, das fragliche Schiff jei 
abgegangen. Das Ober-Appellationsgericht beftätigte das zweit- 
inftanzlihe Erfenntniß und find aus feinem Urtheile folgende 
Sätze hervorzuheben: 

B. Rechtsſätze: 

1) Das Hamburgiſche Aſſeeuranzrecht ſchreibt die Anzeige vom be— 
reits erfolgten Abgange des Schiffes als ſo nothwendig vor, 
daß ihre Unterlaſſung den ganzen Vertrag annullirt. 

Rechtsfalle 1866. 
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2) Ift dies der Fall, jo fommt es weiter gar nicht darauf an, zu 
unterjuchen, ob in dem einzelnen Falle die unterlafjene Anzeige 
vernünftigem Ermeffen nah auf den Entſchluß des DVerficherers, 
fih überhaupt, oder jo wie geſchehen, auf die Aſſecuranz einzu- 
fafjen von Einfluß babe fein können. 

3) Dies gilt auch unbedingt in allen jolhen Fällen, wo Hamburg 
der Abgangsort ift und die BVBerficherer bier wohnen. 

4) Der Nachweis der erfolgten Befanntmahung bes Abganges des 
beregten Schiffes in öffentlichen Blättern fann unmöglich den 
Beweis der Wiſſenſchaft des Verſicherers von biefem Umftande 
erjeßen, 

5) Es ift ein ausgemachter Satz des Affecuranzrechtes, daß da, wo 
die Anzeige eines dem Verſicherten befannten Umftandes beftimmt 
vorgeſchrieben ift, dieſe Anzeigepflicht und mithin die Folgen ihrer 
Verſäumung nur dann wegfallen, wenn ber fragliche Umſtand 
dem Berficherer ohnehin wirklich befannt war, ober doch ohne 
Weiteres ala ihm bekannt vorausgejegt werben durfte. 

6) Damit die Nichtanzeige won dem Abgange eines Schiffes dem 
Berfiherten unſchädlich werde, muß alfo der Verficherer diejen 
genauen Abgangstag gekannt haben oder nothwendig baben 
fennen müſſen. 

T) Dem Verſicherten fann der Verfuch nicht geftattet werben, fich 
von den Folgen der unterlaffenen Anzeige möglicherweije dadurch 
zu befreien, daß er ben DVerficherer zu einm Eide nötbigt, iiber 
vor längere Zeit gehegte Gedanfen und Vorausſetzungen, beren 
er fi in den meiften Fällen gar nicht mehr bewußt fein wird, 

8) Es ift völlig unzuläffig, das beneficium novornm dazu zu be, 
nußen, um einen in erfter Inſtanz auferlegten Beweis in der 
höheren zu führen. 


Handelögerichtliches Erkenntniß (Erfte Kammer) 
vom 30. April 1855. 


Da bei dem am 18. April vorigen Jahres erfolgten Ab— 
ſchluß der Verficherung nicht angezeigt wurde, daß Die „Mag— 
dalena“ bereits am 30. März von bier und am 11. April 
von Cuxhaven abgegangen war, 

diefe Anzeige aber als eine ſolche, welche allerdings „nach 
vernünftigem Ermeflen auf den Entichluß des BVerficherers fich 
überall oder fo wie gejchehen auf die Verficherung einzulaflen 
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von Einfluß fein konnte," zufolge $ 15 des Allgemeinen Plans 
nicht unterbleiben durfte, 

da gleichwohl der Beklagte ſolche Statt gehabte Verab— 
ſäumung nicht zu feiner Entfreiung vom Erfaße des libellirten 
Schadens würde geltend machen Fünnen, wenn derſelbe bei 
Abſchluß der Verficherung durchaus nicht beftimmt vorausjeßte, 
daß Tas Schiff noch nicht abgegangen fei oder er fogar mit 
pofitiver Wiſſenſchaft von deſſen Abgange — wenn gleich ohne 
Kenntniß des Zeitpunftes — die Verficherung abfchlof, 

weil in dem einen wie in dem anderen Falle der Be: 
klagte fich Damals hätte veranlaßt fehen - müflen, den Punkt 
des Abgangs zur Sprache zu bringen, fo fern er in Wirk— 
lichfeit es für erheblich hielt, vor feiner Entſchließung darüber 
Näheres zu erfahren: . 

daß Kläger den Beweis: 

daß Beklagter bei Abjchluß der vorliegenden Verficherung 
gewußt, Daß das fraglihe Schiff „Magdalena” bereits 
abgegangen jei, oder derſelbe doch damals nicht das Gegen- 
theil beftimmt vorausgeſetzt habe, 
zu führen, und folden Beweis, vorbehältlich beflagtifchen 
Gegenbeweifes, innerhalb acht Tagen sub poena desertionis 
anzutreten ſchuldig. 

Es ijt dem Kläger unbenommen, im Beweisverfahren auf 
das bereits Vorgebrachte zu reeurriren, und bleiben übrigens 
für den Sal der Erbringung des Beweifes dem Beflagten 
annoch wegen eines nah Manfgabe Art. 9, tit. V. der Aſſe— 
euranz= und Hadvarie = Ordnung Hägerifcherfeits zu leitenden 
Eides competentia vorbehalten. 


Obergerichtliches Erkenntniß 
vom 15. Suni 1855. 
(Auf beiderſeitige Appellation.) 
Da die Anzeige von dem Abgange eines Schiffes ſowohl 
in unjerer Affecuranz- und Havarie = Ordnung, als in den 
Bedingungen des Plans, nach weldem du ift, ganz 
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allgemein vorgefchrieben if, und ber Verficherte daher nur 
dann als von der Verpflichtung zu dieſer Anzeige befreit an— 
gefehen werden Fann, wenn der Verſicherer bei Abjchluß der 
Berficherung beftimmte Kenntniß von dem Abgange des Schiffs 
hatte, während, was er etiva darüber vorausgeſetzt haben mag, 
nicht in Betradjt gezogen werden darf, weil feinem Berficherer 
zuzumuthen ift, fich über die Vorausfegungen und Ver— 
mutbungen zu erklären, melde ihn bei Uebernahme der Ver— 
fiherung geleitet haben mögen; da auch, wenn einzelne Ver— 
fiherer fhon vor Abgang der „Magdalena“ Verſicherung auf 
darin verladene Waaren übernommen hatten, daraus nicht mit 
Sicherheit gefolgert werben Tann, daß fie von dem Abgange 
des Schiffes Kenntnig genommen; 
daß die bandelsgerichtlichen Erfenntniffe a quibus vom 
30. April diefes Jahres, unter Verwerfung ver kläge— 
rifchen Befchwerden, auf Grund der beflagtifchen Be— 
fchwerde, dahin zu reformiren, daß der darin dem Kläger 
nachgelaffene Beweis darauf zu befchränfen: 
daß Beflagter bei Abſchluß der vorliegenten Ver— 
ficherung gewußt, daß das fraglidhe Schiff bereits 
abgegangen jet; 
und ift die Sache, unter Compenfation der Koſten dieſer 
Inſtanz, mit den wieder zu verfiegelnden Acten an das 
Dandelsgericht zu remittiren. 


Ober⸗Appellationsgerichtliches Erkenntniß 
vom 17. Juli 1856. 
(Auf klägeriſche Appellation.) 

Daß zwar die Förmlichkeiten der Appellation für gewahrt 
zu achten, in der Sache ſelbſt aber das Erkenntniß des 
Obergerichts der freien Hanſeſtadt Hamburg vom läten 
Juni vor. J., wie biemit gefchieht, unter Berurtheilung 
Des Klägers in die Koften dieſer Inftanz, zu beftätigen 
fei; und wird nunmehr Die Suche zum meiteren Ver— 
fahren an das Handelsgericht zurückverwieſen. 
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Entſcheidungsgruͤnde. 

Die ſämmtlichen von dem Kläger anhero gebrachten Be— 
ſchwerden ſtellten ſich als völlig unbegründet dar, und konnte 
es daher bei der Klarheit dieſes materiellen Ungrundes füg— 
lich dahin geſtellt bleiben, ob und in wie weit etwa der for— 
mellen Zuläſſigkeit einer oder der anderen derſelben die theil— 
weiſe Conformität der beiden vorigen Erkenntniſſe entgegenſtehe. 

J. Die erſte und principale Beſchwerde des Klägers be— 
trifft zunächſt 


A. Die Verwerfung feines hauptſächlichen replikariſchen 
Einwandes, daß es im vorliegenden Falle, auch abgeſehen von 
der behaupteten Wiſſenſchaft der Beklagten, der Anzeige von 
dem bereits erfolgten Abgange des Schiffes bei Schließung 
der Aſſecuranz gar nicht bedurft habe. — Allein mit vollem 
Rechte hat ſich das Obergericht für dieſe Anzeigepflicht auf 
die ganz beſtimmte und allgemeine Vorſchrift des Hambur— 
giſchen Aſſecuranzrechts berufen, indem dieſes Recht zu den— 
jenigen gehört, welche der Unterlaſſung dieſer Anzeige ganz 
unbedingt eine den Vertrag annullirende Wirkung zuſchreiben, 
ſo daß es gar nicht darauf ankommt, zu unterſuchen, ob in 
dem einzelnen Falle die unterlaſſene Anzeige vernünftigem 
Ermeſſen nach auf den Entſchluß des Verſicherers ſich über— 
haupt, oder ſo wie geſchehen, auf die Aſſecuranz einzulaſſen, 
von Einfluß habe ſein können. 

Aſſecuranz-Ordnung Tit. 4, Art. 12, 
Allgemeiner Plan $ 33, 
Vergl. Preuß. Landr. IL. 8, $'2045, 
„  Amfterd. Aſſec.⸗Ordn. Art. 3, 
» Bremiſche Bedingungen, $ 44 sub Nr. 5, 
Entjcheidungen des Ober-Appellationsgerichts in Sachen 
Böhmer c. Krahnftöver & Pogge 1822, Kuhr c. 
Michaelis 1827, Michaelis c. Oppenheim 1827, 
Dunder c. Blaß 1827. 

Die abfolute Nothwendigkeit der fraglichen Anzeige wird 

som Kläger, wenn auch für die Säle, wo der Abgangeort 
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des Schiffes ein ausmwärtiger if, nicht eigentlich beftritten, 
Dagegen aber die Behauptung aufgeftellt, Daß da, wo Ham: 
burg der Abgangsort, die Anzeige dortigen Verficherern gegen 
über nicht in allen Fällen nothwendig, ſondern bier der Grund- 
fat des Allgem. Plans $ 15 in fine allein maafgebend jei. 

Diefe Anfiht war indeflen für richtig nicht zu erachten, 
Denn 

1) die Beftimmung des Plans $ 33 lautet ganz allgemein, 
obne zmwifchen diefen beiden Fällen zu unterfcheiden, und fo 
ſteht es auch dem Richter nicht zu, diefen Unterfchied zu machen. 

2) Es ift au ein innerer Grund nicht erfinplich, welcher 
geeignet wäre, eine foldhe Diftinction irgend zu rechtfertigen. 
Denn bis auf den Umftand, daß, wenn die Affecuradeure an 
bemfelben Orte wohnen, von welchem das Schiff abgegangen 
ift, die Verficherten häufiger in ver Rage fein werten, Die 
unterlaffene Anzeige bievon durch Berufung auf die eigene 
Wiſſenſchaft der VBerficherer zu rechtfertigen, ſtehen beide Fälle 
fih vollfommen gleich: mie denn audy der Kläger, jo viel er 
auch im Allgemeinen von mwefentlichen Verfchiedenheiten redet, 
doch nicht im Stande gemwefen ift, auch nur eine einzige an— 
zugeben. 

Es bedarf daher Feiner Ausführung darüber, daß, auch 
wenn tie Sache nach $ 15 des Allgemeinen Plans zu be— 
urtheilen wäre, die Anzeige in diefem Falle für eine foldye 
erachtet werden müßte, deren Unterlaflung Nichtigleit der Affe: 
euranz nad ſich zieht. 

Die erfte Beſchwerde ift ferner 

B) auch dawider gerichtet, daß dem Kläger nod der Be— 
weis auferlegt fei, daß den Beklagten bei Abſchluß der Affe- 
suranz der bereits erfolgte Abgang des Schiffes befannt 
geweſen fei. 

1) Daß nah dem in erfter Inſtanz vom Kläger Beige- 
brachten viefe Bemweisauflage überflülfig fei, wird von ihm 
nicht behauptet, vielmehr beruft er fi Dafür nur auf bie 
beim Obergerichte beigebracdhten nova. — Allein diefe nova 
durften vom Obergerichte gar nicht in Betracht gezogen werden, 
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und dürfen es auch jet nicht, da es, wie das Ober -Appel- 
Iationsgericht wiederholt ausgeſprochen hat, völlig unzuläffig 
ift, daS beneficium novorum dazu zu benuben, um einen in 
erfter Inſtanz auferlegten Beweis in der höheren zu führen. 

2) Ueberdies aber fann der Nachweis der erfolgten Be: 
fanntmachung des Abgangs der „Magvdalena” in öffentlichen 
Blättern unmöglich den Beweis der Wiſſenſchaft ver Beflagten 
son diefem Umftande erfegen. Denn bis zum Augenblide der 
Schließung der Aſſeeuranz war dieſer Umftand für die Be— 
flagten, wenigftens für diejenigen derſelben, welche nicht ſchon 
vorher auf Die Paduny gezeichnet hatten, ein völlig gleich- 
gültiger. Bon ihnen, die gar nicht veranlaßt waren, dem 
Abgange dieſes Schiffes Die geringfte Aufmerffamfeit zuzu- 
wenden, kann daher unmöglich verlangt werden, daß fle in 
dem Augenblide, als fie am 18. April an der Börfe die Ver— 
fiherung abjchloffen, fih Der Namen und ver Abgangstage 
aller in den letzten Wochen von einem Handelsplate wie Ham: 
burg verjegelten Schiffe erinnert haben follen, zumal fie, bei 
nicht erfolgter Anzeige von dem Abgange der „Magdalena,“ 
nach $ 28 des Allgemeinen Plans, ohne Weiteres voraus— 
fegen durften, daß fie noch in Hamburg liege, und alfo gar 
feine Verpflichtung hatten, irgend darüber nachzudenken, ob 
fie etwa von deren Abgange etwas vernommen. Was aber 
Diejenigen unter den Beflagten betrifft, welche etwa auch auf 
die Ladung gezeichnet haben, fo fteht es gar nicht genau feft, 
warn diefe Zeichnung etwa ftattgefunden bat, fondern nur 
daß fie vor der Zeichnung auf die Frachtgelder gefchehen; 
auch hat der Kläger feine diefe Beklagten fpeciell betreffende 
eventuelle Beſchwerde in dieſer Inſtanz nicht wiederholt. 

I. Der zmweiten eventuellen Beſchwerde des Klägers, 
welche dahin gebt, daß das Obergericht den ihn vom Handels— 
gerichte nachgelaflenen Beweis: 

daß die Beklagten bei Abfchluß der Verficherung nicht be= 
ſtimmt vorausgefegt haben, daß das Schiff noch nicht abge- 
gangen fei, geftrichen babe, fteht der ausgemachte Sap des 
Aſſecuranzrechts entgegen, daß da, wo bie Anzeige eines dem 
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Berficherten befannten Umftandes beftimmt vorgefchrieben ift, 
biefe Unzeigepfliht und mithin die Folgen ihrer Verfäumung 
nur dann ‚wegfallen, wenn der fragliche Umftand dem Ver— 
fiherer ohnehin wirklich befannt war, oder doch ohne Weiteres 
als ihm bekannt vorausgeſetzt werden durfte Damit bie 
Nichtanzeige von dem Abgange eines Schiffes dem Verficherten 
unſchädlich werde, muß aljo der Berficherer Diefen genauen 
Abgangstag gekannt haben, oder nothwendig haben Fennen 
müffen. Unmöglich kann man Daher der beftimmten Kunde 
des Berfiherers vom Abgangstage den Mangel einer ber 
flimmten Vorausſetzung, daß Das Schiff noch nicht abgegangen 
fei, in ihren Wirfungen gleichftellen. Sa, die Beklagten kön— 
nen, als fie am 18. April die Aſſecuranz fchloffen, troß der 
Nichtanzeige des Klägers vom bereitö erfolgten Abgange des 
Schiffes, immerhin angenommen haben, daß daffelbe an tiefem 
Tage ſchon den Hafen verlaffen und angefangen habe, die 
Elbe hinunter zu fegeln, ohne daß daraus folgt, fie würden 
auf das Schiff gezeichnet haben, wenn ihnen Damals angezeigt 
worden wäre, daſſelbe fei fchon am 30. März von Hamburg 
ab- und am 11. April in Eee gegangen. Denn nicht das 
Factum des bereits erfolgten Abgangs an ſich, fondern ber 
genaue Zeitpunkt deſſelben ift es, worauf es anfommt. 

Heberdies aber ift es dem Berficherten, der fih eines fo 
leicht zu vermeidenden Verſehens ſchuldig gemacht hat, nicht 
zu geitatten, fih von den Folgen vefjelben möglicher Weife 
dadurd zu befreien, daß er ven Berficherer zu einem Eide 
nötbigt, auf den es in ſolchen Fällen in der Regel hinaus— 
laufen wird, über vor längerer Zeit gebegte Gedanfen und 
Borausfegungen, deren er fich, zumal bei der großen Zahl 
von Berfiherungen, die an einem Handelsplage wie Hamburg 
von jedem Affecuradeur täglich abgefchloffen werden, und bei 
der Art, wie fie in der Negel zum Abfchluffe kommen, in ven 
meiften Sälen gar nicht mehr klar bewußt fein wird. 

II. Die dritte, eventuelle Befchwerte endlich, dahin 
gebend, daß dem Kläger nicht auch noch der fernere Beweis 
nachgelaſſen fei, 
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dag tie Beflagten, auch wenn ihnen die Anzeige des 
Abgangs des Echiffes von Hamburg und Cuxhaven ges 
"macht worden wäre, dennoch fo, wie gefcheben, fich auf 
die Verficherung eingelaflen haben würden, 
findet durch Die Ausführung unter I. ganz von felbft ihre Er- 
ledigung. Denn ftcht es geſetzlich und jedenfalls durch den 
Allgemeinen Plan als lex eontractus feft, daß Die Anzeige 
von dem bereits erfolgten Abgange eines zu verfichernden 
Schiffes eine unbedingt nothwendige ift, welche, bei Vermeis 
dung der Nichtigkeit der Aſſecuranz nicht unterbleiben darf, 
fo fann es auf die Frage gar nicht anfommen, ob die An- 
zeige, wenn gemacht, auf den Entichluß des Verſicherers in- 
fluirt haben würde. Es bedarf taher Feiner Ausführung 
darüber, daß felbft dann, wenn der $ 15 des Allgem, Plans 
bier zur Anwendung käme, von einer Bemweisnachlaffung, wie 
der Kläger fie beantragt, nicht würde die Nede fein können. 


I IEHONIR 


NM 3%. 


In Sachen J. Marbs, Klägers Anwald Dr. H. M. 
MH. Brandis) contra Hermann Harder in Bollmadht 
der See= und Fluß-Affecuranz- Comp. (A. M. Böhrt & 
Sohn in Vollmacht der neuen fechsten Aſſecuranz-Comp. von 
1854, J. Kröger in Vollmacht der Elb-Affecuranz-Comp. und 
Gerling & Lazarus in Vollmacht der neuen Affecuranz- 
Comp. b. 1846) Beklagte. Anwald IDr. EC. W. Biefterfeld.) 


Die Handelögerichtlihen Erkenntniſſe (I. Kammer) 
vom 30. April 1855 
„wegen einer Berfidherung auf Casco,“ 
ſowie die Entfcheidungen 2ter und 3ter Inſtanz find wörtlich 
übereinftimmend mit denjenigen in der zulegt mitgetheilten 
Sache angeführten. 


— rn 
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In Saden G. H. Haemmerer Söhne, Kläger Anwald 
Dr.%. €. Knauth) contra %. M. Böhrt & Sohn 
in Vollmacht der neuen jechsten Affecuranz- Compagnie von 1854 
und die im Befcheide vom 29. März 1855 genannten Con: 
forten, Bellagte. Anwal Dr. ©. 8. Biefterfeld.) 


A. Rechtsfall. 
Die Beklagten verſicherten den Klägern hier eine Labung Weizen 
ab Königsberg und zwar inclufive Leichtergefahr am 14. Dechr. 
Der Weizen war jhon am 8. December von Königsberg per 
Leichter abgegangen und gelangte bis Wehrdamm, eine Meile 
von dort. Hier wurde er mehre Tage vom Eiſe zurüdgehalten 
und verunglüdte dann auf feiner mweitern Fahrt nah Pillau am 
19. December. Die Beklagten behaupteten aus mehreren Grün: 
ben bie Ungültigfeit der Berfiherung und meigerten die Zahlung 
ber gezeichneten Summe. Das Handelsgericht verımtbeilte fie 
dazu, welches Erfenntniß zwar vom Obergerichte aufgehoben, 
von ber dritten Inftanz aber wieder hergeftellt wurbe. 

B. Rechtsſätze: 

1) Wer eine Ladung verfihern will, ift unbedingt verpflichtet, bie 
erfolgte Verſchiffung eines Theiles der zu vwerfihernden Ladung 
dem Afjecurabeur anzuzeigen, zumal unter Umftänden, welche anf 
den Entihluß des VBerfiherers von Einfluß fein können. 

ö) Affecuradeurs, weldhe um die Mitte des December Monates 
eine Alfecuranz auf Königsberg, inclufive Leichtergefahr, ſchließen, 

. müffen Eisgefahr, durch welche die zu benußenben Bordinge be- 
teoffen werben können, mit veranſchlagen. 

3) In jenen Gegenden kann das Durdeifen von Schiffen ala eine 
im Sinne bes $ 34 bes Allgemeinen Planes an bem betreffen- 
den Ablabungsorte ungewöhnliche Weile der Yeichterfahrt nicht 
angefehen werden. 

4) Wenn die früheren Inftanzen und ber Gegiier unrichtige Beweis: 
bocumente nicht bemerkt haben, jo hat das Ober - Appellatione: 
gericht, jobald jene Documente von Einfluß auf die Entſcheidungen 
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ber unteren Inſtanzen gemefer find, das Geeignete zur Ber- 
befferung anzuordnen. 

5) Wenn vom eigentlichen Abgangsplate bie verfiherte Waare zur 
Zeit des Affecuranzabjchluffes bereits nad einem anderen Orte 
gebracht worden ift, jo berechtigt dieſer Umftanb die Berficherer 
dann nicht zur Berufung auf $ 33 des Allgem. Planes, wenn 
biejer zweite Ort zum Revier jenes eigentlichen Abgangsplages 
erweislich gehört. 

6) Eine beſondere Anzeigepflicht nah $ 15 bes Planes fiegt dann 
den Berfiherten ob, wenn jener andere Ort eine bejondere Ge— 
fährlichkeit befitt. 


Handelögerichtliches Erkenntniß (Erfte Kammer) 
vom 7. Mai 1855 


Da bei Abfchluß ver vorliegenden Verficherung, welche 
die Feichtergefahr ausprüdlich inchudirt, die Beklagten von 
felbft vorausiegen mußten, daß in der damaligen winterlichen 
Jahreszeit die Leichterfahrt bis Pilau durch Eis gefährvet 
fein werde, 

Der bei der BVerfiherung nicht angezeigte Umftand aber, 
daß der — demnähft am 19, December auf feiner weiteren 
Fahrt verunglüdte — Leichter fchon am 6. December von 
Königsberg abgegangen und bis Wehrdamm gelangt, dafelbft 
aber mehre Zage „des Eifes halber“ zurüdgehalten war, nur 
dann die Beklagten nach Manfgabe $ 15 des Allgemeinen 
Plans vom Erſatze des Schadens entfreien könnte, wenn der 
Leichter an fich bei Wehrdamm mefentlich mehr gefährdet lag 
als foldhes bei Königsberg der Fall gewefen wäre, 

was aber von den Bellagten überall nicht, viel meniger 
mit genügender Beitimmtheit behauptet wird, 

da übrigens die Beflagten auf ihr Evitionggefuch, nach— 
dem bon den Klägern das Schreiben vom 11. December bei- 
gebracht wurde, nicht weiter recurrirten, 

daß Beklagte die rejpective libellirten Beträge, 

alfo J. M. Böhrt & Sohn in Vollmacht der neuen ſechsten 

Afecuranz- Compagnie von 1854 die Summe von 
Beo.M 4159. 1%, 
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alfo H. A. Holle in Vollmacht der pratriot. Affec.-Comp. 
die Summe von Bco.} 3234. 138, 
H. Th. Kleinſchmidt in Vollm. der Neptunus=Aflec.= 
Comp. tie Eumme von Bro.}. 2310.9 8 und 
A W. Müller in Bollm. des Verſicherungs-Vereins 
die Summe von Beo.$ 2310.98, 
fammt Zinfen vom Klagetage und den Koſten innerhalb 
8 Tage sub poena executionis den Klägern zu bezahlen 
ſchuldig. 


Obergerichtliches Erkenntniß 
vom 6. Juli 1855. 
(Auf beklagtiſche Appellation.) 
Da zwar mit dem handelsgerichtlihen Erfenntniffe vom 
7. Mai diefes Jahres angenommen werben muß, daß die Be— 
Hagten bei der fraglichen Berfiherung vorausſetzen konnten, 
daß die Peichterfahrt bis Pillau durch Eis gefährdet fein 
werde, ihnen aber nicht angezeigt worben ift, daß das Fahr— 
zeug des Schiffers Unruh fchon am 6. December, mithin acht 
Tage vor der hieſelbſt geichlollenen Verficherung, von Königs— 
berg nach dem (ausweiſe der Verklarung) 1 Meile davon ent- 
fernten Wehrdamm abgezogen war, und mährend dieſes 
Zeitraumes (nad der Verflarung) des Eiſes wegen daſelbſt 
batte liegen bleiben müſſen; 
da der Umſtand, ob die Lage tes Leichters bei Weh:damm 
gefährlicher war als bei Königsberg, nicht in Betracht Fommt, 
weil der BVerficherte nach $ 28 und 33 des Allgemeinen Plans 
von 1853 und nach Art. 12, Tit. 4 der Aſſecuranz-Ordnung 
unbedingt berpflichtet war, die erfolgte Verſchiffung eines 
Theile der zu verfihernden Ladung anzuzeigen, zumal unter 
Umftänden, welche allertings auf den Entjchluß des Verſicherers 
von Einfluß fein Fonnten; 
daß das gedacte handelsgerichtliche Erkenntniß a quo 
wieder aufzuheben, die Beflagten vielmehr von der Klage 
zu entbinden, die Koſten dieſes Rechtsſtreites jedoch zu 


23. ©. 9. Kaemmerer Söhne c. I. Böhrt & Cohn. 237 


eompenfiren und die wieder zu berfiegelnden Arten an 
das Handelsgericht zu remittiren. 


Dber-Appellationsgerichtlihes Erkenntniß 
vom 6. Sept. 1856. 
(Auf Hägeriihe Appellation.) 
Daß die Formalien der Appellation für gewahrt zu achten, 
auch in der Sache felbit, wie biemit gefhicht, das Er— 
fenntniß des Obergerichts der freien Danfeftatt Hamburg 
vom 6. Juli 1855 aufzuheben, und dasjenige des Handels— 
gerichts vom 7. Mai 1855, unter Compenfation der Koften 
diefer und der vorigen Inſtanz, wieder herzuſtellen fei; 
und mird nunmehr die Sache an das Handels— 
gericht zurückverwieſen. 


Entfoheidungsgründe, 

Die Beklagten haben die von ihnen am 14. Dechr. 1854 
mit ten Klägern gefchloffene Alleruranz aus drei Grünten 
als nichtig angefochten: 

1) weil die Berficherten der Allgemeinen Anzeigepflicht des 
$ 15 des Allgemeinen Plans nicht genügt hätten, injofern fie 
es unterlaffen, die Afjecuradeurs Damit befannt zu machen, 
daß um die Zeit der geichloffenen Verfiherung das friſche 
Haff zwiſchen dem Ausfluß des Pregels und Pillau wegen 
Eijes unfahrbar geweſen fei, fo daß die mit dem verficherten 
Weizen beladenen Leichterfchiffe (Bordinge) nur bis Wehr- 
damm, einem Platze unweit jenes Ausflufles, hätten gelangen 
fünnen, dort aber Eiſes halber hätten liegen bleiben müſſen, 
um ein Echwinten des Eiſes oder die Ermöglihung des Durch— 
eilens abzumarten; 

2) weil von dem Berficherten gegen den $ 33 des All: 
gemeinen Plans gefehlt fei, infofern fie am 14. December bei 
dem Allecuranz = Antrage nicht angezeigt hätten, Daß die zu 
verfichernde Parthei Weizen bereits vorher, und zwar ſchon 
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am 6. December, von Königsberg abgegangen geweſen fei, 
und, wie vorbemerft, am vorhin gedachten Tage bei Wehr: 
Damm gelegen babe, 

Endlich haben die Beklagten 

3) geltend gemacht, daß, wenn, wie von den Beklagten 
eventuell behauptet worden, Wehrdamm und nicht Königs— 
berg als der Abgangsort anzufehen fein follte, dann eine un— 
richtige Angabe in Betreff des Verſchiffungsortes vorliegen, 
die Affeeuranz mithin auf Orund tes $ 16 nichtig fein würde, 

Anlangend nun viele beklagtiſchen Anſechtungegruude, ſo 
kam es bei der gegenwärtigen Sachlage 

ad I auf den den Berficherten gemachten Vorwurf du 
Vernachläſſigung der allgemeinen Anzeigepflicht deshalb nicht 
mebr an, weil beide früheren Inſtanzen Das hierauf bezüg— 
liche Vorbringen der Beklagten übereinftimmend, mithin rechts⸗ 
fräftig verworfen haben. 

Das Handelsgericht bat nämlich ausgefprocden, die Be— 
Hagten hätten beim Abſchluß der in Rede ſtehenden Afjecuranz 
bei der damaligen mwinterlichen Jahreszeit von felbft voraus 
ſetzen müfjen, daß die Leichterfahrt bis Pillau dur Eis ges 
fährdet fein werde, und Das Obergericht ift dem ausdrücklich 
beigetreten. Unbedenklich ift hierin eine Verwerfung der ge- 
ſammten auf die Eis-Verhinderung, oder, wie die Beklagten 
fi uneigentlich ausdrüden, auf das „im Eife feden,“ ſowie 
auf die demnächſtige Durcheifung gerichteten beflagtifchen An— 
und Ausführungen zu erbliden. Webrigens hätte, wenn über 
diefe Punkte zu erfennen gewefen wäre, die Auffaflung der 
vorigen Richter nur gebilligt werden können. Afjecuradeurg, 
melde um die Mitte des December Monats eine Affecuranz 
auf Königsberg inclufive Leichtergefahr fchließen, müflen Eis— 
gefahr, durch welche die zu benußenden Bordinge betroffen 
werden können, mit veranfchlagen, indem es den gewöhnlichen 
Witterungsverhältnijfen entfpricht, daß, wenn nicht um jene 
Zeit das Haff ſchon mit Eis belegt ift, Doch eine Belegung 
damit jeder Zeit in naher Ausficht ſteht. Auch kann Das 
Durcheiſen yon Schiffen in jenen Gegenden als eine im Sinne 
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des $ 34 an dem betreffenden Abladungsorte „ungewöhnliche 
Weiſe der Leichterfahrt“ nicht angefehen werden, jo daß auch 
in diefer Beziehung den Verficherten ein praejudicirliches Ver— 
Schweigen nicht beigemeflen werden kann. Hätten die Be— 
Hagten im Prozeſſe nähere und beftimmte Angaben darüber 
gemacht, daß und weshalb die Bordinge bei Wehrdamm in 
einer an fich gefährdeten Lage fich befunden hätten, jo würde 
eine Bemweisnaclaflung in Betreff dieſes Punktes motivirt 
gewejen fein, von welcher bei dem Fehlen folcher Anführungen 
mit Recht von den früheren Inſtanzen abgefehen worden it, 

Nur zu der folgenden Erwägung haben die Hägerijchen 
Ausführungen in Betreff Des im Vorftehenden berührten Punktes 
noch Beranlafjung gegeben. Der Hägerifche Anwald hat, um 
den Mitterungsftand, welder kurz vor dem Abjchlufle der 
fraglihen Affeeuranz Statt gefunden, fo wie um die Berichte 
nachzuweiſen, welche um jene Zeit aus der Gegend von Königs— 
berg eingelaufen feien, Eremplare ver Börjenballenlifte vom 
l,, 12. und 14. December beigebracht, 

9. ©. Act. [13] [14] [15], 
(auf zwei andere Nummern jenes Blattes vom 15. und 27. 
December [1854] 
Act. [16] [17] 

fommt es, als einer Zeit nad Abſchluß der Aflecuranz an— 
gehörend, nicht an) melde nicht dem Jahrgange 1854, fondern 
dem vorangegangenen Jahrgange 1853 entnommen find, und 
mithin fammt den aus ihnen abgeleiteten Ausführungen die 
vorliegende Sache gar nicht betreffen. Wäre dieſe von Tem 
Hägerifchen Anwalde verfchuldete, höchſt Fahrläjfige Beibringung 
unrichtiger Zeitungs-Eremplare, welche Dem Gegner und ven 
erfennenden Nichtern leicht unbemerft bleiben fonnte, und wirk— 
lih von ihnen nicht bemerft worden ift, von Einfluß auf bie 
abgegebenen Entjcheitungen gewefen, jo würde das unter 
ſolchen Umſtänden Geeignete vom Ober - Appellationggerichte 
zu verfügen gewefen fein. Bon einer ſolchen Verfügung war 
indeffen abzufeben, da die vorigen Richter, wie aus den Mo- 
tiven ter von ihnen abgegebenen Erfenntniffe erhellet, auf die 
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in den betreffenden Börfenhallenliften enthaltenen beſonderen 
Mitterungs- Angaben und Sce-Berichte Nichts gebauet haben, 
fo daß mithin die Beibringung der unrichtigen Eremplare 
folgenlog geblieben ift. Gleichwohl durfte dieſer Punkt nicht 
mit Stillichweigen übergangen werden, 

Ad. 2. Die Berufung der Beklagten auf den $ 33 würde 
begründet fein, wenn der verficherte Weizen zur Zeit bes 
Aſſecuranz-Abſchluſſes als bereits vom Abladeplage abgegangen 
betrachtet wervden könnte. Dies leßtere kann indeflen fchon 
deshalb nicht gefcheben, weil Wehrdamm, wie aus deſſen von 
beiden Partbeien übereinftimmend angegebenen Lage erhellet, 
überdies von dem Vorſtande der Kaufmannfchaft zu Königs— 
berg bezeugt worden tft, 

9. ©. ct. [18] 
zum Revier von Königsberg gehört und d mithin in affeeuranze 
rechtlicher Beziehung, infofern es auf den Abgangsplaß an 
fommt — zumal bier, wo e8 fih um nur nach Pillau be— 
ftimmte Peichterfchiffe handelt — Königsberg felbft gleich fteht. 

Klefeder Bd. VII ©. 455 ff, 

Benecke Br. IL ©, 215, 

Pöhls Bd. IV. ©. 383, 
Die Berficherten durften mithin am 14. December die Peichters 
fihiffe als noch nicht von Königsberg abgegangen betrachten, 
und die Nicht-Anzeige, daß die Leichterfchiffe Schon an einem 
dem Reviere angehörenden Plabe lägen, kann ihnen nicht zum 
Praejudiz gereichen. 

Daß eine etwanige befondere Geführlichkeit eines ſolchen 
Pages die Nothwendigkeit einer Anzeige nah $ 15 herbei— 
geführt haben würde, ift fhon oben erwähnt worden, zugleich 
aber auch, daß Feine genügende Angaben ver Beklagten vor— 
liegen, um eine Beweisführung zu motiviren. 

Ad. 3. Die Berufung der Beklagten auf ben $ 16 bes 
Allgemeinen Plans, die unrichtige Angabe des Abgangsortes 
betreffend, erledigt fich gleichmäßig durch das Vorbemerfte, 
indem zwiſchen Wehrdamm und Königsbergs in Beziehung 
auf die Frage mach dem Abgangsorte aſſecuranzrechtlich Feine 
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Verſchiedenheit beſteht. Uebrigens würde der $ 16 auf feinen 
Fall von den Bellagten für ficy geltend gemacht werben können, 
da im vorliegenden Falle die Beladung der Leichter und deren 
Abfertigung in der Stadt Königsberg felbft vor fich gegangen 
find, und gerade dieſer Platz als der Abgangsort in der 
Police angegeben ift. 

Nach dem Allen konnte e8 bei vem Obergerichts-Erfenntniffe 
fein Berbleiben nicht behalten, und die Wiederberftelung des 
Handelsgerichts-Erfenntniffes hing nur noch davon ab, ob der 
eventuellen und bei Aufhebung des Obergerichts-Erfenntniffes 
der Sachlage nach reviviscirenden Beſchwerde der Beklagten in 
zweiter Inſtanz zu entjprechen fei, daß das Handelsgericht 
den beflagtifchen Ebditionsantrag als durch klägeriſche Pro— 
duction des Gaftell’fchen Schreibens vom 11. December 

Act. [20] } 

erledigt behandelt babe. Wenn gleih nun die Frage, ob dem 
Handelsgerichte hierin beizupflichten fei, nicht zweifellos war, 
fo mußte dies dennoch bei Zugrundelegung des bandelsgericht- 
lichen Protocolls gefchehen. Denn der Hägerifche Anwald bat 
bei Borlegung des vorbezeichneten Schreibens triplicando 
(p. 27 des Prot.) erflärt: 

„weitere (nämlich auf die vorliegende Angelegenheit bes 

züglicye) Briefe lägen nicht vor.* 

Hierdurch ift klägeriſcher Seits Alles gefchehen, was einer 
ebitionspflichtigen Parthei zunächſt obliegt, und die Beklagten 
würden, wenn fte fidy bei jener Erklärung nicht hätten be— 
rubigen wollen, nur noch die Ableiftung eines Editionseides 
haben verlangen können, worauf fie gleichwohl weder nach dem 
bandelsgerichtlichen Protocole quadruplicando noch auch in 
den höheren Inſtanzen angetragen haben. Bei Diefer Sachlage 
fonnte die vorbemerfte Beſchwerde als begründet nicht anges 
fehen werben, und war das Handelsgerichts-Erfenntniß, welches 
den Beklagten auch in Betreff des Koftenpunftes nicht zu nahe 
getreten ift, pure wieder berzuftellen, wobei die Koften der 
höheren Inſtanzen wegen des Wechfels der Entjcheidungen zu 
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Rehtsfälle 1856. 2 Tran 16 
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In Saden SH. J. Levy & Eo., Klägers (Anwald Herr 
Dr. 3. Wollffon) contra D. E. Gaedechens in 
Bollmacht der neuen achten Affecruranz-Compagnie und J. H. 
Brocdmann, in Vollmacht der Oceanus⸗Aſſecuranz⸗Comp., 
Beklagte. (Anwald Herr Dr. J. €. Knauth.) 


A. Mechtsfall: 
Die Bellagten hatten das Easco bes Schiffes Hanna & Fanny 
verfichert, welches in Aux-Cayes condemnirt warb, weil e8 nad 
Urtheil der Sachverſtändigen ber bortigen Lloybs- Agenten ber 
mit ihm vorzunehmenben Reparatur unwerth erachtet war. Die 
Bellagten weigerten nım die Zahlung der Verſicherungsſumme, 
weil die Condemnation nicht wegen wirfliher abfoluter Un- 
reparirbarfeit bes Schiffes erfolgt jei, und eventuell weil bie 
angeblihen Sachverſtändigen in Aur-Eayes nicht als competent 
anzujehen wären. Die erfte Einwendung warb von ben beiden 
unteren Inftanzen als unzuläffig einhellig zurüdgemiejen; bie 
zweite anlangend, fo hatten bie Bellagten von dem Kläger ben 
Beweis verlangt, daß die Condemnation als eine nad Lanbes- 
gefe ober Ufanz vorgenommene anzujehen fei. Das Hanbels- 
gericht ging darauf nicht ein, fonbern verlangte vom Kläger 
lediglich den Nachweis, daß das bei der Wahl ber zu Aur-Eayes 
mwohnbaften Sadverftändigen beobachtete Berfahren ben dor— 
tigen Berhältniffen angemefjen fei, wobei ber Nachweis jchon 
genügen folle, daß ber ven Sachverſtändigen beigelegte Charalter 
benjelben wirklih innewohne. In ihrer Appellation an bas 
Obergericht verlangten bie Bellagten bie Reftriction dieſer Be- 
weisanflage dahin: daß das Schiff durch nach Landesgeſetz ober 
Uſanz autorifirte Sachverftändige unfähig zur Reparatur erffärt 
fei und bejchwerten ſich über ben obigen erklärenden Zufa bes 
Hanbelsgerichtes. Das Obergericht beftätigte bie hanbelsgericht« 
liche Zuftificationsauflage, ftri aber ben erflärenden Zuſatz. 
Die beflagtiiche Ober-Appellation wurde aus formellen Gründen 
verworfen und das obergerichtlihe Erfenntniß aufrecht erhalten. 
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B. Rechtsſätze: 

1) Die Condemnation eines Schiffes ift dann aufrecht zu erhalten, 
wenn das dabei eirfgehaltene Verfahren bei der Wahl ber Sad. 
verftändigen nah ben Berhältniffen des Condemnationsortes 
überhaupt nur ein angemefjenes geweſen ift, und ift es nicht 
nötbig, ein Geſetz oder eine Ufanz nachzuweiſen, nach welcher die 
Sadhverftändigen zu der Schiffscondemnation autorifirt waren, 

2) Zur Anwenbbarfeit bes 5 11 a des Allgemeinen Planes genügt 
nicht, daß die Bornahme ber an einem Schiffe erforderlichen 
Reparaturen Geitens ber dariiber berufenen Sachverſtändigen 
bios den Umftänden nach nicht räthlich befunden war, 

3) Do gilt ein Schiff im Sinne des Allgemeinen Planes als con- 
demnirt, wenn bie erforderlichen am fi vielleicht möglichen 
Reparaturen nach ordnungsmäßiger Erklärung competenter Sach— 
verftänbiger den obwaltenden Umftänden nad) nicht vorgenommen 
werden fonnten. 

4) Der Kapitain des in einem folhen Falle befindlichen Schiffes 
bat vollfommen angemejjen gehandelt, wenn er außer der Be- 
fragung ber am Orte gerade befindlichen fremden Kapitaine, von 
ſolchen Leuten ein Gutachten einzog, bie er ihrer Stellung und: 
ihrem Beruf nach für geeignet und fachfundig halten mußte. 


Handelögerichtliches Erkenntniß (zweite Kammer) 
| vom 21. Februar 1855, 


Daß die Kläger bei Fortgang ber Sade eine Kaution 
für Die Prozepfoften zur Summe von Bceo. K 150 zu be— 
ftellen, auch ihr Intereſſe Durch Beibringung der geeig- 
neten Documente nachzuweiſen haben, 

und in der. Sache felbft: 
da, wenn es auch um Die Anmwendbarfeit des $ 11 a bes 
Allgemeinen Plans zu begründen, nicht genügt, daß Die Vor— 
nahme der am Schiff erforderlichen Reparaturen Seitens ver 
dazu berufenen Sachverftändigen blos den Umftänden nad 
nicht raͤthlich befunden wurde, denn doch ein Schiff als 
eondemnirt im Sinne des Allgemeinen-Plans nicht blos dann, 
"wenn dafjelbe der erlittenen Befchädigungen wegen an und 
für ſich als gänzlich irreparabel ſich auswies, fondern auch 
dann betrachtet werden muß, wenn die erforderlichen, an. und 

16* 
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für ſich vielleicht keineswegs unmöglichen Reparaturen nach 
ordnungsmäßiger Erklärung competenter Sachverſtändiger den 
obwaltenden Umſtänden nach nicht vorgenommen werden konnten, 
wie ſich dies ſchon aus der Vorſchrift des $ 114 des Allge⸗ 
meinen Plans ergiebt, der zufolge, falls das Schiff nicht 
eondemnirt worden, bie Reparatur nach Maaßgabe von $ 102 
zu bewerfftelligen ift, 

da num im vorliegenden Falle die Sachverſtändigen in 
Nr. 5 und 6 der Beilagen zur Dispache ausdrüchlich erklärt 
baben, daß es ihnen ganz unmöglich fei, die an dem Schiff 
Hanna & Fanny erforderlihen Reparaturen vorzunehmen 
. und zwar wegen Mangels der nöthigen Materialien und eines 
zur Auflegung eines Schiffes von folder Größe paflenden 
Plapes, wobei auf den in Nr. 5 gebrauchten Ausdruck „en 
ce moment“ Fein befunderes Gewicht gelegt werben Fann, in⸗ 
dem die Sachverftändigen, welche nicht etwa angeben, daß 
dem augenblidlichen Mangel an Materialien überall in einer 
irgend abfehbaren oder nur näher zu beftimmenden Zeit ab⸗ 
geholfen werden könne, in Nr. 6 die Koften und Zeitdauer 
der Neparatur nur unter der Vorausſetzung tariren, daß die 
von ihnen erwähnten Schwierigkeiten befeitigt wären, zugleich 
aber die wirkliche Befeitigung berfelben wiederholt für uns 
möglich erklären, 

da aud die Beilage Nr. 7 dem Snhalte ver Nr. 5 u. 6 
nicht etwa wiberfpricht, vielmehr der Mangel an Materialien 
und an einem paflenden Platz auch bier beftätigt wird, der 
Umftand aber, daß das Schiff ſchließlich in fpecieller Berüds- 
fihtigung des rundes, daß die Koften der Reparatur ben 
Werth des Schiffes in reparirtem Zuftande jedenfalls übers 
feigen würden, als „der Reparatur unmerth* condemnirt ift, 
bie wirkliche Sachlage nicht ändern kann, der zufolge dem 
Kapitain Biffer gar Feine Wahl blieb, ob er ſich dem Aus 
fpruch der Sachverftändigen unterwerfen wollte oder nicht, da, 
biefelben die Reparatur ja auch, abgefehen von den Koften, 
für unmöglich erklärt hatten, 

ba ferner — fo viel die beftrittene Kompetenz; der Aus⸗ 
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fteller der Beilagen Nr. 5, 6 und 7, fo wie die Form biefer 
Documente betrifft — die Beflagten nicht etwa im Stande 
geweſen find, eine beftimmte Behörde in Aur-Eayes namhaft 
zu machen, unter deren Autorität Begutachtungen der frag- 
lihen Art vorzunehmen feien, bienach aber, falls nicht durch 
den Grgenbeweis erhebliche Momente gegen bie Angemeflenheit 
bes som SKapitain Biffer beobachteten Verfahrens erbracht 
werben follten, es für genügend erachtet werben muß, wenn 
Kapitain Biffer außer den Kapitainen fremder in Aux⸗Tayes 
liegender Schiffe, deren Anficht bei den in Betracht kommen⸗ 
den Fragen wenigftens nicht entfcheidend fein konnte, ſolche 
Leute hinzuzog, die er ihrer Stellung und ihrem Berufe nad 
für geeignet und fachkundig halten mußte, was in Beziehung 
auf die Ausfteler der fraglichen Documente allerdings dann 
der Fall fein würde, wenn es ronftirte, daß die dieſen Sach— 
verftändigen beigelegten Qualitäten benfelben wirklich bei= 
wohnen, 
da aber dieſer Umftand aus der auf ten fraglichen Dos 
eumenten befindlichen bloßen Namens-Unterfchrift der Herren 
Wentworth & Ev. als Lloyds » Agenten und aus ber bloßen 
Beglaubigung der Richtigkeit der Eopieen durch ven Englifchen 
Dice-Conful fo wenig erhellt, als hieraus die formelle Ge- 
wißheit entnommen werben kann, baf die des Schreibens un⸗ 
Fundigen Sachverſtändigen fich wirklich zu dem ganzen Inhalt 
der fraglichen in ihrem Namen von unbelannten Zeugen ohne 
alle Legalifation unterzeichneten Documente befannt haben; 
daß die Kläger das bei der Wahl zu Aux-⸗Cayes wohn⸗ 
baften Sachverſtändigen beobachtete Verfahren als das 
den dortigen Verhältniſſen angemeffene zu juftifieiren 
haben, und zwar minbeftens burch den Nachweis, daß der 
diefen Sachverftändigen in den Beilagen zur Dispache 
Nr. 5, 6 und 7 beigelegte Charakter denſelben wirklich 
zufomme, 
daß die Kläger ferner ven Beweis zu erbringen 
baben, daß die gedachten Sachverſtändigen fich wirklich 
feiner Zeit zu dem ganzen Inhalt der Beilagen Ar. 5, 
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Nr. 6 und 7 befannt, und die dort aufgeführten Zeugen 
wirflid mit Unterzeichnung bderjelben in ihrem Namen 
beauftragt haben, 
| daß den Klägern zur Erledigung diefer Auflagen, 
welche unter dem Präjudiz der Abweiſung mit der an— 
geftellten Klage zu befchaffen ift, eine ſechsmonatliche Frift 
zu beivilligen, endlich den Beklagten ver Gegenbeweis im 
weiteften Umfang vorzubehalten fei. 


Dbergerichtliches Erkenntniß 
vom 9. Suli 1855. 
(Auf beklagtiſche Appellation.) 

Daß, unter Berwerfung der erften Befchwerde, Da es nach 
Maaßgabe der BVorfchriften der SH 102 und 114 des Al- 
gemeinen Plans von 1853 im vorliegenden Fall nicht genügen 
kann, wenn die Kläger nur den Nachweis liefern, daß der 
ben fraglichen Sacverftändigen in den Anlagen 5, 6, und 7 
zur Diepache beigelegte Charakter denfelben wirklich zufomme, 
das hanvelögerichtliche Erfenntniß a quo som 21. Februar 
dieſes Jahres, in fo weit daſſelbe angefochten worden, in 
theilweifer Berückſichtigung der zweiten und in Veranlaffung 
‚ber dritten Beſchwerde dahin zu reftringiren: 

daß die Kläger das bei Wahl der zu Aux-Cayes wohn 

baften Sachverftändigen bevbachtete Verfahren als ben 

dortigen Berhältniffen angemeflen zu juftifisiren haben, 
wobei es ihnen unbenommen bleibt, entweder, daß dabei ven 
Landesgefeben, oder daß ber beftehenden Uſanz gemäß gehandelt 
ward, barzuthun. 
Und ift die Sache ſolchergeſtalt, unter Compenfation der 
im Obergerichte aufgelaufenen Koften, mit den wieder zu ver- 
flegelnden Acten an das Handelsgericht zu remittiren. 
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Ober: Appellationdgerichtliched Erkenntniß 
vom 25. Sept. 1856. 
(Auf beffagtifhe Appellation.) 

Daß zwar bie Förmlichkeiten der wider das Erfenntnig 
bes Obergerichts Der freien Hanfeftadt Hamburg vom 
9. Zuli vorigen Jahres eingewwandten Appellation für 
gewahrt zu achten, dieſelbe jedoch, wie biemit gefchieht, 
unter Berurtheilung der Beklagten in die Koften dieſer 
Inſtanz, als unzuläffig zu verwerfen fei; 

und wird die Sache nunmehr zum weiteren Vers 

fahren an das Hanbelsgericht zurückverwieſen. 


Ä Entſcheidungsgruͤnde. 

1) Das Handelsgericht hat die Einwendungen, welche die 
Beklagten gegen die, auf die geſchehene Condemnation des 
Schiffes Hanna & Fanny gegründete Schadensforderung ber 
Kläger aus materiellen Gründen bergenommen haben, weil 
nämlich die Condemnation nicht wegen wirklicher, abjoluter 
Unreparirbarkeit des Schiffes erfolgt fei, als unbegründet, 
und das Obergericht die dawider gerichtete erſte und prinei⸗ 
pale Beſchwerde der Bellagten verworfen. Wenn alſo bie 
Beflagten diefe ihre erfte Beſchwerde in dieſer Inftanz wieder⸗ 
holen, fo ift es völlig Mar, daß dieſer Beſchwerde duae con- 
formes entgegenftehen. 

2) Die Bellagten batten ſchon beim Handelsgerichte, in» 
dem fie ebentualiter die Competenz der in Aux⸗Cayes zus 
gezugenen Sachverftändigen beftritten, den Antrag geftellt, den 
Klägern den Beweis aufzuerlegen: 

daß die Condemnation als eine nach Landesgeſetz ober 

Ufanz vorgenommene zu betrachten fei. 

Das Handelsgericht hat dieſem Antrage jedoch nicht befes 
rirt, fondern fatt der beantragten Beweisauflage den Klägern 
nur aufgegeben: | 

das bei Wahl der zu Aur-Cayes mwohnhaften Sach⸗ 

verſtändigen beobachtete Verfahren als das den dortigen 

Verhältniſſen angemeſſene zu juſtificiren, 
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und bat dabei ausgefprochen, daß bies fchon durch den Nadh= 
weis gefchehen könne, Daß der dieſen Sachverftändigen in den 
Beilagen zur Dispache Nr. 5, 6 und 7 beigelegte Charakter 
denfelben wirklich zukomme. 

Gegen diefe Beweis-Auflage des Handelsgerichts, infofern 
dadurch ihrem bei demſelben geftellten Antrage nicht ftatt- 
gegeben worden, haben die Beklagten ihre zweite eventuelle 
Beſchwerde voriger Inſtanz gerichtet, und bier ven beim 
Hanvelsgerichte beantragten Beweis näher dahin formulirt: 

daß das Schiff durd nad) Landesgeſetz oder Uſanz 

antorifirte Sachverſtändige unfähig zur Reparatur 
erklärt fei. 

Zugleich richteten fie gegen den obigen Zuſatz des Handels- 
gerichts in pessimum eventum ihre dritte Befchwerde. 

Das Obergeriht bat nun die handelsgerichtliche Juſtifi— 
eationg- Auflage wörtlich beftätigt und den Klägern dabei aus— 
drücklich nachgelaffen, verjelben durch den Nachweis zu ge— 
nügen, daß bei dem von dem Schiffer eingehaltenen Verfahren 
ben Lantesgefeßen, oder der beſtehenden Ufanz gemäß ge- 
handelt fei. Dagegen bat ed auf Grund ber dritten Be— 
ſchwerde den Zufab des Hanvelsgerichts geftrichen. Hiegegen 
haben vie Bellagten natürlich nicht appellirt, dagegen ihre 
zweite Beſchwerde voriger Inſtanz in gegenwärtiger wiederholt. 

Obgleich nun das Obergericht jagt, daß es bei feiner 
reformatoria theilweife auch die zweite Befchwerde der Be- 
klagten berüdfichtigt babe, fo ift dies, wie auch Leptere in 
dieſer Inſtanz ſelbſt anerkennen, doch in Wahrheit nicht der Fall; 
vielmehr ift diefe Beſchwerde gänzlich und alfo die von den Be— 
Hagten beantragte Beweisauflage per duas conformes verworfen. 

Denn die Beflagten wollen die Condemnation nur dann 
anerkennen, wenn fie von durch Gefe oder Ufanz Dazu auto— 
‚rifirten Sachverſtändigen ausgefprochen fei. Beide vorige 
Gerichte haben aber dies und eine dem entfprechend beantragte 
Beweisauflage verworfen, und es für genügend erklärt, wenn 
das eingehaltene Verfahren bei ver Wahl der Sachverſtändigen 
nad den Berbältniffen in Aux⸗Cayes überhaupt nur ein 
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angemeſſenes geweſen fei, halten daſſelbe alſo ven Beklagten 
gegenüber für gerechtfertigt, auch wenn Fein beftimmtes Geſetz 
oder Feine Uſanz beftehe, welche dazu autorifire, und Das Ober⸗ 
gericht läßt nur als aequipollens ven Nachweis deſſen nach, 
was bie Beklagten einzig und allein anerkennen wollen, 
daß einem Landesgeſetz oder einer Ufanz gemäß gehandelt fei, 
ein aequipollens, welches die Beklagten felbft als ein fi von 
felbft verftehendes bezeichnen und welches auch das Handels 
gericht den Klägern unmöglich bat abjchneiden wollen. Es 
fragt fidy alfo nur, ob dieſe Conformität beider Erfenntniffe 
dadurch beeinträchtigt werde, Daß das Obergericht, wie oben 
bemerft, auf Grund der dritten Bejchwerte der Beklagten 
den Zufab des Handelsgerichts geftrichen bat. Dies ift aber 
nicht der Fall, 

Es lagen dem Obergerichte durch Die zweite und dritte 
Beichwerde der Beklagten zwei Fragen zur Entjcheidung vor: 

a) Muß die Condemnation nothwendig auf Grund eines 
beftimmten Landesgeſetzes oder einer Uſanz geſchehen fein, 
müffen alfo namentlich die Sachverftändigen gejeglich sur Eon» 
demnation autorifirt gewefen fein? 

b) Was ift nöthig, um die Autorifation der Letzteren nach⸗ 
zuweiſen? 

Beides find völlig trennbare, ganz unabhängig von ein⸗ 
ander zu entfcheidende Frage. 

Die erftere bat das Obergericht in Uebereinftimmung mit 
dem Handelsgerichte verneint. Nur in Anfehung der zweiten 
weicht es vom Hanbelögerichte ab, indem es für den Fall, daß bie 
Kläger dag obige aequipollens ſollten darthun wollen, Dazu den 
Nachweis, daß die Sacdhverftändigen von Aux-Cayes den ſich 
beigelegten Charakter wirklich haben, für unzureichend erklärt. 

Hat nun aber die Beurtheilung diefer zweiten Frage auf 
die der erften durchaus Feinen Einfluß, fo ift auch die zweite 
Befchwerde der Beflagten in gegenwärtiger Inſtanz und folg- 
licy ihre ganze Appellation eine unzuläffige, und mußte fonady 
als ſolche, ohne in deren Materialien irgend einzugehen, fo 
wie im Urtheile gefchehen, verworfen werben. 

zer 


NM 25. 


In Sachen Wittwe Wilhelmine Tatlod, geb. Mein: 
bard, cum. cur. ad litem, Klägerin (Anwald Herr Dr. B. 
T. 2. Engel) contra Ludwig Demidoff Engel, 
Bellngten. (Anwald Herr Dr. 9. U. M. Brandis.) 


Rechtsfall. 

Die Klägerin verlangte von ihrem Schwiegerſohne, dem Be— 
Hagten, welcher ihr zwei Jahre lang Wohnung und Koft bei 
fich gegeben, Alimente, und ftüßte ſich dabei auf ein ihr von 
ihrer Tochter gefchriebenes Billet, das eine darauf gerichtete Zu- 
fage enthielt, und welches mit bes Bellagten Borwiffen und 
Genehmigung gefandt war. In biefem Briefe verſprach bie 
Tochter der Mutter an Stelle der freien Wohnung und Be— 
köſtigung, nachdem fie das Haus verlaffen, einen jährlihen Be- 
trag von 300%. Die Alimente wurden von ber Tochter vom 
November 1854 bis 13. Januar 1855 gezahlt, und da weigerte 
fih der Bellagte aus mehrfachen Gründen, bie von feiner Ehe- 
frau eingegangene Verbindlichkeit ferner zu erfüllen. Die Prätur 
verurtheilte ben Bellagten unbedingt, das Obergericht beftätigte 
auf beffagtifhe Supplikation dies zwar, ließ dem Bellagten je- 
doch zwei Beweife nad; das Ober - Appellationsgericht enblich 
ſtellte das Präturerfenntniß auf klägeriſche Appelation wieber 
vollftändig ber. 


B. Rechtsſätze: 

1) Es iſt ſtreitig, ob Kindern, die von ihren Eltern aus einer be— 
ſtehenden Schuld, die auf keiner Liberalität beruht, belaugt werden, 
das beneficium competentiae zuſtehe. 

2) Bei der Frage, ob eine obligatlo alendi exiſtent iſt, iſt bie 
Fähigkeit, Alimente zu leiften, eine ber wefentlichften Bedingungen 
ber Verpflichtung und in biefer Beziehung zwiſchen Kindern und 
Eltern fein Unterjchieb. 

3) Wenn ein Ehemann feine Frau mit feinem Wiffen eine aus— 
brüdliche Alimentationsverpflichtung gegen feine Schwiegermutter 
eingehen läßt, fo ift er daraus unbebingt mit verhaftet. 
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4) Doch liegt darin die Einfhränfung, daß der Ehemann ſich nicht 
perjönlich auf eine Weife gegen feine Schwiegermutter habe ver- 
pflichten wollen, daß fie auch nach dem Tode ihrer Tochter einen 
Anſpruch an ihn Daraus ableiten könne. 

5) Sind Alimente zugefagt, jo kann ber fie Leiftende nicht zu dem 
Beweife gelaffen werden, daß die zu Mlimentirende berjelben 
nicht mehr bedürfe, es jei denn, daß er darthun könne, e8 wäre 
jeit Leiftung feines Verſprechens in der Lage der zu 
Alimentivenden eine wejentliche VBerbefferung eingetreten. 

6) Die Alimentationspflicht der Kinder gegen ihre Eltern ift da— 
durch bedingt, daß ihre VBermögensverhältniffe fie ihnen geftatten, 
ohne jelbft zu darben, und können fie minbeftens dann die Re— 
bucirung des verſprochenen Alimentationsquantums verlangen, 
wenn fie beweijen fünnen, daß feit dem geleifteten Berjprechen 
ihre Lage ſich weſentlich vwerfchlechtert habe. 


Erfenntniß der Erften Pratur 
vom 21. Suni 1855. 


Daß der Klägerin ihr Anwald, Herr Dr. Engel, als cur. 

ad litem beizuorbnen und das rubrum demgemäß zu 

ertendiren; 

und in der Sache felbft: 

da der Beklagte einräumt, daß feine Ehefrau mit feinem 
MWiffen und feiner Genehmigung ihrer Mutter dad mit der 
Klage probucirte Billet gefandt hat; 

da für die Erfüllung der in folcher Weife von feiner 
Ehefrau übernommenen Verpflichtung aber, der beflagtifche 
Ehemann mit verhaftet ift, und alfo auch wegen berfelben, 
wenn er, wie in bem vorliegenden Falle, anerkannt, daß feine 
Ehefrau ihrer Verbindlichkeit nicht nachgefommen ift, unmit: 
telbar belangt werben kann; 

daß Bellagter fchuldig fei, der Klägerin die ihr von der 

beflagtifchen, Ehefrau zugefagten, feit dem 13. Januar 

diefed Jahres aber ruͤckſtaͤndigen Alimente von woͤchent— 

ih 6 4, mit Grit. 138 in acht Zagen, die demnaͤchſt 

fällig werdenden aber am Sonnabend einer jeden Woche, 

sub poena executionis, zu bezahlen, wie auch ihr die 

Prozeßkoften, deren Ermäßigung vorbehältlich, zu erfegen. 


252 25. Wwe. Wilhelmine Tatlock c. L. Demidoff Engel. 


Obergerichtliches Decret 
vom 13. Suli 1855. 
(Auf beffagtifhe Supplication). 

Da die Pflicht des Supplicanten zur Alimentation feiner 
Schwiegermutter beizutragen, an fich befteht, und dem Schreis 
ben Anlage zu Nr. 2 der Präturacten jedenfalls fo viel 
Wirkung beigelegt werben muß, um bafjelbe ald eine vorläu: 
fige Anerfennung des quantum dieſer Verpflihtung zu bes 
trachten; 

daß das Erkenntniß a quo der erften Pratur vom 

21. Suni dieſes Jahres mit dem Zufage zu beftätigen: 

daß dem Beklagten die aut alternative aut cumulative 

zu führenden Beweiſe nachzulaſſen: 

.  baß und wie weit die Klägerin (indbefondere auch 
mit Rüdficht auf die-ihr von den übrigen Kindern 
zu gemwährende Alimentation) der Alimentation abs 
feiten feiner, ded3 Beklagten nicht mehr bebürfe, 

und 
daß und wie weit er, Beklagter, nad) feinen Ber: 
mögend-Berhältniffen nicht mehr im Stande fei, der 
Klägerin eine wöchentliche Alimentation von 6 # Ert. 
zu bezahlen, 

Und ift demnaͤchſt, nach Maaßgabe des Reſultats diefer 

Beweisführung, weiter zu erkennen. — Die Acten ſind 

zu remittiren et comm. 


Ober-Appellationsgerichtliches Erkenntniß 
vom 25. Septbr. 1856. 

(Auf klägeriſche Appellation und beklagtiſche Adhäſion). 

Daß die Foͤrmlichkeiten der Appellation für gewahrt, 
auch die Adhäfion zuläffig zu erachten, und in der Sache 
felbft, wie hiemit gefchieht, dad Erfenntniß des Ober: 
gerichtd der freien Hanfeftadt Hamburg vom 13. Juli vor. 
3. aufzuheben und dagegen dad ber erfien Prätur vom 
21. Zuni beffelben Jahres wieder berzuftellen fei. 
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Bei der ftillfchweigenden Vergleihung der Koften 
voriger Inftanz behält es fein Bewenden, bie ber gegen: 
wärtigen Inſtanz dagegen find nur zur einen Hälfte zu 
compenfiren, zur andern aber der Klägerin- vom Beklag⸗ 
ten zu erftatten, 

und wird die Sache nunmehr an bie erfte Prätur 
zurüdgewiefen. 


Entſcheidungsgruͤnde. 

Gegenſtand der gegenwaͤrtig abzugebenden Entſcheidung 
find nach Maaßgabe der Appellations- und Adhaͤſions-Be— 
ſchwerden lediglich die beiden Fragen: 

J. Kommt es überall noch und eventualiter inwieweit 
fommt ed noch auf die vom Dbergerichte geforderten Be: 
weife an? 

1. Wem liegt eventualiter die Beweislaft ob? 

Ad. I. Was die erfte Frage betrifft, fo kann 

A) abgefehen von dem Briefe, auf welchen bie Klage ges 
gründet iſt, es Feinen Zmeifel leiden, daß nicht nur der Um: 
ftand, ob die Klägerin der Alimente bedürftig, fondern auch 
der, ob der Beklagte in der Rage fei, ihr welche und wie 
viel zu reichen, noch einer Feftftelung bedürfte. Denn wenn 
die Klägerin zwar nicht dad Erftere, wohl aber das Lebtere 
beftreitet und ſich darauf beruft, daß Kindern den Eltern 
gegenüber daS beneficium competentiae nicht zuftehe, fo ift 
dies ein ganz unpaffender Einwand, Allerdings ift es flreitig, 
ob Kindern, die von ihren Eltern aus einer beftehenden 
Schuld, die auf feiner Kiberalität beruht, belangt werden, das 
ſ. g. beneficium competentiae zuftehe. Allein bier handelt 
es ſich ja nicht davon, inwieweit eine wirklich fchon beftehenbe 
Schuld gegen dad Kind eingeflagt werben kann, fondern ins 
mieweit eine obligatio alendi eriftent ift, und da ift gerade die 
Fähigkeit, Alimente zu leiften, eine der weſentlichſten Bebin- 
gungen der Verpflichtung und in dieſer Beziehung zwifchen 
Kindern und Eltern kein Unterfchied. 

L. 2 C. de alendis ac parentibus (5, 25). 
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Es fragt fi alfo 

B.) inwiefern dasjenige, was an ſich Rechten ift, nach dem 
in der Mitte liegenden, ein Alimentationd-VBerfprechen enthal: 
tenden Briefe eine Beſchraͤnkung zu erleiden hat, 


1) Ob die Einwendungen des Beklagten gegen bdiefen 
Brief ald einen nicht ihn, fondern nur -feine Ehefrau vers 
pflichtenden per duas conformes verworfen feien, kann dahin: 
geftellt bleiben, indem dies nicht der Fall fein würde, wenn 
man je nach der verfchiedenen Auffaffung des Briefes in 
erfter und zmeiter Inſtanz, verfchiedene rechtlihe Folgen ein: 
treten laffen konnte, 


Allein mit vollem Rechte ift der Beklagte ald auf dem 
Briefe verpflichtet angenommen worden. — Denn ber Be: 
Fagte räumt ein, diefen Brief feiner Frau felbft gefchrieben 
zu haben, und in demfelben erklärt die Letztere überdies, das, 
was fie thue, auf Anrathen ihres Mannes zu thun. 
Das Berfprechen, welches biefer Brief enthält, ift alfo ein 
von der Frau unter Beiftand des Bellagten, als ihres ehe: 
lihen Vogts, eingegangened und aus demfelben ift Kebterer 
unbedingt verhaftet. Wenn er daher fagt, er felbft habe Feine 
Verpflichtung gegen die Klägerin übernehmen wollen, fo kann 
dad nur den Sinn haben, daß er fich nicht perſoͤnlich auf 
eine Weife gegen fie habe verpflichten wollen, daß fie aud) 
nach dem Zode feiner Frau einen Anfprudy an ihn daraus 
habe ableiten koͤnnen, fondern daß er ftatt deſſen die, an fich 
auch dem Berhältniffe mehr entfprechende Form gewählt habe, 
feine Frau als die eigentlich zur Alimentation Werpflichtete 
unter feiner Zuftimmung das Verfprechen ertheilen zu laffen. 


Mas aber 

2) den Inhalt diefed Verfprechens betrifft, fo gebt es ganz 
dahin, der Klägerin, melde, wie der Beklagte nicht beftreitet, 
zwei Sahre hindurch freie Wohnung und Koft in feinem 
Haufe genoffen hatte, an Stelle defien vom November 1854 
an jährlid den Betrag von 300 # Ert. zu gewähren, ober, 
wie ed factifch ausgelegt worden ift, wöchentlih 6 4., da der 
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Beklagte ausdruͤcklich zugiebt, daß die Klägerin diefen wöchent: 
lichen Betrag bis zum 13. Sanuar 1855 empfangen habe. 
Duplik ©. 9. 

Es heißt namlich in dem Briefe: Damit die Klägerin in 
Zukunft einer Nothforgg überhoben fei, wolle fie, die 
Tochter, ihr von November an eine Beihülfe von 300 # 
Grt. zufließen zu laffen. Der Klägerin follte alfo für die Zus 
Funft die Sorge für dad Nothiwendige genommen werden. 
Deshalb werden ihr vom nädften November an, wo fie das 
Haus ded Beklagten verließ, 300 4. zugelagt. Hier kann, 
wenn die Worte einen Sinn haben follen, nur eine Leiftung 
von 300 # gemeint fein, und zwar, da feine Beſchraͤnkung 
hinzugefügt ift, allerdingd für die Lebenszeit der Klägerin oder 
boch jebenfall3 fo lange, ald die Klägerin, die ja dadurch einer 
Nothforge überhoben werden follte, nicht in der Lage fein 
werde, aus eigenen Mitteln für das Nothwendige felbft forgen 
zu koͤnnen. 

Wenn der Beklagte einwendet: 

a) eine folhe Verpflichtung pflege nicht in einem Gratu: 
lationsfchreiben zum Geburtötag eingegangen zu werben, fo 
bedarf das Feiner Widerlegung. Vielmehr ergiebt dad Schrei: 
ben, daß der Klägerin gerade an ihrem Geburtötage durch die 
Zuficherung der jährlichen Unterflügung eine Beruhigung für 
- die Zukunft hat gewährt werben follen. 

b) Wenn Bellagter ferner den Brief fo auslegt, ald habe 
feine Ehefrau felbft bie einmalige Leiftung von 300 # nur 
infoweit zugefagt, als fie in ihren Kräften ftehe, d. h. 
ald die Erfparniffe von ihrem Haushaltungsgelde es geftatten; 
fo enthalt nicht nur der Brief davon nicht3, fondern es fteht 
mit befjen Faren Worten in Widerſpruch. Die Tochter 
motivirt die Geringfügigkeit der jährlichen Leiftung von 3004, 
welche fie verfpricht, dadurch, daß ihre Kräfte zur Zeit nicht 
mehr geftatteten, wiewohl es unter den obmwaltenden Verhält: 
niffen genug fei. Und daß fie hier unter ihren Kräften und 
ben obmaltenden Verhältniffen nicht ihre befondere Haus— 
baltungplaffe und deren Verhaͤltniſſe verfteht, geht Far daraus 
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hervor, daß es glei darauf weiter heißt: „Sollten unfere 
Sachen ſich fpäter günftiger geftalten, bin ich natürlich es 
aud Kindespflicht fhuldig, Dir dad Dreifache zu geben x.“ 
Iſt aber dies der Sinn des Briefes, fo Fann 
3) diefem gegenüber der Beklagte mit den Beweifen, 
welche dad Obergericht ihm nachgelaffen hat, nicht weiter ges 
hört werden. 
a) Der erfte diefer Beweiſe geht dahin: 
dag und wie weit die Klägerin — indbefondere aud mit 
NRüdficht auf die ihr von den übrigen Kindern zu ge: 
währende Alimentation — der Alimentation abfeiten feiner, 
des Beklagten, nicht mehr bebürfe. 


Nun waren aber dem Beflagten und feiner Ehefrau, als 
fie den fraglichen Brief fchrieben, die VBerhältniffe der Klägerin 
nothwendig vollfommen befannt. Sie mußten, daß die Klä: 
gerin felbft Fein Vermögen befaß, und ebenfowohl inwiefern 
die übrigen Kinder berfelben in der Lage feien, etwas für fie 
zu thun. In volftändiger Würdigung diefer Verhaͤltniſſe 
fagten fie ihr jährlich eine Alimente von 300% zu. Um ſich 
von der hiedurd eingegangenen Verpflichtung gan, oder 
theilweife zu befreien, hätte der Beklagte alfo behaupten 
müffen, daß feit Leiftung dieſes Verſprechens in der 
Lage der Klägerin eine wefentliche Verbeſſerung eingetreten 
fei. Nun aber hat der Beklagte weder zu behaupten vermocht, 
daß die eigenen Vermoͤgens-Verhaͤltniſſe der Klägerin ſich ges 
beffert, noch auch, das eins oder da3 andere ihrer fonftigen 
Kinder in die Lage gekommen fei, ihr ebenfall3 Unterftüßung 
zu gewähren: und fomit ift ter erfte Beweis des Obergerichtd 
durch die Acten nicht gerechtfertigt. 

Das Gleiche gilt i 

b.) von dem zweiten Beweiſe des Obergerichtö, welcher 
dahin geht: 

daß und wie weit er, Beklagter, nach feinen Vermögens: 
Verhältniffen nicht mehr im Stande fei, der Klägerin 
eine wöchenliche Alimente von 6 # Ert. zu bezahlen. 
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Denn auch für diefen Beweis fehlt es an einer ent: 
fprechenden relevanten Behauptung ded Beklagten. 

Da die XAlimentationspfliht der Kinder den Xeltern 
gegenüber dadlirch uͤberhaupt bedingt ift, daß ihre Vermögens: 
Verhältniffe fie ihnen geftatten, ohne felbit zu darben, fo 

leidet es feinen Zweifel, daß fie mindeſtens die Herabfegung 
des von ihnen verfprochenen Alimentenquantumd unter Um: 
ftänden verlangen Fönnen. 

Allein Beklagter hätte, um gang oder theilweile fich von 
der Verpflichtung der verfprocdenen Alimente zu befreien, 
behaupten müffen, daß feit dem ertheilten Verſprechen feine 
Bermögend:Berhältniffe fich verfchlechtert, feine Einnahme ſich 
erheblich verringert haben. Und dies hat er nicht gethan. In 
den exceptiones erfter Inftanz fagt ex nur, bei den jebigen 
theuren Zeiten wäre er nicht im Stande irgend etwas für die 
Klägerin ferner zu thun. Diefe Behauptung ift gar nicht zu 
beachten. Denn eineötheild war feit dem November 1854, mit 
welchem bad Verfprechen ins Leben trat, oder auch dem uni, 
wo e3 ertheilt ward, bis zum 13. San. des folgenden Jahres 
wenn überall, doch keinenfalls eine foldhe Steigerung des 
Preifes der nothwendigen Kebensbedürfniffe eingetreten, welche 
irgend in Betracht gezogen werden kann, theild hätte eine 
folche inzwifchen eingetretene allgemeine Theurung die Klägerin 
der verfprochenen Alimente mur um fo bedürftiger gemacht. 
In der Duplif, wo das Verfprechen fo interpretirt wird, als 
fei es auf die Erfparniffe der Ehefrau des Beklagten von 
den Haushaltungsgeldern befchränft gewefen, wird denn aud) 
gar nicht einmal mehr behauptet, daß eine ſolche Steige: 
rung der Eheurung inzwifchen eingetreten fei, fondern nur, es 
fei wegen ver befannten hohen Preife aller Lebendmittel feiner 
Frau nicht möglich geweſen, 6 # wöchentlich von ihrem Hauds 
ftandögelde zurüdzulegen, worauf natuͤrlich gar nichts anfommt. 
Zwar fügte er hier hinzu, er feinerfeit3 habe auch deswegen 
nichts thun wollen, weil er an einem Sohne der Klägerin in 
St. Petersburg auf eine empörende Weife Bro, 2900 ver: 


Ioren gehabt habe. Allein er giebt gar nicht an, daß dieſer 
Redtsfälle 1856. 17 
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Verluſt nach der Zeit des geleifteten Alimenten-Verfprechend 
eingetreten fei; auch würbe bderfelbe den Anfprud auf gänz- 
lihe Befreiung von den Alimenten nicht begründen, und ift 
der Beklagte in zweiter Inftanz fo wenig wie*in gegenwär- 
tiger hierauf wieder zurüdgefommen. 

Nach diefen Ausführungen war der principalen auf Her: 
ftelung des Prätür = Erkenntniffes gerichteten Befchwerde der 
Klägerin Statt zu geben, wodurch fich nicht nur deren even= 
tuelle zweite Befchwerde erledigt, fondern 

ad II. auch die Frage. nach der Beweislaſt, welche den 
Gegenftand der Adhäfion des Beklagten bildet, als Feiner 
Entſcheidung bebürfend Ddarftellt, eine Entfheidung, die 
übrigens nur würde dahin ausfallen koͤnnen, daß die Beweis: 
laft in diefem Falle, wo verfprochene Alimente vorliegen, mit 
vollem Rechte vom Obergerichte dem Beklagten auferlegt fei. 

Mit Rüdfficht hierauf mußte denn auch, fo viel die Koften 
diefer Inſtanz betrifft, der Beklagte in die Zragung der 
Hälfte derfelben, wie im Urtheile gefchehen, verurtheilt und 
nur binfichtlich der anderen Hälfte Compenfation erfannt 
werben. 








N 26. 
In Sachen %. S. Meyer, Buchhandler, Klägers (Kläger 
führte feine Sache fo im Niedergeriit und Obergericht, al5 im 
Dber:Appellationsgericht felbft ohne advocatifchen Beiftand) 
fo wie in (feparat geführten) Sachen G. H. F. de Caſtres 
de Terfac (Anwald Dr. %. H. Steinhagen) Kläger, 
in dritter Inſtanz accefforifcher Intervenient ad causam J. 
©. Meyer conira Drem. 2. F. Noack, mand. noie 
Eduard Nobert Rittler, Buchhändler, Beklagten (An: 
wad Dr. 2. F. Noack). 
A. Rechtofall: EUER 
Diefem Nechtsftreite liegen folgende actenkundige thatjächliche 
Berhältniffe zum Grunde: 


Der Buchhändler I. S. Meyer in Hamburg, Kläger, bat 
aus ber Eoncursmaffe des Buchhändlers Georg Blatt in 
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Altona am 6. October 1851 in öffentlicher Verſteigerung von 
bem im DBerlage des gebadhten Blatt im Jahre 1843 er- 
Ichienenen Werfe: 

Beautes de la litterature frangaise moderne 


par 
G. H. F. de Castres de Tersac, 
welches nebenbei den beutfchen Titel führte: 

„Blüthen aus dem Gebiete der neuern franzöfiichen Literatur, 
Eine Auswahl der gediegenften Bruchſtücke aus den Klaffifern 
erften und zweiten Kanges des fiebzehnten, achtzehnten 
und neunzehnten Jahrhunderts. Nebft biographifchen Skizzen 
und grammatiichen und Fritiihen Noten über jeden ber an— 
geführten Schriftſteller; eingeleitet durch einen kurzen Umriß 
der franzöſiſchen Literaturgejchichte, von der älteften Zeit bis 
auf Malberbes. Zum Gebraud) fir Deutſchlands höhere Schulen 
von ©. H. de Eaftres de ZTerfac, Verfaſſer verfchiedener Werfe 
über die franzöfiihe Sprade. 

Der Gejhmad an der Literatur ift ein Freund aller Zeiten! 

Madame Klairon. 
Altona, Berlag von Georg Blatt 1843” 

429 Erpl. fjammt dem Verlagsrechte dieſes Buches gefauft. 
Bald darauf erfuhr der Beffagte, daß fih von genanntem Buche, 
neben einer Menge von andern Artikeln, noch 1202 Eremplare 
in den Händen und auf dem Lager des Buchhändlers Boldmar 
zu Leipzig befanden. Wegen dieſer 1202 in dem betreffenden 
Auctionscataloge ber zur Blatt'ſchen Maſſe gebörigen Gegen: 
ftände gar nicht aufgeführten Eremplare nun trat am 16ten 
Dctober 1851 der Bellagte, Robert Kittler zu Hamburg, 
mit dem Concurscurator, Advocat Adolph Schmidt zu Altona, 
in Unterhbandlungen, in deren Folge der Beklagte Kittler dieſe 
1202 in Leipzig lagernden Eremplare, unter Zuftimmung bes 
Eoncursgerichtes, zum Machlaturpreije erftanden bat, zwar 
ohne Verlagsrecht, jedoch, ausweiſe eines, wiewohl erft pen- 
dente lite ausgeftellten und vom Bellagten zu ben Acten ges 
brachten Atteftes der Altonaer Concursbehörde „zu feinem 
unbeſchränkten Eigenthunt.” 

Im Sommer des Jahres 1852 ließ darauf der Beflagte 
Nobert Kittler dem Kläger 3. S. Meyer brieflih durch einen 
Altonaer, Namens Rudolph, in Firma „Wendeborn’sche 
Buchhandlung,“ nach, in feinem des Bellagten Auftrage, vorauf- 
gegangener fhriftlichen Verhandlung (zwiſchen Rudolph und 
Meyer) ein Geldgebot für Abtretung von ——— Kläger, 
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erworbenen Berlagsrechts ber Blüthen, fammt ben noch vor- 
bandenen Eremplaren machen. Das Angebot des Bellagten 
wurde jedoch vom Kläger als zu niedrig refllfirt, fowie bie 
Forderung des letzteren vom Beklagten für zu hoch befunden wurde. 

Im Jahre 1852 bat darauf der Bellagte, welcher, wie 
gefagt, jeher wohl wußte, daß Kläger das Verlagsrecht jener 
„Beautes“ erworben hatte, von ben feinfeitigen Eremplaren 
jenes Werfes die Original-Titelblätter entfernt und ftatt deren 
neue, von ihm nahgedrudte Titelblätter und Umjchläge fub- 
ſtituirt. Die Aenderungen, welche ber Beklagte ſich dabei er» 
laubte, ſind folgende: 

a) Die Worte bes Original-Titels: „Altona, Verlag von 
Georg Blatt, 1843” find burd den Beflagten ab- 
geändert in „Hamburg, Robert Kittler, 1852.* 

b) Auch auf bem Umſchlage und dem franzöſiſchen Titelblatt 
iſt die Firma und Jahreszahl gleichartig abgeändert. 

€) Auf dem nachgedruckten deutſchen Titelblatte find bie auf 
dem Original befindlihen Worte: erften urd zweite 
Ranges und das Wort: furzen gänzlich weggelaſſen, 

ebenſo 

d) iſt hinter dem Titelblatte die auf dem Original mittelſt 
der Worte: Hamburg, gedruckt bei J. C. H. Witt 
bezeichnete Druckerfirma gänzlich weggelaſſen; endlich 

e) iſt die thpographiſche Anordnung und Eintheilung der 
Zeilen, fetten und magern Schriften, ſowie die Zahl der 
Zeilen auf dem Original eine andere, wie die auf dem 
nachgedruckten Titelblatte. 

Nachdem der Beklagte in obgedachter Art die „Beautés“ 
abgeändert hatte, ſandte er, am 10. Auguft 1852, 1168 Erem- 
plare ber nahgebrudten ZTitelblätter nach Leipzig und ver- 
fandte demnächſt allgemein am 1. October 1852 dies mit ben 
nachgedruckten Titelblättern und Umſchlage beffeivete Buch als 
zweite Ausgabe pro novilate, wie bie zu ben Acten gefom- 
menen Facturen Yauten, in ben deutſchen und außerbeutichen 
Buchhandel, nachdem zuvor ber Kläger im Jahre 1851 die 
feinfeitigen (Original-) Eremplare, als 1843 erfhienen, fo 
in dem zu Leipzig erjcheinenden Allgemeinen Wahlzettel für 
ben deutſchen Buchhandel, als in den verfchiebenartigften deutſchen 
Zeitungen als feinen Verlagsartikel ausgeboten hatte, und 
zwar, wie natürlich, ohne ben unwahren Beiſatz „Zweite Ausgabe.“ 

Endlich hat der Beklagte in einer Anzeige von in ſeinem 
Verlage erſchienenen Büchern, welche dem letzten Bogen der 


26. 3. S. Meyer c. Eduard Robert Kittler. 261 


in feinem Berlage 1853 erfchienenen, bei Teubner in Leipzig 
gebrudten „Neuen portugiefifhen Sprachlehre” von Eduard 
Theodor Böſche angebrudt ift, unter der Heberfchrift: „Im 
Berlage von R. Kittler in Hamburg find ferner er 
ſchienen“ auch die „Beauie’s“ als 1852 in feinem Verlage er- 
ſchienen angekündigt, hier zwar ohne ben Beifat zweite Aus- 
gabe, jeboch ebenfalls unter Auslaffung der Worte „erften und 
weiten Ranges” aus dem beutfchen Titel, und zum Preife 
von 15Neugrofchen ausgeboten, mit bem Beifate „Zu Barthieen 
von 20 Eremplaren bas Eremplar zu 12 Neugrofchen, und 
folgender Empfehlung: „Sn hiſtoriſcher Reihenfolge eins ber 
interefjanteften franzöfifchen Leſebücher, wiffenfchaftlih und mit 
viel Geſchmack ausgewählt und georbnet, gleichfam eine 
franzöſiſche Literaturgeſchichte in Beiſpielen und dennoch ganz 
ungewöhnlich billig.“ 

Der Kläger fühlte durch ſolche Thätigkeit des Bellagten 
fi in feinem Berlagsrechte dermaaßen gefränkt, daß er am 
9. Mai 1853 ſich veranlaft ſah, dem p. t. erften Polizeiherrn 
Senator Dr. Binder diejelbe zu denunciren und, unter Be— 
rufung auf das wider den Nachdruck ergangene Bundesgejet 
reſp. der bamburgifchen Verordnung, bie Unterbrüdung ber 
vom Bellagten veranftalteten, als Nachdruck zu betrachtenden 
Ausgabe, eventuell eine Unterfuhung der Sache durch ben 
Herrn Criminalactuar zu beantragen. Der Bolizeiherr ver» 
wies jeboch auf Grund folder Unterfuhung den Kläger, dort 
Denuncianten, am 17. Mai 1853 an das competente Kivil- 
gericht, „zu-beflen Eognition Die Frage gehöre, wie weit event. 
Denunciat fi durch bie fraglihen Aenberungen einen ums 
erlaubten Eingriff in bie Rechte des Denuncianten babe zu 
Schulden kommen laſſen.“ Gegen biefes Polizei - Erfenntniß 
jupplicirte ber Kläger (Denunciant) an den Senat, während 
ihm, bem Kläger (Denuncianten) unbewußt, ber Bellagte (De- 
nunciat) fi) eine vierwöchentliche Frift zur Bernehmlaffung 
vom Senate erbat. Nachdem dieſer Bitte des Denunciaten 
abjeiten bes Senats beferirt worben, probucirte, ebenfalls dem 
Beflagten unbewußt, der Denunciat Kittler feine Vernehm⸗ 
laſſung im Senate, begleitet von einem Privatattefte, d. d. 
Mai 28, 1853, von 112eipziger Buchhändlern, jowie von einem 
Separatgutachten bes Leipziger Buchhändlers Ludwig Wilhelm 
Reisland, d. d. Mai 23, 1853, welche feine, des Bellagten, 
Hanblungsweife als eine Ufance im Buchhandel hinſtellten und 
ben Denunciaten danach für befugt erflärten, bie von 
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ihm angefauften Eremplare mit feiner Firma als 
neue Ausgabe zu verjeben. Geſtützt auf dieſes wiewohl 
einfeitige und unbeſchworne Atteft von 11 Buchhänblern con- 
firmirte der Senat mittelft Decret vom 8. Juli 1853 lediglich 
das polizeiliche Erfenntnig, und führte in den Motiven eben: 
falls an, „daß die Frage, ob durch das Verfahren bes Denun- 
ciaten etwaige Nechte des Denuncianten oder fonftiger Be- 
theiligten werlett find, worüber e8 bis jett an einem genügenden 
Nachmeis fehlt, und ob namentlic” das beantragte Debits- 
verbot aus diefem Grunde zu rechtfertigen ift, nur im civil- 
rechtlihen Verfahren, für welchen partibus competentia vor» 
bebaften find, zu entjcheiden iſt.“ Der Autor be Caſtres be 
Terfac, welcher durch feinen Anwald, Herrn Dr. S. Albrecht, 
auf eigene, Hand supplicando beim Senate gegen das feiner 
Anficht nach auch feine Intereffen verfennende polizeiliche Er- 
fenntniß fich ebenfalls beſchwert hatte, wurde gleichzeitig lediglich 
auf das in obenerwähnte Sachen bes Denuncianten Dieyer 
abgegebene Decret vom 3. Juli 1853 verwiefen. Der Denun- 
ciant Meyer wendete darauf am 16. Zult 1853, in Anbetracht, 
daß ihm feine Gelegenheit zu einem Parere gegenüber ber, 
ibm unbemwußt, feitens des Denunciaten im Senate pro- 
ducirten von Privatatteften und fonftigen Bertheidigungsmitteln 
begleiteten Bernehmlaflung, eine nochmalige Supplication ein, 
um fi) eine vierwöchentliche Frift für Herbeifchaffung weiterer 
zum Zwecke der Nechtfertigung feiner Denumciation bienlichen 
Materialien zu erwirken, wurbe aber am 22. Juli 1853 des- 
falls abſchläglich beſchieden. So erwuchs die Sache im Auguft 
1853 an das Niedergericht, in welchem fo ber Denunciant 
Meyer, wie auch etwas fpäter ber Autor der „Beautés,“ jeder 
in separato gegen den Denunciaten Kittler eine Klage auf 
Bejeitigung der nahgebrudten Titelblätter an- 
ftellten, indem fie gleichzeitig von dem Beklagten eine 
dffentlide Erklärung verlanlgten, daß bas Bud 
niemals als zweite Ausgabe und niemals im Ber- 
lage des Beflagten erfhienen fei, und zwar alles bies 
auf Grund fo des Bunbesgefetes won 1845 als der hambur- 
giſchen, ebenfalls jede Verlegung eines Verlagsrechtes als Nadı- 
brud verbietenden Verordnung wider den Nachdruck von 1847. 

Nach Befeitigung des Competenzftreites und Verwerfung 
fonftiger bilatorifcher Einreden wurde, mittelft Exrfenntniffes 
vom 5. Mai 1854, die Klage des Autors, umter Koften- 
verurtheilung deſſelben, auf Grund ber fehlenden Legitimation 
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des Klägers zur Mage gänzlich abgewiesen, und wurde 
folhes gegen - den Autor ergangene Erfenntniß vom Ober» 
geriht pure ohne Mittheilung von Entjheidungsgründen con- 
firmirt, fo daß, bei Conformität beider Urtheile, dem Autor 
ein orbentliches Rechtsmittel nicht mehr, und nur noch fpäter 
in britter Inftanz die von ihm evgriffene, jedoch „wegen Mangel 
an Intereffe umd wegen voraufgegangener zwei conformer 
Erfenntniffe” als unftatthaft zurückgewieſene accefforifche Inter- 
vention zur Vernehmlaſſung des Klägers auf die in britter 
Inſtanz von Beklagten ergriffene Ober-Appellation erübrigte. 
‚Anders ging es ber Klage des verlagsberechtigten Klägers 
Meyer im Niebergericht, auf welche ebenfalls am 5. Mai 1854, 
unter ausführlicher Motivirung, erfaunt wurbe: „daß Kläger, 
da bei dem Mangel geſetzlicher Beſtimmungen und hambur- 
giſcher Präjudicate ein Nachweis über die desfallſigen Ufancen“ 
(auf welche der Beklagte mit großer Entfchiedenheit und 
unterftügt von bem vorerwähnten einfeitigen Leipziger Eifer 
Gutachten und Reisland'ſchen Separatgutachten fo im Unter— 
fuhungs-Berfahren, als im Niedergerichte fid) berufen hatte) 
„des Buchhandels erforderlich, ſchon nad) allgemeinen Prozeß— 
grundfägen den Kläger die Beweislaft trifft, zu erweifen 
ſchuldig: 
daß ihm, nach dem im Buchhandel beſtehenden Ufancen, 
unter den (im Erfenntniffe) näher angegebenen Umftänden, 
bie Befugniß zuftehe, dem Bellagten den Vertrieb und 
Verkauf der feinerjeits erftandenen 1202 Eremplare mit 
den (im Erfenntniffe unter Ze hervorgehobenen) Titel- 
veränderungen zu verbieten.” Dem Bellagten wurbe ber 
Gegenbeweis vorbehalten. 
Gegen Diejes Urtheil des Niebergerichts wurde von beiden 
Partheien an das Obergericht appellirt, welches, unter Auf- 
hebung des niebergerichtlichen Urtheils und Compenſation ber 
obergerichtlichen Koften, am 8. Januar 1855 erkannte: 


daß Beklagter in termino praefigendo, reprobatione 

salva, ben Beweis zu führen jchuldig fei: 
daß nach einer bei dem Buchhandel beftehenden Gewohn- 
heit, er befugt gewefen jei, die gefauften Eremplare bes 
Buches: de Castires de Tersac beauies de la litteraiure 
frangaise moderne, fo wie geſchehen, mit einem ver— 
änderten Titel zu verfehen und das Buch auf bemjelben 
als eine bei ihm 1852 heransgelorgmene zweite Ausgabe 
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zu bezeichnen, auch dies Buch als in feinem Verlage er- 
fhienen buch Buchhändler-Anzeigen zur Kunde des Pu- 
blikums zu bringen, ungeachtet der Kläger das BVerlags- 
recht Fäuflich erworben hatte und dem Beklagten bies 
befannt war. 

Gegen dieſe Entſcheidung nahm ber Bellagte die Ober- 
Appellation zur Hand, und baraus, baf er in böchfter Inftanz 
gleichzeitig bie gänzliche Abweifung der Klage beantragte, nahm 
Kläger ben Grund, als vom Ober - Appellationsgerichte ihm 
eine Bernehmlaffung auf das beflagtiiche Ober - Appellations- 
libell nachgelaffen worben war, adhaerendo bie fofortige Ber- 
urtheilung bes Beflagten zu beantragen. Das Ober-Appellations- 
gericht verwarf jeboch bie Adhäſion, wie auch die mit ber 
Bernehmlaffung probducirte accefforifche Intervention des Ber- 
faffers der „Beautes,“ lief e8 vielmehr, wierwohl unter Com— 
penfation ber Koften und jehr ausführlihen und das Recht 
bes Klägers alsan fi begründet anerfennenden Ent: 
ſcheidungsgründen, bei dem obergerichtlichen Erfenntnif, mit Aus» 
nahme einer etwas veränderten Faffung bes Beweisfatzes, welcher 
bahin normirt wurbe, daß Bellagter zu beweifen ſchuldig: 

daß nach einem im Buchhandel beftehenden Gewohnbeits- 
rechte der Beflagte, ungeachtet der Kläger das Werf de 
- Castres de Tersac beautes &c. in 429 Eremplaren mit 
bem Berlagsrechte erworben gehabt und Beflagter dies 
gewußt habe, gleihwohl befugt geweſen fei, bie jpäter 
von ihm gefauften Eremplare dieſes Werles, fo wie ge- 
‘heben, mit, einem veränderten Titel zu verfehen und auf 
bemfelben das Buch als eine bei ihm erfchienene zweite 
Ausgabe zu bezeichnen, auch baffelbe in eine Anzeige ber 
in feinem Berlage erfhierienen Werke mit aufzunehmen, 
B. Rechtsſätze: 
a) Aus der Entſcheidung des Senats: 

1) Nachdruck fett eine unbefugte Vervielfältigung voraus und bat 
bie Eonfiscation der untechtmäßig angefertigten Exemplare zur 
Folge. 

2) Die Speculation, ein älteres Yängere Zeit dem buchhändleriſchen 
Bertriebe entzogen geweſenes Buch, ohne Wiffen und Willen 
bes Verlagsberechtigten als zweite Ausgabe mit veränbertem 
Titel, neuerer Jahreszahl und Subftituirung ber Firma des 
Speculanten für die Firma bes wahren Berlegers, kann, wenn 
auch bie gemachten Angaben ber Wahrheit nicht entfprechen, 
und trog bes Wiberfpruches bes Verlagsberechtigten als eine 
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eigentliche Täuſchung nicht betrachtet werben, weil einem bes- 
fallfigen unbefhworenen Privatattefte zufolge und laut Bücher- 
Satalogen die Beranftaltung von vergleichen fogenannten Titel- 
ausgaben ein allgemein buchhändleriſcher Gebrauch ift. 

3) Titel-Ausgaben eines Buches bieten feine genügende Veranlaffung 
zu einem polizeilichen Verfaufsverbot oder zu einer Beftrafung 
des Beranftalters berfelben. 

4) Ueber Berletungen eines Berlags- ober fonftigen Rechtes britter 
Perfonen mittelft Veranftaltungen von Titelausgaben, unb über 
ein deßhalb etwa gerechtfertigtes Verbot berjelben hat das 
Civilgericht zu entjcheiben. 

5) Ueber das Preßvergehen ber Weglaffung ber Buchbruder-Firma 
auf einer Titelausgabe bat die Polizei zu erfennen.*) 

b) Aus ben niebergerichtlichen Bejcheiden: 

1) Für Streitigfeiten zwiſchen Buchhändlern kann das Niebergericht 
nicht incompetent fein. 

2) Das Interefje eines Berlagsberehtigten conftirt genügenb durch 
ben Nachweis, daf er im Befit des betreffenden Verlagsrechts ift. 

3) Weber ber Preis, um welchen ein Verlagsrecht erfauft, noch 
berjenige, für welchen ber Käufer folches wieberum einem Dritten 
angeboten hat, Tann auf bie zur Competenz bes Niebergerichts 
erforberlihe Summe influiren. 

4) Die Einrede der in einem andern Gerichte pendenten Provo— 
cation ift feine prozeßhindernde, wenn ber Provocat in provo- 
catorlo nachweift, daß er in einem andern Gericht den gerühmten 
Anſpruch bereits eingeflagt habe. 

5) Zur Legitimation des Klägers wegen eines verleiten Verlags— 
rechts ift nicht die Beibringung des Berlagscontractes, ſondern 
nur ber allgemeine Nachweis bes Erwerbes des Berlagsrechtes 
erforderlich. 

6) Die gegen Nachdruck erlaſſenen Bundesgeſetze können auf Titel⸗ 
ausgaben nicht angewendet werben, weil fie fich nicht als eine 
unbefugte Vervielfältigung, alfo auch nicht als partieller Nach⸗ 
druck darſtellen. 

7) Bei dem Mangel geſetzlicher Beſtimmungen und Hamburgiſcher 
Präjudicate find zunächſt die Erfahrung, Praris und Gewohn- 
beiten des Buchhandels maaßgebend filr die rechtliche Beurtheilung 


*) Es wurbe im vorliegenden Falle auf 15 Thaler Strafe gegen 
den Denumciaten erlannt. 
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von Titelausgaben (wie ſolche hier in Rebe ftehen) und des 
Unterſchiedes zwiichen Ausgabe und Auflage. 

8) Ein Gutachten, welches auf einfeitigen Antrag einer Barthei von 
unbeeidigten Perjonen abgegeben worden, ift in formeller Be- 
ziehbung nicht maaßgebend. 

9) Der Nahmeis von Ujancen des Buchhandels, auch wenn ber 
Beklagte fi auf ſolche mit Entichiedenbeit berufen, während 
ber Kläger ein beftimmtes Geſetz für fih in Anſpruch nahm, 
trifft den Kläger, weil ihn nah allgemeinen Prozeßgrundſätzen 
die Beweislaft trifft. 

10) Die Wirkungen eines Verlagsrechts müſſen als völlig dunkel 
und unbeftimmt angefeben werben, jo lange fein fpecieller Inhalt 
nicht näher angegeben worben, jelbft wenn berjenige, gegen ben 
die Klage auf Berleßung des Verlagsrechtes gerichtet ift, ein 
Intereffe an bem Berlagscontracte nicht zu begründen vermag. 

11) Unter Berlagsredht im Allgemeinen wirb nur das Recht des 
Buchhändlers verftanden, ein ihm überlaffenes Manuſeript Durch 
ben Drud zu vervielfältigen und biefe BVervielfältigungen auf 
buchhändleriſchem Wege zu feinem Nuten zu verbreiten. 

- 12) In Dubio ftreitet die Präſumtion dafür, baß auch der Sortintents- 
händler, welcher nur bie Förperliche Subftanz einer Anzahl von 
Eremplaren eines Berlagsartifels ohne Verlagsrecht an- 
gekauft hat, mit ſolchem Eigenthum nach freieften Ermefjen ver- 
fahren, aljo beliebige Veränderungen vornehmen darf. 

13) Ein auf einfeitigen Antrag einer Parthei provocirtes in for— 
meller Beziehung zwar gerichtsfeitig verworfenes Gutachten Sad)» 
verftändiger liefert dennoch eine bündige Bejcheinigung für bie 
beflagtifcherfeits behauptete, Hlägerifcherfeits aber in Abrede ge- 
ftellte Eriftenz buchhändleriſcher Uſancen (Thatſachen). 

14) Bei der Beweisführung über die Exiſtenz von Ufancen kommt 
ee nur darauf an, ob bie Parthei, welche ihr Recht verlett fühlt, 
gegen diejenige Thätigleit, welche die andere Barthei durch Ujance 
zu rechtfertigen verſucht, ein Widerfpruchsrecht hat. 

15) Auf unerbeblihe Auslaffungen (auf einem nachgedruckten Titel- 
blatte) bei Beranftaltung von Zitelausgaben darf fein Gewicht 
gelegt werben. 

16) Auf die Anzeige eines Sortimentshändlers, welder größere 
Parthieen eines fremden Berlagsartifels übernimmt: daß biejer 
Artikel in feinem Verlage erjchienen jei, jo wie auf die Auf— 
führung dieſes fremden Berlagsartitels unter ben eigenen Berlags- 
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artifefn darf fein Gewicht gelegt werben, weil es mit dergleichen 
Anzeigen und Aufführungen in Berlagscatalogen, im Buchhandel 
nicht jo genau genommen wird. 


Aus dem niedbergeridtliden Erfenntniß in Saden 
des Autors: 


17) Ein wirfliher Nachdrud berechtigt nicht nur den Verleger oder 
deſſen Rechtsnachfolger, jondern auch den in feinen birecten 
Sntereffe dadurch verlegten Autor zu einer jelbftftändigen Ver— 
folgung. 

In die etwaige Heberjchreitung von Befugniffen eines Sortiments- 

händlers, welcher eine große Anzahl von Eremplaren eines Berlags: 

artifels angefauft bat, jo wie in den Vertrieb der rechtmäßigen, 
wenn auch unbefugt vom Sortimentshändler abgeändberten, Erent: 
plare kann ſich der Autor nicht ſelbſtſtändig einmijchen. 

19) Die Frage über die Befugnig des Sortimentshändlers zu einer 
Zitelausgabe und zur Anfiindigung eines von ihm in großer 
Anzahl ohne Berlagsreht erfauften Artikels unter feine Verlags: 
artitel als in feinem, des Sortimentshändlers Verlage erſchienen, 
ift nur mit dem Berleger oder deſſen Rechtsnachfolger aus— 
zumachen, 

20) Der Autor kann weder in feiner Ehre, noch in pecuniärew Be- 
ziebung Bbenachtheiligt werben duch eine zweite (Pſeudo-) Aus: 
gabe jeines Buches, weil eine Vervielfältigung dabei nicht ftatt- 
gefunden. 

21) Die Nichtbetheiligung des Schriftftellers an einer (zweiten, Pſeudo-) 
Titelausgabe (von 1852) läßt fich fofort erkennen durch die in 
berfelben belafiene alte Vorrede (welche vom Jahre 1343 datirt). 


22) Ein Berlagscontract über eine wirkliche neue zweite Auflage 
mit dem Verlagsberechtigten kömmt nicht in Betracht, weil ber- 
jelbe nah Bollendung der Pfeudo - Ausgabe geichloffen worden, 


23) Aus verfchiedenen Büchern und Catalogen, in denen promiscue 
Commijfions-Artifel und Bücher, die in großen Barthieen vom 
Berleger auf andere Buchhändler übergingen, aufgeführt find, 
conſtirt genügend von felbft, Daß es Feine vechtswidrige An— 
maaßung eines Verlagsrechts ift, wenn ber Nichtverleger an— 
zeigt, ber betreffende, in ‘Barthieen von ihm erworbene Artikel 
fei in feinem Berlage erſchienen, alſo aud ohne den Nad)- 
weis, ob ſolchen Ankündigungen eine contvactliche Uebereinfunft 
zu Grunde Tiegt. 


18 


— 
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24) In Ankündigungen der Art, wie sub 23 angegeben, kann nur 
Die Anzeige gefunden werben, daß das betreffende Buch jederzeit 
auf dem Sortimentslager des Ankiindigers vorräthig ei, 

NB, Die Mehrzahl der vorſtehend mitgetheilten Hechts » An 
fhauungen bes Senats und des Niebergerichts findet ihre 
Erledigung durch die Entſcheidungen beider höhern Inftanzen. 


c) Aus dem obergerichtlichen Erfenntniffe: 


1) Der redhtmäßige Ankäufer einer Anzahl von Eremplaren eines 
Buches hat zwar das Hecht bes Wieberverfaufes biefer Erem- 
plare, nicht aber bie Befugniß zu irgend einer Veränderung, 
namentlich nicht dazu, das Buch mit einem neuen Zitel zu ver- 
ſehen und als zweite Ausgabe in feinem Verlage erjchienen, zu 
bezeichnen. 

2) Die Veranftaltitng eines neuen Titelblattes mit ber unwahren 
Bezeihnung: zweite Ausgabe, und GSubftituirung der Firma 
bes Sortimentshänblers für die Firma des wirklichen Verlegers 
ift feine Vervielfältigung In substrato. 

3) Veränderungen bes Titelblattes, wie oben arigegeben, find daher 
als Nahbrud im Sinne des $ 1 der Bersrönting in Betreff 
des Nachdrucks von 1847 nicht zu bezeichtien. *) 

„» Die unwahre Bezeichnung eines Buches als 2te, und (9 Jahre) 
fpäter erjchienene Ausgabe, fowie die unwahre Anfünbigung, daß 
ſolches im Berlage Desjenigen, welcher die Veränderungen bes 
Titelblattes vornahm und feine Firma darauf ſetzte, erfchienen 
fei, ift erfichtlich ein Eingriff in die Intereffen des Berlags- 
berechtigten, und läßt das in feiner Originalgeftalt befindliche 
Bub dem Publikum gegenüber als zu einer Älteren und folge» 
weife praefumtiv weniger gut verfäuflihen Ausgabe, gehörig 
erfcheinen. 

5) Das Recht des DVerlagsberedhtigten, feinem Intereſſe Geltung 
zu verjchaffen, muß an fich als ein Ausfluß bes Verlagsrechts 
betrachtet werben. 





*) Damit fteht nicht im Widerſpruch, folhe Titelausgaben als eine 
Verletzung bes Verlagsrechts des Verlagsberechtigten im Sinne 
bes Artifel 1 ber Berorbnung von 1847 wiber Nahbrud zu 
bezeichnen. 

ef. unten sub 12 ber oberappellationsgerichtl. Rechtsſätze. 
Arm. d. Reb, 
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6) Die Nachweiſung einer Gewohnheit muß bemjenigen obliegen, 
welcher die Behauptung aufgeftellt hat, daß fein Verfahren einem 
allgemein anerfaunten Gewohnheitsrechte entipredhe. 

7) Docnmente, welhe nad Production des Appellationslibelles 
probucirt werden, können im ſpätern Beweisverfahren, nicht 
aber in appellaiorio, beriüdfichtigt werben. 


d) Aus dem oberappellationsgeridhtlichen Erfenntniffe: 


1) Bei nicht genügend nachgewiefenem Verlagsrechte hätte nicht auf 
Beweis erkannt werben können, darüber, ob die Veränderungen bes 
Titelblattes und unmwahre Anzeige, daß das Buch als zweite 
Ausgabe im Verlage Desjenigen erſchienen, ber feine Firma, 
ohne das Verlagsrecht zu befigen, barauf gebrudt hat, eine 
Berlegung bes Verlagsberechtigten enthalte? 

2) Wenn auch beide unteren Inftanzen einen Beweis als anleripiendo 
erbracht anfehen, aber nicht im gleichem Maafe diefe Erbringung 
beurtheifen, vielmehr von einander abweichend biefelbe würdigen, 
fo find die Entſcheidungen bifform. 

3) Ein auf einfeitigen Antrag provocirtes unbeſchworenes Gutachten 
entfpricht weder aus dem Gefichtspunfte eines Beweifes durch 
Sahverftändige, noch eines Zeugenbeweifes, den proceſſualiſchen 
Erforderniffen irgend wie; daher ein folhes Gutachten nicht 
als Gegenbeweis und auch der fonft nicht zu beftreitende Grund» 
fat: reprobalio reprobationis non datur nicht gelten barf. 

4) Die Adhäſion des Appelfaten ift zuläffig, wenn ber Appellant 
das ganze Urtheil voriger Inftanz angreift, und in bem pofitiv 
Erfannten eine Difformität vorhanden ift. 

5) Nach allgemeinen Rechtsprincipien erſcheint es als eine Rechts— 
verlegung bes Berlagsberedtigten, wenn ein Nicht» 
verlagsberechtigter ein Buch als in feinem Verlage erſchienen 
ankündigt und unter Entfernung ber Originaltitelblätter mit 
einem neuen Titelblatte, veränderter Jahreszahl, dem unwahren 
Zuſatze zweite Ausgabe unter Subftituirung feiner eigenen Firma 
für die Firma des BVerlegers, verfieht. 

6) Die Kechtsverlegung, wenn auch an fi begründet, ſchneidet 
dem Berlegenden dennoch nicht den Beweis eines von ihm be- 
baupteten, ihm angeblich zur Seite ftehenden Gewohnheitsrechtes 
ab, wenn bie behauptete Gewohnheit nicht irrationell ift ober von 
dem Verletzten nicht ſchon deren Nichteriftenz nachgewiefen if. 

7) Das beneficium novorum darf in höherer Inftanz nicht benutzt 
werben zur Antretung eines an fich ſchon ber Parthei zuſte henden 
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und in zweiter Snftanz ibr noch ausdrücklich vorbehaltenen 
Beweijes (oder Gegenbeweijes). 

8) Der $ 149 der D. U. G. Ordnung kann nicht fo anfgefaßt 
werben, bag von O. U. G. ex officio der Bericht Sad)- 
verftändiger eingeholt wird, wenn die vorige Inftanz auf Beweis 
eines Gewohnbeitsrechts erfannt bat. 

9 Ein Verlagsrecht kann fih der Natur der Sache nad wohl auf 
mebr, aber nicht weniger als eine ganze Auflage erftveden, 
und giebt dem DBerleger an allen Eremplaren dieſer Auflage 
das Eigentbunt. 

10) Ein Verlagsrecht ſammt einer Anzahl von Eremplaren erwerben, 
beißt foviel, als das ausſchließliche Hecht zum buchhändlerifchen 
Bertriebe der ſämmtlichen dazu beſtimmten noch vorhandenen 
Eremplare und felbftverftändlih damit das Recht erwerben, jede 
Verletzung dieſes Verlagsrechtes abjeiten eines dritten auf Grund 
des Gefetes (Artikel 1 der Hamb, Verordnung wider Nachdruck 
von 1847) zu verbieten. 

11) Ein Berkauf von Eremplaren eines Buches, deſſen Verlagsrecht 
ebenfalls mit einer Anzahl von Abdrüden bereits vorher an 
einen Anbern veräußert worden, kann felbftverftändfih auch nur 
mit Borbehalt des vorber veräußerten Verlagsrechts an der 
ganzen Auflage erfolgen, 

12) Die unwahre Bezeichnung eines Buches als 2te Ausgabe und 
die Aufnahme berjelben in bie öffentliche Anzeige der Verlags- 
werfe des Beranftalters biefer Pfeudo- Ausgabe ift eine civil- 
rechtlich zu verfolgende Verletsung des Verlagsrechts, weil nad 
Art, 1 der Hamb. Verordnung v. 29. Nov. 1847 dem Berleger 
in Hamburg ein ausjchliefliches gegen Dritte wirffames Recht 
auf die öffentliche Bekanntmachung eines won ihm erworbenen 
Werkes durch ben Drud und auf deſſen Beräußerung, 
d. h. auf den buchhändleriſchen Bertrieh, zufteht.*) 


*) Dieſe nicht zu wibderlegende oberinftanzliche Entſcheidung, injofern 
fie der Interpretation des Artikels 1 der Hamburg. Verordnung 
wider Nachdruck von 1847 fo der Polizei, als des Senats, gerabe- 
zu entgegen ftebt, Ichließt wiederum Die Anwendung des folgen 
den, für den Civilproceß bedeutungsvollen, Rechtsſatzes in fi: 

12a) Ein im Unterfuhungs- (Straf-) Verfahren ergangenes frei- 

ſprechendes Urtheil ift, wenn bie ben Gegenftand ber 
Unterfuhung oder Anjchuldigung bildende Handlung fpäter vom 
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13) Nur ber Berleger ift berechtigt, mit einem Artifel feines Ver— 
lages, geeigneten Falles unter Zuftiimmung Des Autors, irgend 
welche Beränderungen vorzunehmen. 

14) Die amtliche Beicheinigung des Auctionators Über den wirffichen 
Erwerb eines Verlagsrechts in öffentlicher Auction ift ein 
genügender Nachweis für dem rechtmäßigen Befit deffelben. 

15) Die Beranftaltung einer zweiten (Titel-) Ausgabe mit neuerer 
Jahreszahl ift eine den Abſatz der in ihrer Driginafgeftalt 
befindlihen Exemplare beeinträchtigende Procebur. 

16) Die Bekanntichaft desjenigen, der ein Verlagsrecht werlett, mit 
diefem ibm nicht zuftehenden Berlagsrecht ift fiir die Strafbarfeit 
bes Berletzenden, nicht aber für Das Necht des Verletzten von 
Bedeutung, wenn ein eigentlicher Nachdruck in folder Ver— 
legung läge. 

17) Es ift fhon deshalb, weil BVerlagsbandlungen fih das Necht 
ihre Berlagsartifel mit der Firma des Gortimentshändlerg 
bezeichnet zu verfaufen beſonders bezahlen Taffen, eine Berlegung 
des DVerlagsrehts, wenn CSortimentshändler fi Dies ohne 
Wiſſen und Willen des Berlegers erlauben. 

18) Für die geübte Verletzung eines Verlagsrechts ift es im Hinblick 
auf das dawider behauptete Gewohnbeitsrecht von Bedeutung, 
daß der Verletzende fehr wohl wußte, daß das Berlagsredht dem 
Verletzten geböre. 

19) Eine accefjorifhe Intervention ift völlig unftattbaft, wenn ber 
Intervenient mit einer derjenigen des Klägers völlig gleichen 
Klage rechtskräftig abgewiefen worben, und erfordert an dem 
Ausgange des Nechtsjireites cin Intereffe des Intervenienten, 
welches durch den Obfieg der Partbei, welcher er beitreten will, 


Civilrichter beurtheilt wird, nur bindend für Denfelben in Be- 
zug auf das Factifche, das heißt die mittelft der (polizeilichen) 
Unterfuhung feftgeftelite Thatfache, ob der Angeſchuldigte eine 
beftimmte Handlung geübt oder nicht geübt hat, nicht aber 
in fonft irgend einer Weife präjudicirlid für die dem 
Civilrihter zuftehende — und ihm zur völligen felbft- 
ftändigen Beurtbeilung zu überlaffende Entſcheidung 
über bie in Rebe ftehende Handlung. 

(cf. Seuffert Archiv, Band 12, No. 202. Bd. 6, No. 272. Bd. 3, 
No. 96, 97. Bo. 9, No. 82, 83. Bd. 10, No. 92 und 
Bd. 11, No. 201.) 
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bebingt wirb ober beim Unterliegen ber Letsteren ihn einem 
Entſchädigungsanſpruche ausſetzt. 

20) Der Autor, welcher mit ſeiner, wegen Beſeitigung der veränderten 
Titelblätter von dem von ihm verfaßten Buche gegen den Ver— 
anſtalter der Pſeudoausgabe angeſtellten, Klage rechtskräftig 
abgewieſen, hat kein durch den Obſieg des dieſelbe Klage angeſtellt 
habenden Verlagsberechtigten bedingtes Klagerecht mehr. 

21) Das Ehrenintereſſe des Schriftſtellers, eine beſtimmte Perſon in 
den Augen des Publicums nicht als ſeinen Verleger erſcheinen 
zu laſſen, kömmt nicht in Betracht, weil der Schriftſteller dagegen 
bie Waffe der Oeffentlichkeit in der Hand hat und ſolches 
Intereſſe durch feinfeitige Anzeigen wahren kann. 

22) Der EC chriftfteller fan, gegenüber einer ohne fein Wiffen und 
Willen von einem gar nicht Verlagsberechtigten veranftalteten 
zweiten (Pfeubo-) Ausgabe, fein pecuniäres Intereffe, welches er 
an dem Erfcheinen einer wirklichen zweiten verbefjerten Aus- 
gabe hat und welches in dem dafiir vom rechtmäßigen Verleger 
contractmäßig zu beziehenden Honorare liegt, durch eine öffent- 
liche Bekanntmachung, „baß die jogenannte zweite Ausgabe nur 
bie erfte mit veränbertem Titel jeir“ wahren. 

23) Nur eine unridtige Auffafjung der Streitgenoffenfhaft bes 
Sntervenienten und besjenigen, dem berfelbe beigetreten (ale 
Litisconforten) würde deren ſolidariſche Koftenverurtheilung 
rechtfertigen. 


Dorbemerkung. 


Aus mehrfachen Rüdfichten empfahl es fi, dem sub Nr. 26 
mitgetheilten Nechtöftreite, welcher zur Zeit (Februar 1859) 
fi) noch in zweiter Inſtanz befindet, die aus dem Unter: 
fuchungöverfahren hervorgegangenen Entfcheidungen (der Po: 
lizgei und des Senats) fowie ein Interlocut des Niedergerichts 
voranzuftellen. 

Einmal ift nämlich der an fich intereffante Rechtöfall be= 
merkenswerth um deshalb — weil die Polizei und mit ihr ber 
Senat (abweichend von der früheren fowohl als fpäteren Praris, 
nach welcher zuerft die criminelle Beſtrafung und Unfchädlich- 
machung ded Nachdruckers ftattfand und dann erft wegen 
Schadensanſprüche ded Beſchaͤdigten ꝛc. das Givilgericht zu 
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entfcheiden hatte) fich eines Urtheilö über die in demſelben un: 
verfennbar hervortretende in der Vervielfältigung *) von 
Zitelblättern ſich Außernde Nachdrucksthaͤtigkeit fo lange’ ent: 
halten zu müffen glaubten, bis die Givilbehörde Recht ge: 
fprochen habe. 

Aus diefem Grunde fchon durften die Bernie 
— wenn die criminelle Beurtheilung und Auffaffung vom 
juriftifchen Standpunfte aus, eine richtige fein fol, nicht weg— 
gelaffen werden; andrerfeitö durfte angenommen werden, daß 
ein ſechs Jahre hindurch verfolgter Rechtsftreit zwar zum wirk⸗ 
lichen Austrag fommen, die Definitiventfcheidung aber ver: 
möge der in diefem Prozeffe fo continuirlid wie wohl kaum 
in einem andern vorgefommenen **) Meinungdverfchiedenheit 
zwifchen dem Niedergeriht und dem Obergericht nur in 
hoͤch ſter Anftanz erfolgen, und endlich, daß in dieſer Definitiv: 
entfcheidung die Entſcheidung des Senats allegirt werden 
wird, gleichwie fchon dad Niedergericht in feinem unten mit: 
getheilten Urtheil diefelbe citirt. 

Es erjchien überdem die Mittheilung der Vorentfcheidungen, 
wenn bie Definitiventfcheidung (welche hoffentlih in einem 
fpätern Bande diefer Sammlung Aufnahme finden wird) 
überall allgemein verftanden werden fol, fogar nothwendig. — 

Zweitens trat der Umftand hinzu, daß gerade die Beſtre— 
bungen der Gegenwart — fo ber Gefeßgeber als der Echrift: 


*) Eine Vervielfältigung würde nur dann etwa rechtlich eine andere 
Beurtheilung als Die aus dem Gejetse wider Nachdruck refultirende 
zulaffen, wenn bie Titelblätter durch einen casus untergegangen 
wärens da jedoch, wo lediglich in gewinnflichtiger Abficht eben 
fo viele und noch dazu gefälſchte Zitelblätter neu gebrudt 
wurden, als in gewinnfüchtiger Abficht alte (Original-) Titel- 
bfätter, zum wirklichen oder au nur möglichen Bermögens- 
nachtheile eines dritten Betheiligten, befeitigt worben waren, 
fann niemals, weder factifch noch rechtlich, eine andere Be- 
urtbeilung zuläffig fein. Anm. d. Red, 

**) Drei in diefer Sache ſpäter ergangene Zwifchenbefcheide bes Nieder- 
gerichts wurden vom Obergericht wefentlich reformirt. 

Rerhtsfälle 1856, 13 
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fteller, Künftler, Verleger und nicht minder der Rechtögelehr: 
ten mehr denn je darauf gerichtet find, mindeftens für das 
Gebiet der geiftigen Urheberfchaft ein gemeinfames Necht und 
damit verbundenen Schuß berzuftellen, Beftrebungen, welche 
bereitö einen lebendigen Ausdrud erhalten haben in dem als 
Manufeript gedrudten (d. d. December 27, 1857) „Entwurf 
eines Gefeßes für Deutfchland zum Schuße des Urheberrechtes 
an Werfen der Literatur und Kunft gegen Nachdruck, fowie 
gegen unbefugte Nachbildung und Aufführung nebft Motiven. 
Seitens des Boͤrſen-Vereines der deutfchen Buchhändler und 
der Deputirten des Buchhandels zu Leipzig der Königl. 
Saͤchſ. Staatsregierung überreicht“ *), fowie in den höchft 
fchägenswerthen, umfangreicheren Werfen des Dr. jur. Hart: 
mann Scellwig, Prof. Soly, Eifenlohr, und vor allem in 
dem obenanftehenden überall rühmlichft anerkannten Werke 
„das Verlagörecht, von Dr. jur. Oscar Wächter zu Stuttgart, 
Stuttgart. Gotta 1857 —58.” 

Aus den bier angeführten Gründen war es nidıt minder 
dem Zwed diefer Sammlung fowohl entfpredend — als, im 
befondern Hinblid auf die allfeitig ald nothwendig anerkannte 
Aus: und Fortbildung des literarifchen Recht überhaupt und 
des Autorrechtö inöbefondere, angemeffen, diejenigen Entſchei— 


*) Daß biefer Entwurf (74 Paragraphen auf 40 Foliofeiten) — 
mit wenigen Modificationen — demnächſt ben allfeitigen Wins 
hen entiprechend, als Bundesgeſetz promufgirt werben wird, ift 
um jo weniger zweifellos als berjelbe unter perſönlicher Bethei- 
Üigung bes Herrn Vicedirectors, Freiherr v. Burgsdorf, bes 
Sächſ. Geheimraths Dr. Weinlig, f. d. Minifterium bes Innern, 
des Negierungsrathes v. Witleben, f. d. Königl. Kreisdirection 
zu Leipzig und bes Borfigenden d. Königl. preufifchen Titerari- 
hen Sachverſtändigenvereins, Juſtizraths Hinfchius, für bie vom 
Buchhandel ernannte Berliner Zuriften-Commiffion zu Stande 
gekommen ift, und auf Grundlage umfangreicher Gutachten der 
Herren Profefforen Dr. Jolly und Dr. Eifenlohr in Heibelberg, 
Dr. Dscar Wächter in Stuttgart und Dr. Bolfmann in Leizig 
in elf Sitzungen von ben nambafteften Buchhändlern und ben 
ebengenannten Gelehrten beratben und beichloffen worden. 
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dungen mit abzudruden, weldhe in Sachen des neben dem 
verlagöberechtigten Kläger felbftftändig als Kläger auftreten: 
den Autors gegen den Beklagten ergangen find, ganz ab: 
gefehen von dem Intereſſe, welches die Intervention des 
Autors in dritter Inſtanz barbietet, 


Protocol der Polizei-Behörde 
vom 17. Mai 1853. 

Erfannt. Da der Denunciat Robert Kittler fein Eigen: 
thumsrecht an einer Anzahl von Eremplaren der Blüthen 
aus dem Gebiete der neuen franzöfifchen Literatur von 
G. H. T. de Gaftred de Verfac genügend dargethan hat, 
die Frage aber, inwiefern berfelbe zur Abänderung des 
Zittelblattö dahin, daß auf demfelben das Buch als 2te 
Ausgabe und mit der Firma R. Kittler Hamburg 1852 
bezeichnet ift, berechtigt war und event. wie weit er fich 
durch diefe Aenderung einen unerlaubten Eingriff in die 
Rechte des Denuncianten J. S. Meyer hat zu Schulden 
kommen laffen, zur Gognition des competenten Givil: 
gericht3 gehört, daß der Denunciant mit feiner Befchwerde 
über Kittler event. an dad Givilgericht, welchem auf 
Requifition diefe Unterfuchungsdacten transmittirt werben 
follen, zu verweiſen ift. 


Decret ded Senats 
vom 8. Suli 1853. 
Auf Supplication des Denuncianten und anf Bernehmlaffung *) bes 
Denumnciaten. 
Da der Denunciat Robert Kittler diejenigen ca. 1200 
Eremplare bed im Sabre 1843 im Verlag von Blatt in 
Altona erfchienenen Buches: 


*) Die Bernehmlaffung des Denunciaten geſchah dem Denuncianten 
unbewußt, wie überall biefelbe dem Ietteren nicht mitgetheilt 
18* 
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„Blüthen aus dem Gebiete der neuen franzöfijchen 
Literatur von de Gaftred de Terſac,“ 
welche er aus der Blattſchen Concursmaſſe im Herbfi 1851 
ald fein rechtmäßiges Eigenthum erworben hat, mit einem 
neuen Titelblatte — das, unter Weglaffung der Verlags: 
und Drudangaben, die Bezeichnungen: „2te Ausgabe. Ham— 
burg. Mobert Kittler. 1852° enthält — in Vertrieb ge: 
fest hat; 
da binfichtlich diefer, in folder Weife debitirten, Eremplare 
ein zu beftrafender Nachdruck*) in Feiner, auch nicht in theil: 


wurbe, wodurd es dem Denunciaten im Unterfuchungsverfahren 
gelang, ein einfeitiges Privatgutachten zur Anerkennung bes 
Senats zu bringen, indem ja dem Denuncianten feine Gelegen- 
beit zum Beibringung eines Gegengutachtens und Parere gegen- 
über den vielen „Anlagen“ des Denumciaten geboten war. 

*) Die Verordnung vom 29. November 1847 Tautet: 

Artikel. Die Urheber, Berfaffer und Berfertiger aller 
und jeder in den Staaten des beutjchen Bundes erſchienenen 
ober Künftig erjcheinenden Schriften und Fiterarifchen Erzeugniffe, 
fowie aller Werfe der Kunft, fie mögen bereits veröffentlicht fein 
oder nicht, mit Inbegriff muſikaliſcher Compofitionen, oder bei 
einem von mehreren Mitarbeitern rebigirten Werfe bie Unter- 
nehmer beffelben, fowie diejenigen, welden fie ven Berlag 

“ übertragen, baben ein temporaires, ausſchließliches 
Recht auf die Üffentliche Bekanntmachung eines ſolchen Werke 
durch den Druck, fowie durch jede Vervielfältigung auf meda- 
nifhen Wege und befjen Beräußerung. Jede Verletzung 
dieſes Rechts abfeiten eines Dritten ift als Nachdruck 
verboten. Auch der Hand el mit den nad) den Vorſchriften dieſer 
Verordnung für nachgedruckt zu ahtenden Werfen ift unterfagt. 

Artikel 9. Der Nachdruck wird mit Confiscation ber nad)- 
gedruckten Exemplare, bei Werfen der Kunft überdies mit Bejchlag- 
nahme der zur Nachbildung gemachten Vorrichtungen, Formen, 
Platten und Steine, und mit einer Geldbuße bis zu fünfhundert 
Reichsthalern beftraft. Ueberdies ift ber Nachbruder einen vollen 
Schadenserſatz zu leiften ſchuldig, welcher nach vichterlichem Er— 
mefjen bis auf ben Berfaufspreis von 1000 Eremplaren anfteigen, 
ja fih noch höher belaufen fann, wenn ein größerer Schaden 
nachgewieſen  ift. 
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meifer, Beziehung vorliegt, weil der Nachdruck eine unbefugte 
Vervielfältigung ded Buches, welche im vorliegenden Falle 
nicht flattgefunden, vorausfegen würde und bie Confiscation 
der unrechtmäßig angefertigten Gremplare, dergleichen überall 
feine vorhanden find, zur Folge haben müßte; 


da das Verfahren des Robert Kittler vielmehr alö eine 
Speculation fi darftelt, welche den Abfa& der angekauften 
größeren Anzahl Eremplare des während einiger Zeit dem 
buchhändlerifchen Vertrieb entzogen gemwefenen Buches durch die 
Anfündigung und Umberfendung als 2te Ausgabe zu be: 
fürdern bezwedt; 


da diefes benugte Abfatmittel, — wenn auch die gemad): 
ten Angaben der Wahrheit nicht entfprechen, — doch, wie 
anzunehmen und foweit befannt, Feine pecuniaire Uebervors 
theilung des Publikums zur Folge gehabt und überall als 
eine eigentliche Taͤuſchung um deshalb nicht betrachtet werden 
kann, weil die Beranftaltung von dergleichen f. g. Zitel: Ausgaben 
ein durch die Büchercataloge allgemein bekannter buchhaͤndle— 
rifcher Gebrauch ift, der, — wie auch aus dem ald Anlage H 
zur Kittlerfchen Bernehmlaffung producirten Leipziger Gut: 
achten zu entnehmen ift, — von vielen Buchhändlern, unter 
Umftänden und zu Zweden, wie die vorliegenden, alö ein er: 
(aubter gebilligt und gerechtfertigt wird; 

da fomit im polizeilichen Unterfuchungsverfahren zu einer 
Beftrafung des Denunciaten und zur Erlaffung des vom 
Denuncianten, in Beziehung auf die mit einem neuen Xitel: 
blatte verfehenen Eremplare, beantragten Verkaufs-Verbotes 
Feine genügende Veranlaſſung vorliegt; 


wogegen die Frage: ob durch dad Verfahren des Denun— 
ciaten etwaige Rechte des Denuncianten oder fonftiger Bethei— 
ligter verlegt find, — worüber es bis jeßt an einem genügen: 
den Nachweis fehlt — und ob namentlich) das beantragte 
Debitöverbot aus diefem Grunde zu rechtfertigen ift, nur im 
cioilrechtlichen Verfahren, für welches Partibus competentia 
vorbehalten find, zu entjcheiden ift; 
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da endlich über das, in Beziehung auf die mangelnde An: 

gabe des Druderd, denuncirte Preßvergehen abfeiten der 

Dolizei:Behörde noch überall nicht erfannt worden: | 
daß das polizeiliche Erkenntniß a quo vom 17. Maid. 8. 
zu confirmiren, übrigens aber die Sache, um über das 
denuncirte, bisjegt unberüdfichtigt gebliebene Preßvergehen 
des Denunciaten zu erkennen, an die Polizei-Behörde 
zurüdzuvermeifen ift. 


Decret des Senats 
vom 8. Juli 1853. 
In (Supplications-) Sachen ©. H. F. be Eaftres de Terfac (afs 
Autor der Blüthen). 
Daß der mand. noie Herr Supplicant auf dad ad 
supplicas des Denuncianten 3. S. Meyer vom 13. Qunt 
d. 3. heute abgegebene Decret zu verweilen if. Die 
Driginal:Anlage A ift ret. cop. zu retrabdiren. 


Decret des Senats 
vom 22. Juli 1853. 
(In Supplicationsſachen J. S. Meyer puncto Geſtattung einer vier- 
wöcentlihen Frift zur Borbringung neuer Momente, gleich ben bes 
Hagtifhen von auswärts zu befchaffender Materialien, zu Gegenvor- 
ftellungen und nochmaliger Beſchwerdeführung und Supplication wider 
bas Decret bes Senats vom 8. Juli 1853.) 
Da die auf Denunciation des Supplicanten gegen Ro: 
bert Kittler wegen angeblihen Nachdruckes eingeleitete 
Unterſuchungsſache durch polizeiliches Erfenntnig und 
Senatd:Decret entfchieden ift, daß, auf das Gefuch des 
Supplicanten, um zu geftattende Einreichung fernerer 
Borftelungen an den Senat und um eine zu dem Ende 
zu bewilligende vierwöchentliche Frift als unftatthaft nicht 
einzugehen ift. 
Et det. cop. h. Decr. c. suppl. dem Wohlw. erften 
Polizeiherrn ad acta qu. remitt, 
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Niedergerichtlicher Beſcheid 
vom 24, October 1853. 


Da Streitigkeiten der vorliegenden Art zwifchen zwei 
Buchhändlern in der Handelögerichtd: Ordnung nicht ald zur 
auöfchlieglichen Competenz des Handelögerichted gehörig auf: 
geführt find und fchon deshalb das Niedergericht als das 
forum generale für Streitigkeiten diefer Art nicht incompetent 
fein fann, — da ferner für den Werth, ded Streitgegenftan: 
deö weder der Preis, den Kläger für dad Verlagsrecht und 
die miterftandene Anzahl der Eremplare des fraglichen Buches, 
zu dem Zwede einer. bamit zu machenden buchhändlerifchen 
Unternehmung, bezahlt hat, noch die Summe, um welde er 
in fpäteren, zum Abfchluß eined Vertrages nicht gelangten 
Unterhandlungen die gekauften Gegenftände wieder audgeboten 
bat, maßgebend fein Fann, wie denn namentlid auch die 
Frage, ob überall und eventualiter inwieweit daS betreffende 
Verlagsrecht für den Kläger noch einen Werth gehabt habe, 
fi) vor einer vollitandigen Verhandlung der Sache felbft nicht 
gehörig beurtheilen läßt, — und fomit auch in diefer Bezie— 
bung die Incompetenz des Niedergerichtes für jest nicht be: 
gründet erfcheint, — 

da ferner im Allgemeinen das Intereſſe des Klägers durch 
feinen obberegten Ankauf genügend conflirt und daffelbe dur) 
den Umftand, daß auch der Verfaffer des fraglichen Vuches 
feinerfeitd mit einer ganz ähnlichen Klage gegen den Beklagten 
hervortreten zu dürfen geglaubt hat, nicht befeitigt wird, — 

da endlich die Einrede der Provocation und Litispendenz 
durch das in der Replik angezogene Erfenntnig des Handeld- 
gerichts*) und die desfallſigen Erklärungen der Partheien er: 
ledigt ift, — 


*) Der Bellagte, Robert Kittler, provocirte nämlich ben Kläger 
Meyer beim Handelsgerichte; unmittelbar nachher aber ftellte 
letsterer die niebergerichtliche Klage an, weßhalb bie erfte Kammer 
des Hanbelsgerichts am 22. Auguft 1853 dahin erfaunte: „baß, 
nachdem ber Provocat nach ergangener Provocation bereits bei 
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daß m. n. Bellagter fih nunmehr i. t. auf die Klage 
bauptfächlicy einzulaffen fhuldig, die bisherigen feit dem 
19. Auguft d. J. entftandenen Koften aber zu compen: 
firen feien. 


Niedergerichtlicher Beſcheid 
vom 5. Mai 1854. 


Da die dem gegenwärtigen Rechtöftreite zum Grunde lie- 
genden factiichen Verhältniſſe dahin geben, 

1) daß Kläger aus der Concursmaſſe des Buchhändlers Blatt 
in Altona in öffentlicher Auction am 6. October 1851 
und zwar für feine (Klägers) Rechnung durch den Alto- 
naer Buchhändler Behnne von dem im DBerlage des 
Blatt im Jahre 1843 erfchienenen Bude „de Castres 
de Tersac beautes de la litterature frangaise moderne“ 
429 Eremplare mit dem Berlags-Rechte hat Faufen laſſen, 
während Beflagter aus derfelben Coneursmaſſe von deren 
Eurator A. Schmidt mit Genehmigung Des Concurs— 
©erichtes 1202 in Leipzig lagernde Eremplare deſſelben 
Werkes nach Horaufgegangenen brieflichen Unterhand— 
lungen am 31. October 1851 zu feinem unbefchränften 
Eigenthbum erftanden hat (ef. in letzter Beziehung Die 
polizeilichen Unterfuchungsacten No. 2a, Anlagen A u. B 
und Anlage T zur Duplif Prozeßacten No. 53) 

2) daß Bellagter fodann Ende Juli 1852 durch KR. Wende 
born bei dem Kläger wegen Ueberlafjung des Verlags— 
Rechtes des gedachten Buches an ihn in Unterhandlung 


bem biefigen Niedergericht gegen ben Provocanten, wie geſchehen, 
Klage erhoben bat, die Provocation, weil e8 ja darauf, daß ber 
Provocat feine gerühmten Anſprüche als überhaupt und zu— 
nächft Schon zur Kompetenz des Handelsgerichts ftebend bezeichnete, 
überall nicht anfommt, fir erledigt zu erachten. 

Es wird die Entſcheidung über die Koften dieſes Provocatorit 
bis zur Erledigung der Hauptfache ausgeſetzt.“ 
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getreten, die fi) aber wegen des vom Kläger geforderten 
Preifes zerfchlagen hat (vergleiche Anl. 10 zur Neplik, 
Act. No. 24, Anlage E zur prozeßhindernden Einreden- 
Schrift Act. No. 10 und polizeiliche Unterfuchungsacten 
Anl. 10 ad Act. No. 3) 
3) daß darauf ver Bellagte feine Eremplare der beautes 
unter Vernichtung des Original - Titelblattes mit einem 
neuen ZTitelblatte verfeben habe, worauf 
a) die Worte des Originaltitele: „Altona, Verlag 
von Georg Blatt 1843* in: „Hamburg, Robert 
Kittler 1852" abgeändert und dag Buch als „zweite 
Ausgabe" bezeichnet ift, und 

b) aus dem deutſchen Titel-Paſſus, „eingeleitet durch 
einen kurzen Umriß der franzöſiſchen Literaturgeſchichte“ 
das Wort „kurzen“ ausgelaſſen iſt, während im 
Uebrigen das Buch ſelbſt völlig intact geblieben und 
namentlich auch die alte Vorrede vom Sabre 1843 
darin gelafien ift — 

4) daß der Beflagte der bei ihm erfchienenen Portugiefifchen 
Spradlehre von Böſche (Unterſuchungsacten Anl. 2 ad 
Act. No. 3) ein Verzeichniß von in feinem Verlag er- 
Ichienenen Büchern angebeftet bat, in welchem vie beautes 
unter ber Jahreszahl 1852 (jedoch ohne die Bezeichnung 
als zweite Ausgabe) aufgeführt ftehen. 

Da Kläger, auf diefe Thatfachen fich ſtützend, das Recht 
in Anſpruch nimmt, dem Bellagten ven Verkauf feiner in ob- 
bezeichneter Weife abgeänverten Eremplare zu verbieten und 
von ibm eine Öffentliche Erklärung verlangt, Daß das Bud 
weder in feinem Berlage noch als zweite Ausgabe erfchienen 
fei, — 

da, ſo viel die Einrede der fehlenden Legitimation zur 
Sache betrifft, bereits im Beſcheide vom 24. October 1853 
hervorgehoben iſt, daß im Allgemeinen das Intereſſe des 
Klägers bei Anſtellung der gegenwärtigen Klage durch den 
obgedachten Ankauf genügend conftire, und die vom Beklagten 
verlangte Beibringung des urfprünglichen zwijchen dem Ver— 
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faffer und dem Berleger Blatt abgefchloffenen Verlags-Con— 
tractes um fo weniger erforderlich erfcheint, als Kläger das 
in Anjpruch genommene Recht nicht etwa aus ſpeciellen Be— 
fimmungen dieſes Contractes, fondern lediglich daraus her— 
leitet, das ihm allgemein das Verlags-Necht der „„beautes“* 
mit verkauft fei, — 

da zur näheren rechtlichen Begründung feines Klag- Rechtes 
Kläger ſich zunächſt darauf beruft, daß Bellagter fich durch 
fein oben unter No. 3 bervorgehobenes Verfahren eines par— 
tiellen Nachdruckes ſchuldig gemacht habe, in diefer Beziehung 
aber fchon das in der Unterſuchungs-Sache ergangene Senats- 
Derret vom 8. Juli 1853 (Prozeß - Acten No. 7) hervor— 
gehoben hat, daß von einem Nachdrude bier in Feiner Weiſe 
die Rede jein könne, weil diefer eine hier gar nicht vorliegende 
unbefugte Vervielfältigung des Werkes vorausjehen würde, 
— da deshalb auch die gegen den Nachdruck erlaffenen Bundes— 
gefebe für den vorliegenden Sal überall nicht manfgebend 
fein Fönnen und bei dem Mangel anderer, für das fragliche 
Berbältniß der Partheien zutreffender gefehlicher Beftimmungen 
und biefiger gerichtlicher Praejudicate um fo mehr zunächft 
die Erfahrung und Praris des Buchhandels für die Ent- 
foheidung der Sache wird maafigebend fein müſſen, weil es 
einmal in Folge der Nichtbeibringung des DVerlagscontractes 
an pofitiven Vorlagen für die rechtliche DBeurtheilung des 
Umfangs der Flägerifchen Rechte fehlt und weil ſodann eine 
Reihe der einfchlagenden Fragen, 3. B. die über Zitel- 
ausgaben und über den Unterfehied zwifchen „Ausgabe“ und 
„Auflage“ rein praftiidher Natur find und fi nur aus den 
Gewohnheiten tes Buchhandels werden beantworten laſſen — 

da nun zwar der Beflagte in diejer Beziehung zur Wieder- 
legung des vom Kläger in Anfpruch genommenen Redytes be= 
reits ein Gutachten von elf erfahrenen und angefehenen 
Leipziger Buchhändlern beigebracht hat, das die Praetenflonen 
des Klägers dem Beklagten gegenüber, in Folge feines An- 
faufes eines großen Theiles der Vorräthe jenes Buches aus 
der urfprünglichen Verlagshandlung für völlig unberechtigt 
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erflärt — da indeß dies Qutachten in formeller Beziehung 
für jebt um deshalb nicht manßgebend fein Fann, mweil es auf 
den einfeitigen Antrag des Beflagten von unbeeidigten Sach— 
verftändigen abgegeben tft, — 

da, wenn fomit ein fernerer Nachweis über die desfallſigen 
Ufanzen des Buchhandels erforderlih iſt, ſchon nach alls 
gemeinen Prozeßgrundſätzen den Kläger die Beweislaft trifft 
und dahin auch die folgenden Berüdfichtigungen führen, na— 
mentlich daß Kläger das Recht, woraus er feine gegen den 
Bellagten geftelten Anträge zu begründen verfucht, das mit 
erftandene Verlagsrecht feinem fpeciellen Inhalte nach bisher 
überall nicht näher angegeben bat, unter dieſen Umftänden 
aber die Wirkungen dieſes Verlagsrechtes um jo mehr als 
völlig dunfel und unbeftimmt angejehen werben müſſen, als 
unter Verlagsrecht im Allgemeinen nur das Recht des Buch— 
bändlers verftanden werben kann, ein ihm überlaffenes Manu— 
feript durdy den Drud zu vervielfältigen und dieſe Verviel— 
fältigungen auf buchhändleriſchem Wege zu feinem Nuten zu 
verbreiten und als dieſe legte Befugniß im vorliegenden Falle 
dem Kläger jedenfalls nur für feine 429 Eremplare übertragen 
ift, indem für den größeren Theil der noch vorhandenen Auf: 
lage (für 1202 Eremplare) der Beklagte dieſe Befugniß durch 
deren Ankauf aus der Berlagshandlung erworben hat, — da 
auch im Zweifel die Praefumtion für die unbefchränfte Frei— 
beit des Beflagten, mit feinem Eigentbume nach freieftem 
Ermefjen zu verfahren, ftreiten würbe, und dieſe Praefumtion 
bier noch mwejentlid dadurch verftärft wird, daß ber Beklagte 
durch das beigebradhte Gutachten jedenfalls eine jehr bündige 
Beicheinigung dafür geliefert hat, daß er nur das gethan, 
was unter gleichen Umftänden any andere gendhtete Buch— 
bändler thun würden, — 

da e8 bei diefer Beweisführung aber nur darauf anfommen 
kann, ob Kläger wirklich ein Widerfpruchsredht gegen das oben 
unter Nv. 3a berborgehobene Verfahren habe, indem für Das 
ftreitige Verhältniß weder auf die völig unerhebliche Aus- 
laflung des Wortes „Kurz“ noch auch die vben unter No. 4 
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erwähnte beflagtifche Berlagsanfündigung Gewicht gelegt wer- 
den darf, indem in leßterer Beziehung ver Beklagte genügend 
nachgewiefen bat, daß es mit folden Ankündigungen auf 
Bücherumſchlägen und felbit in Berlagscatalogen bei Ueber— 
nahme größerer Vorräthe eines Werkes im Buchhandel fo 
genau nicht genommen werde 
vergl. namentlich die vom Bellagten aufgeführten Bei- 
fpiele in der hauptfächlichen Einlaffung Act. No. 32 
pag. 68 — 78 und in der Duplif Act. No. 52, 
pag. 62 — 64 und die zu diefen Stellen bei— 
gebrachten Bücher 
wie denn in biefer Beziehung ftrenge genommen — der 
Kläger nicht berechtigt ſein könnte, noch in dem am 24. No— 
vember 1851 erſchienenen Leipziger allgemeinen Wahlzettel 
für den deutſchen Buchhandel 
vergl. Unterſuchungsacten Anl. F zur Vernehmlaſſung 
vom 27. Juni 1853 mit Anl. K zur hauptſäch— 
lichen Einlafjung Prozeßacten No. 34 
anzuzeigen, daß die „beautes‘* im ganzen Vorrathe mit Berlags- 
Recht auf ihn übertragen feien, — | 
daß Kläger innerhalb 14 Tage bei Strafe der Abweifung 
von der Inſtanz Eantion für die Prozeßkoſten bis zur 
Summe von Et.} 300 zu beftellen, und in einem nad 
Erledigung des Cautionspunftes anzuberaumenden Ter- 
min zu erweiſen ſchuldig fei, 
daß nad den im Buchhandel geltenden Ufanzen unter 
ven oben unter No. 1—2 näher angegebenen Um— 
ſtänden ibm (Kläger) als Käufer von 429 Eremplaren 
der „beautes“ mit dem Berlagsrecht die Befugniß 
zuftebe, dem Beklagten den Vertrieb und Berfauf 
der feinerfeits erftandenen 1202 Eremplaren mit ven 
oben unter 3a hervorgehobenen Zitelveränderungen 
zu verbieten, 
wogegen dem Beklagten der Gegenbemweis vorbehalten 
wird, bei dem es ihm unbenommen bleibt, ſich des be— 
reits Beigebrachten fo viel Nechtens mit zu bedienen, 
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und wird dem Kläger feine völlig unpaffende und 
unangemeljene Schreibart unter Androhung nach— 
drüdlicher Beftrafung im Wiederholungfalle biemit 
allen Ernites verwieſen. 


Niedergerichtliches Erkenntniß 
vom 5. Mai 1854. 


In Sachen Dris. J. H. Steinhagen subst. noie Dris. ©. 
Albrecht mand. noie ©. 9. F. de Eaftres de Terfac (Anwald 
Dr. J. 9. Steinhagen) contra’ Drm. L. F. Noad mand. noie 
Eduard Nobert Kittler (Anwald Dr. 2. F. Novak). 

Da, wenn Beflagter ſich wirklich eines Nachdruckes des 
vom Kläger herausgegebenen von Blatt in Altona verlegten 
Buches beautes de la litterature francaise u. f. w. ſchuldig 
gemacht hätte, nicht nur der DBerleger oder deſſen Rechts— 
nachfolger, fondern auch der Kläger als Autor felbftftändig 
den Nachoruf zu verfolgen, befugt fein würde, weil burd 
jolhen Nachruf auch das direrte Intereſſe des Autors ver— 
legt werden würde — da bier aber von einem Nachdrucke 
überall nicht die Rede fein kann, indem ein folder eine un— 
befugte Vervielfältigung des Buches vorausſetzen würde, 
während der Beklagte ſich darauf befchränft hat, 

1) die aus dem Eoncurfe des Verlegers Blatt feinerjeits 
gefauften rechtmäßigen Eremplare jenes Buches mit einem 
neuen in der Weife abgeänderten Titel zu verſehen, daß dar— 
auf die Worte: „Altona, Verlag von Georg Blatt 1843” in 
„Hamburg, Robert Kittler 1852, 2te Ausgabe” abgeändert 
und aus dem Paſſus „eingeleitet durch einen Furzen Umriß“ 
das Wort „Furz“” weggelaflen iſt, — und 

2) in einem Berzeichniffe einiger in feinem Verlage er- 
Ichienener Werfe auch das obgedachte Buch aufzuführen — da 
diefe Handlungen fomit fih nur auf den Vertrieb ver noch 
von dem Verleger felbft veranftalteten rechtmäßigen Exemplare 
beziehen und Bellagter, wenn er Dabei die als Käufer eines 
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großen Vorrathes jenes Buches ihm zuſtehenden Befugnifie 
überfchritten haben follte, fi dadurd nur dem Verleger oder 
veffen Nechtsnachfolger verantwortlich gemacht haben würde, 
nicht aber dem Autor der durd den abgejchlofjenen Verlags— 
Contract den Bertrieb der rechtmäßigen Eremplare dem Ver— 
leger überlaffen hat und ver ſich daher auch in dieſen Ver— 
trieb nicht weiter felbftftändig einmifchen Fann, — da denn 
auch der Antiquar Meyer, der aus der Concursmafle Des 
Berlegers 429 Eremplare des Buches mit dem Verlagsrechte 
erftanden hat als der (nom Kläger überdies anerkannte) Rechts— 
nachfolger des Verlegers Blatt, eine ganz gleiche Klage wie 
die vorliegende gegen den Beflagten erhoben hat, und fomit 
die Frage, ob Bellagter zu den obgedachten Handlungen be- 
fugt war, lediglich mit dem letzteren auszumachen ift — 

Da namentlich auch von einer Benachtheiligung des Klägers, 
fei es in peruninirer Beziehung, fei es in Nüdficht auf feine 
Ehre, durch die Bezeichnung jener Eremplare als 2te Aug- 
gabe, nicht Die Rede fein Tann, indem, wie bereits erwähnt 
ift, eine ven Autor benachtheiligende unerlaubte Vervielfältigung 
des Buches gar nicht ftattgefunden bat und der Umftand, daß 
die vom Fahre 1843 datirende Vorrede tes Autors unver— 
ändert in demfelben belaſſen ift, fofort die Nichtbetheiligung 
des Autors bei dieſer buchhändlerifchen Titelausgabe erfennen 
läßt, wie denn auch in dem auf pag. 45 der Einredenſchrift 
eitirten Berzeichnifje der Hinrichs’fchen Buchhandlung in Leipzig 
über die vom Juli bis December 1852 erfchienenen Bücher 
pag. 44 das fragliche Buch nur als eine neue Titelauögabe 
mit der alten Jahreszahl 1843 aufgeführt ſteht — 

Da ferner der zwiſchen dem Kläger und dem Antiquar 
Meyer neuerdings gefchloffene Contract über eine ſchon jetzt 
zu veranftaltende neue Ausgabe der Beautes (Anlage 5 zur 
Einredenfchrift *), abgefehen von anderen Gründen, natürlich 


*), Bei biefem Citat hat fich ber Verfaſſer des Urtheils geirrt, denn 
bie Anlage 5 wurde vom Kläger zu feinem Klageantrage 
probucirt. 
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ſchon deshalb gar nicht in Betracht fommen kann, weil dieſer 
Eontrart aus viel jüngerer Zeit datirt, als die bier zur Be— 
urtheilung ſtehende Handlungsweiſe des Beklagten — 

Da die Übrigen in der Klagefchrift zur Unterftüßung des 
prineipalen Antrages vorgebradten Momente und Behaup— 
tungen auf Redensarten binauslaufen, denen Feine rechtliche 
Bedeutung beigemeffen werden Fann, fomit Die Einrede der 
fehlenden Legitimation des Klägers zur Klage volftändig be— 
gründet erfcheint — 

Da, foviel die Nebenanträge ber Klageſchrift betrifft, ver 
Beklagte genügend nachgewieſen bat, daß es mit foldhen An— 
fündigungen auf Bücherumfchlägen im Buchhandel fo genau 
nicht genommen werde und auch Commiljliong = Artifel und 
Bücher, die in großen Vorräthen aus den Händen des eigent- 
lichen Verlegers auf andere Buchhändler übergegangen find, 
von letzteren häufig promiscue unter die eigentlichen Verlags— 
artifel gejtellt werben 

vergl. Einredenſchrift pag. 68—77 und die beponirten 
Bücher, namentlich die zu No. 11 pag. 75 — 77 
gehörigen Bücher, 
da fomit in der betreffenden Anfündigung des Beklagten Feine 
rechtswitrige Anmaafung eines Verlagsrechtes, fondern nur 
die Anzeige gefunden werden Fann, daß das betreffende Buch, 
das Bellagter in großem Vorrathe aus der Verlagshandlung 
erftanden hatte, jederzeit bei ihm vorräthig fein werde, und 
fomit die Nebenanträge der Klage unter allen Umftänten uns 
begründet erfcheinen, — 
daß Kläger unter Verurtheilung deflelben in die Prozeß— 
eoften, mit feiner Klage ab und zur Ruhe zu verweilen fer. 
Und wird Herr Dr. Steinhagen wegen der völlig 
unangemeffenen und unwürdigen Schreibart, in ber die 
Klagefchrift abgefaßt ift, in eine Strafe von zehn Thaler 
verurtheilt. *) 


*) Gegen biefes von ben im ganzen übrigen Deutſchland geltenben 
Anſchauungen des Autorenrechtes völlig abweichende Urtheil 
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vom 8. Sanuar 1855. 
(Auf beiderjeitige Appellation.) 
Da der Beklagte dur den nachgewiefenermaaßen recht: 
mäßigen Anfauf von 1202 Eremplaren des urfprünglich in 
der Buchhandlung von Georg Blatt in Altona heraus: 
gefommenen Buches: „de Castres de Tersac beautes de la 
litterature francaise moderne“ aus der Fallitmaffe des Georg 
Blatt zwar dad Recht des MWiederverfaufes diefer Eremplare 
erworben hat, nicht aber, wie wenigftens bi auf weitere Nach: 
weifung angenommen werden muß, die Befugniß, mit dieſen 
Eremplaren irgend eine Veränderung vorzunehmen, namentlich 
nicht diefelben mit einem neuen Titel zu verfehen und das 
Bud) ald in feinem Verlage und ald zweite Ausgabe 1852 
erfchienen zu bezeichnen; 
da diefe von dem Beklagten mit feinen Eremplaren des 
Buches vorgenommenen Veränderungen zwar allerdings als 
Nachdruck im Sinne des $ 1 der Verordnung in Betreff des 
Nahdruds von 1847 nicht zu bezeichnen find, weil der Nach- 
drud eine in substrato nicht flattgefundene Vervielfältigung 
der Eremplare des Buches vorausfegen würde; 
da der Beklagte nichtd deftoweniger aber in das Intereſſe 
des Klägerd erfichtlich eingegriffen hat, indem die unmahre 
Bezeichnung ded Buches ald einer zweiten, bei dem Beklagten 
1852 herausgefommenen Ausgabe, die in den Händen des 
Klägerd befindlichen Eremplare dieſes Buches ald zu einer 
älteren und folgemweife praefumtiv weniger gut verkäuflichen 
Ausgabe gehörig, dem Publicum gegenüber erfcheinen laſſen, 


appellirte der Elagenbe Autor an das Obergericht, welches jeboch, 
ohne Angabe von Gründen, das Niedergerichtlihe Erfenntniß 
vom 5. Mai 1854 am 8. Januar 1855 pure beftätigte. Einer 
abermaligen Supplication an das Obergericht abjeiten des Dris. 
Steinhagen mand. noie zur Herbeiführung eines andern Urtheils 
in Betreff der Koften, bis zur Erledigung der vom Autor 
beabfihtigten Nullitätsquerel, wurde nicht beferirt. 
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da ferner dad Recht ded Klägers, dieſem feinem Sntereffe 

Geltung zu verichaffen, an fi als ein Ausfluß des ihm un: 

beftrittenermaaßen rüdfichtlic derjenigen Auflage zuftehenden 

Berlagsrechtes betrachtet werden muß, zu welcder auch die 

1202 Sremplare gehören, welche der Beklagte erworben hat; 

da nun aber der Beklagte die Behauptung aufgeftellt 

hat, daß fein Verfahren dem bei dem Buchhandel eriftirenden 

allgemein anerfannten Gewohnheitsrechte entfpreche; 

da die Nachweifung einer foldyen Gewohnheit dem Be: 

Elagten obliegen muß, weil er auf dafjelbe fein Necht, fo wie 

gefchehen, mit den erworbenen Eremplaren des Buches zu 
verfahren ftüßt; 

daß, unter Verwerfung der beiden beflagtifchen und ber 

erften Elägerifchen Beſchwerden, auf den Grund der zweiten 

Befchwerde des Klägers, Appellanten, dad Erfenntniß 

des Miedergerihts vom 5. Mai 1854 dahin zu refor: 
miren fei: 

dag Bellagter in termino praefigendo, reprobatione 

salva, den Beweis zu führen fehuldig fei: 

daß nach einer bei dem Buchhandel beftehenden 

Gewohnheit, er befugt gewefen fei, die gekauften 

Gremplare des Buches: de Castres de Tersac 


Beautes de la Literature francaise moderne, fo - 


wie gefchehen, mit einem veränderten Zitel zu 
verfehen und dad Buch auf demfelben ald eine 
bei ihm 1852 herausgefommene zweite Ausgabe 
zu bezeichnen, auch died Buch als in feinem Ver: 
lage erfchienen durch Buchhändler = Anzeigen zur 
Kunde des Publicumd zu bringen, ungeachtet der 
Kläger das Verlagsrecht Fauflic erworben hatte 
und dem Beklagten dies befannt war, 
worauf demnächft weiter zu erfennen fein wird. 
Es bleibt beiden Partheien die Benußung der produ— 
‚cirten Documente, im Beweis: und Gegenbeweid:Ber: 
fahren, fo weit NRechtens vorbehalten, namentlich auch 


dem Kläger die Mitbenukung der in appellatorio nad) 
Recht:fälle 1856. 19 
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Production feines Appellationslibeld noch beigebrachten 
und daher hier nicht weiter zu berüdfichtigenden neuen 
Documente, 
Und ift die Sache mit den wieder zu verfiegelnden 
Acten, unter Sompenfation der Koften biefer Inftanz, 
an das Niedergericht zu remittiren, 


Ober: Appellationdgerichtliched Erkenntniß 
vom 16. Dctober 1856. 


(Auf beffagtifhe Appellation und demnächſtige klägeriſche Adhäſion und 
Intervention des ©. H. F. de Eaftres de Terjac als Autor der „Blütben 2c.”) 


Sn Appellationsfadhen des Dr. 2. F. Noad mand. noie 
Robert Kittler in Hamburg, Beklagtens, jegt Appellantens 
und Snterventens, wider J. ©. Meyer dafelbft, Klägern, jest 
Appellaten und Adhärenten, und Dr. 3. H. Steinhagen subst. 
noie des Dr. &. Albrecht, ebendafelbft mand. noie G. 9. 
5. de Gaftres de Zerfac in Altona, Intervenienten *), wegen 
Vertriebs ded von Letzterem verfaßten Buches: „‚Beautds de 
la Littörature francaise moderne,‘ erfennt dad Ober:Appella: 
tionögericht der vier freie Stätte Deutfchlands für Neht: 


*) Die vom Intervenienten ©. H. %. de Eaftres de Terfac jelbit 
verfaßte Snterventionsjchrift wurde in dieſem Rechtshandel vom 
Hauptlläger Meyer als Anlage No. 37 zu feiner Vernehmlaffung 
als Kläger, Adhärent und Appellat auf die Appellation des Be- 
Hagten Kittler producirt, und das Ober-Appellationsgericht hatte 
gegen biefe Art der Production feinerlei formelle Bedenken er- 
hoben. — Diefe Interventionsichrift fand jedoch von Seiten des 
Gegners in einem ſelbſtſtändigen Schriftſatze Widerlegung, 
nachdem eine Bernehmlaffung auf die Interventionsſchrift dem 
Beflagten (Appellanten, Adhäſen, Interventen) vom Ober-Appel> 
lationsgericht mit einer desfallfigen Frift von drei Wochen nad)» 
gelaffen worden war. — Bei dem Mangel gejeglicher Vorſchriften 
in der Ober - Appellationsgerichts - Ordnung über die bei Inter- 
ventionen zu beobachtenden Formen ift die bier in Rede ftehende 
Intervention ſchon in formeller Beziehung bemerkenswert. 
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daß die Förmlichfeiten der Appellation für gewahrt, auch 
die Adhäfion für zuläffig zu erachten, die accefforifche 
Intervention dagegen, unter Verurtheilung des Inter: 
venienten in deren Koften, a8 unzuläffig zu vermerfen, 
und in der Sache jelbft das Erkenntniß des Obergerichts 
der freien Hanſeſtadt Hamburg vom 8. Januar vorigen 
Jahres, wie hiemit geſchieht, zwar im Uebrigen zu be— 
ſtaͤtigen, aber der dem Beklagten auferlegte Beweis da— 
hin abzuaͤndern ſei: 
daß nach einem im Buchhandel beſtehenden Gewohn: 
heitörechte der Beklagte, ungeachtet der Kläger das 
Merk de Castres de Tersac Beautes de la Littera- 
ture frangaise in 429 Eremplaren mit dem Verlags: 
rechte erworben gehabt Und Bellagter died gewußt 
Habe, gleichwohl befugt geweſen fei, die fpäter von 
ihm gefauften Exemplare diefes Werkes, fo wie ge: 
ſchehen, mit einem veränderten Titel zu verfehen 
und auf bemfelben dad Buch ald eine bei ihm er: 
fhienene zweite Ausgabe zu bezeichnen, auch das— 
felbe in eine Anzeige der in feinem Verlage erfchies 
nenen Werke mit aufzunehmen. 
Die Koften diefer Inſtanz werden compenfirt, und wird 
die Sache nunmehr zum weiteren Verfahren an bas 
Niedergeriht zurücfverwiefen. 


Entfcheidungsgründe, 

1.) Der Beklagte hat feine erfte und Principal:Befchwerde 
dahin gerichtet, Daß nicht die Klage gänzlich oder doch min: 
deftend angebrachtermaaßen abgewiefen ſei. 

Dieſe Beſchwerde iſt zwar 

A) in ſoweit ſie dadurch zu rechtfertigen verſucht und 
eventualiter auf Abweiſung der Klage angebrachtermaaßen 
angetragen wird, weil der Klaͤger ſich durch naͤhere Nach⸗ 
weiſung uͤber den Inhalt ſeines Verlagsrechtes noch erſt zur 
Sache legitimiren müffe, eine unzulaͤſſige, da die dahin 

19* 
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gerichtete Einrede in beiden vorigen Inſtanzen ald unbegründet 
verworfen ift, wie denn ja beide Gerichte darüber, ob das 
Berfahren des Beklagten eine Verlegung des Verlagsrechts 
des Klägers enthalte, gar hicht hätten auf Beweis erkennen, 
wenn fie dad Verlagsrecht des Kläger an fich nicht für 
genügend nachgewiefen erachtet hätten. 

Dagegen läßt fich, infofern die Befchwerde 

B) dahin gerichtet ift, daß nicht der vom Beklagten 
antecipirte Beweis eines feinem Verfahren zur Seite ftehenden 
buchhändlerifhen Gewohnheitsrechts bereit3 für vollftändig 
geführt angenommen fei, die Zuläffigkeit der Befchwerde nicht 
wohl beanftanden. Denn wenngleich beide vorige Gerichte den 
Beweis des Beklagten für nicht genügend erachtet haben, fo 
ift dies doch nicht in gleichem Maaße gefchehen, indem das 
Niedergericht bereit5 fo viel als erwiefen angenommen hat, 
daß Beklagter dur die Aufnahme des fraglihen Buches in 
die Anzeige der in feinem DBerlage erfchienenen Werke nad) 
buchhänbdferifcher Ufanz nicht unerlaubtes gethan habe, während 
das Obergericht auch diefen Theil feines Verfahrens annoch 
einer Suftification für bedürftig erachtet. Liegt aber fomit 
eine abweichende Würdigung des Beweifes vor, fo ift die 
Uebereinftimmung beider vorigen Urtheile, daß der verfuchte 
Beweis nicht genüge, nur eine negative und die Bejchwerte 
eine zuläffige. 

Indeffen mußte fie als unbegründet verworfen werden. 
Der Bellagte beruft ſich darauf, daß, da dad von ihm 
Bewiefene den directen Gegenbeweis defjen enthalte, was nad) 
der richtigen Anficht des Niedergerihts vom Kläger als 
Fundament feiner Klage zu erweilen fei, ed, da biefer 
Gegenbeweis vom Beklagten vollftändig erbracht worden, nach 
dem Grundfage reprobatio reprobationis non datur, dem 
Kläger Eeinen weiteren Beweis habe nachlaffen dürfen. 
Allein, wenngleich diefer Rechtsſatz nicht zu beftreiten ift, fo 
fonnte doch mit dem MNiedergerichte dad einzige Relevante, 
welches der Bekagte für das von ihm behauptete buchhänd: 
lerifche Gewohnheitörecht beigebracht hat, nämlich das Gut: 
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achten von elf Leipziger Buchhändlern, unmöglich für zureichend 
erachtet werben, den fraglichen Beweis zu erbringen, weil es, auch 
ganz abgefehen davon, ob die geftellte Frage das Sachver— 
haͤltniß getreu und erfchöpfend dargeftellt hat, weder aus dem 
Gefihtöpunfte eines Beweiſes durch Sachverftändige noch 
eine Zeugenbeweifes betrachtet, den prozeffualifchen Erforber: 
niffen irgend entfpricht. 

Andererfeitö Eonnte aber auch 

II) der Wohäfionsbefchwerde des Klägers, melde eine 
fofortige Verurtheilung ded Beklagten bezielt, nicht Statt 
gegeben werden. 

Mit Unrecht zwar beftreitet der Beklagte 

A) deren Zuläffigkeit. — Denn 

1) Da der Beklagte dur feinen Antrag auf fofortige 
Abweifung der Klage das ganze Urtheil des Obergerichts 
angegriffen hat, fo ift der Kläger berechtigt adhaerendo das 
Gleiche zu thun. 

Auch verftößt die Adhafion 

2) keinesweges gegen duae conformes. Das Niedergericht 
ift der Anficht gewefen, daß das Recht des Klägers, dem 
Beklagten zu verbieten, fo, wie von ihm gefchehen, mit den 
von ihm verkauften Eremplaren des fraglichen Werkes zu ver: 
fahren, noch eined Beweifes bebürfe. Dad Obergericht dagegen 
hat dad Recht des Klägers an fich für begründet und Feines 
weiteren Beweiſes bedürftig erachtet und dem Bellagten nur 
deshalb den Beweis eines entgegenftehenden buchhändlerifchen 
Gewohnheitsrechtes nachgelaffen, weil biefer fich auf ein folched 
excipiendo ausbrüdlicy berufen hat. Hiernach ift die Ueber: 
einftimmung beider vorigen Erfenntniffe auch hier eine lediglich 
negative und darin beftehende, taß fie, mie fie die Klage 
nicht fofort abgemwiefen, fo auch andererfeitd den Beklagten nicht 
fofort verurtheilt haben. Diefe aber kann bei der Difformität 
des poſitiv Erfannten den Kläger nicht hindern, in biefer 
Inſtanz die bisher nicht erlangte fofortige en zu 
beantragen, 

Juriſtiſche Abhandlungen p. 224, 25. 
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Dagegen war 

B) die Adhaͤſion als materiell unbegründet zu verwerfen. 

Zwar erfcheint nach allgemeinen Rechtöprincipien das 
Verfahren des Beklagten allerdings ald ein die Rechte des 
Klägers, ald Erwerberd des Verlagsrechts, verletzendes. Allein 
dies bedarf hier einer näheren Ausführung. Denn da der 
Beklagte, wie bemerft, mit großer Entfchiedenheit auf ein ihm 
zur Seite ftehendes buchhändlerifches Gewohnheitsrecht fich 
berufen und fogar ſchon für daffelbe ein, zur Zeit nur aus 
formellen Gründen nicht zu beachtendes, Gutachten von elf 
Leipziger Buchhaͤndlern beigebracht hat, fo Fonnte das Ober- 
gericht ihm den Beweis biefer feiner Behauptung gar nicht 
abjchneiden. Dies Fonnte nämlich nur deshalb gefchehen, 
weil entweder die behauptete Gewohnheit für eine irrationable 
zu erachten wäre, oder weil ber Kläger fchon feinerfeitö die 
Nichterifteny nachgewiefen hätte. Weder das Eine noch auch 
das Andere ift aber der Fall. Und das Letztere fchon deshalb 
nicht, weil alles dasjenige, was der Kläger theils nach Ablauf 
der Appellationöfrift in voriger, theils in gegenmwärtiger Inftanz 
zum Beweiſe ded Unerlaubten des vom Beklagten vorgenom: 
menen Neues beigebracht hat, aus formellen Gründen jeßt 
gar nicht in Betracht gezogen werden kann, indem das bene- 
fiium novorum nicht dazu benußt werden durfte, um den 
fhon an ſich dem Kläger zuftehenden und ihm vom Ober: 
gerichte noch ausbrüdlic vorbehaltenen Gegenbeweis in der 
höheren Inſtanz anzutreten. 


Das Unzuläffige aber ded eventuell Anheimgegebenen, daß 
wenigftend das Ober:Appellationögericht, wie fchon vom Ober: 
gerichte habe gefchehen müflen, ſtatt der Beweisnachlaffung 
für den Beklagten, Selbft, in Gemäßheit des 8 149 der 
OberzUppellationsgericht:Drdnung ex officio durch Einholung 
von Berichten Sacjverftändiger ermittele, wie es fich mit der 
vom Beklagten behaupteten N verhalte, bedarf 
feiner ———— 
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II) Die zweite eventuelle Beſchwerde des Beklagten, 
welche die Wiederherftelung des Niedergerichtö:Erfenntniffes 
verlangt, ift eden falls unbegründet. 

Ein Berlagörecht kann fi der Natur der Sache nad) 
zwar wohl auf mehr, aber nicht auf weniger als eine ganze 
Auflage beziehen und giebt dem Verleger das Eigenthum an 
allen Eremplaren diefer Auflage. Wenn daher dem Kläger 
am 6. October 1851 aus der Concursmaſſe des Verlegers 
der Beautes de la Litterature frangaise 429 Eremplare diefes 
Werkes, welche in Altona vorräthig waren, mit dem Ber: 
lagsrechte verkauft worden find, fo läßt fich dies nicht 
anders auffaffen, als daß ihm das Verlagsrecht der ganzen 
Auflage, alfo das ausfchließliche Necht zum buchhändlerifchen 
Bertriebe der fämmtlichen dazu beftimmten noch vorhandenen 
Exemplare dieſes Werkes übertragen worden if. Wenn daher 
der Goncurscurator dem Beklagten fpäter — nicht wie der 
Beklagte in diefer Inſtanz wiederholt wahrheitswidrig behauptet 
früher — noch 1202 in Leipzig lagernde Eremplare des 
Werkes verkaufte, fo ließe fich viel dafür fagen, daß er, ohne 
das vom Kläger erworbene Recht zu verlegen, tem Beklagten 
durch diefen Verkauf nicht die Befugniß übertragen durfte, 
die verkauften Eremplare überall aldö Gegenftand des 
Buchhandeld zu vermerthen, da diefe Befugniß lediglich 
ein Ausfluß des Verlagsrechts ift, dieſes Recht aber von ber 
Concursmaſſe bereit$ veräußert war; wie denn der Beklagte 
in der That feinen anderen ald Maculaturwerth für bie ihm 
verkauften Eremplare bezahlt hat. Jedenfalls aber konnte, 
wenngleich dem Beklagten die von ihm erfauften Eremplare 
zu unbefhränftem Eigenthum übertragen find, diefer Verkauf 
felbftverftändlich nur mit Vorbehalt des vom Kläger ſchon 
vorher erworbenen Verlagsrechts an der ganzen Auflage ge: 
fchehen, dem Bellagten alfo nur das Recht eines Sortiments: 
haͤndlers übertragen werben. 

Da nun aber namentlich in Hamburg dem Gerleger ein 
ausfchliegliched gegen: Dritte wirkfames Recht auf die 
öffentlihe Befanntmakhung eines von ihm erworbenen 


296 26. 3. S. Meyer c. Eduard Robert Kittler. 


Werkes durh den Drud und auf deffen Veräußerung 
d, h. auf den buchhändlerifchen Bertrieb, zufteht, 
Verordnung vom 29. November 1847, Art. 1. 

fo folgt daraus nicht nur, daß derjenige Dritte, welcher ſich 
eine Vervielfältigung ded Werkes, alfo einen eigentlichen 
Nachdruck erlaubt, fondern ebenfomwohl, daß ein Sortiments— 
haͤndler, welcher von ihm erfaufte Eremplare eined fremden 
Verlagswerkes, wie vom Beklagten gefchehen, mit einem neuen 
Titelblatte verfieht, worin dad Werk ald eine zweite bei 
ihm erfchienene Ausgabe bezeichnet ift und es in die öffent: 
liche Anzeige feiner Verlagswerke aufnimmt, fich einer gegen 
ihn civilrechtlich zu verfolgenden Verlegung des Verlagsrechts 
fhuldig macht. — Denn indem dem Berleger das ausfchließ- 
liche Recht der Bekanntmachung, d. h. Veröffentlichung eines 
Werkes zufteht, iſt auch er nur berechtigt, mit einem Artifel 
feined Verlags, geeigneten Falles mit Zuftimmung des Autors, 
irgend welche Veränderungen vorzunehmen. — Hiernach er: 
fcheint, wie vom Obergerichte mit Recht angenommen, ber 
Anſpruch des Klägers als an fich begründet und eines 
weiteren Beweifed nicht bebürftig, und es völlig gerechtfertigt, 
daß nur dem Bellagten noch der Beweis des buchhändlerifchen 
Gewohnheitsrechts nachgelaflen ift, auf welches er fich berufen bat. 

Zwar wendet der Beklagte dawider ein 

1) dad DObergericht habe mit Unrecht angenommen, daß 
dem Kläger ein von dem Beklagten verlegte Verlagsrecht in 
Beziehung auf das Werk die Beautes ıc. zuftehe, und daß 
dem Bellagten diefed Werlagsrecht befannt geweſen fei. 

2) Selbft wenn dem Kläger ein foldes Verlagsrecht 
zuftehe, gebe ihm diefes doch Fein anderes Werbietungärecht, 
ald gegen den Nachdruck, welcher hier nicht vorliege. Allein 

ad. 1) daß der Kläger 

a) dad Verlagsrecht des fraglichen Werkes wirklich erwor: 
ben bat, iſt durch die vom Beklagten felbft zu den Xcten 
gebrachte amtliche Befcheinigung des Auctionators 

Niedergerichts:Acten Nr. 6 (vergl. aud) dafelbft Nr. 26 und 
Unterfuchungsdacten Anl, A, zu exceptiones in supplicatorio) 
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genügend nachgewiefen,; und daß dieſes Recht, weil ed von 
dem urfprünglichen Verleger, dem Buchhändler Blatt, durch 
den vollendeten Drud der einen Auflage, zu der er nur be: 
fugt gewefen, bereitö völlig confumirt worden, ein ganz leeres 
und inhaltölofes fei, ift völlig unbegründet, da das Verlags— 
recht ja, wie bemerkt, in dem außfchließlichen Nechte nicht 
blos zur Vervielfältigung, fondern auch zum buchhaͤndleri— 
ſchen Vertriebe eines Werkes befteht, und der Kläger mit 
dem Verlagsrecht auch 429 Eremplare erfauft hat, deren 
Vertrieb voraudfichtlid durch die vom Beklagten vorgenom: 
mene Procedur beeinträchtigt worden ift. — Auch ift diefer 
ganze Einwand, infofern gegen die Activ-Legitimation des 
Klägerd gerichtet, nach dem Obigen bereit3 gleichförmig in 
beiden vorigen Inſtanzen verworfen. 

b) Ob der Beklagte, ald er die Veränderung des Titels 
vornahm, dad Verlagsrecht des Klägers Fannte oder nicht, 
wird, wenn darin ein eigentlicher Nachdrud läge, nur für die 
Strafbarkeit des vom Beklagten geübten Verfahrens von 
Bedeutung, nicht aber für dad Recht des Klägerd. Auch 
ergiebt fich Überdies diefe feine Bekanntſchaft zur entiprechen: 
den Zeit mit Gewißheit aus der in feinem Auftrage wegen 
Antaufs des Verlagsrechts zu Ende Suli 1852 mit dem 
Kläger gepflogenen Gorrefpondenz 

Niedergerichts-Acten Nr. 24. 10. 22 
Unterfuhungs:Acten Nr. 3, Anl. 10 
und in feinem Geftändniffe am 10. Auguft 1852 die neuen 
ZTitelblätter, 1168 an der Zahl, nad) Reipzig gefendet zu haben. 
Unterfuhungs:Aecten Nr. 9 p. 3 a. € 

Anlangend aber 

ad. 2) den zweiten Einwand, fo hat derfelbe fchon in der 
obigen Ausführung feine Widerlegung gefunden, welche durch 
dad vom Beklagten felbft zu den Acten Gebrachte nur be- 
ftätigt wird. — Denn wenn nad den Anlagen L. und M. 
zur hauptfächlichen Einlaffung 

Niedergerichtö-Acten Nr. 35 
die Verlagshandlungen dad Recht, ihre Verlagsartikel, falls 
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fie von Sortimentshandlungen in größeren Partheien über: 
nommen werben, mit der Firma der Letzteren bezeichnet zu 
verfaufen, fich befonders bezahlen laffen, fo ergiebt ſich daraus 
fhon, daß es eine Verlegung des Verlagsrechtes ift, wenn 
Sortimentöhändler fich dies, wie der Beklagte gethan, ohne 
Wiffen und Willen des Verlegerd erlauben. 

Endlich konnte 

IV) auch der dritten eventuellen Beſchwerde des Be: 
klagten, welche die Faffung des obergerichtlichen Beweiſes be: 
trifft, nur in fehr befchränftem Maaße Statt gegeben werben. 

1) Einerſeits nämlich mußte e5 ald überflüffig erfcheinen, 
dem Verlangen des Beklagten gemäß, die beiden in dem 
Niedergerichtd = Erfenntniffe sub 1 und 2 vorangeftellten fae— 
tifhen Vorausſetzungen, wie von diefem allerdingd gefchehen, 
in dad Beweisſthema aufzunehmen, und ebenfo dasjenige, 
was der Bellagte mit den von ihm erfauften Eremplaren 
vorgenommen hat, näher zu betailliren, da das, worauf es 
hierbei wefentlih anfommt, vom Obergerichte genügend be: 
rückſichtigt ifl, und, wenn ber Beklagte vermeint, daß bie 
von ihm vorgenommenen weiteren Veränderungen des urfprüng- 
lichen Titels eine günftigere Beuriheilung feined Verfahrens 
begründen Fonnten, tie im Beweisſatze ſich findenden Worte 
„So wie gefchehen“ ihm die Möglichkeit bieten, fein Verfahren 
naher darzulegen. 

Berner j 

2) war dem Antrage des Beklagten, aus dem Beweidfage 
hinwegzulaſſen, daß ihm, ald er fich jenes Verfahren erlaubt, 
das Verlagsrecht des Klägerd bekannt gemwefen fei, nicht Statt 
zu geben. Denn, wenngleich, wie oben bemerkt ift, nach allge: 
meinen Grundfäßen die vom Beklagten geübte Rechtöverlegung 
nicht dadurch bedingt ift, fo erfcheint diefer Umftand in Be— 
ziehung auf dad vom Beklagten zu ermweifende Gemohnheitd: 
recht doch nicht unerheblih. Auch liegt derfelbe nad dem 
Obigen allerdings ald erwiefen vor, und hat ber Beklagte 
überdies nicht nur gegen das Niedergerichtö- Erfenntniß, welches 
bei Faſſung des Beweiſes für den Kläger ebenfalls hievon 
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audgegangen ift, in feiner Appellation an das Dbergericht 
nichtd erinnert, fondern er tritt durch diefed fein Verlangen 
mit feinem eigenen Antrage, auch die factifche Vorausſetzung 
des Niedergerichtd » Erfenntniffes sub 2 im Beweisthema zu 
berüdfichtigen, in Widerſpruch. 

Endlich 

3) war auch dem Berlangen des Beklagten, ed ihm nicht 
noch erft zum Beweiſe zu verftellen, daß er befugt gemwefen 
fei, dad Buch ald ein in feinem Verlage erfchienenes durch 
Buchhändler:Angeigen zur Kunde des Publikums zu bringen, 
nicht zu entfprechen, da der Beweis diefer Befugniß durd) 
dasjenige, was der Beklagte felber beigebracht hat, noch Feines: 
weges, wie er annimmt, erbracht ift. 

Dagegen mußte 

4) fo viel diefen legten Punkt betrifft, das Beweisthema 
dem eventuellen Antrage des Beklagten gemäß, fo wie im 
Urtheile gefchehen, genauer gefaßt werden. 

Auch empfahl es fi nicht nur, den ganzen Beweisſatz 
etwas umzuftellen, fondern auch den Beweis, was ohnehin, 
wie die Entfheidungsgründe der Sententia a qua ergeben, in 
der Meinung ded Obergericht3 gelegen hat, beftimmt auf ein 
Gewohnheits recht zu richten. 

V) Die accefforifche Intervention, zu ber ſich der Ver: 
faffer ded Werkes: les Beautes etc. in gegenwärtiger Inftanz 
veranlaßt gefunden "hat, mußte aus folgenden Gründen als 
vollig unftatthaft zuruͤckgewieſen werden. 

A) Es ſteht derfelben zunächft ſchon formell entgegen, daß 
der Intervenient mit feiner eigenen auf denfelben Gegenftand,, 
wie die gegenwärtige ded Meyer, gerichteten Klage rechtd- 
fräftig abgemwiefen ift. Hiedurch ift die verfuchte Intervention 
auögefchloffen, wie fich dies fhon daraus ergiebt, daß hiemit das 
dem Intervenienten gefeßlich zuftehende Recht, unter Umftänden 
den Prozeß, in den er eingetreten, für fich allein fortzuführen, 

L..483,4, L5p.$3, 4, 
D. de appell. (49, 1), 
durchaus unvereinbar ift. Außerdem aber fehlt es 


300 26. 3. S. Meyer, c. Eduard Nobert Kittler. 


B) dem Sntervenienten aud an jedem, zur accefjorifchen 
Intervention berechtigenden Sntereffe an dem Ausgange des 
gegenwärtigen Rechtöftreites. Dieſes Intereffe müßte naͤmlich 
von der Art fein, daß entweder ein Elagbares Necht des Inter: 
venienten durch den Obſieg des klagend Aufgetretenen bedingt, 
oder der Intervenient beim Unterliegen der Parthei, welcher 
er beitreten will, einem Entſchaͤdigungsanſpruche ausgefeßt 
fein würde: 

L. 69 D. de procuratoribus (3,3), 

L. 29 D. de inoff. test. (5,3), 

L. 63 D. de re jud, 

L. 4 $ 2-5, L.5, L 14 pr. D. de appell. (49,1), 
L. un. C ut causae post pubert. adsit tutor (5,48), 
Nov. 112, €. 1, 

C. 38, X. de test. (2,20), 

C. 2 ut lite pend. in VI. (2,8), 

Linde, Lehrb. des Proz. $ 110. 

Ein folches Intereffe findet aber beim ntervenienten im 
gegenwärtigen Falle nicht Statt. Denn j 

1) nachdem er felbft mit feiner gegen Kittler angeftellten 
Klage rechtöfräftig abgewieſen ift, hat er überall Fein Klag— 
recht mehr, welches durch den Obfieg ded gegenwärtigen Klägers 
bedingt wäre. 

2) Ebenfowenig aber ift er beim Unterliegen des Klägers 
irgend einem Anfpruche, überhaupt feinem Nachtheile aus: 
gefegt. Denn wenn der Intervenient 

a) geltend macht, er fei als Autor, der ja auch Selbft 
verleger fein koͤnne, dabei intereffirt, daß nicht das Princip, 
welches der Beklagte aufftelle, als Necht anerkannt werde, fo 
bedarf daS Feiner MWiderlegung. | 

b) Ebenfowenig kann dad Ehren: Intereffe, welches er zu 
haben vorgiebt, daß Kittler nicht ald fein Verleger erfcheine, 
irgend in Betracht kommen, zumal biefes, wenn es überall 
eriftirt, durch eine Erklärung in öffentlihen Blättern, 
wie eine folche bereitö vom Intervenienten ausgegangen ift, 
vollig gewahrt erfcheint. 
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Endlich ift auch das pecuniaire Intereffe, welches darin 
liegen fol, daß die zweite und verbefferte Ausgabe der Beautes 
wegen welcher er mit dem Kläger contrahirt habe, nicht 
erfcheinen und alſo das flipulirte Honorar dafür nom Inter: . 
venienten nicht bezogen werben koͤnne, bevor die zweite 
Pſeudo-Ausgabe des Beklagten wirklich befeitigt fei, offenbar 
nicht begründet, indem es, um dad Verfahren des Beklagten 
in Beziehung auf diefe für die Zukunft unfchädlicy zu machen, 
auch hier nur einer öffentlihen Befanntmadhung 
bedarf, daß die f. g. zweite Ausgabe des Beklagten nur 
die erfte mit verandertem Titel fei. 

Da übrigens diefe ganze Intervention eine völlig nußlofe 
Procedur ift, auch wenn zuläffig, in der Sache felbft keine 
andere Entfcheidung würde herbeiführen Eönnen, fo ift bie 
obige Ausführung nur in Beziehung auf den Koftenpunft 
von Bedeutung. 

Was naͤmlich 

VI) dieſen Koſtenpunkt betrifft, fo waren zwar 

1) da die Adhaͤſion des Klägers gänzlich und die Appella: 
tion des Beklagten bis auf einen einzigen ziemlich unerheb: 
lichen Antrag bezüglich der Beweisführung, ebenfalls verworfen 
werden mußte, bie Koften diefer -beiden Rechtömittel durchweg 
zu vergleichen. 

Dagegen mußte 

2) der Intervenient in die durch fein unzuläffiges Ver: 
fahren dem Bellagten veranlaßten Koften verurtheilt, der 
Antrag des Beklagten auf folidarifhe Werurtheilung des 
Klägers und des Sntervenienten aber verworfen werben, da 
eine folche fi) nur aus der unrichtigen Auffaffung beider als 
wirklicher Litisconforten würde rechtfertigen laffen. 

Ebenfo mußte fhließlich von der abfeiten des Beklagten 
beantragten Einleitung einer Unterfuhung hinſichtlich der 
Abfaffung der Interventionsfchrift bewandten Umftänden nad) 
Umgang genommen werben, 
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In Sachen Gebrüder Behrens, Klägers (Anwalb Dr. 
9. A. Malm) contra Herrn Dr. 3. €. Knauth 
mand. noie Kranz Lambrecht, Bellagten (Anwald Dr. 


3. €. Knauth). 


A. RKechtsfall: 


Die Kläger, als Inhaber eines von der St. Petersburger Reichs— 
commerzbanf am 9. October 1847 zu Gunften des Bellagten 
ausgeftellten nachher mortificirten Billets von 2300 Rubel, ver: 
langten bie Auslieferung des nach deſſen Mortificirung aus- 
geftellten neuen Billets vom Beklagten, weil biefer das erfte 
Billet duch Aufſetzung feines Namens in blanco indoffirt, und 
es, als ihm abhanden gefommen, habe mortificiven laffen. Das 
Niedergericht verurtheilte den Beklagten, wiewohl unter Com: 
penfation der Prozeßkoſten, zur Auslieferung des Banfkbilletes 
event. zur Bezahlung des jetigen durch die Kapitalfumme nebft 
darauf baftenden Zinfen gebildeten Werthes deſſelben an bie 
Kläger. Auf beflagtifhe Appellation Tief das Obergericht dem 
Bellagten noch den Beweis nad, daß er nad Ruſſiſchem Rechte 
befugt gewefen, das Papier, troß des von ihm darauf gejetten 
Blanco-Indoffamentes, dergeftalt mortificiven zu laffen, daß hie— 
dur, neben den Anfprühen an die Commerzbank, auch alle 
Nechte eines fpäter ſich anfindenden getreuen Inhabers gegen 
Bellagten als aufgehoben anzufehen feien, und daß er alle nad) 
ruſſiſchem Rechte zu folcher Mortification nöthige Bebingungen 
erfüllt, und, fo wie er den Berluft des Papieres gemerkt, bie 
biefige Polizei davon in Kenntniß gejegt babe. Den Klägern 
warb noch der indirecte Gegenbeweis dahin nachgelaffen, daß 
Beklagter das Bankbillet felbft oder durch feine Ehefrau aus ben 
Wehren gegeben habe. Das Ober-Appellationsgericht ftellte auf 
beiberfeitige Appellation, unter Aufhebung des obergerichtlichen, 
das niedergerichtliche Erfenntniß wieder ber. 


B. 
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Rechts ſätze: 
1) Ein Bankbillet erhält durch Blanco-Indoſſirung abſeiten deſſen, 


auf deſſen Namen es lautet, die Eigenſchaft eines auf den In— 
haber laufenden Werthpapieres. 


2) Einem Blanco-Indoſſament iſt im Allgemeinen nur die Bedeu— 


3) 


4 


— 


5 


— 


6 


— 


tung einer Erklärung des Indoſſirenden beizulegen, daß jeder 
ſpätere Inhaber durch den Beſitz des Documentes legitimirt ſein 
ſolle, das aus demſelben hervorgehende Forderungsrecht für ſich 
geltend zu machen, nicht aber, daß daburch zwiſchen dem Blanco— 
Indoſſenten und jedem ſpätern Inhaber ein Obligations-Nexus 
entitebe. 

Die beim Mechfel und ben nad Analogie befielben behandelten 
Docnmenten beftehbende Eigenthiimlichkeit, daß bei jeder wechfel- 
mäßigen Uebertragung dem Indofjatar nicht nur de veritate 
fondern auch de bonitate cavirt und daß jedem jpätern In— 
bofjatar das Recht eingeräumt wird, Die von dem früheren In— 
doſſanten geleifteten Garantieen direct gegen fie geltend zu machen, 
ift eine Singularität und nicht analog auf andere Papiere aus: 
zubehnen. 

Aus der Haftung” Desjenigen, welcher ein Papier ber bier ge- 
meinten Art veräußert, babin, daß das Papier das fei, was es 
fein folle (de veritate), entftehen nur zwifchen ihm und feinen 
Contrahenten rechtliche Beziehungen, nicht aber zu ſpäteren Er— 
werbern, die fi deshalb ja nur an ihren Bormann haften 
fönnen, ohne daß eine folidarifche Verhaftung ber früheren Ver— 
äußerer beftänbe. 

Beim Wechſel hat die Ausfüllung des Blanco » Inbofjamentes 
nur die Bebentung und Wirkung, bem auf ben Inbaber gültig 
gewordenen Wechſel dieſe Eigenichaft zu entziehen und ihn wiederum 
perjonell zu machen. 

In der Inboffirung eines Papieres ber bier gemeinten Art liegt 
nur derjenige Act, durch welchen das urſprünglich auf eine be- 
ftimmte Perfon ausgeftellt geweſene Billet zu einem auf Inhaber 
fautenden gemacht worden ift, ohne daß der erfte Indoſſent zu 
fpätern Inhabern in einer andern Stellung ſich befunden hätte, 
als wenn ein gleich Anfangs auf Inhaber lautendes oder ein 
ihon früher von einer andern Perſon auf Inhaber geftelltes 
Papier durch feine Hände gegangen wäre. 


T) Natur und Beftimmung der Mortification eines Papieres ift, 


dem fie Nachfuchenden die in Folge der Mortification erlangte 
Zahlung oder das etwanige Surrogat des mortificirten Docu— 
mentes definitiv zu fichern. 
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8) Hieran wird auch dadurch nichts geändert, wenn etwa bie Vindi— 
cation von Papieren au porteur aus dem Befite eines bona 
fide Inhabers durch Die Particular - Gejetgebung ausgejchloffen 
fein ſollte. 

9), Mithin hat weder nad) gemeinem noch nad Hamburgiſchem Rechte 
der Ausschluß einer Vindication jolcher Papiere aus dem Befit 
des bona fide Erwerbers die Wirfung, daß dem bona fide 
Inhaber eines mortificirten Documentes lediglih auf Grundlage 
feines tadellofen Befites ein Klageredht gegen den Imploranten 
auf Herausgabe des in Folge der Mortification Erlangten zuftebe. 

10) Wer die Mortificirung eines Wertbpapieres beantragt, ift ver— 
pflichtet, an denjenigen Orten, von welchen den Umftänden nad) 
zu vermutben ift, daß das betreffende Papier fi dort in Cir— 
eulation befinde oder befinden könne, jedenfalls aber an dem 
Berluftorte Bekanntmachungen des Abhandengefommenjeins und 
des im Werk befindlichen Mortificationsverfahrens zu machen. 


Niedergerichtliched Erkenntniß 
vom 7. Juli 1854. 


Da die Kläger als Inhaber eines von der Reichs-Com— 
merzbanf in St. Petersburg am 9. Octeber 1857 zu Gunften 
des Beflagten über 2800 Rubel ausgeftellten, nachher morti— 
ficirten Billet3 die Auslieferung des nach deffen Mortificirung 
ausgeftellten neuen Billets fordern, und diefen Anſpruch auf 
die beiden unbeftrittenen Thatſachen ftüßen, daß Beklagter 
das Billet durch Auffeßung feines Namens in blanco indoffirt 
und daß er daffelbe als ihm abhanden gefommen habe morti: 
ficiren laffen; — 

da, fo viel das erfte diefer Klagfundamente betrifft, 
Beklagter, wie audy durch daS beigebrachte Atteft (Anlage A 
ad except.) beftätigt wird, durch fein Blanco = Sndofjament 
im Voraus die dem Inhaber von Seiten der Bank geleiftete 
Zahlung ald auch gegen ihm liberirend auf rechtögültige 
Meife genehmigte, oder das urfprünglich auf feinen Namen 
lautende Papier zu einem negotiablen machte, woraus folgt: 
theils daß für deffen Girculation fortan diefelben Grundſaͤtze 
gelten mußten, wie wenn das Document gleich Anfangs auf 
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Ordre "oder an Inhaber audgeftelt wäre, theil3 daß es für 
den Verkehr mit demfelben an biefigem Plage nicht auf 
Nuffifches Recht oder Ruſſiſche Gefchäfts =» Ufanzen, fondern 
nur auf die hiefelbft geltenden und allgemeinen Rechtsgrund— 
füge anfommen fann; da jedoch eine Klage wie die vorliegende 
durch das Indoſſament an fih und ohne Weiteres auf feinen 
Fal fundirt werden fann, indem, felbft wenn daraus eine 
weitergehende Verhaftung des Indoſſenten als für die damalige 
Echtheit und Gültigkeit der Schuldurfunde zu deduciren wäre, 
diefe Garantie doch nur eine eventuelle oder bedingte und 
nicht als ein directes Zahlungsverſprechen aufzufaffen fein 
würde; — da eine, hiernach unbegründete Verpflichtung des 
Sndoffenten ald folchen auch durch den Umftand, daß das 
Document fpäter, gleihviel von welchem Inhaber, mortiftcirt 
worden ift, nicht entftehen kann, weil der Indoſſent fo wenig 
ftillfchweigend wie ausdrüdlih eine Gemwährleiftung dafür 
übernimmt, daß nicht zu folcher Maaßregel eine Beranlaffung 
und Nothmwendigfeit, fei ed in feiner Perfon oder in der eines 
fpäteren Inhabers, fi ereignen werde; — da fomit aus: 
Schließlich die felbftftäntige, und von dem irrelevanten Blanco: 
Sndoffament unabhängige Thatſache in Betracht zu ziehen 
bleibt, daß Beklagter als Inhaber des negotiabeln Banfbillets 
die Mortificirung deffelben bewirft hat, wodurch fich der von 
dem Kläger geftellte Antrag genügend rechtfertigt; da nämlich 

bie rechtliche Wirkung der Mortificirung nicht über ihren 
nothwendigen Zwed, den Auöfteller des Schultdocumentes 
gegen jeden aus dem letzteren an ihn Fünftig zu erhebenden 
Anſpruch unbedingt zu fchisen, ausgedehnt werden darf, 
wogegen fie insbefondere dem Imploranten fein neues Recht 
zu ertheilen, fondern ihm nur fein dermaliges Nechtöverhältniß 
zu erhalten und zu fichern beftimmt iſtz da nun durch den 
$15 des Gefeßed wegen Mortification vom 12. Auguft 1846 
die juriftifche Natur der auf Inhaber lautenden Documente 
dahin volle Anerkennung gefunden hat, daß deren Zuruͤck— 
forderung von Jedem, der fie in gutem Glauben und mit 
richtigem Zitel erworben hat, ausgefchloffen ift, wonach denn 
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auch der unfreimillige Verluſt ſolcher Documente, falls fie 
fpäter in die Hände eines derartigen Erwerberd fommen, ald 
ein befinitiver Verluſt dem durch ihren Beſitz bedingten Rechte 
de3 früheren Inhabers ein Ende macht; da ferner tie bean: 
tragte Verurtheilung des Beflagten die Sache nur in diefelbe 
Lage bringt, wie wenn Kläger bereit das Mortifications: 
Berfahren durch Anmeldung. vor deffen Beendigung erledigt 
gehabt hätten, der Umftand aber, daß fie erft jest, wiewohl 
vor Ablauf der VBerjährungszeit, mit ihrem Anfpruche hervor- 
treten, fofern es hierauf überhaupt anfommen Fonnte, ihnen 
um fo weniger aus dem doppelten Grunde obftirt, daß eine 
Aufforderung zur Anmeldung, oder eine Warnung vor dem 
Ermwerbe des dem Inhaber abhanden gefommenen Documentes 
biefelbft überall nicht befannt gemacht wurde, und daß fie 
daffelbe erft mehrere Jahre nad) Beendigung jenes Verfahrens 
erworben haben; da nun, daß Kläger das fragliche Bank: 
billet auf andere Weife ald mit richtigem Zitel und in gutem 
Slauben erworben hätten, vom Bellagten nit mit ber 
erforderlihen Beſtimmtheit behauptet und fubflantiirt worden 
ift um ihm darüber noch einen Beweis nachzulaffen, da endlich, 
betreffend, das von den Klägern beantragte Praejudiz, vie 
Binfen der Gapitalfumme durch Zufchlag auf letztere den 
Nominal:Werth ded Documentes von felbft vermehren, wo: 
gegen die Forderung von Provifion und Courtage außerhalb 
eines Gefchäftöverfehrd nicht geltend zu machen fein würde: 
daß Bellagter zu verpflichten fei, den Klägern das 
libellitte Bankbillet Nr. 13315, auögeftellt am 4. Octb. 
1849 über 2800 ©. Rubel innerhalb acht Zagen aus: 
zuliefern, unter dem Praejudiz widrigenfald in die 
Bezahlung des jebigen, durch die Gapitalfumme nebft 
den darauf haftenden Zinfen gebildeten Werthes ver: 
urtheilt zu werden. Und werden die Koften diefes 
Rechtöftreitd compenfirt. 
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Obergerichtliches Erkenntniß 
vom 5. Februar 1855. 
(Auf beklagtiſche Appellation). 

Da conſtirt, daß der Beklagte das am 9. October 1847 
auf ſeinen Namen ausgeſtellte Billet der Reichs-Commerzbank 
in St. Petersburg über 2800 Rubel, nachdem daſſelbe mit 
ſeinem Blanco-Indoſſament verſehen war, als verloren hat 
mortificiren laſſen; 

da nun dem Blanco-Indoſſament des Beklagten un— 
zweifelhaft die Wirkung zugefprocen werden muß, daß ein 
jeder getreuer Inhaber dadurch als legitimirt angefehen werden 
mußte, Zahlung abjeiten ver Commerzbanf zu verlangen und 
alfo au, wenn durch die von Dem Bellagten beſchaffte 
Mortification diefer Anfpruh an die Banf aufgehoben war, 
den Erfaß des ihm dadurch zugefügten Schadens zu verlangen 
infofern der Beklagte, welchem Fein Vindicationsrecht gegen 
die Kläger als getreue Inhaber des Doruments zuftand, nicht 
im Stande fein follte, feine rechtliche Befugniß zu einer auch 
die Nechte eines fpäter ſich anfindenden getreuen Inhabers 
gegen ihn als Indoſſenten und Mortificanten aufhebenden 
Mortification, ſowie die volle Erfüllung aller dazu erforders 
lidyen Bedingungen anzumeifen; 

da indeſſen die Bedeutung des Blanco-Indoſſaments nicht 
fo weit ausgedehnt werden darf, als ob das fragliche Banf- 
billet dadurch aufhörte, ein Ruſſiſches Werthpapier zu fein, fo 
daß e8 bei Beurtheilung der Rechtmäßigkeit und Wirffamfeit 
der Mortification nicht mehr auf Ruſſiſches Recht ankäme; 

da aud, wenn es wahr wäre, Daß ver Beflagte während 
feiner Abwefenheit von bier das fragliche Bilet in Gewahrfam 
feiner Ehefrau gelaffen hätte und es von dieſer aus dem 
Mehren gegeben wäre, der Beflagte für dieſe Handlung feiner 
Ehefrau auffommen müßte; 

da endlich, was die Größe des Schadens, unter Voraus— 
ſetzung der Schavdenspflicht betrifft, Diefer offenbar mit Recht 
von dem Niedergericht auf den Werth des ben pn ge⸗ 
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börigen Documentes fetgeftellt it, welcher den Klägetn zu= 
fommen würde, falls das Papier nicht durch den Beflagten 
entwerthet wäre; 
daß das niedergerichtliche Erfenntniß a quo vom 7. Juli 
1854, unter Verwerfung der zweiten Beſchwerde des 
Beklagten, auf Grund der erften Bejchwerde, dahin ab— 
zuändern: daß dem Beklagten annoch ein in termino 
praefigendo anzutretender Beweis dahin nachzulaffen: 
daß er, obgleich das als verloren angegebene Banf- 
billet von ihm in blanco indoffirt war, nach Ruffifchem 
Nechte rechtlich befugt war, dafjelbe dergeftalt mor— 
tificiren zu laffen, daß dadurch nicht nur alle An— 
fprüce aus dem mortificirten Documente gegen bie 
Eommerzbanf, fondern auch alle Rechte eines nach 
erfolgter Mortification fich anfindenden getreuen In— 
habers gegen ihn, den Beklagten, als aufgehoben 
anzuſehen find; 
und 
daß er alle nach Ruſſiſchem Nechte erforderlichen Be— 
dingungen für eine ſolche Mortification vollſtändig 
erfüllt, namentlich alfo (da Diefes von dem Beklagten 
felbft als Bedingung nach Ruſſiſchem Recht angegeben 
wird) daß er fogleich, als er den Verluſt des frag- 
lien Banfbillets gemerkt, die biefige Polizei davon 
in Kenntniß gefebt habe; 
wogegen den Klägern nicht nur der direrte Gegenbemweis 
et quaevis competentia vorbehalten bleiben, fondern auch 
der Beweis: 
daß der Beklagte das fragliche Banfbillet entweder 
felbft oder durch feine Ehefrau, welcher er daſſelbe 
in Gewahrſam gelafjen, aus ven Wehren gegeben habe; 
und ift die Sache mit den wieder zu verſiegelnden Acten, 
unter Compenfation der often dieſer Inſtanz, an das 
Niedergericht zu remittiren, 
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Ober: Appellationsgerichtliches Erkenntniß 
som 20. October 1856. 
(Auf beiderfeitige Appellation.) 

Daß die Formalien der beiderfeitigen Appellationen fir 
gewahrt zu achten, und, die Materialien anlangend,. das 
Erfenntniß des Obergerichts der freien Danfeftadt Ham— 
burg som 5. Februar 1855, wie biemit geſchieht, auf- 
zuheben, dasjenige des Niedergerichts vom 7. Suli 1854 
wieder berzuftellen, und Beklagter den Klägern die Hälfte 
ber Koften gegenwärtiger Inſtanz zu erftatten ſchuldig, 
die andere Hälfte aber zu compenſiren fei. 

Und wird nunmehr die Sache an das Niedergericht 

zurückverwieſen. 


Entſcheidungsgruͤnde. 

Bei der Beurtheilung der vorliegenden Sache kam es zu— 
nächſt darauf an, ob den Klägern darin beizupflichten ſei, daß 
fuͤr die Statthaftigkeit der erhobenen Klage conforme Ent— 
ſcheidungen der früheren Inſtanzen vorlägen. Dies war in— 
deſſen zu verneinen. Die Difformität der eigentlichen Decifa 
liegt klar vor; allein auch das Weſentliche der Unterentſchei— 
dungen, auf welchen jene Deciſa beruhen, weicht von einander 
ab, wie ſchon daraus hervorgeht, daß das Niedergericht die 
Grundſätze des Hamb. Rechts, das Obergericht die Statuten 
der Ruſſiſchen Reichs-Commerzbank für maaßgebend erklärt, 
ferner daß das Obergericht die Klage weſentlich als Schadens— 
klage behandelt, wogegen das Niedergericht, abgeſehen von 
dieſem Standpunkte die Klage für zuläſſig erklärt hat. — 
Demnach mußte in gegenwärtiger Inſtanz auf eine nochmalige 
Prüfung der Klagbegründung eingegangen werden. Dabei 
waren indeſſen die folgenden trennbaren Streitpunkte als von 
den früheren Richtern übereinſtimmend entſchieden und mithin 
als rechtskräftig erledigt anzunehmen. 

-1) Das Niedergericht und Obergericht haben dem, urſprüng⸗ 
li auf ven Namen des Bellagten „Sranz Lambrecht” aus= 
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geftellten Billet der Ruſſiſchen Reichs-Commerzbank, nachdem 
der Beflagte feinen Namen auf deſſen Rüdjeite, in der Weife 
. eines Blanco = Sndoffanents, gefebt gehabt, die Eigenfchaft 
eines auf den Inhaber lautenden Werthpapiers beigelegt. 

Der Verſuch des Beklagten, die vorbemerfte Bedeutung 
jener Namens Auffchrift zu beftreiten, wobei er übrigens mit 
dem von ihm felbft beigebradhten Brandt’schen Attefte 

Anl. A ad replicas — N. G. A. [10] 
und dem in zweiter Inſtanz produeirten Proclame (enthalten 
in der Petersburgifchen Zeitung som 4. bis 16. Sept. 1848) 
verbis: „das auf den Namen des Franz Lambrecht ausgeftellte 
und son ihm in blanco indoſſirte Bilfet“ 

Oberger. Act. [6] 
in Widerſpruch getreten iſt, 

vergl. auch Schultz Ruſſiſche Handelsgeſetzgebung, 

Niga 1851, ©. 615, | 

fonnte demnach Feine Berüdfichtigung finden. 

2) Der Beflagte hat beftritten, daß die Kläger in Betreff 
des fraglichen Banfbillets als Erwerber guten Glaubens und 
richtigen Titels angefehen werden dürfen. In Betreff dieſes 
Einwandes hat das Niedergericht fich dahin ausgefprochen, es 
fei von dem Beflagten nicht mit der erforderlichen Beftimmt- 
beit behauptet und fubftanziirt worden, daß die Kläger das 
fragliche Billet auf andere Weife als mit richtigem Titel und 
in gutem Glauben erworben hätten, um ibm darüber noch 
einen Beweis nachzulaſſen; und daß das Obergericht dem 
Niedergerichte hierin beigeftimmt hat, ift daraus Har, daß 
diefer Punkt in zweiter Inftanz als ein unftreitiger übergangen 
und nicht zum Gegenftande einer Beweisführung gemacht 
worden ift. Ueberdies hat das Obergericht die Kläger aus— 
drüdlich als folche bezeichnet, welche (abgefehen von der Mor— 
tification des Billets) legitimirt gewefen fein würden, Zahlung 
abfeiten der Commerzbanf zu verlangen. 

Endlich ift 

3) Die Einrede der Pluspetition — in der Richtung bon 
dem Bellngten geltend gemacht, daß die Kläger jedenfalls nur 
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ben bon ihnen für den Erwerb des Billets gezahlten Kauf— 
preis nebit Zinfen, nicht aber denjenigen Betrag, den fie, ab— 
gefehen von der Mortification, auf das Billet in Petersburg 
erhalten haben würden, in Anfpruch nehmen könnten — rechts— 
fräftig verworfen. Dies erbhellet ar aus dem Niedergerichts- 
deeifum und dem Schlußſatze der Entjcheidungsgrinde zum 
Erfenntniffe des Obergerichts. 


Anlangend nun die son dem Beflagten beftrittene und 
zufolge des oben Bemerften zur Entjcheidung des Ober— 
Appellationsgerichts fichende Statthaftigfeit, eventualiter fae— 
tifche Begründung der angeftellten Klage, fo Fam es bei ber 
Prüfung diefes Punktes auf eine Erwägung der folgenden 
von den Klägern geltend gemachten drei Fundamente an. 


Die Kläger haben 

I) den Beflagten als Blanco = Sndoffenten des fraglichen 
Banf-Billets in Anſpruch genommen, und zwar 

(Klagſchrift p. 5—6 N. ©. %. [3]) 

die Behauptung aufgeftelt, er bafte „aus feinem Blanco— 
Indoſſamente den getreuen Inhabern für Die Wahrheit des 
übertragenen Grgenftandes. Diefe Wahrheit habe aber ſchon 
feit vem October 1849 zu erijtiren aufgehört, da das in 
ihren, der Kläger, Händen befindliche Banf- Billet damals 
burch ein anderes Billet furrogirt worden fei.“ 


Weſentlich anderer Art ift 
II) das in der 
Klagſchrift p. 6—8 

geltend gemachte fernere Fundament, daß die Ehefrau des 
Beklagten es gewefen fei, welche das Bankbillet in Circu— 
Iation gefebt habe, und daß, wenn biefelbe hiebei auch nicht 
mit Bolbort des Bellagten, ihres Chemannes, vielmehr ohne 
deſſen Wiffen und rechtswidriger Weife verfahren ſei, dennoch 
ver Beklagte auch für die bier anzunehmende mißbräuchliche 
oder — wie die Kläger diefen Punkt fpäter aufgefaßt haben 
— Delicts-Handlung feiner Ehefrau aufzulommen habe. 

Endlich haben Die Kläger ihre Anträge 
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IN) auf das in der Klagſchrift freilich nur angebeutete 
und sorbehaltene replicando, und in den höheren Inſtanzen 
aber ausführlich behanvelte- Fundament geſtützt, daß ver Be— 
Hagte bei Erwirfung der Mortification ordnungswidrig ver— 
fahren, und aus dieſem Grunde verpflichtet fei, ihnen, ven 
Klägern, die für fie aus der Mortification des Billets her— 
rührenden Nachtbeile abzunehmen. 

Anlangend nun diefe verfchiedenen Klaggründe, und zunächft 

ad I. denjenigen, welcher dem Blanco = Indoffamente des 
Bellagten entnommen worden ift, fo Fonnten die hierauf ge— 
richteten Ausführungen der Kläger nicht anders als unbe: 
gründet angefehen werden. 

Die Kläger geben von der Anficht aus, daß Jeder, welcher 
eine auf ibn ausgeftellte oder durch Uebertragung an ihn ge= 
langte Urfunde durch feine in blanco auf felbiger vollzugene 
Namens - Signatur transportire, und damit zugleich für Die 
Zufunft (durch bloße Hingabe) transportabel mache, biedurd 
mit jedem fpäteren Inhaber des Documentes in einen Obli- 
gations-Nerus trete. Sie drüden dies näher dahin aus, daß 
der Blanco = Indoffant mit der ganzen Welt contrahire und 
jedem fpäteren Inhaber für die veritas nominis Gewähr zu 
leiften babe. Hierin kann den Klägern nicht beigepflichtet 
werden, vielmehr ift einem Blanco = Sndoffamente im Allges 
meinen nur die Bedeutung einer Erklärung des Sndoffirenden 
beizulegen, daß jeder fpätere Inhaber durch den Befib des 
Dorumentes legitimirt fein folle, das aus demfelben hervor— 
gehende Forderungsrecht für fich geltend zu machen. Die 
Hägerifche Annahme eines zwifchen dem Blanco-Indoſſanten 
und jedem fpäteren Inhaber beſtehenden Obligationg-Nerus 
beruhet auf einer unberedtigten Ausdehnung wechjelrechtlicher 
Grundſätze tiber den Bereich des Wechfelgefchäftes hinaus. 
Dei dem Wechſel und den nad Analogie der Wechfel be— 
bandelten Documenten (den billets a ordre und dergl.) befteht 
die Eigenthümlichkeit, daß bei jeder Webertragung, melde 
wechſelmäßig hınd zwar ſchriftlich) erfolgt, dem Erwerber (In— 
doffatar) nicht nur de veritate, fondern auch de bonitate capirt, 


27. Gebr. Behrens c. Franz Lambrecht. 313 


und daß, worauf es bier anfommt, jedem fpäteren Indoſſatar 
das Recht eingeräumt wird, die von den früheren Indofjanten 
geleifteten Garantieen Direct gegen fie geltend zu machen, 
Daß dies eine Eingularität ift, unterliegt feinem Zweifel. 
Denn an ſich haftet der Cedent nur de veritate und außer— 
dem wurde der gegen einen früheren Bormann und Indoſſanten 
regredirende Indoſſatar dies nach allgemeinen Grundfägen 
nur ex jure cesso feines unmittelbaren Auctors, und even 
tuell deſſen Auctoren, tbun Fünnen, was dann auch auf Die 
ihm etwa entgegenzufeßenven Einreden Einfluß ausüben würde, 
Sene Singularität berubet bei dem Wechfelrechte auf bes 
fonderer rechtlicher Grundlage, ohne eine analogijche Aus— 
dehnung zuzulaſſen. 

Mer ein Wertbpapier der bier in Betracht Fommenden Art 
(einen Schuldfchein des Staates, Öffentlicher Anftalten, gewiſſer 
Gefellichaften oder vergl.) veräußert, haftet, wenn nicht etwas 
Anderes verabredet fein follte, ohne Zweifel dafür, daß das 
übertragene Papier dasjenige ſei, was es fein fol, mit anderen 
Worten, de veritate; allein nur zwijchen ihm und feinem 
Eontrabenten entjtehen hieraus rechtliche Beziehungen. — 
Beräußert fein Abnehmer weiter und zeigt es ſich fpäter, daß 
das Papier werthlos oder mangelhaft ift, jo bat jeder Er— 
werber fi nur an feinen Auctor zu halten, ohne daß eine 
folivarifche Verhaftung der früheren Veräußerer beſtände. — 
Bon einer folden Tann auch ſchon deshalb Vie Nede nicht 
fein, weil es zwifchen den einzelnen Betheiligten darauf an— 
fonmen würde, in welcher Weife und worüber fie con— 
trabirt haben. 

In Verbindung mit dem vorftehggb berührten Punkte 
haben die Kläger auszuführen gefuhf, daß jeder Inhaber 
eines in blanco invoffirten Papiers das Blanco = Indoffanent 
ausfüllen dürfe, wie dies in Betreff der auf die angebene 
Weiſe indoffirten Wechfel durch den Art. 13 der W. O. aus— 
drüdlich anerkannt fei. Indeſſen Tann diefe Annahme, in Folge 
deren es dem Inhaber eines Papiers der bezeichneten Art 
verftattet fein würde, einen Obligations-Repus bort zu ſchaffen 
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wo Feiner beftanden hätte, nicht als richtig angefehen werden. — 
Beim Wechſel bedarf es der Ausfüllung zu dem Zwecke nicht, 
um einen Repus zwifchen dem Indoſſirenden und dem Inhaber 
zu bewirken, da diefer ohnehin nach dem geltenden Rechte 
vorhanden ift. Die Ausfüllung des Blanco-Indoſſaments hat 
dort nur Die Bedeutung und Wirkung dem auf den Inhaber 
gültig gewordenen Wechſel dieſe Eigenjchaft zu entziehen, und 
ihn wiederum perfonel zu machen. Auch irren die Kläger, 
wenn fie der Meinung find, daß die Befugniß zur Ausfüllung 
der auf Wechfeln vorfommenden Blanco-Indoſſamente fi von 
ſelbſt verſtehe. Es bedurfte vielmehr hier einer ausdrücklichen 
Autorifation, da es nach allgemeinen Grundfäßen nicht ges 
ftattet ift, über Blanco-Signaturen Erklärungen zu fchreiben, 
von deren Inhalt und Abfafung ver Unterzeichnende Nichts 
weiß. Da liegt e8 in der Natur des betreffenden Verhältniſſes 
und ift überdies bei ven Berathungen der Wedhfel-Eonferenz 
ausdrüdlich anerfannt worden: 
Conf. VI. ad $ 14. Leipziger Ausgabe pag. 24 

daß aufer dem Namen oder der Firma des Indoſſenten 
und etwa dem Orte und dem Tage des Indoſſamentes Nichts 
über die Signatur des Indoſſenten gefchrieben werben darf. 

Die factiſch beſtehende Möglichkeit, Blanco-Unterſchriften 
zu mißbrauchen, iſt freilich geeignet die Vollziehung derſelben 
als den Umſtänden nach, mehr oder weniger bedenklich erſcheinen 
zu laſſen, allein fie kann nicht dahin führen, den Unterzeichnen- 
den als jedem Inhaber des Papiers preisgegeben betrachten 
zu müſſen. 

Nach dem Allen Fonnte in dem Blanco-Indoſſament des 
Beflagten Feine Beggfindung eines zwifchen den Parteien be— 
ftehenden DObligationg = Nepus, infonderheit nicht, wie bie 
Kläger dies behaupten, eine yon dem Beklagten jedem fpäteren 
Inhaber geleiftete Garantie für die Barität des Billets erblict 
werben; vielmehr lag in demſelben nur Terjenige Act, durch 
welchen Das, urfprünglich auf eine beftimmte Perfon ausgeftellt 
gemwefene, Billet zu einem auf Inhaber lautenden gemacht 
worden ift, ohne daß der Beklagte zu fpäteren Inhabern Des 
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Documents in einer andern Haltung fich befunden hätte, als 
wenn ein gleich Anfangs auf Inhaber lautendes 
oder ein fchon früber von einer anderen Perfon 
auf Inhaber geftelltes Papier Durch feine Hände 
gegangen wäre, 

Eben jo wenig fonnte — 

ad II. der von den SKlägern auf ein angebliches Delict 
der Ehefrau des Beklagten geftüßte Klagegrund als rechts— 
beftändig angefehen werden, und zwar bedurfte es hiebei eines 
Eingebens auf die beftrittene Frage nicht, ob der Hamburgiſche 
Ehemann durch ein durante matrimonio begangenes Delict 
feiner Frau obligirt werde. — Denn wie man auch Diefe 
Frage beantworten möge, jedenfalls fünnte doch nur dann von 
einer Berpflichtung des Ehemannes ex delicto uxoris die Rede 
fein, wenn derjenige gegen den delinquirt ift, wegen der 
biedurdy erlittenen Nachtheile mit Schadens-Anfprüchen hervor— 
trete. — Im vorliegenden Falle nun fol die Frau Lambrecht 
gegen ihren Ehemann, nicht aber gegen die Kläger einer 
rechtswidrigen Handlung fich jchuldig gemacht haben, — Die 
Hägerijche Argumentation in Betreff des zweiten Klagegrundes 
ift mithin völlig unhaltbar. 

Dagegen mußte 

ad III. das dritte der Fundamente, auf welche die Stläger 
ihren Anfpruch geſtützt haben, als zugleich zu Recht beftchend 
und in Betreff des Factifchen Feiner Beweisführung mehr 
bedürftig anerfannt werden. 

Hier war freilid der niedergerichtlihen Auffaſſung nicht 
beizutreten, welche die Mortification als ein weſentlich zu 
Gunſten des Ausftellers und Schuldners eingeführtes Inſtitut 
behandelt, und jedem fpäteren bona fide Erwerber des mor= 
tifieirten Documentes das Necht einräumt, son dem Imploran— 
ten, wenn derfelbe in Folge der Mortification in den Beſitz 
der Baluta oder eines Surrogates des Papiers gekommen ift, 
Abtretung bievon zu verlangen. Denn der Schuldner wird 
in der Regel Fein Intereſſe — vder doch nur das entfernte 
und mittelbare Intereſſe der aus einer minder gefährdeten 
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Stellung feiner Gläubiger hervorgehenden größeren Beliebtheit 
der von ihm audgegebenen Schuldpapiere — haben, daß ein 
abhanden gefommenes Echulddocument erneuert, oder Daß, 
ungeachtet eines muthmaaßlichen Unterganges deſſelben, die 
Zahlung ermöglicht werden. Dagegen ift das Intereſſe des 
Gläubigers durch Mortificatign gegen die Folgen nicht nur 
des Meberganges, fondern auch des DVerluftes eines Werth 
papiers gefihert zu werben, evident. Und der Gefichtspunft 
dem zuletzt gedachten Intereſſe zu entjprechen, ift dann auch 
bei den auf Mortificationen ſich bezichenden Gefeben feft- 
gehalten worden. 

Bol. 3. B. Hamb.-Mortificationsgefeg von 1846 

$1,3u a. 

Natbsantrag betr. daſſelbe pag. 4 

Defterreihifche. Verordnung von 1803 
(„damit dem Eigenthümer ein Mittel ver— 
bleibe, zu der ihm gebührenden SAN 
zu gelangen‘) 

f. bei Shumm. Amortifation verlorner ꝛc. 
Schulddorumente 1830, Beilagebeft zum 
eipilift. Ardhiv Bd. 13, S. 191 

Preufifhe Verordnung vom 16. Juni 
1819 $ 1—3, 10, 22 

Schumm. ©. 208 ff. 

Sranffurtifhe Verordnung som Juli 
1817, Art. 4. 

Schumm. ©. 235. 

Hieraus ergiebt es fi, daß Natur und Beflimmung ber 
Mortification darauf binführen, dem Smploranten — voraus— 
gefebt, Daß nicht aus befonderen Gründen ein abweichendes 
Nefultat motivirt fein folte — die in Folge der Mortification 
erlangte Zahlung, oder das etwanige Surrogat des morti— 
ficitten Documentes, definitiv zu ſichern. Hieran kann 
auch dadurch Nichts geändert werden, wenn etwa die Vindi— 
cation von au porteur - Papieren aus dem Beſitze eines bona 
de Inhabers durch die Particular-Gefepgebung ausgeſchloſſen 
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fein folle. Denn, wenn es auch vom Standpunfte der Geſetz— 
gebung mit Bedenken verfnüpft fein mag, dort, wo man ben 
bona fide “inhaber von au porteur- Papieren auf Die vor— 
bemerkte Weife fchüßt, wo mithin Das Forberungsrecht bes 
BVerlierers in dem Augenblicke erlischt, in welchem dag Docu— 
ment von einem Andern bona fide erworben wird, zugleich die 
Mortificabilität jener Papiere auszufprechen, 

Gönner von GStaatsfchulden, deren Tilgungs-An- 

ftalten ıc. 1826 ©. 278 ff. 
Schumm. I. c. ©. 69 
Renaud -in der Zeitfchrift für deutſches Recht 
Bd. 14, ©. 354, 

fo darf doch dies nicht dahin führen, Dort, wo beide Be: 
ftimmungen neben einander befteben, die auf die Mortification 
bezügliche Vorfchrift ihrer weſentlichen Wirkfamfeit zu berauben. 
Dies würde aber durch Feftftellung der niedergerichtlichen Anz 
nahme gefchehen, welche dem Ausfchluffe der Vindication eines 
au porteur-Documentes aus dem Beſitz des bona fide Erwerbers 
(fo viel nah Hamb, Rechte Überhaupt eine Vindication be— 
gründet fein würde), die Wirkung einräumt, daß dem bona 
fide Inhaber des mortificirten Doeumentes lediglich auf 
Grundlage feines tadellofen Befites, ein Klagerecht gegen den 
Amploranten auf Herausgabe des in Folge der Mortification 
Erlangten zuſtehe. 

Zu diefer Ausdehnung der Berechtigung des bona fide 
Erwerbers geben auch — fperiel das Hamb. Recht an— 
langend — Feine Beftimmung des Mortificationg = Gefeßes, 
und eben fo wenig der Inhalt und die Faflung des Schluß— 
paragraphen deſſelben (welcher die Bindication angegebenen 
Vorausſetzungen allgemein ausschließt) irgend welche Veran 
loflung. Im Gegentheile aus den vorangehenden, wenngleidy 
fperiell nur auf vie Mortification Hamburgiſcher Staats- 
ſchuld-Documente ſich beziehenden $S jenes Geſetzes erhellet, 
daß die Legislation die mögliche Eolifion der Beftimmungen 
über Mortification und über Beſitzesſchutz nicht verkannt, 
jedoch ungelöfet gelafien hat, und nur beftrebt gemwejen ift, 
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dem Vorkommen son Eollifionsfällen — mit anderen Worten 
der Gefährdung son bona fide Erwerbern — durch eine ſorg— 
fältige Einrichtung der Formen des Mortificationg=-Berfahrens 
und eine ſelbſt über den Zeitraum Diefes legteren hinaus 
reichende Publicität möglichſt vorzubeugen. 

Auch in der drei Jahre fpäter mit gefebliches Kraft ein— 
geführten allgemeinen deutſchen Wecdyfel- Ordnung ift in Dem 
Art. 73 die Mortification abhanden gefommener Wechſel 
allgemein, alſo ohne die in blanco indoſſirten Wechſel aus— 
zunehmen geftattet, während in dem folgenden Art, 74 tie 
Vindication verlorener oder entfremdeter MWechfel aus der 
Hand desjenigen, welcher fie auf tadellofe Weiſe erworben 
bat, ebenfalls allgemein ausgefchluffen ift, fo daß auch bier 
Collifionen möglich bleiben, und man nur auf die möglichſte 
Berhinderung derartiger Fälle Bedacht zu nehmen bat, wie 
man denn in der Hamburger Praris wirklich hierauf Bedacht 
nimmt, 

Archivs für Wechſelrecht IV. ©. 242 

Bei dem Borftehenden ift der gewöhnliche Fall voraus— 
gefeßt, daß der Implorant ſich bei dem Mortifications-Ber- 
fahren feine Rechtswidrigkeit hat zu Schulden fommen lafien, 
daß auch nicht etwa befondere Umftände auf Seiten des 
Inhabers des proclamirten Papiers dieſen Lebteren berechti= 
gen, die Wirkung der Praeclufion ſpeciell von fich abzuwenden. 

Das Niedergericht hat den letzteren Fall als hier vorliegend 
angenommen, infofern die Kläger das fragliche Banfbillet 
erworben hätten, nachdem es ſchon mortificirt gewefen fei, fie 
alfo in der Unmöglichkeit gewefen wären, ihre Intereſſen durch 
Anmeldung auf das erlaffene Proclam zu vertreten. Nun 
kann es bier dahin geftelt bleiben, ob die im Allgemeinen 
über in integrum restitutio gegen abgegebene Praecluſiv— 
Sentenzen geltenden Grundſätze auch auf Mortificationg- 
Proclame Anwendung finden können, da jebenfalld jenes 
Nechtsmittel nur von einem folchen Inhaber eines mortifieirten 
Papiers benußt werden Fanıt, der daflelbe während des Laufes 
des Proclams befeflen bat, und im Falle der Kunde von dem— 
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felben in ber Lage geweſen wäre, eine Anmeldung auf daffelbe 
zu machen, an melden fartifchen Vorausſetzungen es bier 
gänzlich fehlt. 

Es bleibt deshalb mir noch dasjenige zu erwägen übrig, 
was Hägerijcherfeits über ein angeblich regelwidriges Verfahren 
des Beklagten bei Nachfuchung der Mortification des fraglichen 
Billets, und über die daraus abzuleitenten Folgen, vorge— 
tragen worden iſt. 

Nachdem nämlid im Laufe der Verhandlungen der Beklagte 
nähere Angaben über die von ihm zum Zwede der Morti- 
fication getroffenen Manfregeln gemacht batte, haben vie 
Kläger gegen die Ordnungsmäßigfeit defjelben im Wefentlichen 
folgende Einwendungen erhoben. Sie haben beftritten, daß 
ver Beklagte das fragliche Billet überhaupt babe als verloren 
bezeichnen und auf Mortification antragen dürfen, da es ihm 
befannt gewefen, Daß, durch wen und wo es veräußert 
worden ſei; fie haben dem Beklagten ferner zum Vorwurf 
gemacht, den angeblichen Berluft des Billets in Hamburg, wo 
derfelbe Statt gehabt haben ſolle, und wo jedenfalls ver 
Beklagte daſſelbe als in Circulation befindlich habe annehmen 
müllen, nicht verfündigt und es an jeder Warnung Des 
betreffenden Publifums vor dem Ankaufe des Billets babe 
fehlen laſſen. Endlich haben fie geltend gemacht, daß ver 
Beklagte bei Nachſuchung des Mortifications-Proclams auch 
in fofern unrichtige Angaben gemacht habe, als bei ver Peters: 
burger Behörde nicht er, der Beklagte, fondern fein Peters: 
burger Correfpondent Kempe als derjenige, dem Das Billet 
abhanden gefommen, bezeichnet worden jei. 

Was den factifchen Grund diefer Einwendungen anlangt, 
fo Tonnte freilich die erfte derſelben nicht ohne Weiteres alg 
von dem Beklagten eingeräumt oder fonft außer Zweifel 
geftellt angenommen werden, Dagegen hatte Dies Iehtere in 
Betreff der zweiten und dritten zu gefchehen. Denn daß das 
Mortifientions-Proclam nicht in die Hamb. Blätter eingerüct 
worben und daß eben fo wenig eine Warnung bes dortigen 
Börſen-Publikums vor dem Anfauf des Billets erfolgt fei, ift 


320 27. Gebr. Behrens c. Franz Lambrecht. 


nicht nıtr dem Beklagten von den Klägern replicando vor— 
geworfen worden, ohne daß duplicando oder fpäter gegen 
das factifche diefer Behauptung beflagtifcherfeits irgend ein 
Widerfpruch erhoben worden wäre, fondern das Niedergericht 
bat jene Behauptung der Kläger als unbeftritten feinem 
Erfenntniffe zu Grunde gelegt, ohne daß biegegen Seitens 
des Bellagten eine Beſchwerde erhoben worden wäre. Hiezu 
fommt dann noch, Daß auch der dritte Einwand als factifch 
außer Etreit befindlich anzunehmen ift, wodurd der vorbemerkte 
zweite eine neue Unterftüßung erhält, Ausweife des von dem 
Beklagten producirten Proclams 
Anlage II, Act 2 incl. [6] 

iſt nämlich das Bankbillet „als in blanco inboffirt* und ohne 
Angabe des Umftandes, daß es ſich zur Zeit des angeblichen 
Berluftes im Beſitze des urfprünglichen Erwerbers, des 
Beklagten, befunden habe, proclamirt, was darauf binführt, 
daß es nicht dem erften in felbigem genannten Erwerber, 
fondern einem fpäteren Inhaber, verloren gegangen ſei. 
Mürde Dies nun auch, allein betrachtet, vollen Beweis des 
in Rede ftehenden Umftandes nicht liefern Fünnen, jo hat doch 
der Beflagte die von den Klägern mit Beftimmtheit aufgeftellte 
Behauptung, daß Kempe das Billet als ihm abhanden ge— 
fommen zur Mortification angemeldet habe, nicht beftritten, 
vielmehr nur angegeben, er habe auf eine, diefer Behauptung 
halber, an Kempe gerichtete Anfrage Feine Antwort von dem— 
felben erhalten, und in gegenmwärtiger Inftanz bat der Beflagte 
pofitiv eingeräumt, daß das in Folge der Praecluflon und 
reſp. Mortification ausgefertigte neue Bankbillet nicht auf 
feinen Namen fonvdern auf denjenigen des genannten Kempe 
ausgeftellt worden fei. — " 

Es handelt fich denn weiter um die Relevanz der vor— 
bemerften Umftände. Yu dieſer Hinficht ift jedenfalls der 
zweite berfelben von burfchlagender Bedeutung, fo daß es 
weder auf eine Bemweisführung in Betreff des erften, nod 
auf ein weiteres Eingehen auf die rechtliche Bedeutung dieſes 
und des dritten Momentes anfommt, 
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Als ſelbſtverſtändlich muß nämlich die Pflicht desjenigen, 
welcher die Mortification eines Wertbpapiers beantragt, an— 
genommen werden, an denjenigen Orten, von welcher ven 
Umftänden nach zu vermuthen ift, Daß Das betreffende Papier 
ſich daſelbſt in Circulation befinde oder befinden Fönne, 
jedenfalls aber an dem Verluſt-Orte, Bekanntmachungen 
des Abhandengefommenfeins und des im Werfe befinplichen 
Mortificationg- Verfahrens zu machen. Ohne ſolche Befannt- 
machungen und Warnungen würde das Snftitut der Morti— 
fication die Sicherheit des Verkehrs mit Werthpapieren in 
unerträglicher Weiſe gefährden, und diefer Gefichtspunft ift 
dann auch ſowohl von den Echriftftelern als ein nothwendig 
feftzubaltender bezeichnet, wie auch bei den verſchiedenen in 
neuerer Zeit gefeßlich erlaffenen Mortificationg - Regulativen 
wirklich feftgehalten worden. 

Bol. 3. B, Gönner l. c. ©. 300 sub c. 

Schumm. lc. ©. 79 

Sapigny l. c. S. 182. „Der Berluft if 
offenfichtli und wiederholt bekannt zu 

machen u, |. m,“ 
und von Gefehen: 

Hamb. Mortificationsgefeb $6. Bes 
Fanntmachung an der Börfe und in mehreren 
Zeitungen, „insbejondere in den, wenngleich 
fleineren Blättern des Ortes oder ber 
Gegend, wo der Berluft, die Vernichtung, 
oder die Entwendung Statt gefunden haben 
ſoll.“ — $7. Wiederholte Zeitungs=Publi- 
cation von 6 zu 6 Monaten bis zu 3 Sahren, 
unter Umftänden (nach $ 8) felbft während 
noch mehrerer Sabre. $ 13: Börfen-An- 
ſchlag auch in Betreff der bereits morti- 
fieirten Papiere. 

Preuß. Gerichts-Orbnung I. 51 $ 385 

Preuß. Verordnung vom 16. Juni 1819 


$6 und 22 (Schumm, ©. 209, 210, 211) 
Rechisfälle 1856. 9 
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DBaierifche Verordnung vom 10. Octb. 
1810 $ IV. (Schumm. ©, 217) 

Hannoverſche Berorbnung vom 20. Jan, 
1826 $7 (Shumm. ©. 228). 

Wenn der Beklagte hier geltend gemacht bat, das Hamb. 
Mortificationg-Regulativ finde Feine Anwendung auf das nad 
den Statuten der Ruffiichen Bank zu beurtheilende bier in 
Frage ftehende Papier, und auf die in Betreff der Mortification 
beffelben zu betrachtenden Formalitäten, ſo befindet er fich 
freilich in fofern im Nechte, als nach der Abficht der Hamb. 
Geſetzgebung 

Raths-Propoſition vom 6. Auguſt 1841 Nr. I. 

Anlage 1 ©. 4 

die Mortificabilitäit und eventualiter die Formalitäten der 
Mortification in Betreff ſolcher Werthpapiere, welche unter 
der Herrfchaft befonderer Geſetze, Statuten oder Plane ftehen, 
nach dieſer Letzteren beurtheilt werden follen; allein dies führt 
zu feinem feiner Sache dienlihen Refultate. — Denn gejebt, 
ein auswärtiges Mortificationg = Negulativ fchreibe eine zur 
Sicyerftellung des Verkehrs geeignete Maaßregel nicht vor, die 
in Hamburg in Beziehung auf Wertbpapiere, welche an der 
bortigen Börfe circuliren, für zur Verhütung von Gefahren 
und Beichädigungen nothwendig erachtet würde, jo Fünnte der 
Hamburgifche Gefhäftsmann fi aus jenem Grunde von der 
Vornahme der betreffenden Maafregel, ohne fich dem eventuell 
in Berluft Gerathenden verantwortlich zu machen, nicht Dispen- 
firt halten dürfen. Das, was in der angegebenen Beziehung 
die Theilnehmer eines gewiſſen Gefchäftsfreifes im Verhältniffe 
zu einander zu beobachten haben, ift nur nach den dort gelten- 
den Orundfägen, unabhängig von der, wenn auch im Mebrigen 
maaßgebenden auswärtigen Beftimmung zu beurtheilen. — 
Sodann ftehen aber auch die von dem Bellagten beigebrachten 
Beftimmungen der Peteröburger Banfftatuten — welche jeden- 
falls ihm gegenüber als richtig vorgelegt anzunehmen find — 
nit ur Seite. Denn nad dem Art. 261 fol im Falle des 
Verluſtes eines Bankbillets unter Anderen auch „ver nächſten 
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örtlichen Polizeibehörbe, Anzeige von dem Vorgefallenen gemacht 
werden.“ Ferner iſt Diefe Anzeige, nebft der Angabe des 
Wohnortes des Verlierers bei der Petersburger Behörde ein- 
zureichen, weldye demnächſt ven Erlaß der betreffenden Zeitungg- 
und Börfen-Publicationen anordnet. Das in Betracht kommende 
Negulativ weicht fomit in dem bier befprochenen Punfte nicht 
von demjenigen ab, was oben als eine wefentliche und noth— 
wendige Vorausſetzung jedes Mortificationg = Verfahrens be— 
zeichnet worden if. Denn daß die bei der Polizeibehörde 
über das Abhandengefommenfein von Werthpapieren zu 
machende Anzeige den Zweck und regelmäßig den Erfolg hat, 
Nachforſchungen zu veranftalten und Benachrichtigungen des 
Publifums, ja fogar befondere Mittheilungen an die befann- 
teren Banguiers zu veranlaffen, ift ohne Miterfpruch des 
Bellagten von den Klägern behauptet worben und ohnehin 
notoriſch. — Ferner haben die in den Bankſtatuten geforderte 
Production der bei der betreffenden Polizeibehörde gemachten 
Anzeige und die Angabe des Wohnortes des DVerlierers ohne 
Zweifel den Zweck, die den Umftänden nad angemefjenen 
Bekanntmachungen refp. am Berluft- und Wohnorte, oder an 
beiden, anordnen zu Fünnen. — Der Bellagte hat fomit auch 
den Principien des von ihm für fich angerufenen Ruſſiſchen 
Negulativs auf eine den Verkehr gefährdende Weiſe zumider 
gehandelt. 


Daß es nicht näher nachgewiejen worden tft, und aud 
überhaupt nicht nachgewieſen werden kann, daß die Kläger, 
wenn die erforderlichen VBerfündigungen und Warnungen erlafjen 
worden wären, das Billet nicht erworben haben würden, 
kann dem Bellagten, deſſen culpa vorliegt, den Klägern gegen« 
über, nicht in Betracht kommen. Es genügt bier, Daß bie 
unterlaffene Verkündiguug den Zweck gehabt haben würde, 
vor dem Erwerbe des betreffenden Papiers zu warnen, und 
dag ein Erwerb (im guten Glauben) Statt gefunden bat, — 
Hierbei ift der dem natürlichen Laufe der Dinge ERUFENERDE 
Gaufalzufammenbang vorauszuſetzen. = 
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Da zufolge des Ausgeführten und da, mie oben bemerkt 
worden, über das eventuelle adjudicandum nach rechtkräftiger 
Verwerfung der exceptio pluspetitionis feine Ungemwißheit mehr 
beftebt, der Principal-Beſchwerde der Kläger, melde auf 
Wiederherſtellung des Niedergerichts-Erfenntniffes gerichtet ift, 
zu entfprechen war, fo erledigt ſich dadurch die Apellation des 
Beflagten von jelbft, wobei es in Betreff der Koften voriger 
Inſtanz bei deren Compenfation zu belaflen, in Betreff ver 
Koften gegenmwärtiger Inſtanz aber fo, wie im Erfenntniffe 
angegeben, zu fprechen war. 


— I EENIEN EI - 
M 238. 


Sn Sachen Herrn Dr. Earl Weterfen mand. noie J. 
E. Spinn & Ep. in Berlin, Kläger Anwald Dr. Earl 
Peterſen) contra Bing Gebr. & Eo., Bellagte. 
(Anwald Dr. 3. Woliffpn) 


A, Rechtsfall: 

Die Kläger verlangten 
I. von den Beflagten die Zahlung von Bco. X 19,517. 4/3 event. bie 
Nüdlieferung der von Bach & Arone zurüdgejfandten 11 Kiften 
Spiegel-Goldrahmen ꝛc. und zwar in Gemäßbeit der Bürgichaft 
von 1846 porto- und zollfrei nach Berlin, und eine jo große 
Summe, als nad Abzug des Facturabetrages ber in jenen Kiften 
enthaltenen Waaren von den obigen Bco.# 19,517. 43 noch 
übrig bleibe nebft Zinfen. Bach & Arone hätten nämlich 18346 
von Spinn & Ev. jene Waaren in Commijfion genommen, um 
ſolche nah Shanghai zu fenden, Beflagte aber die piünftliche 
Zahlung des Provenues gedachter Eonfignation, wenn Die Waaren 
aber in zwei Jahren nach ihrer Abladung nicht verfauft würden, 
deren foftenfreie Ritdfendung nach Berfügung der Kläger garantirt. 
Würde dies nicht prompt gejchehen, bätten Beflagte Zahlung 
der Facturabeträge verſprochen. Nach drei bis vier Jahren, als 
Kläger, Aufforderung unerachtet, über ihre Waaren nichts erfuhren, 
bätten die Kläger am 20, Auguft 1550 beorbert, Die Konfignation 
mit prompter Sciffsgelegenbeit franco zurüdzufenden, was über— 
haupt nicht gejchehen fei. Eine von Beklagten den Klägern ge- 
- machte Anzeige, daß Bach K& Arone ihnen einige Kiften zurüd« 


28. 3. C. Spinn & Co. c. Bing Gebr. & Ev. 325 


gefandt hätten, alterive, als verjpätet, die Bürgfchaftspflicht ber 
Beklagten nicht, ebenjomwenig, wie eine nicht orbnungsmäßig an- 
gefertigte von Bad) & Arone zu ſpät eingefandte Abrechnung. 

I. Ordnungsmäßige Rechnungsablage über ein im Juli 1347 gemein- 
Ihaftlih von den Parteien nah Valparaiſo gemachtes von Be- 
flagten bejorgtes Gefchäft, wozu Kläger die Waare geliefert, 
Edition ſämmtlicher den Beklagten zugelommenen darauf bezüg- 
lihen Papiere, namentlih der Korrespondenz mit dem Config- 
natair in Valparaiſo. 

Beflagte ercipirten dagegen: 

Nach Anleitung der Berfaufsrehnung von Bach & Arone 
und biesjeitiger Contocourant füme den Beklagten noch ein Saldo 
von Bco.# 4399. 7 4 zu. 

1) Die Klage rüdfichtlich der von Bach & Arone verkauften Waaren 
jei hinfällig, da Bellagte in Rückſicht auf dieſe fih nur für den 
Eingang des Nettoertrags der Verfaufsrehnung verpflichtet und 
den Klägern dies Provenii qutgefchrieben hätten. 

2) Die unverfauften Waaren anlangend, To bafteten Bellagte nur 
dann fir deren Facturabetrag, wenn Bach & Arone zurüdzuliefern 
mweigerten; bie Waare fei aber Klägern zur Dispofition geftellt 
worden und Bellagte hätten für die Diligenz von Bad) & Arone 
nicht aufzufommen, bie überdies feine Schuld träfe. 

Deshalb fei das Hauptpetitum abzuweiſen. Was das even- 
tuelle anlange, jo ſei dies ebenfalls unzuläffig, weil: 

1) es an die Stelle des Nettoprovenues ber verfauften Waare, deren 

Facturabetrag ſetze. 

2) Kläger die Rücklieferung nicht in Berlin, ſondern nur hier for— 
dern könnten, und 

3) Kläger gegen Auslieferung der Waare nicht die Zahlung ihres 
Conto⸗Courantſaldo offerirten. 

Die verlangte Rechnungsablage über das nach Valparaiſo 
gemachte gemeinſchaftliche Geſchäft, durch ordnungswidrige Aus- 
führung der Kläger unglücklich ausgefallen, anlangend, ſo ſei dieſelbe 
bereits theils gegeben, theils werde ſie, ſo weit Beklagte ſich 
dazu verpflichtet hielten, durch Depoſition einiger Papiere, die 
früher ſchon angeboten, auf dem Gerichte completirt. 

Die Beklagten verlangten Abweiſung der Klage und recon- 
veniendo Verurtheilung der Kläger in den Saldo von Beo. 
4399. 7 /3, nebft Zinfen und Spejen und Koften ber Wiberflage, 
gegen Auslieferung der den Bellagten von Bach c Arone filr 
Kläger zugefandten Waaren, event. Befugung zum Bffentlichen 
Verkauf derſelben. 
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B. Rechtsſätze: 

1) Es ift ausgemacht, baß bei bifformen Erfenntniffen auch bie 
Parthei, welche in zweiter Inſtanz eine theilweife reformatoria 
erreichte, zum Behuf einer noch giünftigern Entjeheidung die dritte 
Inſtanz anrufen kann. 

2) Uebereinſtimmung in einem Entſcheidungsgrunde bildet keine Con— 
formität der Erkenntniſſe. 

3) Der Verkaufscommittent kann in der Abrechnung die Angabe 
der Zeit der einzelnen Verkäufe verlangen, wenn davon der Um— 
fang ſeiner Rechte abhängig iſt. 

4) Durch eine bloße Verwahrung in Bezug auf die in zweiter 
Inſtanz ausgeſprochene Pflicht zur Edition einer Correspondenz 
kann in dritter Inſtanz nicht die Aufſtellung einer Be— 
ſchwerde erſetzt werben. 


Handelsgerichtliches Erkenntniß (Erfte Kammer) 
vom 20. April 1854. 


Daß die klaͤgeriſche Prozeßlegitimation durch die bei— 
gebrachte beglaubigte Vollmacht d. d. Hamburg, 24ften 
Dctober 1850 für berichtigt zu erachten, ed aber einer 
klaͤgeriſchen Cautionöbeftellung, für jest wenigftens, nicht 
bedarf, 

und in der Sache felbft: 

Da die Beklagten ſich in Anlade 1 hinſichtlich der frag: 
lichen Confignationen an Bach & Arone in Shanghai gegen 
bie Kläger 

1) für die abfeiten der Confignataire erfolgende pünktliche 
und richtige Zahlung der Provenued, welche deren alsbald 
nach Berfauf der Waaren zu ertheilende Verkaufrechnungen 
ergeben würden, verbürgt haben, fo wie fie den Klägern 

2) zugefagt haben, ihnen für diejenigen Waaren, welche 
noch nach Ablauf von zwei Jahren nach dem Datum ber 
Gonnoiffemente unverkauft fein und ihnen fobann nicht auf 
ihr Verlangen prompt und unweigerlich abfeiten Bach & Arone 
zurücgeliefert würben, den Facturapreis bezahlen zu wollen, 
wobei überdies 
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3) von den Bellagten noch in Betreff der im Jahre 1846 
confignirten Waaren, fo weit diefe, wie vorgedacht, nach Ab: 
lauf von zwei Jahren zurüdbeordert würden, deren Epften: 
freie Rüdlieferung zugefichert wurde, 


da nun ad 1, fofern nicht etwa die Kläger die Echtheit 
der Verfaufrechnungen in Anlage 13 und 19 — worüber fie 
ſich noch nicht erflärt haben — beftreiten oder auch behaupten 
werden, daß von den confignirten Waaren mehr als in ſolchen 
Berkaufsrechnungen verrechnet, verfauft wurde, die Verpflichtung 
der Beklagten ihre Erledigung findet, wenn biefelben, nad): 
dem fie den Betrag der Verfaufsrehnung Anlage 13 bereits 
in ihrer Conto:Courant (Anlage B) mit Bco.$ 7189. 12 8 
den Klägern creditirten, auch noch den Betrag des in An: 
lage 19 berechneten Netto:Ertrag3 denfelben gutfchreiben, und 
zwar unter dem Datum, unter welchem, in Berüdfichtigung, 
daß die in folder Anlage 19 aufgeführten Waaren laut An: 
lage N fhon am 6. November 1850 zu Sidney verkauft ge: 
wefen, eine „aldbald nach dem Verkauf” eingefandte Verkaufs: 
rechnung biefelbft hätte eintreffen Fönnen, 


indem nämlich die Beflagten wegen des Punktes, daß die 
in Anlage 19 aufgeführten Waaren nad) Sidney von Bad & 
Arone verfendet und dafelbft verfauft wurden, an fich nad 
dem Umfange ber von ihnen übernommenen Garantie, ver: 
möge welcher fie fi) ja nur verpflichtet haben, für pünftliche 
und richtige Zahlung der aus den Verkaufsrechnungen fich 
ergebenden Provenues, nicht aber für etwaige Verſehen der 
Gonfignataire und ein hiedurch berbeigeführtes ungünftiges 
Refultat aufzutommen, von den Klägern nicht befprochen 
werden fünnen, 


da ad 2 Eein Zweifel darüber obwalten kann, daß bie 
Kläger, welche die Rüdfendung der unverkauften Waaren 
erft gegen Ende ded Monats Auguft 1850 beordern ließen 
(Anlage 5) keineswegs befugt find, die im Februar 1851 von 
Shanghai abgefendeten, im November 1851 hiefelbft einge: 
troffenen 10 Kiften wegen verfpäteter Ruͤckſendung abzulehnen, 
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vielmehr felbft hinfichtlich der erft im Mai 1852 hiefelbft 
eingetroffenen einen Kifte weder nach dem Wortlaute, noch) 
nach dem Sinn der Anlage 1 ein folches Necht der Ablehnung 
wegen verfpäteter Rüdfendung den Klägern einzuräumen ift, 

der Umftand aber, daß die Beklagten in Geltendmachung 
ihres völlig begründeten Netentionsrechted, nur gegen Be: 
richtigung ihres Guthabens zur Auslieferung der von Bach & 
Arone zuruͤckgeſandten Waaren fih erboten, gewiß nicht bie 
Kläger berechtigen Fann, nunmehr ftatt der Waaren deren 
Facturapreis zu beanfpruchen, 

ed alfo hinfichtlich diefes Punktes sub 2 nur noch darauf 
anfommt, ob und wie weit etwa — worüber ſich die Kläger 
noch beftimmter als bisher gefchehen zu erflären haben werden 
— bie refournirten Kiften nicht vollftändig oder gar nicht 
in gehörigem Zuftande alle diejenigen confignirten Waaren, 
welche nicht in den Anlagen 13 und 19 verrechnet wurden, 
enthalten, 

fo wie es eventuell darauf anfommen wird, wie fern und 
wie weit die Beklagten den fi) ausmeifenden Manco oder 
einen ſich auöweifenden nicht gehörigen Zuftand der Waaren 
zu rechtfertigen im Stande fein werden, um fich von ihrer 
Berbindlichfeit, die fehlenden oder nicht gehörig zurüdgelieferten 
Waaren nach Facturapreis zu bezahlen, frei zu halten, 

da ad 3 die hier fragliche Verpflichtung von einer wei: 
teren Lieferung als bis nah dem Verfchiffungsplage Ham: 
burg um fo weniger verftanden werben kann, als die frag: 
lihen Waaren unbeftritten zu großem Theile gar nicht von 
Berlin oder auch nur aus dem Gebiete des Zollvereins ab: 
gefendet waren, überdied auch der von den Klägern beauf: 
tragte Hageneft in feinem Schreiben vom 20. Auguft 1850 
(Anlage 5) die Beklagten nur aufforderte, Bach & Arone 
zu veranlaffen, daß ihm die confignirten Waaren franco 
zurüdgeliefert würden, damit er den weiteren Diöpofitionen 
der Kläger nachfommen Fonne, 

da anlangend fobann den von den Klägern sub II. auf: 
geftellten Anſpruch, die Beklagten an fich den ungünftigen 
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Ausgang des hier fraglichen gemeinfchaftlichen Gonfignations: 
geſchaͤfts nicht zu vertreten haben, 

ihre Verpflichtung aber zur Ebition aller in Bezug auf 
diefes Gefchäft in ihren Händen befindlichen Briefe und fon: 
ftigen Documente außer Zmeifel fteht und auch von ihnen 
felbft gar nicht befiritten wird, 

daß — unter Feftftelung der obigen Principien für Die 
weitere Entfcheidung — vorgängig mandatario nomine Kläger 
innerhalb 14 Zage darüber, 

ob fie die Anlagen 13 und 19 als echt anerkennen, 
sub poena agniti und ferner darüber 
ob und eventualiter wie weit fie behaupten, daß mehr als 
in diefen Anlagen 13 und 19 aufgeführt von den in 
Anlage 2, 3 und 4 facturirten Waaren abjeiten Bach) & 
Arone verfauft fei, 
fo wie auch hinfichtliy des Inhalts der — ihnen von den Be: 
Flagten zur genauen Unterfuhung vorzufegenden — retour: 
nirten Kiften sub poena contumaciae fich nach Maaßgabe des 
oben sub 2 Erwähnten zu erklären und dabei zugleich eine 
der nunmehrigen Actenlage entfprechend rectificirte Conto— 
Courant sub poena 5 Thaler beizubringen fchuldig. 

Es haben dagegen die Beklagten fämmtliche auf das in 
Rede ftehende Balparaifo:Gefchäft bezügliche Correspondenzen 
und Alles was fie fonft an Documenten hierüber befigen und 
bisher noch nicht beibrachten, innerhalb 14 Tage — vor: 
behaͤltlich eventueller weiterer Elägerifcher Gompetentien — bei: 
zubringen,. oder doch zur Flägerifchen Inſpection auf der 
Gerichts-Canzlei niederzulegen; 

worauf demnaͤchſt weiter was Rechtens erfannt werden foll. 

Vebrigens wird, diefem Erfenntniffe unbefchadet, nochmals 
Commiffion zum Güteverfuche auf Dienstag, den 2dften diefes 
Monats, Nachmittags 24 Uhr, verfügt, wozu Partes in Perfon 
sub poena 5 Thaler zu erfcheinen fchuldig. 
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Obergerichtliched Erkenntniß 
vom 14. Suli 1854. 
(Auf klägeriſche Appellation.) 

Da zwar dem erften Theile der beflagtifchen Garantie 
(Anlage 1 zur Klage), wenn berfelbe nicht unter Umftänden 
iNuforifch werden folte, die Bedeutung beigelegt werden muß, 
daß die Beklagten nicht allein für die Zahlung der Provenues 
der Verfaufrechnungen, fondern auch für die Ertheilung der 
Verkaufrechnungen abfeiten Bad) & Arone aufzufommen haben; 
daraus aber noch Feineswegs folgt, daß — wie folches für 
den Fall, daß die Nücfendung der unverfauften Waaren 
abfeiten Bad) & Arone nicht prompt und unweigerlich ge: 
fchehen würde, ausdrüdlich ftipulirt worden ift — die Er: 
ftattung der Facturen = Beträge abfeiten der Beklagten auch 
für den Fall der verzögerten oder gar nicht erfolgenden Ein: 
fendung der Verfaufrechnungen abfeiten Bad) & Arone, ohne 
. Weiteres einzutreten hat, vielmehr auf desfallfigen Flägerifchen 
Antrag den Beklagten die Beibringung der Verfaufrechnungen 
in angemeffener Friſt zu iniungiren gewefen fein würde; 

da fomit, wie die Sache liegt, dem Handelögerichte darin 
beizupflichten ift, daß die verzögerte Einfendung der Verkauf: 
vechnungen, in fo weit ſich ſolche als für die Kläger ver: 
bindlich herausftellen werben, nur die Folge haben Fann, daß 
die Provenues den Klägern entfprechend früher zu crebitiren 
find, wie ſolches auch hinfichtlich der Anlage 13, deren ver: 
zögerter Eingang durdy dad begleitende Schreiben von Bad) & 
Arone vom 15. October 1851 in Feiner Weife entfchuldigt 
erfcheint, zu gefchehen haben würde; 

da hingegen hinfichtlich aller derjenigen Waaren, welche 
am Tage, als die Ruͤckſendungs-Ordre vom 20. Auguſt 1850 
in Shanghai eintraf, noch unverfauft waren — indem nad 
dem Eintreffen ſolcher Ordre weitere Verkäufe abfeiten Bad) & 
Arone nicht vorgenommen werden durften — die Beklagten 
für die prompte Rüdfendung der Waaren, fomit für Die 
Diligenz von Bach & Arone aufzufommen, und eventualiter 
für diefe Waaren den Facturabetrag zu erfegen haben würden; 
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da, was die retournirten Waaren anlangt, die im No: 
vember 1851 hieſelbſt eingetroffenen zehn Kiften, unter Beruͤck— 
fihtigung der VBerfchiffungs : Verhältniffe in China, von den 
Klägern nicht füglich abgelehnt werden fonnen, und hinfichtlich 
diefer zehn Kiften nach Maaßgabe der vom Handelögerichte 
aufgeftellten Principien zu verfahren ift, wobei demfelben auch 
darin beigepflichtet werden muß, daß -die Foftenfreie Nüd: 
lieferung nur bi6 Hamburg und nicht bis Berlin gefordert 
werden fann, indem dieſer Punkt, wenn gleich derfelbe nad) 
der Anlage 1 einer anderen Beurtheilung fehr wohl unter: 
liegen kann, doch durch dad Schreiben des Herrn Hageneft 
vom 20. Auguft 1850 für erledigt erachtet werden muß; 

da jedoch die Frage, ob die im Mai 1852, infofern man 
von einer Rüdfendung von Shanghai ausgeht, jedenfalls zu 
fpät retournirte Kifte zuruͤckzunehmen ift, gleich wie die fernere 
Frage, ob die Kläger fih auf die Verkaufsrechnung über die 
in Sidney verfauften Waaren, Anlage 19, überall einzulaffen 
haben, davon abhängig ift, ob die Beklagten, wie fie foldyes 
pag. 34 Dupl. in Ausſicht ftellen, die Verſendung der be: 
treffenden Waaren nach Sitney zu rechtfertigen vermögen, 
indem die Gonfignationen unbeftrittener Maaßen für China 
beflimmt waren, und die Bellagten ald Garanten für diefe 
Gonfignationen, dafür daß diefelben ihrer urfprünglichen Be: 
flimmung nicht entfremdet wurden, um fo gewiffer aufzu: 
fommen haben, ald, wenn man diefen Gefichtöpunft aufgeben 
wollte, eine jede Bafid für die Beurtheilung der Garantie 
verloren gehen würde; 

da es endlich hinfichtlih der Anlage 13 vor allen Dingen 
darauf anfommt, ob die nady Maaßgabe derfelben gemachten 
Verfäufe vor oder nad) dem Eintreffen der Rüdfendungd- 
Ordre in Shanghai effectuirt find, und demnach, bevor von 
den Klägern eine Erklärung über diefe Verkaufrechnung ver: 
langt werben kann, dieſelbe vorgängig nad den Daten ber 
einzelnen Verkäufe zu fpecificiren iſt; 

daß das handelägerichtlihe Erkenntniß a quo den 20Often 

April dieſes Jahres, fo weit baffelbe angefochten worden, 
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hinfichtlich der retournirten zehn Kiften und der in Betreff 
derfelben aufgeftellten Principien zu beftätigen, übrigens 
aber dahin zu reformiren ift, daß Beklagte in einem vom 
Handelögerichte feflzufeßenden Termine, 

1) den Klägern Gegenbeweis et quaevis competentia 
vorbehältlich zu erweifen haben: 

daß Bach⸗k Arone nach den zwifchen ihnen und 
den Flägerifchen Mandanten beftehenden Berhält: 
niffen zu,der Berfendung eines Theiles der Waaren 
nach Sidney befugt waren; 
die Daten der einzelnen Verkäufe der Anlage 13 
zu fpecificiren haben, unter dem Praejudize, daß in 
Entftehung folder Specification angenommen werden 
wird, daß die Verkäufe nach dem Eintreffen der 
Rückſendungs-Ordre in Shanghai, flattgefunden 
haben; 
wobei den Klägern der Antrag auf Edition der zwifchen 
Bah&Arone und den Beklagten geführten Gorresponden;, 
fo wie fonftiger in den Händen der Letzteren befindlichen 
Papiere über die bier fraglichen Gefchäfte vorbehalten 
bleibt. 

Und ift die Sache folchergeftalt, unter Compenſation 
der Koften diefer Inftanz, nebft den wieder zu verfiegeln: 
den Acten, an dad Handelögericht zum demgemäßen wei: 
teren Berfahren zu remittiren, 

Und wird übrigens der Regiftratur committirt, die 
Anlage 1, retenta copia vidimata, dem Herrn Präfes der 
Stempel:Deputation zur weiteren Verfügung einzufenden. 


2 


— 


Ober-Appellationsgerichtliches Erkenntniß 
vom 27. Octbr. 1856. 
(Auf beiderſeitige Appellation.) 
Daß die Förmlichkeiten der beiderſeitigen Appellationen 
fuͤr gewahrt zu achten, und in der Sache ſelbſt, wie 
hiemit geſchieht, das Erkenntniß des Obergerichts der 
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freien Hanfeftadt Hamburg vom 14. Juli 1854 zwar 
dahin abzuändern, daß: 

1) binfichtlih der MWaaren, worauf fich die Anlage 19 
bezieht, das Handelögerichtliche Erfenntnig vom 20ften 
April 1854 wieder herzuftellen, 

2) binfichtlicy der MWaaren, welche in der im Mai 1852 
zurüdgelangten Kifte enthalten waren, die Beklagten 
ftatt des vom Obergericht normirten Beweisfakes 
den Beweis zu führen haben: 

daß diefe Waaren bei Eintreffen der Ruͤcklieferungs— 
ordre zu Shanghai entweder nach Sidney zum 
Verkauf gefendet, und Bach & Arone nad den 
zwifchen ihnen und den Elägerifchen Mandanten 
beftehenden Verhaͤltniſſen zu diefer Verſendung 
befugt waren, oder die Waaren an einem von 
Shanghai entfernten Ort in China lagerten, und 
in dem einen wie in dem andern Falle, ungeachtet 
prompter Berüdfihtigung der Rüdlieferungsordre, 
nicht früher ald gefchehen zurüdgefendet werden 
fonnten; 
im Uebrigen aber das gedachte Erfenntniß zu beftätigen 
und die Koften jegiger Inſtanz zu compenfiren feien, und 
wird die Sache nunmehr zum weiteren Verfahren an 
dad Handelögericht zurüdverwiefen. 


Entfcheidungsgründe, 

A) Die Beurtheilung der beiderfeitigen Beſchwerden 
bangt hauptfächlicy von der Frage ab, wie weit die Ver— 
pflichtungen gehen, welche die Beklagten durch die Bürgfchafts- 
Urkunde vom 12. April 1846 übernommen haben, und es 
muß daher zunächft auf die Auslegung diefer Urkunde ein: 
gegangen werden. Abgefehen von der jet nicht in Betracht 
kommenden Nachſchrift laſſen fich zwei Theile der Urkunde 
unterfcheiden, ber erfte betrifft die Haftung für die Verkaufs: 
Provenue, der andere die Haftung für Nüdlieferung unver: 
kauft gebliebener Waaren. 
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Am wenigften Zweifel bot 

I) Ddiefer zweite Theil, indem hier die Beklagten die be: 
ſtimmte Verbindlichkeit übernommen haben, für die nach zwei: 
jähriger Dauer der Gonfignation nicht verkauften Maaren, 
wenn fie nad) Berfügung der Kläger nicht prompt und 
unweigerlich zurüdgeliefert werden follten, den Facturabetrag 
zu erflatten. Nach den hier gebrauchten Worten „nicht prompt 
und unweigerlich” ift es klar, daß die Beklagten nicht blos 
dann die Facturapreife zu vergüten hatten, wenn die Config: 
nataire Bach & Arone ſich weigerten, einer Rüdlieferungs: 
Ordre zu entfprechen, oder damit Schwierigkeiten machten, 
oder wenn eine an die Beklagten ergangene gerichtliche Auf: 
lage zur Rüdlieferung erfolglos blieb — auf welche Fälle die 
Beklagten in den Ausführungen erfter Inftanz ihre Haftung 
zu befchränfen fuchten — fondern auch dann, wenn Bach & 
Arone die Rüdfendung ohne Grund verzögerten, nicht mit 
der pflichtmäßigen Diliganz dabei verfuhren. Zugleich ergiebt 
fih aus jener Beſtimmung von felbft, daß die fragliche 
Haftung der Beklagten auch für folhe Waaren anerkannt 
werden muß, welche Bad) & Arone etwa noch nah Empfang 
der Rüdlieferungs » Ordre verkauft haben follten. Mit dem 
Augenblid, wo die Ruͤcklieferungs-Ordre eintraf, hörte jede 
Befugnig zum ferneren Verkauf auf, und mußten alle noch 
unverfauften Waaren fofort und unvermweigerlich zurücfgeliefert 
werben. Die Behauptung der Beklagten, daß Bad) & Arone 
mit dem Verkauf noch hätten fortfahren dürfen, bis die 
Nüdlieferung den Umftänden nad habe zur Ausführung 
gebracht werden koͤnnen, ift eine offenbar willtührliche. 

U) Was den erften Theil der Verbuͤrgung betrifft, fo 
kam es vor allem , 

1) auf die Frage an, ob die Bellagten lediglich für 
pünftlihe und richtige Zahlung des aus einer erfheilten Ber: 
Fauförechnung fich ergebenden Netto:Provenues einftehen, alfo 
nur die Solvenz von Bad) & Arone verbürgen, oder auch) 
für Einfendung gehöriger Verfauförehnungen haften follten. 
Der Wortlaut fcheint auf den erften Blick für die befchränftere 
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Auslegung zu fprechen, indem direct nur die Haftung für 
pünftliche und richtige Zahlung des Netto:-Provenues zugefagt 
ift. Dennoch mußte man ſich unbedenklicy mit dem Obergericht 
für den weiteren Umfang ber Berbürgung erklären. Das 
Enticheidende dafür liegt in der Art und Meife, wie der 
„alsbald nach dem Verkauf der Waaren von Bat & Arone 
zu ertheilenden Berfaufsrechnungen” Erwähnung gefchieht. 
Hätte man die Fünftige Ertheilung der Verfaufsrechnungen 
nur als felbftverftandene Erwartung von der Handlungsweife 
ber Gonfignataire vorausgefeßt, ohne damit den Gedanken an 
eine Berpflichtung der Bürgen zu verfnüpfen, fo wiirde 
mindeftend dad Wort „alöbald“ ein völlig überflüffiges ge- 
wefen fein, weil es für die auf Zahlung des Netto:Provenues 
befchränfte Bürgfchaft gleichgültig gewefen wäre, ob die Ver— 
kaufsrechnungen früher oder fpäter eingefendet wurden. Gerade 
diefes Wort deutet unverkennbar an, daß die puͤnktliche 
Ertheilung der BVerfaufsrechnungen eine Bedeutung für das 
Verhältnig der Kläger zu den Bürgen haben follte, eine 
Bedeutung, die nur darin beftehen Fonnte, daß man fich die 
Haftung der Bürgen ald auf zeitige Einfendung der Verkaufs— 
rechnungen erftrecdt dachte. Darauf führt auch die Gonftruc: 
tion des ganzen Sabes hin, indem die Erwähnung der als: 
bald zu ertheilenden Berfaufsrechnungen fo in die Worte von 
pünftlicher und richtiger Zahlung des Netto = Provenues ein: 
gefchoben ift, daß ed am natürlichiten erfcheint, die Zufage der 
Berbürgung auf beide Pflichten der Hauptichuldner zufammen 
zu beziehen. Indem beide Pflichten ald ein ungetrenntes 
Ganzes hingeftelt wurden, befeitigte man für die VBerbürgung 
die Eigenfchaft einer blos bedingten, welche fie gehabt haben 
würde, wenn nur die Zahlung des Netto-Provenued für den 
Fall hätte ficher geftellt werden follen, daß Bad & Arone 
eine Verkaufsrechnung ertheilen würden. Unterſtuͤtzt wird 
diefe Auslegung fowohl durch den Zufammenhang mit dem 
zweiten Theil der Verbürgung, ald durch den nach den Um: 
ftänden anzunehmenden Zweck der Ießteren überhaupt. Es 
handelte ſich um ein überfeeifches Gefchäft nach einem weithin 
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entlegenen Plate, wobei fich die große Schwierigkeit, Die 
Gonfignataire direct zur Erfülung ihrer Pflicht anzuhalten, 
von felbft aufbringen mußte. Die Befeitigung der hieraus 
für die Kläger entitehenden Bedenken muß, von wem aud 
der Anlaß zur Gonfignation aufgegangen fein mochte, als 
Zweck der Verbürgung angefehen werden. Wenn nun aud, 
wie die Kläger felbft nicht beftreiten, keineswegs beabfichtigt 
wurde, eine Bürgfchaft für alle Verbindlichkeiten der Config: 
nataire zu geben, fo darf es doch unter diefen Umftänden als 
die Meinung beider Theile vorausgefeßt werden, ed habe den 
Klägern wenigftens fo viel garantirt werben follen, daß fie, 
fo weit es zum Verkaufe der Waaren Fam, wegen Erlangung 
der Provenues, fo weit fie unverfauft bleiben, wegen der 
KRüdlieferung der Nothmendigfeit fi direct an Bad) & Arone 
zu wenden und fie eventuell auszuflagen, gänzlich enthoben 
werden folten. Daß konnte aber nur erreicht werden, wenn 
die Beflagten auch für die pünftliche Ertheilung der Verkaufs— 
rechnungen bafteten, denn fo lange diefe fehlen, Fonnte wegen 
Zahlung eined Provenues gegen die Beklagten mit Erfolg 
fein Anſpruch erhoben werden. Zwar wäre den Klägern übrig 
geblieben, gegen die Beklagten auf Rüdlieferung fämmt: 
licher confignirten Waaren zu dringen, und biefen hätte es 
alödann obgelegen, nadızuweifen, wieviel von den Waaren 
bereitö verkauft fei. Allein einerfeit$ wäre im Fall eines 
folhen Nachweifes dem Bedürfniß der Kläger, prompt zum 
Bezug des Verkaufsprovenues zu gelangen, noch nicht 
entfprochen gewefen, andererfeit3 Fonnte für die Beklagten, 
wenn ihnen einmal ein folcher Nachweis oblag, den fie fich 
nur von Bad) & Arond zu verfchaffen vermochten, die Ueber: 
nahme einer Haftung für die pünftliche Ertheilung der Ver: 
faufrechnungen feine beläftigende Erweiterung der Bürgfchaft 
bilden und es dient daher auch diefer Umftand zur Britärfung 
der obigen Auslegung. 

Daß übrigens in diefer Berpflichkung zugleich die Garantie 
für Ertheilung einer gehörigen Berfaufsrechnung, d. b. 
einer Aufftelung von Bach & Arone, welche allen wefentlichen 
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Erforderniffen einer ordentlichen und nach Beſchaffenheit des 
Geſchäfts genügend fperificirten Verkaufsrechnung zu entfprechen 
hatte, mit eingeſchloſſen war, folgt aus dem Begriff der Ber- 
kaufsrechnung, wie aus der Natur des Verhältniffes son jelbft, 
indem fonft Die Verpflichtung zwecklos und illuſoriſch Ben 
fein würde, 


Es entftand aber 

I) nody die weitere Frage, melde Folgen eine von Bad 
& Arone verzögerte Einfendung der Verfaufsrechnung nach fich 
ziehen mußte. Auch in diefer Hinficht war völlig dem Ober- 
gericht beizutreten, Der Nachtheil, daß die Bellagten für die 
Facturapreiſe haften follen, ift lediglich im zweiten Theil der 
Bürgichafts-Urfunde für den Fall verzögerter oder verweigerter 
Nüdlieferung unverfaufter Waaren bebungen, und es wäre 
wilführli, ihn ohne Weiteres auch auf den erften Theil zu 
übertragen. Da in diefem erften Theiknichts darüber beftimmt 
it, fo waren bie Beflagten zunächft nur den Folgen unter- 
worfen, welche gefeglich im Fall einer mora des Hauptſchuld⸗ 
ners den Bürgen treffen, Fonnten alfo nur zur nachträglichen 
Erfüllung der Verbindlichkeit felbft und zur Ausgleichung ber 
den Klägern dur Die Verzögerung entftandenen Nachtbeile 
angehalten werben, und erft eine erfolglos auferlegte Pieferung 
der Berfaufsrechnung fonnte zu der Annahme, daß die Waaren 
unverfauft geblieben feien, und dadurch mittelbar zum Erfah 
der Facturapreiſe aus dem zweiten Theil der Bürgfchaft hin— 
führen, eine Eventualität, welche dermalen nicht in Frage ſteht. 


Geht man num 


B) zur Prüfung der beiverfeitigen Befchwerben felbft über, 
fo verlangen 
I) die Kläger in ihrem gravamen unicum Berurtheilung 
der Beflagten in die Bezahlung der Facturapreife ſämmtlicher 
eonfignirter Waaren, mit Ausnahme der im November 1851 
zurüdgelangten zehn Kiften, alfo der Facturapreife 
der Waaren, worauf fich die beiden Verkaufsrechnungen 
Anl. 13 und 19 beziehen, 
Rechtsfälle 1856. 22 
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und 
der Waaren, welche in der im Mai 1852 zurüdgelangten 
Kifte enthalten waren. 

So viel zunächſt 

1) die Frage betrifft, ob dieſer Beſchwerde nicht duae 
conformes entgegenfteben, fo ift rüdfichtlich der zuleßt gedachten 
Waaren die Zuläffigfeit der Appelation weder beftritten 
worden, noch in Zweifel zu ziehen, da das Handelögericht den 
Klägern tie Befugnig, die fragliche Kifte als verfpätet abzu— 
lehnen, abgefprochen, das Obergericht aber die Entſcheidung 
darüber erft noch von einem Beweiſe der Beflagten abhängig 
gemadt bat, und es bei difformen Erfenntnijfen ausgemacht 
it, daß auch die Parthei, welche in voriger Inſtanz eine 
tbeilweife reformatoria erreichte, zum Behuf einer nody günfti= 
geren Entfcheidung die dritte Inſtanz angeben Tann. 

Auch rücfichtlih der übrigen Waaren ift jedoch Vie 
Zuläffigfeit der Appellation von den Beklagten mit Unredyt 
beftritten worden. Allerdings find beide vorige Inſtanzen in 
der Anficht einig, daß die Verfpätung der Verkaufsrechnungen 
allein die Kläger nicht berechtigte, die Facturapreife der ver- 
fauften Waaren zu fordern. Allein nur in erfter Inſtanz ift 
diefe Anficht in ein wirkliches Decifum übergegangen, indem 
die Kläger, ſobald die Vollſtändigkeit und Echtheit ver 
Anlage 13 und 19 conftatirt werde, ſchuldig erklärt wurden, 
ſich mit den darin aufgeführten Provenues zu befriedigen. 
Das Obergericht hat dagegen aus einem ‚anderen Grunte, 
nämlich, weil erft aufgeflärt werden müſſe, ob die fraglichen 
Berfäufe von Bach & Aroné nicht nach Zeit oder Ort unbe— 
fugte geweſen feien, die Entfcheidung zur Zeit wieder auf: 
gehoben und es erft von jener Aufflärung abhängig gemacht, 
ob die Kläger mit der Forderung der Factıtrapreife abzumweifen 
feien, außerdem aber eventueN auch hinſichtlich der Zeit der 
Ereditirung des Provenues von Anl, 13 zu Gunften ver 
Kläger reformirt. Es liegt alſo nur MEDFEEIILMNNG in 
einem Entfcheidungsgrunde vor. 

2) In der Sache felbft ftellte ficy die Beſchwerde 
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a) in Anfehung der Waaren, worauf ſich die beiden Ver- 
Faufsrechnungen Anl. 13 und 19 beziehen, als unbegründet dar. 
Sp weit fih das Berlangen unbedingter Zuerfennung der 
Facturapreife auf die verfpätete Einfendung beider Verfaufs- 
vechnungen fügt, ergiebt ſich feine Grundlofigfeit aus der 
obigen Ausführung unter A. II. 2 von ſelbſt. Hinfichtlidy der 
Anl. 19 haben die Kläger auferdem noch geltend gemacht, der 
Verkauf in Sidney, worauf fich diefe Anlage bezieht, fei ohne 
weiteres als ein fie nicht binvender zu erachten, indem ver 
vom Obergericht den Beflagten nachgelaffene Beweis über die 
Befugnif von Bach & Arone zur Waarenfendung nad Sidney 
theils ungenügend, theils wegen verfpäteter und zu allgemeiner 
Geltendmachung jener Befugniß unftatthaft ſei. Es braucht 
indeffen auf die Gründe dieſer Anfechtung des obergerichtlichen 
Beweisnachlaſſes bier nicht eingegangen zu werben, weil, wie 
fih aus der unten folgenden Ausführung zur Appellation der 
Beklagten ergeben wird, in Betreff des fraglichen Theiles ver 
MWaaren vom Obergericht ſchon zu günftig für die Kläger an 
erfannt worden ift, und das handelsgerichtliche Erfenntniß in 
biefer Beziehung wieder bergeftellt werben mußte. 

b) Sp weit die Beſchwerde der Kläger die in der, im Mai 
1852 zurüdgelangten, Kifte enthaltenen Waaren betrifft, fonnte 
diefelbe nicht für ganz unbegründet angefehen werben. 

Zwar war der Antrag, auch bier jeden Beweisnachlaß für 
die Beflagten zu befeitigen und fie fofort in die Facturapreiſe 
der fraglichen Waaren zu verurtheilen, in Feiner Weife gerecht⸗ 
fertigt. Um bierzu zu gelangen, müßte bereits liquid vor— 
liegen, entweder, daß tie Waaren unbefugt von Shanghai 
nach einem andern Plage verfendet und dadurch ihre Rück— 
lieferung verfpätet worden fei, oder daß felbft mit NRüdficht 
auf die Ragerung an einem andern Platz als Shanghai, bie 
Nüdfendung früher hätte erfolgen müflen. Lehteres meinen 
die Kläger aus den mit Sidney beftehenden Schifffahrts— 
verhältniffen folgern zu dürfen; tie Beklagten beftreiten aber 
diefe Behauptung, und da vun einer Notorietät hierüber nicht 
die Nede fein kann, fo ift eine Beweisführung in biefer 

22 


340 23. 3.6. Spinn & So. c. Bing Gebr. & Co. 


Beziehung unentbehrlich, ſo weit es überhaupt, wie unten zu 
erwähnen ift, auf die NRüdlieferung von Sidney anfommen 
jollte. Was aber die erfte Alternative betrifft, fo leidet es 
zwar feinen Zweifel, daß, wenn die Waaren unbefugterieife 
von Bach & Aroné nach Sidney gefendet waren, die Beklagten 
für den dadurch veranlaßten Auffchub der Rücklieferung durch 
Zahlung der Farturapreife aufzukommen haben, indem dieſer 
Nachtheil, wie oben und A. I. ausgeführt, im zweiten Theil 
ver BDürgfchaft-Urfunde, als Folge eines jeden Mangels an 
Diligenz der Eonfignataire binfichtlich der Rücklieferung unver- 
faufter Waaren feftgefebt worden ift, wie foldyer Mangel aber 
entfchieven vorliegt, wenn die Confignataire fich durch will: 
führliche Weiterfendung von Waaren felbft außer Stand ſetzten, 
der NRüdlieferungsordre prompt entjprechen zu können. Allein 
vb Bach & Aroné durch die Sendung nach Sidney unbefugt 
bandelten, fteht noch nicht völlig feſt. Zwar muß dies zum 
Beweis des Gegentheils allerdings angenommen werden. Denn 
wenn gleich in der Bürgfchaft-Urfunde ein Beftimmungsort 
für die confignirten Waaren nicht auspridlich genannt worden 
it, fo unterliegt es doch nach allen bei Eingehung des 
Geichäftes obwaltenden Umftänden, ſowie' namentlich nach 
Inhalt aller über die Conftgnation gewechfelten Briefe, gar 
feinen Zweifel, daß China das Verkaufsland war, welches 
man im Auge hatte. Nun läßt ſich aber weder Sidney als 
eine mercantiliihe Dependenz von China anfehen, noch be— 
haupten, daß es von deutfchen Häfen aus nur über China 
erreichbar fei. Vielmehr bot fi) den Alägern, wenn fie den 
auftralifchen Markt verfuchen wollten, in dem vielfachen Schiffs— 
verkehr Hamburgs mit Auftralien genügenve Gelegenheit dar. 
Eine ſtillſchweigende Erftredung der Confignation auf auftra- 
liſche Orte läßt ſich daher hier um fo weniger ohne meiteres 
vorausſetzen, als den Gonfignatairen von Anfang an zu erfennen 
gegeben war, daß die Kläger nicht der Meinung feien, die 
Waaren jedenfalls und, auf welde Weife es fei, verkaufen zu 
lafien, vielmehr von ihnen für ven Fall, daß im Raufe von 
zwei Fahren feine angemefjenen Verkäufe zu erlangen fein follten, 
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die Nüdbeorderung der Waaren im Voraus in Ausficht ge— 
ftellt worden mar. 

Indeſſen haben die Beklagten fich doch beftimmt auf die 
Befugniß von Bad & Aroné zur Verſendung nach Sidney 
berufen und eine Bemweisführung bierüber Fonnte ihnen billig 
nicht abgefchnitten werden. Ohne genügenden Grund nämlidy 
baben die Kläger biergegen eingewendet, jene Befugniß ſei zut 
ſpät, weil erft in der Duplif geltend gemacht und fei auch nicht 
gehörig jubftantiirt worden. Berfpätet war die Behauptung 
der Beklagten ſchon deshalb nicht, weil erft durch die Replik, 
daß die Conſignation auf China befchränft gewefen fei, dazu 
Anlaß gegeben wurde, und die Allgemeinheit, in welcher fle 
zunächft in der Duplif aufgeftellt wurde, findet ihre Entſchuldi— 
gung darin, daß die Beflagten ven Umftänden nad, worauf 
fie fich auch jofort beriefen, Damals nicht in der Yage waren, 
das Verhältniß von Bach & Arone zu den Klägern in allen 
Theilen zu überfehen. Uebrigens ließ doch auch die fragliche 
Stelle ver Duplif p. 34 des banvdelsgerichtlichen Protocolls, 
vergl. mit p. 14 ibid., ſchon fo viel erfennen, daß eine Be— 
fugniß auf Grund faufmännifcher Anficht behauptet werden 
follte, und geftattete mindeftens eine dabin gehende Erläuterung, 
wie fie nunmehr von den Beklagten in der Bernehmlaflung 
jeßiger Inſtanz gegeben worden ift. 

Konnte fonach dem Antrage auf ſofortige Verurtbeilung 
nicht entfprochen werden, fo bedurfte dod der Inhalt des 
nachgelaffenen Beweiſes einer Aenderung. Einmal nämlid 
haben die Kläger mit Recht geltend gemacht, es ftehe Feines- 
wegs feft, daß die in der fraglichen Kifte enthaltenen Waaren 
wirklich nach Sidney gefendet worden feien. Abgefehen Davon, 
daß Die Angaben der Beklagten felbft hierüber ſchwankend 
gewefen find, liegt jedenfalls von Seiten der Kläger Fein Zu— 
geſtändniß über jene Verfendung vor, wie ein ſolches namentlich 
in der Ermiederung der Triplik (p. 65), die Kifte Fünne 
unmöglich alle nad Sidney gefandten Wanren enthalten, 
nicht gefunden werden kann. Die Ihatfache ver Berjendung 
nach Sidney mußte daher in den Beweisfab mit aufgenommen 
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werben. Sodann aber folgt, auch wenn dieſe Verſendung eine 
befugte gewefen fein folte, daraus noch nicht, daß Das ver- 
fpätete Eintreffen der Kifte im Mat 1852 binlänglicy entichultigt 
ſei. Es hängt dies vielmehr von den zwijchen Sitney und 
Hamburg beftehen Scifffahrtsverhältniffen ab, wobei es. wie 
erwähnt, zur Zeit an einer actenmäßigen Aufklärung fehlt. 
Der Beweisſatz mußte daher auch hierauf ausgedehnt werden, 
wobei die Beweislaft nur die Beklagten treffen Fonnte, da es 
ihre Sache ift, die factifch vorliegende Verfpätung zu juftificiren. 


Sp viel hiernächſt 


I) Die Appellation der Beklagten betrifft, fo verlangen 
fie in ihrer Prinzipalbefchwerde durchgängige Wiederherftellung 
des bandelsgerichtlichen Erfenntniffes. In Verbindung mit 
den eventuellen Anträgen berjelben ergiebt fich hieraus nad 
Berfchiedenheit der Gegenftände, worüber erfannt ift, überhaupt 
folgender inhalt ver Beſchwerden: 


1) binfichtlich der Waaren, worauf ſich die Verkaufsrech— 
nung Anl, 13 bezieht, wollen die Beflagten 


a) von der Auflage, die Daten der einzelnen Verkäufe 
zu fpeecifieiren, befreit fein, folgeweife die Kläger, 
nachdem ihnen das Provenue der Nechnung bereits 
gut gejchrieben worden, mit dem Anfpruch auf Erfag 
der Facturapreife ganz abgewiefen feben; 

b) eventuell verlangen fie, daß den Klägern Erklärung 
darüber auferlegt werde, ob und welche der in Anl. 13 
aufgeführten Waaren erft nach der Zeit, wo Bad 
& Arone in der Lage gewefen, der Rüdlieferungs- 
Ordre nachzukommen, oder doch nach dem Eintreffen 
diefer Ordre in Shanghai verfauft feien; 

c) in pessimum eventum, daß die ihnen auferlegte 
Bervolftändigung auf die Angabe befchränft werde, 
ob und melde Waaren fchon vor dem einen refp. 
andern ber bezeichneten Zeitpunfte verfauft feien; 

2) binfichtlich der Waaren, worauf fich die Verkaufsrech⸗ 
nung Anl. 19 bezieht, verlangen die Beklagten 
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a) daß von einer Beweisauflage abgefehen und ihre 
Verbindlichkeit für erledigt erklärt werde, wenn fie 
den Klägern das Provenue dieſer Rechnung mit dem 
Tage gutjchreiben, wo die Rechnung, wenn alsbald 
nach dem 6. Novbr. 1850 abgejendet, in Hamburg 
bätte eintreffen können; 

b) eventuell, daß den Klägern der Beweis auferlegt 
werde, Bach & Arone feien nicht befugt geweſen, 
die Waaren zum Berfauf nad Sidney zu fenden; 

3) binfichtlich der Waaren, melde in der im Mai 1852 

zurüdgelangten Kiſte enthalten waren, verlangen endlich 

die Beflagten, daß den Klägern das Recht, die Zurüd- 
nahme diefer Waaren abzulehnen, ohne meiteres abge— 
ſprochen werde. Eventuell, wenn davon ausgegangen 
wird, daß dieſe Waaren zu den nach Sidney gefenveten 
gehörten, bezieht fih der Antrag auf Veränderung der 

Beweislaft (sub 2 b) auch hierher. 

Was num | 
zu 1) die Waaren betrifft, worauf fih Anl: 13 bezieht, 
fo war 

a) der prinzipale Theil der Befchwerbe, der obigen Aus- 
legung der Bürgſchafts-Urkunde zufolge, offenbar unbegründet, 
indem die Kläger alle nach dem Eintreffen ihrer Rücklieferungs— 
Ordre in Shanghai etwa noch vorgenommenen Verkäufe als 
fie verbindend nicht anzuerkennen brauchen, vielmehr die des— 
fallfigen Waaren als ihnen nicht zurüdgelieferte unverfaufte 
Waaren zu behandeln berechtigt find, fo daß es weſentlich 
darauf anfommt, zu conftatiren, welche der in Anl, 15 auf: 
geführten Verkäufe vor und nad dem Eintreffen der Rüde 
lieferungs-Ordre abgefchloffen wurden. 

b) Ebenfo unbegründet war die nächte eventuelle Beſchwerde, 
daß die hierüber erforderliche Erklärung nicht den Klägern auf- 
erlegt worden fei. Nach der vbigen Ausführung unter A. II. 
hatten die Beklagten für Ertheilung einer volltändigen VBerfaufs- 
rechnung von Seiten Bach & Arone zu haften. Unbezweifelt 
fann nun aber der Berfaufs-Committent in der Abrechnung 
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die Angabe der Zeit der einzelnen Verkäufe verlangen, wenn 
Davon der Umfang feiner Rechte, 3. B. die Zeit der Eredi- 
tirung der Provenues, oder wie hier, fogar die Befugniß, 
ftatt der Verkaufspreife den Farturabetrag zu fordern, ab- 
bängig if. Es kommt hinzu, daß die vorliegende Verkaufs— 
rechnung erft beinahe ein Jahr nach dem Eintreffen der Rück— 
lieferungs-Ordre in Shanghai ausgeftelt ift, dadurch alſo die 
Aufflärung über die Zeit der Verkäufe eine um fo größere 
Bedeutung gewonnen bat. Die Frage übrigens, wer nad 
befchaffter VBerbollftändigung den Beweis über den früheren 
oder fpäteren Verkauf zu führen haben wird, Fam jebt nicht 
in Betracht. da bierliber in ven vorigen Inſtanzen noch nichts 
entſchieden worden ffl. 

Endlich ſtellte ſich 

c) auch die fernere eventuelle Beſchwerde, daß die Ver⸗ 
vollſtändigung nicht auf die Angabe beſchränkt worden ſei, 
welche Waaren vor dem Eintreffen der Rüdlieferungs-Ordre, 
rejp. vor der Zeit, wo fie befolgt werden Fonnte, verfauft 
worden feien, als verwerflih dar. Wenn auch das Haupt- 
Intereſſe der Auflage darin beftebt, zu conftatiren, welche 
Waaren vor der Nüdlieferungs-Ordre verfauft find, fo muß 
es doc) den Klägern (wie ſolches auch’ in dem Obergerichte- 
Erfenntnig offen gelaffen worden ift) unbenommen fein, für 
ſolche Verkäufe, welche etwa in eine erbeblidy frühere Zeit 
der vorausgegangenen mehrjährigen Periode zurüdfallen follten, 
eine entfprechende frühere Erebitirung des Provenues zu ver— 
langen, und fie haben daher ohne Zweifel ein Recht, aus der 
gedachten Periode eine durchgängige Specificirung der Verkaufs— 
Daten zu empfangen. Für die Zeit nach der Nüdlieferunge- 
Ordre fehlt es allerdings an einem Sntereffe der Kläger, die 
fperiellen DBerfaufs-Daten zu erfahren, und muß es genügen, 
wenn ſich die desfallfigen Verkäufe aus dem Gegenfab zu 
ben aus der vorangehenden Zeit zu Ipecificirenden ergeben. 
Zu diefem Refultat führt aber auch das vom Obergericht mit 
der Auflage verbundene Praejudiz von felbft, und bedurfte es 
daher in dieſer Beziehung Feiner Abänderung der Enticheidung. 
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Wenn übrigens die Beflagten als Endpunkt der Verkaufs— 
Befugnif von Bach & Arone nicht das Eintreffen der Nüd- 
lieferungs-Ordre in Shanghai, fondern die Zeit, wo Bad & 
Aroné derfelben ven Umftänden nady hätten nachfommen fünnen, 
angejehen willen wollen, fo bevarf dies, da das Unterlaflen 
fernerer Verkäufe feine Vorbereitung erforderte, Feiner Wider- 
legung. 

Zu 2) binfichtlih der Waaren, worauf fi die Anl. 19 
bezieht, war die prinzipale auf Wiederberftellung des Handels— 
gerichts - Erfenntniffes gerichtete Beſchwerde für begründet zu 
halten. Die Beklagten machen nämlich mit Necht geltend, 
daß fie, auch wenn Bach & Arone nit befugt geivefen fein 
jollten, die Waaren nach Sidney zu fenden, bierfür, fo weit 
es zum wirklichen Verkauf derſelben gefommen ift, nicht ver— 
antwortlich feien. Die Haftung der Bellagten für die Ein 
haltung des Beftimmungsortes bei Ausführung der Verfaufs- 
Eommilfton kann nad Inhalt der Bürgſchaft-Urkunde nicht 
als etwas fich von felbit verftehendes angejehen werden. Die 
Bellagten haben fich nicht für den ganzen Umfang der Ver— 
bindlichfeiten von Bach & Arone verbürgt, und binfichtlich der 
Bornahme von Berfäufen nicht, wie es binfichtlich der Ruͤck— 
lieferung unverfauft gebliebener Waaren gefcheben ift, für 
jeden Mangel an Diligenz der Conflgnataire einzufteben ver- 
ſprochen. Sp erheblich nun auch tie Erhaltung des Bes 
ſtimmungsortes ift, fo läßt fich doch nicht behaupten, daß fie, 
im Vergleich mit anderen Pflichten der Confignataire, nament- 
lich der Gewifjenhaftigfeit und Sorgfalt bei Ausführung ver 
Berfäufe eine fo berborragende Stellung einnehme, daß es 
der Bürgfchaft ohne Erftredung darauf an der unentbehrlichen 
Baſis fehlen würde, und daß die Kläger deshalb berechtigt 
wären, den Bellagten gegenüber vie an einem andern Orte 
verkauften Waaren eben fo wie unverkauft gebliebene zu 
behandeln, deren Rüdlieferung ihnen verweigert worden wäre, 
Hierzu hätte es vielmehr einer entfprechenven Stipulation in 
der Bürgfchaft-Urfunde bepurft, wovon diefe aber nicht die 
mindefte Andeutung enthält. 
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Damit erledigt fich Die eventuelle, nach dem Obigen ohne— 
bin unbegründete, Beſchwerde wegen der Beweislaft von felbft. 

Zu 3) binfichtlidy der Waaren, weldye die im Mai 1852 
zurüdgelangte Kifte enthielt, war das Verlangen der Bellagten, 
daß den Klägern das Necht, die Zurüdnahme der Waaren 
abzulehnen, ohne eine Beweisführung abgefprocen werde, für 
unbegründet zu erachten. Dies folgt, fo weit die Beklagten 
ſich darauf ftüben, daß die Weiterfendung der Waaren von 
Shanghai nad einem andern Ort, insbefontere nach Sidney, 
völlig gerechtfertigt fei, mindeftens nicht unter ihre Verant— 
wortlichfeit falle, aus der obigen Ausführung zur Appellation 
der Kläger (unter 1.2. b.) von ſelbſt. Wenn fie aber außer— 
dem geltend machen, die Kläger hätten mit den Hauptfchuld- 
nern felbft zum Austrag zu bringen ob diefelben zur Weiter— 
fendung der Waaren befugt geweſen jeien, oder nicht, fo bedarf 
dies Feiner Widerlegung, da die Entfcheidung über den Um— 
fang der durch die Bürgſchaft-Urkunde übernommenen Pflichten 
hievon nicht abhängen kann. Wenn endlich die Beklagten ſich 
darauf berufen, die Kläger hätten nad) der erften ihnen über 
die Sendung nad Sidney gemachten Mittheilung Feinen Wider- 
ſpruch erhoben, fo ift von ſelbſt Har, daß hierin eine Ein- 
willigung oder ein Verzicht auf die Folgen ver Verſpätung 
nicht gefunden werden kann. Gleich grundlos war, wie fchon 
oben (zu L 2. b.) hervorgehoben wurde, das eventuelle Ver- 
langen einer andern Vertheilung der Beweislaft. 

Eine Modification des Beweisſatzes mußte Dagegen auch 
zu Gunften der Bellagten eintreten. Daß nämlidy die bier 
fraglichen Waaren nad Sidney gefendet geweſen, und von 
Da zurücgelangt feien, fteht zur Zeit fo wenig den Beklagten 
als den Klägern gegenüber feſt. Nach den zu den Acten ge— 
fommenen Mittheilungen son Bad & Arone — Auszug eines 
Briefes an die Beklagten vom 18. Februar 1851 und Brief 
an bie Kläger vom 15. Ortober 1851 — vergliden mit der 
Anzeige der Beklagten an den Hägerifchen Mandatar vom 
3. Mai 1852, mußte die Vermuthung entiteben, daß in der 
fraglichen Kiſte Wanren enthalten fein follten, welche, als die 


28. 3. C. Spinn & Co. c. Bing Gebr. & Eo. 347 


NRüdlieferungsordre zu Shanghai eintraf, in Hongfong oder 
einem andern Plage von China lagerten; und in der Er- 
ceptionshandlung haben fich auch die Beklagten nur bierauf 
und allgemein auf den Umftand, daß Bach & Arone die con— 
fignirten Waaren nad verfchiedenen Plätzen „der dortigen 
Gewäſſer“ vertbeilt gehabt hätten, berufen, In der Duplif 
äußerten fie nun freilich (pag. 34), „ihrer Anficht nach“ fei 
in der Kifte der Neft der Waaren, nämlidy die nach Sidney 
gefantten Waaren, enthalten geweſen. Es kann indeflen we— 
der in biefer Aeußerung, noch auch darin, daß die Beklagten 
in ihren Schriften jebiger Inſtanz die vbergerichtliche An- 
nahme, die fragliche Kifte enthalte nach Sidney verſandte 
Waaren, bei ihren Argumentationen zu Grunde legen, eine 
Zurüdnahme ver excipiendo aufgeftellten Behauptung gefunden 
werden. Es läßt fi) daher nur annehmen, daß die Beklagten, 
jelbft unficher darüber, wo die fraglichen Waaren beim Ein 
treffen der Rücklieferungsordre in Shanghai ſich befanden, ſo— 
wohl die Lagerung an einem Platze China’s als die mögliche 
Lagerung in Sidney für fi) haben geltend maden wollen, 
Es mußte ihnen daher jenes erftere Alternativ mit zum Be: 
weije verftellt werben. Bon der Faflung des Beweisſatzes 
gilt dabei im Uebrigen daſſelbe, wie von der auf die Lagerung 
in Sidney bezüglichen Alternative; nur bevurfte es bier Feiner 
Nachweifung der Befugniß von Bach & Arone zur Verſendung 
der Waaren nad einem andern Platze in China, da Diele 
Befugniß von den Klägern felbft (vergl. pag. 49 des Protocolls) 
gar nicht befteitten worden ift. 

Ein formelles Bedenken fand übrigens, wenn gleich Die 
Bellagten feinen fperiellen Antrag in diefer Richtung geftellt 
haben, der gedachten Erweiterung bes Beweisfabes nicht ent- 
gegen, da biejelbe in dem Verlangen, von einem die Waaren- 
fendung nach Sidney rechifertigenden  Beweife ganz befreit 
zu werben, als ein minus mit begriffen ift. 

C) Wenn die Bellagten in ihrem Appellationglibel ſchließ— 
lich eine Evitionspflicht in Beziehung auf ihre Correspondenz 
mit Bad & Aroné abzulehnen verfucht haben, ſo braucht 
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bierauf nicht eingegangen zu werden, da fie gegen ben des— 
folfigen Vorbehalt im obergerichtlichen Erkenntniß nur eine 
Verwahrung angebracht haben, hierburd aber die Aufftellung 
einer Beſchwerde nicht erfebt werden Fann. 

D) Da die beiverfeitigen Appellationen theilweife begründet 
gefunden, theilweife verworfen worden find, fo waren die 
Koften jeiger Inſtanz zu compenſiren. 


—— 


M20. 


In Sachen B. A. Dehn & Melchior (Anwald Dr. 
J. Wolffſon) Kläger, contra 2. Simmonds (Anwald 
Dr. H. U. Feldmann), Beklagten. 


A. Rechtsfall: 
Der Beklagte hatte den Klägern gegen Vorſchuß von 45 pCt. 
bes Facturawerthes eine Parthei fertiger Kleider übergeben, um 
biefe an das Haus Melchior & Eo. in Melbourne zu configniren ; 
der Verkauf dedte aber den Vorſchuß nicht und die Kläger ver- 
langten nun von dem Beklagten Zuriderftattung des Minder— 
ertrages mit Bco.# 1302. 13 3. Der Bellagte focht bie 
Abrechnung des Melbourne» Haufes an und will überhaupt 
nichts mit dieſem, jondern nur mit den biefigen Klägern zu thun 
haben. Die Facturapreife der Confignation feien die Einfaufe- 
preife der Waaren mit Aufihlag von 10 pEt. fiir die Fabrifation 
der Kleider. Dies hätten die Kläger gewußt und mit ben 
Facturapreijen habe er fie limitirt, inden er ihnen erklärt babe, 
daß er, ohne Schaden zu haben, einen geringern Preis nicht 
machen dürfe. Hätten die Kläger billiger verfauft, jo wäre von 
ihnen nicht bie Diligenz beobachtet worben, welde fie als 
Mandatare ihm dehuldig feien und wären fie ihm für ben 
Minderertrag unterhalb der Facturapreife verantwortlich, um jo 
mebr, als ber Verkauf in öffentlicher Auction gleich nad Ankunft 
der Waare gefcheben zu fein ſcheine; jedenfalls müßten ſich die 
Kläger darüber ausmeifen, ob der öffentliche Verkauf nothwendia 
geweſen und unter welchen Verhältniſſen derſelbe geſchehen fei. 
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Ju der Widerffage verlangte Bellagter die Differenz zwiichen 
feiner Factura und der Abrechnung. Die Kläger erffärten von 
einem Limitum nichts zu willen; fie hätten wie gewöhnlich den 
Vorſchuß gegeben und Melchior & Co. feien die Konfignataire 
geweien. Bon ihnen jei nicht der ganze Vorſchuß als Ertrag 
der Waare bei ihnen eingegangen, weshalb ber Bellagte für den 
Reſt aufkommen müßte. Sie könnten nicht mehr ıhun, als dem 
Beflagten ihre Rechte an das Melbourne-Haus, dam feine Pflicht- 
widrigfeit zu Laſt zu legen fei, cediren. 


Rechtsſätze. 
1) Im Allgemeinen iſt der Commiſſionair, wie jeder andere Man— 
datar, verbunden, das übernommene Geſchäft bis zu Ende zu 


führen, falls nicht bejondere Umftände ihn ausnahmsweiſe von 
diefer Pflicht befreien, 


2), Ein Commiffionair, der fir einen Andern Waare confignirt, hat 
alles dasjenige auszuführen, was orbentliher Weife Jemand, 
der für eigene Rechnung confignirt als diligens pater familias 
auszuführen fi weranlaßt geſehen haben würde. 


3) Derjelbe hat dann, wenn ihm formell ungenügende ober dem 
Reſultat nad höchſt auffallende Berfaufsrehnungen von feinem 
GConfignatair zufommen, gegen denjelben auf genügende Auskunft 
über die nähern Umftände des Berfaufes und über die Urfachen 
des ungünftigen Nefultates zu bringen und jede anwendbare 
Diligenz aufzubieten, um ben Eonfignatair zum ordnungsmäfigen 
Berfahren zu bewegen. 


4 


—ñ 


Im Berhältniffe zwiſchen dem Committenten und dem Commiſſio— 
nair bildet für den Fall, wenn der Letztere die ordnungsmäßige 
Erledigung des Geſchäfts inſofern verhindert oder vereitelt, daß 
die betreffende Waare gegen Vorſchrift verkauft, oder daß dem 
Committenten die gehörige Rechnungsablegung vorenthalten wird, 
diejenige Schätzung die Grundlage der Intereſſenforderung, welche 
bei den Verhandlungen unter den Contrahenten, in Betreff der 
Waare von dem Committenten ausgegangen iſt. 


5) Dem Commiſſionair iſt auf ſein Verlangen der Beweis nachzu— 
laſſen, daß der Committent bei Zugrundelegung jener Evaluation 
zu ſeinem, des Commiſſionairs, Nachtheil bereichert werden würde. 


350 29. B. 4. Dehn & Melchior c. 8. Sımmonds. 


HDandelögerichtliches Erkenntniß (zweite Kammer) 
vom 24. November 1855. 

Da, felbft wenn das Handlungshaus in Melbourne, an 
welches die fraglichen Waaren confignirt worden, dem Be— 
Hagten anfänglich nicht genannt fein follte, die Kläger doc 
ver Natur der Sache nach immer nur als Commifflonaire zur 
überfeeifchen Verfendung der Waaren unter ihrfeitigem Vor— 
ſchuß, nicht aber felbft als Conſignataire zu betrachten find, 

da die Kläger bienady das vom Beklagten monirte Ver— 
fahren der Firma Melchior & Ev. in Melbourne bei Nealis 
firung der confignirten Waaren dem Beklagten gegenüber an 
und für ſich nicht zu vertreten haben, vielmehr — ſofern fie 
nicht durch eigenes ordremwidriges Verfahren ſich verantwortlich 
gemacht — unzweifelhaft berechtigt find, die Erftattung ihres 
geleifteten Vorſchuſſes, nachdem die Waaren, ohne denſelben 
völlig zu deden, realifirt worden, jegt von dem Bellagten zu 
beanfpruchen, 

da e8 bei diefer Sachlage nur darauf ankommt, ob die 
Kläger die in der ihnen übergebenen Factura angefegten Preife 
alg Limitum betrachten und demgemäß dag überfeeilhe Haus 
inftruiren mußten, nun aber eine wirkliche feite Limitirung 
ver Waaren in denjenigen Aeußerungen, weldye der Beklagte 
bei den Verhandlungen über das Gefchäft gethan haben will 
durchaus nicht gefunden werben Fann, wie es denn auch min- 
deftens als zweifelhaft betrachtet werden muß, ob Die Kläger, 
welche einen Vorſchuß von 45 pCt. des Facturawerths auf 
die Sendung gegeben haben, überall auf das Geſchäft ein- 
gegangen fein würden, fals der Beklagte wirklich ein Limit 
sorgefchrieben hätte: 

daß der Beklagte ſchuldig fei, die libellirten Beo.E 1302. 134 
ſammt den ferneren Zinſen vom 24ften dieſes Monats 
an und den Prozeßkoſten den Klägern innerhalb 8 Tage 
sub poena executionis zu bezahlen, 

die lehteren aber dem Bellagten auf Verlangen wegen 
der in Rede ftehenden Sendung jura cessa gegen Meldyior 
und Eo. in Melbourne zu ertheilen haben. 
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Dbergerichtliches Erkenntniß 
vom 7. März; 1856. 
(Auf beklagtiihe Appellation.) 

Da nad rechtlicher Rage der Sache das, auf Juſtification 
der Berfaufgrechnung gerichtete beflagtifche Verlangen auch 
für den Fall, dag die Kläger nur als Commiffionaire zur 
überfeeijchen Berfenvung der Waare unter ihrfeitigem Vor— 
fchuffe, nicht aber felbft als Confignataire zu betrachten find, 
in fo weit für begründet erachtet werben muß, daß die Kläger 
zur Herbeiführung folcher Juſtification ihre Thätigfeit bona 
fide für den Beflagten aufzumwenden haben; 

die Frage aber, ob das biefige Haus für folche Juſtifi— 
eativn perfönlich aufzufommen babe, und für eine etwanige 
Vernachläffigung der beflagtifchen Intereſſen bei tem Verkaufe 
der Waaren in Melbourne Seitens des dortigen Hauſes 
perfönlich zu beanfpruchen fein würde, davon abhängig er— 
frheint, ob das Haus Meldior & Ev. in Melbourne von den 
Inhabern ver biefigen Firma Dehn & Melchior oder unter 
deren Berantwortlichfeit betrieben wird, oder die hiefige Firma 
bei den Gefchäften des überfeeifchen Haufes an Gewinn und 
Berluft betheiligt ift; 

da übrigens das desfalls einzuleitende Juſtifications- und 
Beweis-Berfahren die Verpflichtung Des Beklagten zur einft 
weiligen Erftattung tes durch den Verkauf der Waaren un 
gedeckt gebliebenen Theils des, Hägerifcher Seits auf die Waaren 
geleifteten Vorſchuſſes nicht aufheben, fondern foldye Verpflichtung 
nur dahin modificiren kann, daß die Zahlung gegen Sicher— 
heitsbeftelluug ftattfindet; 

daß, unter VBerwerfung der übrigen Befchwerden, das 
banvelsgerichtliche Erfenntnig a quo vom 24. November 

"por. Jahres dahin abzuändern ift: 

daß der Beklagte ſchuldig ift, Die libellirten Bro. 
1302.13 4 gegen Hägerifcher Seits mittelft fuffifanter 
ſelbſtſchuldiger Bürgfchaft zu befchaffende Kaution 
bis zu ſolchem Belaufe innerhalb acht Tagen sub 
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poena executionis zu bezahlen, in Entftehung folder 
Caution aber sub poena executionis ad deponendunı 
ad depositum judiciale zu bringen. 
übrigens aber die Kläger innerhalb ſechs Monaten 
die beflagtifcher Seits verlangte Juſtification der 
Berfaufgrechnung, dem Beklagten Gegenbeweis et 
quaevis competentia vorbehältlich, zu befchaffen, oder 
doch nachzuweiſen haben, daß und welche Schritte 
fie zur Herbeifchaffung folder Zuftification gethan 
haben, unter dem Praejudize ihrfeitiger Verhaftung 
für ven Facturenbelauf; 
dem Beklagten aber in demfelben Termine anti- 
eipatione salva, und vorbehältlich des Gegenbeweifes 
für die Kläger, der Beweis nachzulaſſen ift: 
daß das Haus Melchior & Ev. in Melbourne von 
ven Inhabern der biefigen Firma B. A Dehn & 
Melchior oder unter deren Verantwortlichfeit be— 
trieben wird (wobei für den Fall, daß dies nicht 
rücfichtlih jämmtlicher Inhaber der refpectiven 
Firmen der Fall fein follte, beiden Theilen Ges 
rechtſame vorbehalten bleiben) oder daß die biefige 
Firma bei ven Gefchäften des überfeeiichen Haufes 
an Gewinn und Verluſt betheiligt fei. 
Und ift Die Sache foldyergeftalt, unter Compenfation 
der Koften dieſer Inſtanz, nebſt den wieder zu ver— 
fiegelnden Acten, zum weiteren Verfahren an das 
Handelsgericht zu remittiren. 


Ober: Appellationdgerichtliches Erkenntniß 
vom 15, November 1856. 

(Auf Hägerifhe Appellation) ein Konfignationsgefchäft betreffend. 
Da die Förmlichkeiten der Appellation für gewahrt zu 
achten, und in der Sache felbft, das Erfenntniß des Ober- 
gerichts der freien Hanfeftabt Hamburg vom 7. März 1856, 
wie hiemit gefchieht, zwar im Uebrigen zu beftätigen, aber 
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dabin abzuändern fei, daß ver letzte Sab des dem Be— 
Hagten in felbigem nachgelaffenen Beweifes, dahin lautend: 

daß die biefige Hägerifche Firma bei den Gefchäften 
des überfeeifchen Haufes an Gewinn und Berluft be- 
theiligt jet, in Wegfall zu bringen, 

Und wird die Sache, unter Eompenfation der Koften 
gegenwärtiger Inſtanz, fo weit noch nicht darüber er- 
fannt worden, zu einer Hälfte, und Convemmation ver 
Appellanten in die andere Hälfte, zum weiteren Ber- 
fahren an das Handelsgericht zurüdverwiefen, und dem 
Beflagten aufgegeben, feine Armutbsbehauptung innerhalb 
vier Wochen durch Einlieferung eines Armuthszeugniſſes 
nad Vorſchrift des $ 112 der Gerichtsorbnung zu be= 
ſcheinigen, widrigenfalls mit Einziehung der Koften gegen 
ihn verfahren werben wird, 


Entſcheidungsgruͤnde. 


Nachdem das Handelsgericht die Kläger — abgeſehen von 
dem an den Beklagten geleifteten Vorſchuß, über welchen Gegen 
ftand Fein Streit mehr unter den Partheien beſteht — als 
bloße Commiſſionaire des Beklagten zum Zwede der über- 
feeifhen Verſendung der beflagtifchen Waare behandelt, und 
infofern der Letztere Anſprüche auf nähere Belegung und Recht» 
fertigung der ihm zugefommenen Verkaufsrechnung geltend 
machen zu dürfen glaubt, die Kläger nur zur Ertbeilung von 
jura cessa gegen die Eonfignataire Melchior & Co. in Mel- 
bourne für verpflichtet erklärt bat, ift das Obergericht von ver 
folgenden Auffaffung ausgegangen. Es erachtet die Kläger 
felbf für den Fall, daß fie nur Commilfionaire behufs der 
überfeeifchen Eonfignirung der betreffenden Waare fein follten, 
für verbunden, die Herbeiführung der in Rede ftehenden Juſti— 
fication durch ihrfeitige Thätigkeit foweit wie thunlich zu bes 
wirken; allein es gebt noch weiter und nimmt an, baß, wenn 
zwifchen ven Klägern und dem genannten überfeeifchen Haufe 
diejenige nähere Verbindung beftehen folte, auf welche die in 


der sententia a qua angegebenen Beweisfäße * beziehen, 
Rechtsfalle 1856. 
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dann das zwiſchen den Partheien eingegangene Verhältniß fo 
aufgefaßt werden müfle, daß die Kläger mehr als bloße Eon=- 
fignationgvermittler gewefen und zwar dem Bellagten für die 
gehörige Ausführung der Eonfignation und die hieraus hervor⸗ 
gehenden ferneren Verbindlichkeiten perſönlich verantwortlich 
ſeien. 

Im Weſentlichen war dem Obergerichte hierin beizuſtimmen 
und nur in Betreff der Beweisfätze war eine Abänderung 
zu treffen. 

Was nämlidy ad Gravamen principale der Kläger 

sub ID) ven esften der oben erwähnten Punkte anlangt, To 
findet die obergerichtliche Auffaflung ihre Rechtfertigung darin, 
daß 

a) im Allgemeinen der Eommiffionair, wie jeder andere 
Mandatar, das übernommene Geſchäft bis zum Ende zu führen 
verbunden ift, falls nicht befonvere Umftände ihn ausnahms— 
weife von dieſer Pflicht befreien, und daß es 

b) nad der Natur des von den Klägern bier übernommenen 
Auftrages zu deffen völliger Ausführung gehört, Fürforge auch 
für eine genügende Ausfunftsertheilung über den Verkauf, fo 
wie für die von dem auswärtigen Haufe zu befchaffende Juſti— 
firation der Verkaufsrechnung zu tragen. 

Der 

sub a) berührte allgemeine Sat ergiebt ſich jchon von 
felbft aus der Contracts » Natur des Manbates, doch ift es 
au in den Geſetzen ausdrücklich anerkannt: 

L. 27 $ 2 Dig. mandati 17, 1, 

$ 11 3. de mandato 3, 27, | 

(L. 22 $ 11 L. 23, 24, 25 Dig. h. t.), 
und von den Borausfehungen, unter welchen zufolge der vor: 
bemerkten Beftimmungen ein Manvatar ſich ausnahmsweile 
der völligen Ausführung des betreffenden Geſchäfts entheben 
darf, ift bier Feine vorhanden. 

Anlangend fodann 

ad b) die Natur der im sorliegenden Falle vun Seiten 
der Kläger übernommenen Beforgung, fo ift es ohne Zweifel 
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unrichtig, daß dieſelben, wie ſie behaupten, nichts weiter zu 
thun gehabt hätten, als die Waare zu erpediren, den Con— 
fignatairen zu Melbourne die erforderlichen Snftructionen zu— 
gängig zu machen, und, nad Eingang der Berfaufsberechnung 
und deren Provenue felbige dem Beklagten zuzuftellen, obne 
fich weiter um das Ausreichende und die Statthaftigfeit der 
Abrechnung, jo wie des fonftigen Verfahrens bes überfeeifchen 
Daufes Fümmern, und ohne, wenn felbige ungenügend er— 
Ichienen, auf Befeitigung der Mängel hinwirken zu müſſen. 
Unbevenflich darf man annehmen, daß ein Commiſſionair in 
derjenigen Stellung, in welcher fidy bier die Kläger befunden 
haben, alles dasjenige auszuführen hat, was ordentlicher Weife 
Jemand, der für eigene Nechnung eonfignirt, als diligens pater 
familias auszuführen fich veranlaßt gefehen haben würde. Nun 
wird ſich Fein Confignant, wenn ihm formell ungenügende 
oder dem Reſultate nach höchſt auffallende Berfaufsabrechnungen 
von feinem Eonfignatair zufommen, paffiv verhalten, er wird 
vielmehr gegen den Confignatair auf genügende Auskunft über 
die näheren Umftände des Verkaufes und über die Urfachen 
des ungünftigen Refultates dringen, und jede anwendbare 
Diligenz aufbieten, um den Eonfignatair zum orbnungsmäßigen 
Verfahren zu bewegen. Wenn nun zufolge des Obigen ein 
Gleiches derjenige Eonfignant, weldyer bei der Conſignirung 
ein fremdes Sintereffe ald Commiflionair vertritt, ſchon im 
gewöhnlichen Falle zu Teiften bat, fo muß dies vollends bier 
von den Klägern im Verhältniſſe zu dem Beflagten gejchrhen. 
Der Bellagte, ein Kleiderhändler und mit dem Großhandel 
und überfeeifchen Gefchäfte nicht vertraut, bedurfte und bedarf 
für die Leitung der Unternehmung, für tie Correjpondenz, 
und fo weiter, einer mercantilifchen Beihilfe, und diefe würde 
ibm gerade zu der Zeit entzogen werden, wenn er ihrer am 
Meiften bevürfte, falls der zugezogene Dirigent des Geſchäftes 
fich dann zurückzöge, und zurüdziehen dürfte, wenn das über> 
ferifche Haus den ibm als forgfältigem Confignatair obliegen- 
den Berbindlichfeiten nidyt nachkäme. 
23* 
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Wenn fomit der obergerichtlichen Auffaffung in Betreff 
des vorſtehenden Punctes im Allgemeinen beizutreten war, fo 
fam es nur noch auf die Erwägung der Frage an, ob Das 
von dem Obergerichte für den Fall, daß die Kläger weder 
die Zuftification der Verkaufrechnung berbeifchaffen, noch auch 
fi darüber ausweifen follten, daß fie zur Erlangung berfelben 
pflidytmäßige Diligenz gewiſſenhaft, wenn gleich erfolglos, auf- 
gewendet hätten, beftimmte Präjudiz „ver Verhaftung für den 
Facturabelauf“ gerechtfertigt erſcheine. Dies mußte den 
vorliegenden Umftänden nad bejabet werden. Im Verhält— 
niffe zwifchen dem Committenten und dem Commiffionair 
bildet nämlich für den Fall, wenn der Letztere Die ordnungs— 
mäßige Erledigung des Geſchäftes infofern verhindert oder 
vereitelt, daß die betreffende Waare gegen Vorfchrift verkauft, 
oder daß dem Eommittenten die gehörige Rechnungsablegung 
vorenthalten wird, diejenige Schäbung die Grundlage ver 
Intereſſe-Forderung, welche bei den Verhandlungen unter den 
Eontrabenten, in Betreff der Waare von dem Committenten 
ausgegangen if. Und wenn auch dem Commiſſionair auf 
desfallfiges Verlangen der Beweis nachzulaſſen if, daß der 
Eommittent bei Zugrundelegung jener Evaluation zu feinem, 
des Commiſſionairs, Nachteil bereichert werden würde, fü 
bedarf es doch, um hierauf zu erkennen, befonderer Anträge, 
von welchen bier Nichts vorliegt. 

Anlangend ad Gravamen principale 
| sub H, den zweiten der bier in Betracht zu ziebenven 

Puncte, fo kommt es bei temfelben auf die von den Klägern 
berührten allgemeinen Grundſätze darüber, unter welden 
Borausfepungen Theilhaber beftehbender Firmen für deren 
Berbinvlichkeiten perfünlid in Anfpruch genommen erben 
dürfen, mwenigftens zunäcft, nicht an. Diefer Punct würde 
erft dann in Betracht fommen, wenn ber obergerichtlichen 
Auffaffung nicht beizutreten fein follte, daß Verbindungen des 
Hägerifchen Haufes mit der Firma Melchior & Eo. in Melbourne, 
wie foldye zum Gegenftande der beflagtifchen Beweisführung 
gemacht worden find, die Wirkung hätten, die Kläger ohne 
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Weiteres aus dem urfpränglichen Gefchäfte dem Beklagten 
perfönlich obligirt erfcheinen zu laffen. Dies mußte nun aber 
— nur mit einer fogleich zu erwähnenden Befchränfung — 
angenommen werden. Wenn nämlih die beiden Firmen 
DB. A Dehn & Meldior in Hamburg und Melchior & Eo. 
in Melbourne durch diefelben Perſonen gebildet werden follten, 
fo daß die Verſchiedenheit der beiden Etabliffements nur eine 
locale und äAußerliche fein würde, während der Sache nad 
die Gefchäfte beider Firmen gleichmäßig diefelben Perfonen 
betheiligten, fo wie in dem anderen Falle, wenn, ohne diefe 
Identität der Inhaber, das in Melbourne beftebende Haus 
eine Factorei des Hamburgifchen Haufes fein und als Inſtitor 
unter der Verantwortlichkeit des Lehteren ftehen follte, fo 
würde das unter den Paxtheien gejchloffene Geſchäft nicht 
anders aufgefaßt werden Fünnen, als daß die Kläger, dem 
Beklagten’ gegenüber perfönlich für alle gegen ihn aus ber 
Eonfignation zu erfüllende Berbindlichfeiten aufzufommen 
hätten. Wenn ungeachtet des Beftehens derartiger Verhältniſſe 
die Kläger jenes Geſchäft, fo wie fie es im Prozeſſe verſucht 
haben, veuteten, jo würden fie ſich einer Verletzung der con= 
trastlihen bona fides fihuldig machen, welche ihnen nicht 
geftattet werben barf. 

Nicht ein Gleiches würde dann vorliegen, wenn nur Die 
dem le&ten der vom Öbergerichte formulirten Beweisſätze 
zu Grunde liegende Annahme in Betracht Tommen follte, 
Denn einer bloßen, vieleicht fogar unerheblichen Betheiligung 
der Hamburgijchen Firma an dem Gewinne und Verluſt des 
zu Melbourne beftehenden Etabliffements würde nicht diejenige 
Wirkung auf die Auslegung des in Nede ftehenden Eontractes 
beigelegt werben können, welche zufolge des Obigen als eine 
Folge der Spentität der Theilbaber oder der Factor-Dualität 
des Melbourne-Haufes angejehen werden muß, und der vor— 
gedachte lebte Theil des vom Obergerichte normirten Beweis- 
ſatzes war fomit in Wegfall zu bringen. 

Wenn die Kläger gegen jede Nadlaffung eines Beweiſes 
in irgend einer der angegebenen Richtungen an ven Beklagten 
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einwenden, lebterer babe es an den biebei vorauszuſetzenden 
factifchen Behauptungen fehlen laſſen, fo tft dies unrichtig. 
Der Beklagte bat bei allen feinen Ausführungen geltend 
gemacht, daß er allein mit der klägeriſchen Firma in vecht- 
lichem Nerus ftehe, und daß dagegen die Firma Melchior & Ev. 
nur als von der erfteren abhängig in Beziehung auf Das 
vorliegende Gefchäft betrachtet werden Fünne. Insbeſondere 
bat er wiederholend angeführt, daß die Kläger das Melbourne 
Etabliffement als „ihr Haus“ ihm gegenüber bezeichnet hätten, 
worin, wenn dies gefchehen fein follte, unter den vorliegenden 
Umftänden ſchon allein eine genügende Erflärung der Kläger, 
daß fie die perſönliche Verantwortlichfeit für die Handlungen 
oder Unterlaflungen des Melbourne-Hauſes zu tragen hätten, 
liegen würde, fo Daß der Beweis der vorgedachten Behauptung 
genügen müßte, um ver dem Beklagten gemachten Auflage zu 
entiprechen. ö 

Durch das Vorſtehende erledigt fich zugleich Die erfte der 
eventuellen Befhwerden der Kläger, jo daß es nur 
noch auf die zweite derſelben anfommt, daß nicht die Folgen, 
welche aus der in Rede ftehenden Fägerifchen Verantwortlichfeit 
fidy ergeben würden, beftimmt angegeben worden feien. Die 
Kläger bezeichnen es als ungewiß, ob fie im Falle eines 
Gelingens der beflagtifchen Beweisführung abgemwiefen oder 
zur Suftification der BVerfaufrechnungen verpflichtet werben 
follten, und worin eventuell die Suftification zu befteben haben 
würde. Nun ergiebt es ſich ohne Weiteres aus der Sachlage, 
daß die Kläger, wenn ver Beklagte der ihm gemachten Beweis- 
auflage entfprechen follte, ſowohl die Suftification der Verkauf⸗ 
rechnung berbeizufchaffen haben, als auch für den dem Be— 
Hagten etwa noch zufommenden Belauf verantwortlich fein 
werben. Was ferner, als eine genügende Auftification anzu— 
fehen fein werde, ift bis jetzt nicht entſchieden und wird eventuell 
son der richterlichen Beurtheilung abhängen. Borläufig genügt 
es, daß im Allgemeinen die „beflagtifcherfeits verlangte Juſti— 
fication ter Verkaufrechnung“ vom Obergerichte als Grundlage 
bezeichnet worden ift, von welcher mithin anszugeben fein 
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wird. Es bedarf mithin eines näheren Eingehens auf diefen 
Gegenftand für jest nicht. 

Die Koften der vorigen Inſtanz mußten ſelbſtverſtändlich 
compenfirt bleiben. Bon einer gänzlichen Compenfation der 
Koften gegenwärtiger Inſtanz war dagegen abzufehen, weil 
die klägeriſche Appellation im Wefentlichen der Sache grunblos 
erjchien, und nur in einem einzelnen Puncte, welchem, den 
Umftänden nad, nur eine untergeordnete Bebentung beizulegen 
ift, zu reformiren war. Deshalb wurde fo, wie im Urtheile 
geſchehen, in Betreff der Koſten gefprocen. 


— seir 


N 30. 


In Sachen Herrn Dr. D. H. Jaeobj als cur. perp. des 
Franz Heinrich Lüneburg, Klägers (Anwald Dr. 
H. A. Feldmann) contra Herren NH. VB. Swaine& Ev. 
als Bevollmächtigte ver Royal Exchange Assurance Corporation 
in London, Beklagte. (Anwald Dr. O. Schroeder.) 


A. Rechtsfall: 
Der Kläger verlgugte von ben Beklagten, berjelbe folle einen 
Schiedsrichter ernennen zum Zwed ber Regulirung der Schabens- 
forberung des F. H. Lüntburg, in Gemäßheit Art. 12 Abſchn. IE 
der Police, unter Der Anzeige, daß er feinerjeits ben Haus- 
makler Strofart dazu gewählt. Der Art. 12 Tautete: „Wenn 
bei Regulirung einer Forderung der Verſicherte und Verſicherer 
ſich nicht einigen Können, jo wie auch in Fällen, wo über ben 
Belauf des Schadens feine Gewißheit ober Ueberzengung zu er- 
fangen, jo ſoll dies durch Schiedsrichter eutſchieden werben.” 
Die Beflagten behaupteten, die Sache eigne fih nicht zum 
Schiebsurtbeile, denn er werbe bie Einrebe ber wifjentlichen 
Ueberſetzung der Schabensforderung (wonad die ganze Police 
ungültig fei) opponiren, und beantrage er beshalb Beibringung 
der Unterfuhungsacten. Der Kläger führte dagegen an, daß 
das in der Unterfuchungsfache ergangene Erfenntniß den Lüne— 
burg freigefprochen, er alfo fundatam intentionem habe. Nach 
einer vom Gerichte verfügten, aber fruchtlos abgehaltenen Com— 
miffton erfannte felbiges wie folgt. 
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B. Rechtsſätze: 

1) Es ift den Schiebsmännern unbenommen, wegen relevanter fac- 
tiſcher Momente, welche nad ihrer Anficht nicht ohne ein fürm- 
liches Beweisverfahren zur erforberfihen Liquidität gebracht 
werben fünnen, die Partheien zur einftweiligen gerichtlichen Pro- 
cebur zu verweiſen. 

2) Bei Interpretation von Nechtsgefehäften find bie von ben Par- 
theien gebrauchten Worte immer in dem Sinne aufzufaffen, in 
bem fie gewöhnlich gebraucht werben. 

3) Streitigkeiten iiber „Regulirung einer Forderung“ begreifen bei 
Aſſecuranzen ganz generell alle Fälle, wo es ſich von der Größe 
des zu leiftenden Erſatzes handelt. 

4) In zweifelhaften Fällen muß der Sinn als die wahre Meinung 
ber Eontrahenten ausprüdend den Borzug haben, qui rei geren- 
dae aptior est, das beißt, welcher mehr als ein anderer bem 
Zwede und ber Matur des Geſchäfts entfpricht. 


Handelögerichtliches Erkenntniß (Erfte Kammer) 
vom 29. November 1855. 


Da die beflagtifche Einwendung, daß die in den Ver— 
ficherungs- Bedingungen (Anlage 2) sub 12 Al. 11 enthaltene 
compromiſſariſche Beftimmung dann — mwenigftens zunächſt — 
nicht zur Anwendung fomme, wenn von Seiten der beflagten 
BerficherungssGefellfchaft behauptet wird, daß der daſelbſt im 
zehnten Alinea bedachte Fall vorliege, in dem Wortlaute der 
erwähnten compromiſſariſchen Beftimmung keinen wirklichen 
Stüßpunet findet, 

auch zu einer foldyen reftrictiven interpretation, bei weldyer 
bie unverfennbar bezweckte fchleunige Erledigung der Schadens⸗ 
Nerlamationen ſtets beflagtijcherfeits behindert werden könnte, 
um fo weniger Veranlaffung vorliegt, als ja ſelbſtverſtändlich 
den Schiedsmännern unbenommen ift, wegen relevanter fac- 
tifcher Momente, welche nach ihrer Anficht nicht ohne ein fürm- 
liches Beweisverfahren zur erforderlichen Liquidität gebracht 
werben Fünnen, die Partheien zur einftweiligen gerichtlichen 
Procedur zu verweiſen, 
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daß Beflagte innerhalb acht Tage sub poena 10 Thaler 
wegen der in Nede ftebenden Hlägerifchen Reclamation 
einen ibrjeitigen geeigneten Schiedsmann dem cur. nole 
Kläger zu denominiren, auch demfelben die Koſten des 
bisherigen Verfahrens, einfchließlich derer Des Commiſſions⸗ 
Termine, sub poena executionis zu erfeßen ſchuldig. 


Obergerichtliches Erkenntniß 
vom 14. Sanıtar 1856. 
(Auf beflagtifhe Appellation). 

Da die im Abfab 11 des $ 12 der Bebingungen feſt⸗ 
geftellte Entſcheidung durch Schiedsrichter ſich nur auf folde 
Fälle bezieht, in welchen bei anerfannter Schadenspflicht des 
Berficherers über das Quantum der Schadensforberung Streitift: 

daß das handelsgerichtliche Erfenntniß a quo vom 29ften 
November vorigen Jahres wieder aufzuheben und cur. 
noie Kläger zu verpflichten fei, fi) auf Das beflagtifche 
Vorbringen bauptfächlich einzulaflen. 
Die Koften diefer Inſtanz werden compenfirt, und 
wird die Sache zum weiteren Verfahren an das 
Handelsgericht remittirt. 


Ober⸗Appellationsgerichtliches Erkenntniß 
vom 6. December 1856. 
(Auf beiderſeitige Appellation) eine Aſſecuranz⸗Forderung, jetzt die Zu- 
läſſigkeit ſchiedsrichterlichen Verfahrens betreffend. 

Daß die Förmlichkeiten der beiderſeitigen Appellation für 
gewahrt zu achten, und in der Sache ſelbſt das Erkenntniß 
des Obergerichts der freien Hanſeſtadt Hamburg vom 
14. Januar dieſes Jahres, wie hiemit geſchieht, unter 
Verwerfung der klägeriſchen Beſchwerde, auf Grund der 
Appellation der Beklagten dahin abzuändern, daß der 
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Kläger, unter Verurtheilung in die Koften erfter Inftanz, 
mit feinem Klagantrage abzumeifen fei. 

Die Koften dieſer Inſtanz find zur einen Hälfte zu 
eompenfiren, zur andern Dagegen vom Kläger den Be- 
Hagten zu erftatten; und wird die Sache nunmehr an 
das Handelögericht zurüdvermwiefen. 


Ä Entſcheidungsgruͤnde. 
Soviel 


I) die Appellation des Klägers betrifft, fo war dieſelbe 
als unbegründet zu bermwerfen, und mit dem Obergerichte an— 
zunehmen, daß die Beſtimmung des Art. 12, Abſ. 11 der 
Bedingungen ber beklagten Corporation, welcher durch den 
Abſchluß der Verficherung auf Grund diefer Bedingungen zu 
einem pactum de compromittendo geworden ift, auf einen Fall, 
wie Der vorliegende, wo bie Beklagten wegen angeblichen Be- 
trugs des DVerficherten die Aſſecuranz als nichtig anfechten, 
nicht zu beziehen ift. 

A) Entſcheidend hiefür ift fchon der Wortlaut diefer Be- 
ſtimmung. 

1) Wäre es die Abſicht der beklagten Corporation geweſen, 
alle Streitigkeiten mit ihren Verſicherten ohne Ausnahme der 
gerichtlichen Cognition zu entziehen und einer ſchiedsrichter⸗ 
lichen Entfcheidung zu unterwerfen, jo wäre nichts einfacher 
gemwefen, als dies ganz allgemein auszufpredhen, was aber 
nicht. gefcheben. : 

2) Der Ausdrud: „wenn bei Regulirung einer For⸗ 
derung der Berficherte und diefe Corporation fich nicht einigen 
können,“ feßt offenbar ven Fall voraus, wo das Recht, Schadene- 
erfat zu fordern, an fich anerkannt ift, und es ſich nur von 
einer Differenz über ven Betrag des zu Erſetzenden handelt. 
Bei Interpretation von Nechtsgefchäften find Die bon ben 
Partheien gebrauchten Worte immer in dem Sinne aufzu- 
faflen, in dem fie gewöhnlich gebraucht werden. Nun aber 
pflegt man Die Entfcheidung darüber, ob jemand überall 
Etwas zu fordern, ob er namentlich wegen geübten dolus " 
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nicht jedes Forderungsrecht verloren habe, doch nicht mit dem 
Ausdrude zu bezeichnen: „eine Forderung reguliren,* der 
vielmehr ganz entfchievden nur von der näheren Beftimmung 
einer an ſich anerfannten Forderung gebraucht wird. 

Daß er in dieſem natürlichen und gewöhnlichen Sinne 
auch hier gebraucht ift und nichts anderes bezeichnen fol, als 
was in der ähnlichen Beſtimmung der vom Kläger in dieſer 
Inſtanz beigebrachten Bedingungen zweier anderer Compagnien, 
der der „Times” und der „Anchor Assurance Company“ durch 
„Regulirung einer Ehadensrehnung” ausgedruͤckt ift, 
daß er dagegen nicht ungewöhnlicher Weife auch hat befagen 
follen: Unterfuchung, ob eine Forderung überall beftehe, geht 
nun aber überdies 

3) ganz unzweifelhaft hervor aus dem Zufaße: 

„Sowie auch in Fallen, wo über den Belauf des Schadens 
feine Gewißheit oder Ueberzeugung zu erlangen iſt.“ 

Mären in dem Auddrud Uneinigkeit über „Regulirung 
einer Forderung“ auch alle Fälle begriffen, wo die Verficherer 
jede Erfaßpflicht verweigern, fo wäre diefer Zufaß, befonders 
wenn man mit dem Kläger ihn fo auffaßt, daß darunter 
gerade die gewöhnlichen Fälle einer näheren Beftimmung des 
Quantumd der Forderung verftanden feien, ein ganz über: 
flüffiger und jedensfalls höchft auffallender. Keins von Beiden 
ift dagegen der Fall, wenn man ben Ausdruck „Regulirung 
einer Forderung“ in feiner natürlichen Bedeutung und zu: 
gleihh den durd „auch“ angefnüpften Zufag in dem richtigen 
Sinne verfteht. 

Streitigkeiten über „Regulirung* einer Forderung begreifen 
bei Affecuranzen ganz generell alle Fälle, wo es fich von der 
Größe des zu leiftenden Erfages handelt. In den gewöhn: 
lichen Fallen nun iſt der Verficherte im Stande, über ben 
Belauf des Schadens, d. h. ber die Gegenftände, welche zur 
Zeit der Feuersbrunft in dem betreffenden Rocale waren und 
verbrannt find, durch feine Bücher oder auf andere Weife 
einen Beweis oder doch mindeftens eine Befcheinigung beizu: 
bringen. Nicht felten aber ereignet es fi), daß auch bie 
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Bücher und andere Beweismittel mit verbrennen, fo daß, 
wenn auch ein eingetretener Schaden an fich nicht zu be- 
zweifeln ſteht, Doch über den eigentlichen Belauf des Schadens, 
d. h. des wirklich verbrannten, Feine auch nur annähernde 
Gewißheit zu verfchaffen if. Solche Fälle nun find es, 
melde der Zufag im Auge hat, und da ed zweifelhaft er: 
fcheinen konnte, ob der Ausdruck „Regulirung einer Forderung" 
auch diefe befaffe, fo war ed paffend, den Eintritt der ſchieds⸗ 
richterlichen Entſcheidung ausdruͤcklich auf diefe Fälle zu er: 
ftreden. | 

B) Wäre aber auch der Wortlaut der Beftimmung für 
ein zweifelhafter zu erachten, und alfo die wahrfcheinliche Ab: 
ſicht bei Feftftelung derfelben in Betracht zu ziehen, fo würde 
dennoc der obergerichtlichen Auffaffung berfelben beigetreten 
werden müffen. 

1) Ob deöwegen, weil bier ein pactum de compromitiende 
vorliege, ein folcheö aber, weil eine Ausnahme von der Regel 
begründend, daß alle Streitigkeiten zur Entfcheidung an die 
vom Staate dazu angeorbneten Gerichte zu bringen feien, im 
engeren Sinne interpretirt werben müffe, fann unentfchieden 
bleiben. 

Entfcheidend dagegen ift hier 

2) die Regel, wonacd bei zweifelhaften Worten der Sinn 
ald die wahre Meinung ber Gontrahenten ausdrüdend, den 
Vorzug haben fol, qui rei gerendae aptior est 

L. 67 D. de R. J., 
d. h. welcher mehr ald ein anderer dem Zwecke und ber Natur 
des Gefchäfts entfpricht. Denn mag es auch nad) der frag: 
lichen Beflimmung den Partheien freiftehen, in einem einzelnen 
Falle nicht bloß fachverftändige Laien, fondern auch Rechts: 
gelehrte zu Schiedsrichtern zu wählen, »jedenfalld läßt fich 
nicht verfennen, daß in allen Fällen, wo es fich nicht bloß 
um Prüfung einer Schadensrechnung in quali et quanto und 
um Ermittelung bed wahren Belaufd eined eingetretenen, 
aber feinem Umfange nad nicht zu erweilenden Schadens 
bandelt, und namentlih dann, wenn e3 fich fragt, ob ein 
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angeblicher Betrug ald genugfam ermwielen vorliege und ba: 
durch die an fich begründete Klage elidirt werde, zweckmaͤßiger 
von den ordentlichen Gerichten, ald von Schiedörichtern zu 
enticheiden ift, indem befonderd in Fällen der letzteren Art 
meiftend ein Beweidverfahren durch Zeugen eintreten wird, 
auch die Benugung der etwaigen Unterfuhungs = Acten den 
Schiedsrichtern nicht fo, wie den ordentlihen Gerichten, zu 
Gebote fteht. Auch darf man 

3) wohl annehmen, daß es fchwerlich in der Abficht der 
Berficherer gelegen habe, mit einem Berficherten, den fie eines 
Betrugd bezüchtigen zu dürfen glauben, in außergerichtliche 
Berhandlungen wegen zu erwählender Schiedörichter zu treten. 
Dagegen kann 

4) ber vom Handelsgerichte für feine Auslegung geltend 
gemachte Grund für erheblich nicht erachtet werden, da in der 
Regel eine Affecuranz.Gefelfchaft den Einwand des Betrug 
fhon im eigenen Intereſſe nicht fo leicht erheber®wird, wenn 
fie nicht einigermaaßen dringende Indicien für legteren glaubt 
annehmen zu dürfen, überdies aber die Verhandlung über . 
einen folhen Einwand vor Echiedörichtern die Erledigung der 
Schadensforderung in den meiften Fällen eben fo fehr ver: 
zögern dürfte, als die vor den Gerichten. 

Endlich Fann es 

5) auf die vom Klaͤger geltendd gemachte Regel, daß im 
Zweifel gegen den qui elarius loqui debuisset, alſo hier gegen 
die beklagte Corporation, welde die Bedingungen abgefaßt, 
zu interpretiren fei, nicht weiter anfommen, da ganz abgefehen 
davon, daß fich gar nicht fagen läßt, die weitere Auslegung 
der fraglichen Beftimmung fei den Beklagten nachtheiliger als 
die engere, die obige. zunacft zur Anwendung kommende 
Snterpretationsregel für die engere Auffaffung des Ausdrucks 
entfcheibet. 

Zwar hat nun 

6) der Kläger einen pofitiven Beweis für die wohlbebachte 
Abficht der beklagten Corporation, ganz allgemein in allen 
Streitigkeiten mit den Verficherten fchiedörichterliche Ent fheidung 
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eintreten zu laffen durch die Vergleihung mit den Bein: 
gungen anderer, namentlic Engliſchen Affecuranz:Compagnieen, 
zu führen verfucht, indem er daraus, daß bie in vielen dieſer 
Letzteren fich findende eventuelle Unterwerfung unter die Ham: 
burgifchen resp. überhaupt ausländifchen Gefege und Gerichte 
in denen der beflagten Corporation fehlt, den Schluß zieht, 
daß Diefelbe mit ausländifchen Gerichten überhaupt nichts zu 
thun haben wolle. Allein abgefehen von anderen Gründen, 
welche diefen Schluß ald höchft bedenklich erfcheinen laſſen, 
wird die Behauptung der Beklagten, daß dies keineswegs Die 
Intention der von ihm vertretenen Gefellfchaft fei, dadurch 
beftätigt, daß ja in dem gegenwärtigen Falle die Beklagten 
fi gar nit weigern, vor dem Hamburgifchen Handelögerichte 
Recht zu nehmen. 

Anlangend dagegen 

II) die Appellation der Beklagten, fo war auf Grund 
des principgten Theild ihrer Befchwerde dad Erfenntnig des 
Obergerichtd dahin abzuändern, daß der Kläger, unter Ber: 
urtheilung in die Koften erfter Inftanz, mit feinem Klag: 
antrage abzuweifen fei. 

A) Mit Unrecht beftreitet der Kläger die Zuläffigkeit diefer 
Appellation, weil die Verfügung ded vorigen Erkenntniffes, 
gegen welche fie gerichtet, nur eine prozeßleitende, alfo inappel: 
lable fei. Denn das ift fie keineswegs, indem das Obergericht 
vielmehr durch diefe Verfügung zugleich den von den Be: 
klagten bereits in voriger Inftanz geftellten Antrag auf ſo— 
fortige Abmweifung des Klageantragd verworfen hat. 

B) Die Befchwerde ift aber auch eine durchaus begründete, 

Die Klage ift nämlich lediglich dahin gerichtet, die Be: 
klagten fchuldig zu erfennen, zum Behuf. des compromiffarifchen 
Verfahrens ihrerfeits einen Schiedsrichter zu ernennen. Er: 
kannte nun das Obergericht, daß die Beflimmung im Art. 12 
Abf. 11 der beflagtifchen Bedingungen fih nur auf foldye 
Fälle beziehe, wo bei anerfannter Schadenserfaßpflicht des 
Verſicherers, über das Quantum der Forderung Etreit fei, fo 
folgte daraus mit Nothwendigkeit, daß, da die Beklagten 
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erklären, wegen eines ihrer Anficht nach von Berficherten ges 
übten dolus feine Erfagpflidt anerkennen zu fünnen, 
der Antrag des Klägerd fofort abgemielen werden mußte; 
und wenn dad Obergericht ftatt deffen den Kläger ſchuldig 
erklärt hat, fi auf dad Vorbringen der Beklagten haupt— 
fächlich einzulaffen, fo konnte dies für der wahren Sachlage 
entfprechend nicht erachtet werben. 

Zwar meint der Kläger, das Obergericht habe gar nicht 
anders erkennen dürfen. Er geht nämlich davon aus, das 
bloße Anführen der Beklagten, daß fie wegen eines vom Ber: 
fiherten geübten dolus überall Feine Schadenserfaßpflicht an— 
erkannten, genüge jedenfalls nicht, um das ſchiedsrichterliche 
Berfahren audzufchließen, fondern ed müffe erft erfannt werden, 
ob fie dies mit Necht thäten, ob alfo die Einrede des dolus 
begründet fei; darüber habe dad Handelsgericht erft zu er: 
fennen, und zu dem Ende fei die Sache vom Obergericdhte 
mit Recht weiter inftruirt. Hierin hat er nun infofern voll: 
fommen Recht, ald, wenn das Handelögericht die Einrede 
des dolus Fünftig verwerfen follte und die Partheien ſich dann 
über den Betrag der Schabensforderung nicht follten einigen 
koͤnnen, alsdann das fehiedsrichterliche Verfahren noch einzu: 
treten haben wird. Allein eben zu dem Ende muß erft die 
Klage auf Schadenserfab beim Handelögerichte angeftelt und 
dadurch den Beklagten VBeranlaffung gegeben werden, die Ein: 
rede des dolus gehörig vorzuſchützen und zu fubftanziiren, was 
zur Zeit, wie der Kläger felbft zugegeben hat, 

Hand.:Ber.:Acen Nr. 5 p. 10, 
noch gar nicht gefchehen if. Auch abgefehen aber von diefem 
legten Umftande, wäre die Fortfeßung des jebigen Verfahrens 
ganz zwecklos. Denn würde auch duplicando die Einrede des 
dolus näher begründet und demnächft erwiefen, fo koͤnnte das 
Handelögericht, obgleich es dann materiell in der Lage wäre, 
den Kläger mit feiner ganzen Forderung abzumweifen, dennoch, 
da diefe zur Zeit noch gar nicht in litem deducirt ift, immer 
nur auf Abweifung des Antrags auf Ernennung eined Schieds— 
richterö erfennen, während, wenn der gegenwärtig geftellte 
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Klagantrag fofort abgewiefen und dann bie Hauptllage an: 
geftelt wird, Alles in Ordnung kommt, ohne dem Rechte 
des Klägerd aud Art. 12 Abf. 11 der Bedingungen irgend 
zu praejubiciren. 

War nun aber die Appellation des Klägers zu vermerfen, 
der der Beflagten dagegen ftatt zu geben, fo folgt daraus, 
daß über die Koften dieſer Inftanz, fo wie im Urtheil ges 
ſchehen, erfannt werben mußte. 


—— — — 


N 31 und 33. 


Der letztere dieſer beiden Fälle ift dem erfteren ganz analog und nur 
durch die Qualität der bier in Frage kommenden Waaren zum Theil 
unterjchieben, 


In Saden AM. M. Sloman jr. noie Eapt. H. Biffer, 

Schiff „Sohn Bertram," Klägers, Wiederbeflagten (Anwald Dr. 

H. N. Loehr) contra %. D. Mutzenbecher Söhne, 
Bellagte, Wiederfläger. Anwald Dr. DO. Schröder.) 


A. Rechtsfall. 
Der Hagende Schiffsmakler verlangte für feinen Auftraggeber 
bie Fracht von Newyork für eine Labung Salpeter und Holz 
mit Bco.# 3641.12 8. Dagegen machten bie Beflagten eine 
Forderung von Bco.# 3315.10 8 geltend, welche fie beim Hanbels- 
gerichte beponirten unb bie Differenz bezahlten. Das Schiff 
„Zohn Bertram” babe in Bofton 401 Sad Salpeter an Borb 
genommen, um folche hieher zu bringen, worüber bie receipis 
in ber Bellagten Hänben feien und vorgelegt wurben; ber Eapi- 
tain babe bie Zeichnung der Conoſſamente dariiber verweigert. 
Der Berlaber dieſer Waare habe zwar in Bofton verfucht, ben 
Eapitain gerichtlich mittelft eines Arreftes zur Zeichnung ber 
Eonoffamente zu zwingen; der Eapitain jei aber heimlich davon 
gefegelt. Bon jenen 401 Sad feien ben Beklagten nur 293 Sad 
geliefert nnd Dabei angezeigt worben, baf bie fehlenden 108 Sad 
auf ber Boftoner Werft verbrannt wären. Dadurch fei aber 
weber ber Gapitain außer Schuld, noch ber Schaden ber Art, 
baf die Bellagten fich deshalb an die Affecurabeure halten Fönnten, 
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Wie aus dem Schreiben des Abladers Möring und einer Aus— 
ſage des Fuhrmauns, welcher die Waaren an das Schiff gebracht, 
hervorgehe, trage der Capitain Schuld an dem Verbrennen. Der 
Salpeter fei auf Aufforderung des Agenten bes Schiffes am 
25. und 27. April along side des Schiffes gebracht; um 3 Uhr 
Nachmittags des 27, April fei erft das Feuer auf der Boftoner 
Werft ausgebrochen. Der Capitain habe alfo die Waare zu früh 
beordert und zu fpät verladen, auch fpäter®ingetroffene Waare 
früher übergenommen, bem ganz in ber Nähe wohnhaften Ber- 
lader Möring feine Anzeige von dem Unfall gemacht und milffe 
daher für den ganzen Schaden auffommen, Der Kläger weit 
den ganzen Anspruch deshalb zurück, weil bie receipis am 25, 
und 27. April gezeichnet find, als das Schiff noch ein amerifa- 
niſches war, das Eigenthum deſſelben aber erſt ſpäter auf ihn 
übergegangen ſei, Rheder, Capitain und Steuermann andere 
ſeien; der Anſpruch ſei gegen die früher Betheiligten zu richten; 
er kenne daher auch die Unterfehriften auf den receipts nicht, 
Aber abgejehen davon, werde er auch durch letztere nicht ver- 
pflichtet; aus einem receipt babe nur ber Capitain bie Ver- 
bindlichfeit, Conoſſamente zu zeichnen. Dies falle hier weg, 
weil feftftche, ba ein Theil der Waare vor ihrer Verladung in 
das Schiff verloren gegangen fei. Deshalb bafte weder das 
Schiff noch der Capitain, und dieſem fei nichts zur Laft zu legen. 
Denn er habe am 25. April SO Sad erhalten und davon fo viel 
wie möglich eingeladen; am 26. April babe ber Regen das 
weitere Berladen verhindert und jei auch nur ein Sad gebracht 
worden; am 27. April babe er 320 Sad mit anderer Ladung 
erhalten, die auf den Quai hingelegt und nach und nad ein- 
genommen worden. Beim Ausbruch des Feuers fei der größte 
Theil übernommen gewefen; er babe mit Noth fein Schiff ge- 
rettet. Es jei in Bofton Ufanz, die Waaren auf ber Werft zum 
Laden zu lagern; wogegen die gebrudtten Worte bes Receipts 
„Taken on board“ ohne wörtliche Bedeutung wären. Den 
Capitain treffe Feine Schuld, das Ganze fei ein casus, welcher 
den Frachteontraet Idfe, aber nicht dem Sapitain zu Laften fei. 
Die Beklagten behaupteten, es komme auf den Eigner des Schiffs 
zur Zeit des Brandes nicht an; nur fobald der Zeichner der 
receipts dazu berechtigt geweſen, hafte bas Schiff aus dem 
Frachteontraete. Der Kläger verlange Schiffsfracdht, müſſe alfo 
fih den Gegenanfprud gefallen laſſen und babe beim Kaufe des 
Nedtsfälle 1856, 24 
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Schiffes auch deſſen Verbindfichleiten mit übernommen. Auf 

® Grund ber receipts hätte man auf Zeichnung ber Konoffamente 
Hagen können und mit biejen verjehen auf Herausgabe ber Waare 
oder Schadenserſatz. Da num bie Zeichnung der Eonnofjamente 
durch Schuld des Kapitains unterblieben jei, fo müßten Bellagte 
mit ben receipts bafjelbe erreichen können, Mit Unrecht berufe 
ſich der Gapitain auf easus; er übernehme die Gefahr mit Aus- 
nabme ver Seunfälle, und ein ſolcher liege nicht vor. Sobald 
der Schiffer das receipt ausgeſtellt, gehe die Gefahr auf ihn 
über, und müſſe er, ſobald er die Worte geſchrieben: received 
on board, für die Waare aufkommen. Befinde ſich dieſe noch 
auf der Werft, einerlei ob mit Willen des DVerlabers, fo ſei fie 
dort auf Gefahr des Sciffers. Der Umfang der Gefahr richte 
fih nad dem gewöhnlichen Wortlaut der Eonnoffamente und 
beziehe fi auf jeben Zufall „Ihe dangers of the seas only 
exapted.“ Sonſt jei der Eigner nie gefichert, indem ber Affe: 
eurabenr nicht hafte, weil die Waare noch nicht vom Lande ge» 
Ihieben. Dies nach römiſchem Rechte, wie amerifanifcher und 
englifcher Praris. Endlich fomme dazu bie Schuld des Kapitains, 
welcher bie Waare zu früh beorbert babe, ba bei deren Ankunft 
noch Ballaft im Schiffe gewefen. Der Kläger meinte, der Eapi- 
tain babe nah Uſanz gehandelt und nichts verfehen. Wenn er 
auch ein receipt gezeichnet, fo wiffe doch Jeder, daß bamit bie 
Waare nicht auf dem Schiff, fondern auf der Werft fet und ihr 
bortiger Untergang könne den Capitain nicht treffen. Diefer 
babe die Berladung fo ſchnell wie möglich befchafft und auch bie 
Waarr nicht zu früh beftellt, und jene fei nur durch das Feuer 
unterbrochen worden. Dem Ablaber Anzeige von letzterem zu 
machen, das ohmebies ein allbefanntes Ereigniß geweſen, fei un« 
tbunlid. Ein casus vor Anfang der Reife hebe nicht den Fracht. 
contract auf; der Schiffer könne weder Fracht, noch ber Eigen- 
thümer Erfaß für feine Waare verlangen. 


B. Rechtsſätze: . 

1) Der bloße Befiß von receipts giebt dem Inhaber noch fein 
Recht, aus ihnen zu Hagen, fondern hat er ſich als Rechtsnach— 
folger bes Abladers zu dieſem Zwede zu legitimiren. 

2) Die volle BVerantwortlichfeit des Rheders für ein Ladegut be- 
ginnt feineswegs immter erſt, wenn baffelbe an Bord gelangt, 
fondern ftets in dem Momente, wo e8 abjeiten einer hiezu anto- 
rifirten Perſon für das Schiff entgegengenommen, und ſonach 
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der Obhut des Ablabers ober beffen, der es bis bahin fir ihn 
unter fich hatte, entzogen wird. 

3) Nach allgemeinen jeerechtlichen Principien beſchränkt ſich die Ver— 
pflihtung des Rheders bezüglich des übernommenen Labegutes 
teineswegs auf bloße Diligenz-Präftirung, vielmehr gilt, nament- 
lich nach nordamerikaniſchem und englifchem Seerechte, als Regel, 
daß der Rheder, abgejeben von bejonderer Uebereinfunft, für 
jeben bem Bellagten durch äußere Einwirkung zugehenden Schaben 
haftet, der nicht won acıs of God oder public enemies (perils 
of ihe sea) herrührt. 

4) Was eine Beſchädigung duch Feuer betrifft, jo flatuirt das 
engliſche Seerecht die Ausnabme, daß ber Rheder in Bezug auf 
Ladegut, abgejehen vom Falle einer Negligenz, vom Erſatz jeder 
ſolchen Beſchädigung frei fein ſoll; eine Beftimmung, bie übrigens 
nur auf eine Feuerbeſchädigung am Bord des Seeſchiffes 
bezogen zu werben jcheint. 

5) Dagegen fennt das norbamerifanifche Seerecht dieſe Ausnahme 
nicht für den Fall der Fewerentftehung, es fei denn etwa durch 
Blitz. 

6) Es iſt nicht angemeſſen, zumal in Fällen, worüber kein be— 
ſtimmtes Geſetz exiſtirt, ohne vorgängige Inſtruirung eines orb» 
nungsmäßigen Beweisverfahrens auf bloße ſchriftſtelleriſche Anto⸗ 
ritäten hin über eine in Frage ſtehende Rechtsdoctrin und deren 
Anwendbarkeit auf einen concreten Fall zu entſcheiden. 

7) Die Beweislaft rüdfihtlih der unter ſolchen Umftänden zu erui— 
renden fremden NRechtsprincipien muß immer berjenigen Bartbei 
zugetheilt werben, welche einer Abweihung bes fremden Rechts 
von dem allgemeinen zu ihrem Gunften geltend machen will, 

8) Das etwa in Folge rechtskräftigen Erfenntnifjes zur Anwendung 
zu bringende fremde Recht ift Fein Gegenftand der Official: 
fenntniß des in der Sache erkennenden Richters, ſondern es ift 
auf Beweis des Nechtes zu erkennen, wenn ſolches nicht etwa 
notorisch fein follte, 

9) Nah dem römischen Nechte haftet der Schiffer für Die Gefahr 
ber zu transportivenden Gegenftände, weber, weil ber Fracht- 
contract eine localio conduetio operis ift, noch führen die @rund- 
ſätze vom receptum babin. 

10) Rab dem receptum haftet dev Schiffer für Untergang und 
Beihäbigung recipirter Gegenftünde, nisi quid damno fatali 
eontingit. 

24* 
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14) Diefes damnun fatale ift nicht Tebiglih als unmittelbare und 
abſolut unwiderſtehliche elementarifhe Wirkung aufzufaffen, fon: 
dern überhaupt von jolchen Ereigniffen zu verftehben, denen durch 
Vorſicht nicht vorgebeugt werden fann. 

Nach dem gemeinen Seeredhte ift der Schiffer dann nicht ver- 
haftet, wenn er durch nicht vorher zu jeben geweſene unabwend— 
fihe äußere Einwirkungen an ber Lieferung der zu verſchiffenden 
Segenftände überhaupt oder im unbeſchädigten Zuftande ver- 
bindert wurbe, gleichviel, ob Die eausa nocens eine unmittelbar 
elementariſche war oder nicht. 

Nach der Praris des Ober - Appellationsgerichtes kann der Um: 
ftand, daß für den einer Partbei obliegenden Beweis einzelne 
dienlihe Momente in ben Acten fiegen, eine Veränderung ber 
Beweislaft nicht motiviren. 


12 


— 


—13 


— 


Handelsgerichtliches Erkenntniß (Erſte Kammer) 
vom 21. April 1856. 


Da die vorliegenden receipts nur demjenigen, welchem fie 
ausgeftelt wurten, ein ſelbſtſtändiges Klagrecht gewähren, und 
daher den Wiederklägern obliegt, ſich beffer als durch den 
bloßen Befit ſolcher receipts gefchieht, als Rechtsnachfolger 
des Abladers zu legitimiren, 

der Umftand aber, daß feit Austellung der receipis an 
die Stelle des damaligen Rheders, ſowie des damaligen Echiffers 
und Steuermannes andere Perfonen getreten find, die oppo— 
nirte Einrede des unrechten Wiederbeflagten bier, wo ja nicht 
eine Berantwortlichfeit des jebigen Rheders mit feiner for- 
tune de terre in Anſpruch genommen wird, erfichtlich nicht 
begründen kann, 


allerdings jedoch der Umfang der Verbindlichkeit, melde 
durch die Ausftelung der receipts für die Rhederei des da— 
mals noch norbamerifanifchen Schiffes „Sohn Bertram” be= 
gründet wurde, und die jebt gegen das für foldhe Verbind— 
lichfeit verbaftete Schiff geltend gemacht wird, nad nord— 
amerifanifchem Rechte zu beurtbeilen ift, 
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da nun unter den Partheien darüber kein Streit obwaltet, 
daß zur Zeit, als die libellirten receipts — reſp. am 25ften 
und 27ften April vorigen Jahres — ertheilt wurden, die in 
venfelben als an Bord erhalten (received on board the ship 
„John Bertram‘) bezeichneten Güter in Wirklichkeit noch auf 
dem Werft, neben welchem ver „Sohn Bertram" damals be- 
hufs Einnahme feiner Ladung lag, befindlich geiwefen und da— 
von 108 Säde Salpeter auch fpäter überall nicht an Bord 
gelangt, fondern in Folge eines am Nachmittage des 27ften 
April auf einem benachbarten Werft ausgebrochenen Feuers 
zerftört find, 

da indeß, auch wenn angenommen wird, daß regelmäßig 
zu Boſton in gleicher Weife, wie im vorliegenden Falle ge- 
Ichehen, über Ladegüter fchon nach ihrer Ablieferung auf dem 
Werft receipts, welche die Güter als an Bord erhalten be- 
zeichnen, ertheilt werden, und daſelbſt ſolche receipts nicht 
die — ihrem Wortlaute entjprechende — Bedeutung haben, 
daß in dem rechtlichen Verhältniffe des Abladers zum Schiffe 
das Ladegut als wirklich an Bord geliefert zu erachten (folge- 
mweife nicht aller und jeder Unfall, von welchem daffelbe auf 
dem Werft betroffen wird — von dem es aber an Bord frei 
geblieben fein würde — als zu Laften des Schiffes wäre), 


dennoch der vorliegende Anfpruch, auch ohne ven Nachweis 
einer Negligenz — bis auf Weiteres wenigſtens — ale bes 
gründet erfcheint, indem nämlich 


1) darüber Fein Zweifel fein Fann, daß die volle Verant- 
mwortlichfeit des Rheders für ein Ladegut keineswegs immer 
erft, wenn daſſelbe an Bord gelangt, fondern ftets in dem 
Momente beginnt, wo es abfeiten einer hiezu autorifirten 
Perfon für das Schiff entgegen genommen und ſonach ber 
Dbhut des Abladers oder deſſen, der es bis dahin für ihn 
unter fich hatte, entzogen wird, 


Holt System of the shipping and Navigation Laws 
(ed. 6) p. 386, 87. 
Blunt Commercial Digest. Newyork 1848 p. 10, 
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verb: „If the master has goods delivered to him 
on shore, he is answerable for them as much 
as if delivered on board the ship.“ 
Kent Commentaries on American Law (ed. 6) vol. II 
p- 214, 
verb: „So, if ihe mate gives a receipt for goods 
„for shipping left on the dock, they are as much 
at the risk of ihe ship as if actually put on 
board“ 
im vorliegenden Kalle aber die Autorifation des Ausftellers der 
receipts völlig unbeftritten ift, 
fodann aber 
2) nach allgemeinen feerechtlichen Principien die Verpflichtung 
bes Rheders bezüglich des übernommenen Ladeguts fich keines— 
wegs auf bloße Diligenz-Präftirung befchränft, vielmehr nament- 
lich nad nordamerikaniſchem, wie nach englifchem Seerechte 
als Regel gilt, daß der Rheder, mwenigftens mit Schiff und 
Fracht, — abgefehen von befunderer Mebereinfunft — für je= 
den dem Ladegute durch äußere Einwirfung zugehenden Schaden 
haftet, der nicht von „Acts of God“ oder „publie enemies“ 
(perils of the sea) berrübrt, 
und wenn gleich, was eine Befchädigung durch Feuer be— 
trifft, für das englifche Seerecht ſchon durch eine — im mer- 
chant shipping Act vom Jahre 1854 beftätigte — Beftimmung 
der, Acte Georg's II. vom Sabre 1786 die Ausnahme ftatuirt 
wurde, daß der Rheder in Bezug auf Ladegut — abgefehen 
von dem Falle einer Negligenz — vom Erfaße jeder Feuers 
Beſchädigung frei fein folk, 
(eine Beftimmung, die übrigens — vid. Paterson „the 
merchant shipping Act p. 187 Note 74, Lees the laws 
of shipping and Insurance London 1850° p. 126 — nur 
auf eine Feuerbeſchädiguug an Bord des Seeſchiffes 
bezogen zu werben fcheint) 
do, fo viel bekannt, eine foldye Ausnahme im norbamerifa- 
nifchen Seerechte ſich nicht findet, vielmehr nach dieſem bie 
oben erwähnte Regel auch bei jeder Fenerbefchädigung zur 
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Anwendung kommt, welche in anderer Weiſe als durch Blitz 
— ein Fall, der in substrato nicht behauptet wird — herbei— 
geführt wurde, 

Steels Ship-Masters Assistant (ed. 22) p. 14. 

Maude & Pollock of the law of merchant shipping 

(1853) p. 144. 

Leone Levi Commercial law vol. III, p. 241, 43. 

Blunt p. 11. 

Kent p. 216, 17. 

da gleichwohl dem Wiederbeflagten der Beweis, daß nad 
dem bier in Frage kommenden fremden Rechte ber libellirte 
Anfpruch unftatthaft jei, nachzulaſſen ift, 

daß Wiederfläger fi innerhalb acht Wochen sub poena 
5 Thaler gebörig als Rechtsnachfolger des Ablavers in 
Bezug auf den vorliegenden Anfpruch zu legitimiren, 
Wiederbeflagter aber in gleicher Frift sub poena 
desertionis den Beweis, 
daß nach dem zu Bofton geltennen Rechte oder 
Rechtsgebrauche — abgefehen von etwaigem Nadı- 
weife verabfäumter Diligenz — fein Anſpruch auf 
Erfag des in Rede ftehenden, durch Feuer herbei— 
yeführten Schadens dem Schiffe „Sohn Bertram" 
gegenüber ftatthaft fei, 
anzutreten fchuldig ; 
wogegen den Wieverklägern nicht nur Gegenbeweis — 
und biebei die Benußung des bereits in actis Enthaltenen 
— fondern auch hier unter Vorbehalt wiederbeflagtifcher 
Neprobation, der Beweis, 
daß — oder wie weit doch — der fragliche Schaven 
durch nicht gehörige Befchleunigung der Verladung 
herbeigeführt wurde, 
vorbehalten bleibt. 

Es bleiben übrigens ralione quanti des wiederflägerifchen 
Anfpruches den Partheien bis zur Erledigung des obigen Be- 
weisverfahrens competentia vorbehalten, und fol demnächſt 
weiter was Rechtens erkannt werben. 
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Dbergerichtlihed Erfenntniß 
vom 2. Juni 1856. 
(Auf klägeriſche Appellation.) 

Da in ber Verhandlung von Seiten der Wiederfläger fein 
factifcher Umftand auf Grund deſſen dem amerikanischen Capi— 
tain oder deſſen Vertretern eine in einem Cauſalnexus mit 
dem Berluft der Waare ftehende culpa zur Laſt gelegt werden 
fönnte in der Art praecifirt angegeben ift, daß berfelbe zum 
Beweiſe verftelt werben könnte; 

da es fomit nur auf Entfcheidung der Frage anfommt, 
wer das periculum der Waare zu der Zeit, als diefelbe vom 
Feuer vernichtet wurde, zu tragen hatte, wobei es allerdings 
auf die darüber am Verladungsorte geltenden Rechtsprineipien 
anfommt; 

da e8 indefjen nicht angemefjen erfcheint, zumal in Fällen, 
worüber Fein beftinmtes Geſetz eriftirt, ohne vorgängige In— 
firuirung eines orbnungsmäßigen Beweisverfahrens auf bloße 
fehriftftellerifche Autoritäten hin über eine in Frage ftehenve 
fremde Rechtsdoctrin und deren Anwenpbarfeit auf einen con= 
ereten Fall zu entjcheiden ; 

da auch die Beweislaſt rüdfichtlidy der unter foldyen Um— 
ſtänden zu eruirenden fremden NRechtöprincipien immer der— 
jenigen Parthei zugetheilt werben muß, melde eine Abweichung 
des fremden Rechts von dem biefigen zu ihren Gunften geltend 
machen will; 

nun aber in dem vorliegenden Fall der casus, welcher die 
Waare betroffen bat, nach biefigem Recht unzweifelhaft von 
dem Eigenthümer berfelben zu tragen wäre; 

daß das handelsgerichtliche Erkenntniß a quo vom 2iften 

April diefes Jahres, unter Beibehaltung des auf bie zu 
ergänzende legitimatio ad causam abfeiten der Wieder- 
fläger fich beziehenden passus, dahin zu reformiren: 
daß Bellagte mit der erhobenen Wiederflage abzu— 
weifen und der Wiederbeflagte zu befugen, ben depo= 
nirten Reſt der Frachtgelder ex deposito zu erheben, 
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Miederfläger Fonnten und wollten denn in termino 
praefigendo dem Wiederbeflagten Gegenbeweis und 
quaevis competentia vorbehältlich den Beweis führen: 
daß nach dem in Boston geltenden Recht der Capi— 
tain eines Schiffes, welcher die VBerfchiffung einer 
Waare von dort übernommen bat, fchuldig fei, 
den Schaden zu erfegen, welcher an der zu ver— 
ſchiffenden Waare, nachdem diefelbe auf die Werft, 
von welcher aus fie verſchifft werden foll, gebracht 
und darüber von dem Steuermann oder einem be- 
rechtigten Vertreter deflelben ein vronungsmäßiges 
receipt gezeichnet worden, vor wirklicher Einladung 
in das Schiff und bevor der Capitain Connoſſa— 
ment gezeichnet bat, durch Feuer ohne irgend hinzu— 
tretendes Berfchulden des Capitains oter feiner 


Vertreter verurfacht wird. 
Die Koften diefer Inſtanz werden compenfirt, und 


» it die Sache mit den wieder zu berfiegelnden Arten 
an das Handelsgericht zu remittiren. 


Dber-Appellationsgerichtliched Erkenntniß 
vom 22. December 1856. 
(Auf beflagtifhe Appellation.) Erfats wegen verbrannten — 
betreffend. 
Daß zwar bie Förmlichkeiten ver Appellation für gewahrt 
zu achten, in der Sache felbft aber das Erfenntniß des 
Obergerichts der freien Hanfeftadt Hamburg vom 2ten 
Juni 1856, wie biemit gefchieht, unter Verurtheilung der 
Appellanten in die Koften der gegenwärtigen Inftanz, zu 
beftätigen fet. 
Und wird nunmehr die Sade zum weiteren Ver— 
fahren an das Handelsgericht zurüdvermiefen. 
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Entſcheidungsgruͤnde. 

Die von den Wiederklägern gegen das Obergerichts-Er— 
kenntniß vom 2. Juni 1856 erhobenen Beſchwerden mußten 
als unbegründet verworfen und jenes Erkenntniß lediglich be— 
ſtätigt werden. 

Anlangend 

J) die erſte und Hauptbeſchwerde, daß dem Wiederbeklagten 
die Beweislaſt in Beziehung auf das betreffende in Boſton 
geltende Recht abgenommen, und ihnen, den Wiederklägern, 
zugetheilt worden ſei, ſo liegt es klar vor, daß das genannte 
zufolge der in dieſem Punkte conformen Erkenntniſſe der 
vorigen Inſtanzen zur Anwendung zu bringende fremde Recht 
feinen Gegenſtand der Offieialkenntniß ver in dieſer Sache 
erkennenden Richter bildet. Demnach mußte auf Beweis er— 
kannt werden, wenn nicht etwa eine Notorietät für die in 
Betracht kommenden Rechtsſätze anzunehmen wäre, wie eine 
ſolche allerdings in Betreff mancher Normen der auswärtigen 
Rechte, unter Umſtänden ſelbſt da, wo es ſich um umge— 
ſchriebenes Recht handelt, anzuerkennen iſt. Notorietät liegt 
nun aber nicht einmal hinſichtlich der in der nordamerikaniſchen 
Praxis im Allgemeinen als gültig behandelten, das vorliegende 
Verhältniß betreffenden Principien vor, und vollends beſteht 
eine ſolche nicht in Beziehung auf die ſpeciell zu Boſton 
geltenden Rechtsſätze. — Die Wiederkläger ſelbſt haben die 
Zweifelhaftigkeit der Sache anerkannt, indem ſie in der Handels⸗ 
gerichtlichen Verhandlung 

Prot. zum Erk. vom 31. März 1856 p. 21 
angeführt haben, daß, während Kaufleute, welche man in 
Amerika über den ſtreitigen Punkt befragt babe, ſich im wieder— 
klägeriſchen Sinne ausgeſprochen hätten, man von Juriſten 
eine entſcheidende Auskunft nicht erhalten habe. 


Somit handelte es ſich nur noch um die Beſtimmung der 
Beweislaſt. Für dieſe kam es nicht ohne Weiteres auf den 
Umſtand an, welche von beiden Partheien es ſei — die wieder— 
klägeriſche oder die wiederbeklagtiſche — die unter Be— 


3. R. M. Sloman jr. c. 3. D. Mutzenbecher Söhne. 379 


rufung auf das fremde Recht Anträge geſtellt habe, vielmehr 
war in Betracht zu ziehen, ob etwa eine der beiden Auf— 
faſſungen in den, den geltenden Seerechten übereinſtimmend 
zu Grunde liegenden allgemeinen Principien ihre Begründung 
finde, worauf denn diejenige Parthei, welche ein von den 
letzteren abweichendes Recht behauptet, als beweispflichtig be— 
barivelt werden mußte. Sm Weſentlichen bat das Obergericht 
venjelben Gang genommen, und nur infofern erfchien eine 
Abweichung von demſelben begründet, als es nicht auf alle 
betreffenden Beftimmungen gerade des hamburgifchen Rechts, 
fondern auf felbige nur fo weit anfommt, als fie mit den all- 
gemein gültigen Sätzen übereinftimmen. 

Mas nun den in Rede ſtehenden Punkt felbft anlangt, fo 
ift unverfennbar Dasjenige, was die Wiederfläger als das in 
den norbamerifanifchen Staaten und fperiell zu Bofton gel: 
tende Necht bezeichnen, im boben Grade fingulair. Sie be- 
baupten, daß der Schiffer nach diefem Rechte die Folgen eines 
jeden Feuerſchadens, welcher ſich an den zu transportirenden 
Gegenftänden auf andere Weiſe als in Veranlaſſung eines 
Blitzſtrahls ereigne, zu tragen habe, ohne Rückſicht darauf, 
wenn auch etwa bie Wirkung des Feuers als eine den Um— 
ftänden nach unabwendlich geweſene anzufehen fein ſollte. — 
Dies fteht mit den Prineipien, melde in biefer Materie den 
Seerechten ſowohl älterer als neuerer Zeit, wenigftens der weit 
überwiegenden Mehrzahl nad, zu Grunde liegen, im Wibder- 
fpruche. Und wenn ber von den Wiederflägern biefür citirte 

Kent Comm. II. ©. 597 fig. 

die Meinung aufftelt, daß die von ihm vertretene umfang- 
reiche und derjenigen eines Verficherers in den meiften Punkten 
gleichkommende Verantwortlichfeit des Schiffers aus dem rö— 
mifchen Rechte — welches allerdings im Weſentlichen die 
Grundlage des in Betracht gezogenen Theils der geltenden 
Seerechte bildet — zu rechtfertigen fei, fo ift dies ein Irr— 
thum. Denn weder, weil der Frachtcontract eine locatio con- 
ductio operis ift, haftet ver Schiffer für die Gefahr der zu 
transportirenden Gegenftände, 
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L.11$3,L.13 $1,1.25 $7 D. locati 19, 2, 
noch führen Die Oruntjäße vom receptum auf das bezeichnete 
Refultat hin. Freilich erweitern die letztgedachten Grundfäße 
die Verantwortlichfeit des Schiffers fo, daß, während er nach 
den Principien des Miethrontractes ſchon frei ift, si sine culpa 
ejus res periit vel damnum datum est, er in Betreff reri- 
pirter Gegenftände für Untergang und Beſchädigung haftet 
pisi si quid damno fatali contingit 

L. 3 $ 1 D. nautae caupones 4, 9 
allein der Begriff des damnum fatale wird zu eng aufgefaßt, 
wenn man ihn nur auf unmittelbare und abfolut unwider— 
ftehliche elementarifche Wirkungen bezieht. Schon die in der 
L. 3 eit. felbft aufgeführten Beifpiele, unter welchen auch vis 
paratarum angegeben wird, würden jene Auslegung als be— 
denflich erfcheinen. laffen, allein jeder Zweifel wird dadurch 
befeitigt, daß in der, gleich der L.3 von Ulpian herrührenden 

L. 52 $3 D. pro socio 17, 2 
damna fatalia vefinirt, und zwar als diejenigen bezeichnet 
werden, denen durch Borficht nicht vorgebeugt werben Fann, 
wobei unter Anderen auch incendium als Beifpiel eines ſolchen 
damnum erwähnt wird, 

vergl. auch L. 18 D. commodati 16, 3, 

L. 6 Cod, de pignorat. act. 6, 24. 

Damit übereinftimmend, haben der Negel nady die See- 
rechte den Schiffer dann für nicht verhaftet erklärt, wenn er 
durch nicht vorherzuſehen geweſene, unabwendliche äußere Ein- 
wirfungen an der Lieferung der zu verfchiffenden Gegenftände 
überhaupt oder im unbefchäbigten Zuftande verhindert wurde, 
gleichviel, ob Die causa nocens eine unmittelbar elementarifche 
war oder nicht, 

Hievon zeugt denn auch die feerechtliche Praxis, wie fie 
notorifch befteht, und kann es hiebei unerörtert bleiben, ob 
nicht das hamb. Recht in Betreff ver Grundfäße des receptum 
noch weiter zu Gunften des Schiffers geht. 

Traf zufolge des Bisherigen die Wiederfläger die Beweis- 
laft, infofern fie fingulaire, oder doch vom Gemwöhnlichen ab- 
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weichende Sätze eines ausländiſchen Rechts ihren Anträgen zu 
Grunde legten, ſo fragte es ſich noch, ob etwa Dasjenige, 
was aus den von ihnen in Bezug genommenen Autoren hervor— 
geht, geeignet ift, die Beweislaft zu verändern. Nun läßt es 
fich freilich nicht verfennen, daß nicht unerbebliche Beweis— 
momente in den Aeußerungen jener Schriftfteller zu Gunften 
der wiederflägerifchen Auffafjung liegen, allein, wie dag Ober— 
Appellationggericht beftändig feftgehalten bat, fo kann ver Um— 
jtand, daß für den einer Parthei obliegenden Beweis einzelne 
dDienliche Momente in ven Acten liegen, eine Veränderung der 
Beweislaft nicht motibiren, 

vergl. z. B. C. E. Schwenger c. Meyne 31. Der. 1840, 
woran denn auch in der vorliegenden Sache feitzubhalten war, 

Den „Wieverflägern wird es felbftverftändlich freifteben, 
auch der in den Acten bereits angezogenen Rechtsfchriftiteller, 
fo weit wie thunlich, bei ihrer Beweisführung fich zu bedienen. 

I) Die zweite Befchwerde der Wiederkläger beruhet auf 
ver Behauptung, daß ihnen für alle Fälle, wie auch über bie 
Beweislaft in Betreff des zu Bofton geltenden Nechts zu er- 
fennen gemwefen fein möge, der Beweis einer culpa des Eapi- 
tain Brenholm, oder der Bertreter deſſelben — etwa tes 
Stenermanns Blatchford oder des Agenten des Schiffes — 
hätte verftattet werden müllen. 

Das Handelsgericht bat von ben zur Yegründung eines 
Verſchuldens des Schiffers angeführten Umftänden nur den 
Einen für relevant erachtet, wenn der Schiffer durch nicht 
gehörige Befchleunigung der Verladung den Schaden herbei- 
geführt haben ſollte. Demgemäß hat es, unter Bejeitigung 
des auf diefen Punkt bezüglichen fonftigen miederflägerifchen 
Vorbringens, den Appellanten den Beweis jenes Umſtandes 
verſtattet. Das Obergericht bat dagegen dieſe Beweisauflage 
aufgehoben, weil von Seiten der Wiederkläger keine factiſchen 
Angaben mit genügender Praeciſion gemacht ſeien, auf Grund 
deren dem Schiffer oder deſſen Vertretern eine in einem Cauſal— 
nerus mit dem Verluſt der Waare ftehente culpa zur Laſt 
gelegt werden könne. 
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Hierin war dem Obergerichte beizuftimmen. Nach dem— 
jenigen, was die Wiederfläger jelbft angeführt haben, hat nämlich 
Capitain Brenholm weder feine Ladungsbereitfchaft zu früh er- 
Härt, noch ift mit der Einlatung der nach dem Werft gelieferten 
Güter in ungehöriger Weife langfam verfahren worden, 

Am 25. April legte das Schiff nach Lincolns Wharf zu 
dem Zivede, um bort belaven zu werden. Daß die hievon 
ben Abladern zu machende und noch an demſelben Tage ge— 
machte Anzeige nicht zu früh erfolgte, geht daraus hervor, 
dag nad dem Attefte des wiederflägerijchen carman Meads 

9. ©. A No. [12] 
von den am Nachmittage jenes Tages nady dem Werft ge- 
lieferten SO oder SI Eäden Ealpeter 53 Säcke ſofort verladen 
worden find, Nur 27 find zurüdgeblieben und ſpäter mit von 
dem Feuer verzehrt würden. 

Nun liegt es in der Natur der Sache, daß die Auffor- 
derung der Ablader zur Heranbringung der Waaren nicht 
genau fo befchafft werben kann, daß immer nur jo viele und 
gerade ſolche Waaren an die Seite des Schiffes gebracht 
werden, um einerjeits ohne alle Unterbredung das Letztere 
beladen zu Fünnen, andererfeits niemals eine Anhäufung der 
Waaren ftattfinden zu laſſen. Sm Gegentheile, da das Herbei- 
Ichaffen der Waaren in gewiflem Maaße von der Eonvenienz, 
jedenfalls von ber größeren oder geringeren Diligenz der Ab— 
lader abhängt, da ferner die herangebrachten Waaren nicht 
ohne Weiteres in der Neihenfolge, worin fie anfommen, ver- 
laden und verftauet werben können, da es hiebei auf bie Be— 
fchaffenheit und Geftalt der refp. Waaren anfommen Tann, 
fo ift es unvermeidlich, daß zeitweilig Unterbrechungen in ver 
Beladung, oder doch Anfommlungen von Waaren auf Furze 
Zeit eintreten, wie denn wegen der Unvermeidlichkeit folder 
Borfommniffe, und weil außerdem mande Arten von Waaren 
bei regnigtem Wetter nicht erponirt werben dürfen, auf Ven 
Lavepläben der bier in Betracht Fommenden Art eigens 
Waarenſchuppen „sheds“ errichtet find, melde zur Unter- 
bringung der nicht ſofort zu verladenden Gegenftänve dienen, 
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Nun giebt die von den Wieverflägern in den factifchen 
Angaben unbeftritten gebliebene Declaration des Capitains und 
des Steuermannes des „Sohn Bertram," ſowie des „master 
stevedore‘“ 

9. © U Nv. [6] 
an, daß am 25. April mit ber Verftauung der an jenem Tage 
herbeigelieferten Waaren bis 6 Uhr p. M. fortgefahren worden 
fei, um weldhe Zeit das Wetter die fernere Einladung von 
Salpeter nicht zugelaflen habe, fo daß die bis dahin nicht 
verladenen Waaren diefer Art unter den Schuppen des Werfts 
gebracht und mit Segeltuch bevedt worden feien. Am 26ften 
April ift, nach den übereinftimmenden Angaben der vorgedachten 
Derlaranten und bes bereits erwähnten carman Meads, Das 
Wetter fo regnigt geweſen, daß weder die Einladung ber 
unter dem Schuppen lagernden Säde mit Salpeter bejchafft, 
noch fernerer Salpeter angefahren werben konnte. Erft am 
27. April brachte deshalb Mead den übrigen zu verladenden 
Salpeter in 320 Säden. Und von dieſen find an demfelben 
Tage bis um 24 Uhr Nachmittags, um welche Zeit das Feuer 
ausbrach, 239 Säde verladen worden, fo daß außer ven vom 
25. April ber lagernden 27 Säden andere 81 Säde Ealpeter, 
im Ganzen 108 Säde, von dem Feuer vernichtet worden find, 

Das ohnehin nach Wahrfcheinlichkeit anzunehmende Zu— 
fammentreffen von Waaren mehrerer Ablader wird denn 
aus; durch den Inhalt der Acten außer Zweifel geftelt. Denn 
Meads felbit brachte zufolge feines Atteftes für ein anderes 
Haus 124 Säde Salpeter nah dem Werft, und aus ber 
anderen gleichzeitig zur Entſcheidung vorliegenden Sache des 
„Sohn Bertram“ gegen Berenberg, Gofler & Co. gebt hervor, 
daß für das letztgedachte Haus am 26. oder 27. April 18 Tons 
Granadilla=- Holz, 14 Ballen Häute und 157 Säde Ealpeter 
für ven „Sohn Bertram“ nach dem Werft gebracht worden 
find, Enplid wird in ber mehrerwähnten Derlaration des 
Eapitain Brenholm und Eonforten die Geſammtheit Des bis 
zur Zeit des Feuer = Ausbruches nad dem Werft gelieferten 
Salpeters auf 1448 Säcke angegeben. 
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Da es endlich auch einleuchtend if, daß unter Umftänden, 
wie foldhe bier vorlagen, Fein Ablader befugt fein kann, dar- 
über Beichwerde zu führen, wenn etwa feine Waaren um ein 
Geringes fpäter als andere faft gleichzeitig. wenn gleich viel- 
leicht um ein Weniges fpäter an den Pla ver Beladung 
gelieferte Güter in das Schiff gebracht fein folten, fo war 
unbedenklich anzunehmen, daß es an der factifchen Begründung 
des Vorwurfs einer culpa des Schiffers oder deſſen Vertreter 
gänzlich fehle, und daß demzufolge die Handelsgerichtliche 
Beweisnachlaflung mit Necht befeitigt fei. 

IT Die Wiederfläger haben enpli gegen die Formu— 
lirung des Beweisfages Beichwerde erhoben, ohne daß jedoch 
Beranlaflung vorhanden wäre, ihren Anträgen zu entjprechen. 

1) Statt „nad dem in Bofton geltenden Rechte” foll es 
beißen müſſen „nah dem — — — Rechte oder Rechts— 
gebrauche.“ Nun ift unter „Recht“ audy das „Gemohnheits- 
recht“ felbftverftändlich mitbegriffen. Es bevarf deshalb Feiner 
desfallfigen Aenderung. 

2) Statt „Waare, welche von dem Werft aus verfchifft 
werden follte,* fol gejagt werden, „Ladegut, welches auf die 
Wharf gebracht worden.“ Ob das deutfche Wort „Werft“ 
oder das englifche Wort „„Wharf““ gebraucht wird, ift gleich- 
gültig, da über die in Betracht kommende Localität in feinem 
diefer Fälle eine Ungewißheit beſtehen kann. Außerdem wollen 
die Wiederfläger durch Die bier beantragte Veränderung des 
Beweisfabes feitgeftellt werten laflen, daß die volle Verant- 
wortlichfeit des Schiffers auch fchon für Die auf dem Wharf 
liegenten Güter beftanden babe. Hierin geben fie zu weit. 
Es it möglich, daß nad der Boftoner Verfahrungsweiſe 
und dem dortigen Rechtsgebraucd durch die Ablieferung von 
Waaren auf dem Werft und dur binzufommende Zeichnung 
von receipts Seitens des Steuermannes der Schiffer die 
custodia über die Waaren übernimmt. Es Tann fi aber 
biemit auch anders verhalten, und z. B. die custodia big zur 
wirklichen Berladung etiva dem wharfinger obliegen, 

vergl. Kent Ed. 4. vol. III. S. 205. 
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Deshalb muß es als mit zum Beweiſe der Wiederfläger - 
gehörig angefehen werden, daß die Zeichnung der receipts die 
von ihnen behauptete Verantwortlichfeit des Schiffers ſchon 
für die Zeit vor der Anborbdbringung zur Folge gehabt habe. 

3) Daß die zu verfchiffenden Waaren „auf Anfordern des 
Schiffers“ nach dem Werft geliefert jeien, ift für dag zu be- 
weiſende Verhältniß gleichgültig. Die Wiederfläger fuchen 
bier ungehöriger Weife die Faflung des Beweisſatzes ſo um— 
zugeitalten, daß der Schiffer als in culpa oder fperiell in mora 
befindlich gewejen, erſchien. . 

4) Statt yon „einem ordnungsmäßigen receipt” fol gefagt 
werden, „ein receipt, in welchem der Ausfteller befcheinigt 
babe, die Waare an Bord des Schiffes reripirt zu haben.“ 
Dies monitum fteht im Wefentlichen auf derfelben Gruntlage 
mit dem unter 2) befprockenen, Sm vorliegenden Falle find 
zu den receipts die gewöhnlichen gebrudten Formulare benugt, 
übrigens nicht einmal vollſtändig ausgefüllt worden; Formu-. 
lare, welche für alle Fälle, auch für diejenigen, in welchen die 
zu verladende Waare wirflid an Bord gebracht worden, eins 
gerichtet find. Unter folchen Umftänden würde es unftatthaft 
fein, ven Worten „on board” eine befondere Bedeutung bei- 
zulegen und aus ihnen abzuleiten, daß der Ausfteller der 
receipts biedurdy die Fiction habe begründen wollen, als feien 
die Waaren ſchon als wirklich am Bord befindlich zu behandeln. 

5) Daß unter dem vom Obergerichte gewählten Ausdrucke 
„ver Capitain eines Echiffes fei zum Schadenserſatze ver— 
pflichtet ze.” verftanden werden muß: „Der Capitain, ale Führer 
und Vertreter des Schiffes“ und daß folglich auch von 
einer Obligirung des Schiffes die Nebe ift, beruht auf einem 
Selbjtverftande, Ohnehin ift es aus der Sachlage Far, daß 
von der perfönlichen Verantwortlichfeit des Capitains Bren— 
bolm, unter deſſen Commando das Schiff zur Zeit der Feuers— 
brunft fand, überhaupt nicht die Rede ift, da nur die fortune 
de mer der Rhederei (die Fracht) in Anſpruch genommen und 
Capitain Brenholm bei dem vorliegenden Prozeffe gar nicht 
betheiligt ift. 


.. Ing — — c — 
Red tsfälle 1856. 25 
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In Saden N. M. Sloman jr. noie Capt. H. Viſſer, 

Schiff „Sohn Bertram,” Klägers, Wieberbeflagter, (Anwald 

Dr. 95. N. Loehr) contra Koh. Berenberg, 

Goßler & Ep., Beklagte, Wiederfläger, Anwald Dr. 
J. U. Des Arts). 


Handelögerichtliches Erkenntniß (Erfte Kammer) 

vom 21. April.1856. 

Da ber auf Bev.K 721.13 8 reftringirte Klaganſpruch an 
fih von den Beklagten concebirt wird, 

anlangend aber ihre Wiederklage, die — übrigens nicht 
in origine vorliegenden receipts nur benjenigen, welchen fie 
ausgeftellt wurden, ein ſelbſtſtändiges Klagrecht gewähren, und 
daher den Wiederflägern, foweit ihr Gegenanfpruch — wie 
binfichtli der 33 Säde Salpeter und der 14 Ballen Häute 
der Fall — auf den gezeichneten receipts berubet, obliegt, ſich 
beſſer als bisher gefchehen, als Nechtsvertreter der Ablader 
zu legitimiren, 

da hingegen der Umftand, daß feit Entgegennahme ter 
Ladegüter und Ausftellung ver receipts an die Stelle des da— 
maligen Rheders, fowie des damaligen Schiffers und Steuer- 
mannes andere Perfonen getreten find, die opponirte Einrede 
des unrechten Miederbeflagten bier, wo ja nicht eine Ver- 
antwortlicfeit des jetzigen Rheders mit feiner fortune de terre 
in Anſpruch genommen wird, erfichtlich nicht begründen kann, 

allerdings jebod der Umfang der Verbindlichkeit, melde 
durch die Entgegennahme der Ladegüter und Ausftelung der 
receipis für bie Nhederei des damals noch Nordgmerifanijchen 
Schiffes „Sohn Bertram” begründet wurde, und tie jept 
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gegen das für ſolche Verbindlichkeit verhaftete Schiff geltend 
gemacht wird, nach Norbamerifanifchem Rechte zu beurtheilen ift, 
da ferner der Umftand, daß die Agenten des Schiffes 
„Sohn Bertram,” mit deren Zuftimmung unbeftritten ver Ber- 
kauf ter beiehädigten 14 Ballen Häute gejchab, nicht von dem 
jebigen, fondern von dem früheren Rheder ronftituwirt waren, 
der wiederflägerifchen Neclamation wegen ber gedachten Häute 
nicht entgegenfteht, j 
fo wie, da unbeftritten das gefammte Quantum von 
1142 Stüden Holz einem abſeiten des Schiffes Autorifirten 
als Ladegut überliefert worden, der wiederklägeriſchen Recla— 
mation wegen der 212 Stüde Holz nicht obftirt, daß das 
demnäcft von Eapitain Viſſer gezeichnete Connoffement ven 
Zuſatz „number of sticks weight and quantity unknown“ 
enthält, 
da im Uebrigen auf die auch bier, mutatis mutandis, zu= 
treffenden Enticheidungsgründe des heute in Sachen deſſelben 
Klägers gegen 3. D. Mubenbecher Söhne abgegebenen Hanvelg- 
gerichtlichen Erfenntniffes vermwiejen werben Fann, 
daß Miederfläger, was den Anfpruch wegen der 33 Säde 
Salpeter und der 14 Ballen Häute betrifft, ſich innerhalb 
acht Wochen sub poena 5 Thaler befjer als bisher gefchehen 
ad causam zu legitimiren, 
Miederbeflagter aber in gleicher Friſt sub poena 
desertionis den Beweis: 
daß nach dem zu Bofton geltenden Rechte oder 
Rechtögebrauche — abgefehen yon etwaigem Nach— 
weife verabfäumter Diligenz — Fein Anfpruch auf 
Erſatz des in Nede ftehenden, durch Feuer herbei— 
geführten Schadens dem Schiffe „Sohn Bertram“ 
gegenüber ftatthaft fei, 
anzutreten ſchuldig; 
wogegen den Wiederflägern nicht nur Gegenbeweis — 
und biebei die Benubung des bereits in actis Enthaltenen 
— fondern auch, bier unter Vorbehalt wiederbeflagtifcher 
Neprobation, der Beweis: 
25* 
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daß — oder wie weit Doch — der fragliche Schaden 
durch nicht gehörige Befchleunigung der Verladung 
herbeigeführt wurde, vorbehalten bleibt. 
&s bleiben übrigens ratione quanti des toiderklägerifchen 
Anfpruches den Parteien bis zur Erledigung des obigen 
Beweisverfahrens competentia vorbehalten, und foll 
demnächft weiter was Rechtens erfannt werden, 


Obergerichtliches Erfenntnif 
vom 5. Suni 1856. 
(Auf klägeriſche Appellation.) 


Da in der Verhandlung von Seiten der Wiederfläger Fein 
factifcher Umftand auf Grund deſſen dem Amerikanischen Ca— 
pitain oder deſſen Vertretern eine in einem Cauſalnexus mit 
dem Berluft der Waare ſtehende culpa zur Raft gelegt werden 
fönnte, in der Art praerifirt angegeben ift, daß derfelbe zum 
Beweiſe verftellt werben fünnte; 

da es fomit nur auf Entfcheidung der Frage anfommt, 
wer das periculum der Waare zu der Zeit, als diefelbe vom 
Feuer vernichtet wurde, zu tragen hatte, wobei es allerdings 
anf die darüber am Verladungsorte geltenden Rechtsprincipien 
anfommt; 

da es indeflen nicht angemeſſen erfcheint, zumal in Fällen, 
worüber Fein beftimmtes Geſetz eriftirt, ohne vorgängige In— 
firuirung eines ordnungsmäßigen Beweisverfahrens auf bloße 
jchriftftellerifche Autoritäten bin über eine in Frage ftehende 
fremde Rechtsdoetrin und deren Anwendbarkeit auf einen 
eonereten Sal zu entjcheiden; 

da aud die Beweislaft rüdfichtlich der unter ſolchen Um— 
ſtänden zu eruirenden fremden NRedhtsprincipien immer ber= - 
jenigen Partei zugetheilt werden muß, welche eine Abweichung 
des fremden Rechts von dem biefigen zu ihren Gunften geltend 
machen will; % 
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nun aber in dem vorliegenden Fall der casus, welcher die 
Waare betroffen hat, nad biefigem Necht unzweifelhaft von 
dem Eigenthümer derjelben zu tragen wäre, 
daß das handelsgerichtliche Erfenntnig a quo vom 21. April 
d. J., unter Beibehaltung des auf die zu ergänzende 
legitimatio ad causam abjeiten der Wiederfläger fich be— 
ziehenden passus dahin zu reformiren: 
daß Bellagte mit der erhobenen Wiederflage abzu- 
weiſen und der Wiederbeflagte zu befugen, ven 
teponirten Reſt der Srachtgelder ex deposito zu 
erheben, Wiederfläger könnten und wollten denn in 
termino praefigendo. dem Wiederbeflagten Gegen- 
beweis und quaevis competentia vorbehältlich, ben 
Beweis führen: 

daß nad dem in Bofton geltenden Recht der 
Capitain eines Schiffes, welcher die Verſchiffung 
einer Waare von dort übernommen bat, fchuldig 
fei, den Schaden zu erfegen, welder an der zu 
verfchiffenden Waare, nachdem diefelbe auf bie 
Werft, von welcher aus fie verfchifft werden fol, 
gebracht und darüber son dem Steuermann oder 
einem berechtigten Bertreter deffelben ein ordnungs- 
mäßiges receipt gezeichnet worden, vor wirklicher 
Einladung in das Schiff und bevor der Capitain 
Connoſſement gezeichnet hat, durch Feuer obne 
irgend binzutretendes Berfchulden des Capitaing 

oder feiner Vertreter verurfacht wird. 
Die Koften diefer Inftanz werben compenſirt und ift die 
Sache mit den wieder zu verfiegelnden Arten an das 

Handelsgericht zu remittiren. 
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Ober: Appellationdgerichtliches Erkenntniß 
vom 22. December 1856. 
(Auf beklagtiſche Appellation.) Erſatz wegen verbrannten Salpeters 
und anderer Wuaren betreffend. 
Daß zwar die Förmlichfeiten der Appellation für gewahrt 
zu achten, in der Sache felbft aber das Erfenntniß des 
Obergerichts der freien Hanfeftadt Hamburg vom 2. Juni 
1856, wie biemit gefchieht, unter Verurtheilung ver 
Appellanten in die Koften der gegenwärtigen Inſtanz, 
zu beftätigen fei. 
Und wird nunmehr die Sache zum meiteren Ber- 
fahren an das Handelsgericht zurückverwieſen. 


Entfcheidungsgründe. 

Die von den Wiederflägern gegen das Obergerichts— 
Erkenntniß vom 2. Zuni 1856 erhobenen Befchwerden mußten 
als unbegründet verworfen und jenes Erkenntniß lediglich 
beftätigt werben. 

Anlangend 

I) die erfte und Hauptbefchwerbe, daß dem Wiederbeflagten 
bie Beweislaft in Beziehung auf das betreffende zu Bofton 
geltende Recht abgenommen und ihnen, den Wiederflägern, 
zugetheilt worden fei, fu liegt es Har vor, Daß das genannte, 
zufolge der in dieſem Punkte conformen Erfenntniffe ver 
vorigen Inſtanzen zur Anwendung zu bringende fremde Necht 
feinen Gegenftand der Officialfenntniß der in dieſer Sache 
erfennenden Nichter bildet. Demnach mußte auf Beweis er- 
fannt werden, wenn nicht etwa eine Notorietät für die in 
Betracht kommenden Nechtsfähe anzunehmen wäre, wie eine 
ſolche allerdings in Betreff mancher Normen der auswärtigen 
Rechte, unter Umftänden felbft da, wo es fih um unge: 
ſchriebenes Recht handelt, anzuerkennen ift. Notorietät liegt 
nun aber nicht einmal binfichtlich ver in der Nordamerifanifchen 
Praris im Allgemeinen als gültig behandelten, das vorliegende 
Verhältniß betreffenden Principien por, und vollends befteht 
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eine folcye nicht in Beziehung auf die fperiell zu Bofton gel- 
tenden Rechtsſätze. Die Zweifelhaftigfeit der Sache ift in ver 
anderen gegen das Schiff „Sohn Betram“ geführten gleich— 
zeitig zur Entjcheidung ftehenden Sache 3. D. Mupenbecher 
Söhne contra Sloman in dem handelsgerichtlichen Vortrage 
der dortigen Wiederfläger, welchen die Appellanten zu dem 
ihrigen gemacht haben, anerfannt worden, indem dort 
Prot. zum Erf. vom 31. März 1856 p. 21 

angeführt worden ift, daß, während Kaufleute, welche man in 
Amerika über den ftreitigen Punkt befragt habe, fich im wieder- 
Hägerifchen Sinne ausgefprocden hätten, man von Suriften 
eine entjcheidende Auskunft nicht erhalten babe. 

Somit handelte es fi nur noch um die Beſtimmung der 
Deweislaft. Für dieſe Fam es nicht ohne Weiteres auf den 
Umftand an, welche von beiden Parteien es ei, — die wieder— 
flägerifche oder die wiederbeflagtifche — die, unter Be— 
rufung auf das fremde Recht, Anträge geftellt babe, vielmehr 
war in Betracht zu ziehen, ob etwa eine ver beiten Auf- 
faffungen in den geltenden Seerechten übereinftimmend zu 
Grunde liegenden allgemeinen Prineipien ihre Begründung 
finde, worauf denn diejenige Partei, welche ein yon den letzteren 
abweichendes Necht behauptet, als beweispflichtig behandelt 
werden mußte. Sm MWefentlidyen bat das Obergericht den— 
felben Gang genommen, und nur infofern erfchien eine Ab— 
weichung von demſelben begründet, als es nicht auf alle be— 
treffenden Beftimmungen gerade des Hamb. Rechts, fondern 
auf felbige nur ſoweit ankommt, als fie mit den allgemein 
gültigen Sätzen übereinflimmen. 

Was nun den in Nede ftehenden Punkt ſelbſt anlangt, fo 
it unverkennbar Dasjenige, was die Wiederfläger als das in 
den Nordamerifanifchen Staaten und fpeciell auch zu Bofton 
geltenve Recht bezeichnen, im hoben Grade fingulair. Sie 
behaupten, daß der Schiffer nach dortigem Rechte die Folgen 
eines jenen Feuerſchadens, welcher fi) an den zu transporti- 
venden Gegenftänden auf andere Weife als in Veranlaffung 
eines Blitzſtrahls ereigne, zu tragen habe, ohne Rüdficht Darauf, 
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wenn auch etwa die Wirkung des Feuers als eine den Um— 
ftänden nad unabwendlich gewejene anzufehen fein ſollte. — 
Dies fteht mit den Principien, welde in dieſer Materie den 
Seerechten ſowohl älterer als neuerer Zeit, mwenigftens ber 
weit überwiegenden Mehrzahl nad, zu Grunde liegen, im 
MWiderfpruche. Und wenn der von den Wiederflägern biefür 
eitirte 

Kent Comn. I, ©. 597 flg. 
die Meinung aufftellt, daß die von ihm vertretene umfang 
reiche und derjenigen eines Verficherers in den meiften Punkten 
gleichfommende VBerantwortlichfeit des Schiffers aus dem Röm. 
Rechte — welches allerdings im Wefentlidhen Die Grundlage 
des in Betracht gezogenen Theils der geltenden Seerechte 
bildet — zu rechtfertigen fei, fo ift dies ein Srrthum. "Denn 
weder, weil ver Frachteontract eine locatio conductio operis 
ift, haftet der Schiffer für die Gefahr der zu transportirenden 
Gegenftände, 

L. 11$3,L. 13 $1,L. 25 $ 7, D. locati 19, 2, 
noch führen die Grundfäße vom receptum auf das bezeichnete 
Refultat bin. Freilih erweitern die letztgedachten Grund: 
fäße tie Verantwortlichfeit des Schiffers jo, daß, während er 
nach den Principien des Mietheontractes ſchon frei ilt, si sine 
culpa ejus res perut vel damnum est, er in Betreff recipirter 
Gegenftände für Untergang und Beſchädigung baftet, nisi si 
quid damno fatali contingit 

L. 3 $ 1 D. nautae caupones 4, 9, 
allein ver Begriff des damnum fatale wird zu eng aufgefaßt, 
wenn man ihn nur auf unmittelbare und abfolut unwider— 
ftehliche elementarifche Wirkungen bezieht. Schon die in der 
L. 3 eit. felbft aufgeführten Beifpiele, unter welchen auch vis 
piratarum angegeben wird, würde jene Auslegung als be- 
denklich erfcheinen laſſen, allein jever Zweifel wird dadurch be- 
feitigt, daß in der, glei der L. 3 von Ulpian herrührenden 

L. 52 $3 D. pro socio 17, 2, 
damna fatalia definirt und zwar als diejenigen bezeichnet werben, 
denen durch Vorſicht nicht vorgebeugt werden kann, wobei 
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unter Anderem auch incendium als Beifpiel eines ſolchen 
danınum erwähnt wird, 

vergl, auch L. 18 D. commodati 16, 3, L. 6 C. de 

pignorat. act. 6, 24. 

Damit übereinftimmend haben der Negel nad bie Seerechte 
den Schiffer dann immer für nicht verhaftet erklärt, wenn er 
durch nicht vorherzuſehen geweſene, unabmwendliche äußere Ein— 
wirfungen an der Lieferung der zu verjchiffenden Gegenjtände 
überhaupt over im unbejchäpdigten Zuftande verhindert wurde, 
gleichviel, ob Die causa nocens eine unmittelbar elementarifche 
par, oder nicht. 

Hievon zeugt Denn auch die feerechtliche Praris, wie fie 
notorifch befteht, und kann es hiebei unerörtert bleiben, ob 
nicht das Hamb. Necht in Betreff der Grundfäße des receptum 
noch weiter zu Gunften des Schiffers gebt. 

Traf zufolge des Bisherigen die Wiederkläger die Beweis— 
laſt, infofern fie fingulaire, oder doch som Gewöhnlichen ab: 
weichende Sätze eines ausländiſchen Nechts ihren Anträgen 
zu Grunde legten, fo fragte es fich noch, ob etwa Dasjenige, 
was aus den von ihnen in Bezug genommenen Autoren her: 
vorgeht, geeignet üft, die Beweislaft zu verändern. Nun läßt 
es fich freilich nicht verfennen, daß nicht unerbebliche Beweis- 
momente in den Aeußerungen jener Schriftfteller zu Gunften 
der mwiederflägerifchen Auffaſſung liegen, allein, wie dag Ober- 
Appellationsgeridst beſtändig feitgehalten bat, jo kann der Um— 
ftand, daß für den einer Partei obliegenden Beweis einzelne 
dienliche Momente in den Arten liegen, eine Veränderung der 
Beweislaft nicht motisiren, 

vergl. z. B. C. E. Schwenger c. Meyne, 31. Der. 1840, 
woran denn auch in der horliegenden Sache feftzubalten war. 

Den Wiederflägern wird es felbfiverftänvlich freiftehen, 
auch der in den Acten bereits angezogenen Nechtsfchriftfteller, 
jo weit wie thunlich, bei ihrer Beweisführung fich zu bedienen. 

II) Die zweite Befchwerde der Wiederfläger beruhet auf 
der Behauptung, daß ihnen für alle Fälle, wie auch über bie 
Beweislaft in Betreff des zu Bofton geltenden Nechtes zu 
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erfennen geweſen fein möge, der Beweis einer culpa bes 
Eapitain Brenholm, oder der Vertreter dejjelben — etwa des 
Steuermanns Blatchford, oder des Agenten des Schiffes — 
hätte» verftattet werden müflen. 

Das Dandelsgericht bat von den zur Begründung eines 
Verſchuldens des Schiffers angeführten Umftänden nur ven 
Einen für relevant erachtet, wenn ter Schiffer durch nicht 
gehörige Bejchleunigung ver Verladung den Schaden berbei- 
geführt haben ſollte. Demgemäß bat es, unter Befeitigung 
des auf Diefen Punkt bezüglichen jonftigen wiederflägerifchen 
Borbringens, den Appellanten ven Beweis jenes Umftandes 
verftattet, Das Obergericht bat dagegen dieſe Beweisauflage 
aufgehoben, weil von Seiten der Wiederfläger Feine factifchen 
Angaben mit genügender Präcifion gemacht jeien, auf Grund 
deren dem Schiffer oder deſſen Vertretern eine in einem Caufal- 
nerus mit dem Berluft der Waare ftehende culpa zur Laft 
gelegt werben könne. 

Hierin war dem Obergerichte beizuftimmen. Nach dem— 
jenigen, was bie Wiederkläger felbft angeführt haben, hat 
nämlich Capitain Brenholm weder feine Ladungsbereitſchaft 
zu früb erklärt, noch ift mit der Einladung der nad dem 
Werft gelieferten Güter in ungehöriger Weije langſam ver- 
fahren worden. 

Am 25. April legte das Schiff nach Lincolns wharf zu 
dem Zwecke, um dort beladen zu werben. An demjelben Tage 
wurde der Frachteontract zwifchen den Abladern Goßler & Ev. 
und den Agenten des Schiffes Eobb & French geſchloſſen, auch 
den Erfteren angezeigt, Daß das Schiff zur Einnahme von 
Ladung bereit fei. An demfelben oder am folgenden Tage — 
das Genauere entfinnt ſich ver Theilhaber ver Firma Goßler & 
Co., Abners Ningman, von dem die abjeiten ver Wiederfläger 
vorgelegte Declaration 

Hand.-Ger.-Acten [6] 
ansgeftellt ift, nicht — find 18 Tons Granadilla-Hol; und am 
Morgen des 27. April 157 Säde Salpeter und 14 Ballen 
Hänte nach dem Werft geichieft worden. Bon den 18 Tons 
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Holz iſt der bei weitem größere Theil, nämlich fat 14 Tons, 
vor dem Feuer verladen, ein Gleiches bat in Betreff von 
124 Säden Salpeter jtattgefunden; dagegen find etwas über 
4 Tons Hol; und 33 Säde Salpeter verbrannt und 14 Ballen 
Häute durch das Feuer ſchwer beſchädigt worden. 


Nun liegt es in der Natur der Sache, daß die Aufforderung 
der Ablader zur Heranbringung der Waaren nicht genau ſo 
beſchafft werden kann, daß immer nur ſo viele und gerade 
ſolche Waaren an die Seite des Schiffs gebracht werden, 
um einerſeits ohne alle Unterbrechung das letztere beladen zu 
können, andererſeits niemals eine Anhäufung der Waaren 
Statt finden zu laſſen. Im Gegentheil, da das Herbeiſchaffen 
der Waaren in gewiſſer Maaße von der Convenienz, jeden— 
falls von der größeren oder geringeren Diligenz der Ablader 
abhängt, da ferner die berangebrachten Waaren nicht ohne 
MWeiteres in der Neihenfolge, worin fie anfommen, verladen 
und verftauet werten fünnen, da es biebei auf vie Befchaffen- 
beit und Geftalt ver refp. Waaren anfommen kann, fo ift es 
unvermeidlich, daß zeitweilig Unterbrechungen in ver Beladung 
oder doch Anfammlungen von Waaren auf kurze Zeit eintreten, 
wie denn wegen der Unsermeidlichfeit folcher Vorkommniſſe 
und weil außerdem mancde Arten von Waaren bei regnigtem 
Wetter nicht erponirt werden dürfen, auf den Ladeplätzen der 
bier in Betracht Fommenden Art eigends Waarenfchuppen, 
„sheds“, errichtet find, welche zur Unterbringung der nicht 
fofort zu verladenden Gegenftände dienen. 


Das ohnehin nach Wahrfcheinlichfeit anzunehmende Zu— 
fammentreffen der Waaren mehrerer Ablader wird denn auch 
durch den Inhalt der Acten außer Zweifel geftelt. Denn der 
Eorrefpondent von J. D. Mutzenbecher Söhne, €. 9. 8. 
Möring, ſchickte ausmweife der von ihm in dem mehrerwähnten 
anderen Prozefle beigebrachten receipts am 25. April 80 oder 
81, und am 27, April 320 Säde Salpeter nady dem Ablade- 
plate und aus der in Bezug genommenen Declaration des 
Eapitain Brenholm und Genoffen gebt hervor, daß bis zur 
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Zeit des Feuer-Ausbruches an Salpeter 1448 Säcke nach dem 
Werft geliefert worden waren. 

Da es num einleuchtend ift, daß unter Umftänden, mie 
folche bier vorliegen, Fein Ablader befugt fein Fann, darüber 
Befchwerde zu führen, wenn etwa feine Waaren um ein 
Geringes fpäter als andere, wenn gleich vielleicht um ein 
Meniges ſpäter an den Plab der Beladung gelieferte Güter 
in das Schiff gebracht fein follten, fo war unbedenklich an— 
zunehmen, daß es an der factifchen Begründung des Vorwurfs 
einer culpa des Sciffers oder deſſen Bertreter fehle, und 
daß demzufolge die handelsgerichtliche Beweisnachlaffung mit 
Recht befeitigt fer. 

II.) Die Wiederkläger haben endlich gegen die Formulirung 
des Beweisfabes Beſchwerde erhoben, ohne daß jedoch Ver— 
anlaffung vorhanden wäre, ihren Anträgen zu entſprechen. 

Sm Wefentlichen find num folgende zweiMonita vorgebracht: 

1) Die Worte „Werfte, von welchem aus die Waare 
verfchifft werden ſollte,“ entjprächen nicht dem wirklichen That— 
beftande und feien außerdem verleitlich. Erfteres, weil eine 
Vebereinfunft zwifchen den Partheien, daß die Waare gerade 
vom Werfte aus verfchifft werden follte, nicht eriftirt babe, 
lebteres, weil aus jenen Worten gefchloffen werben fünne, 
daß die Ablader ein Intereſſe gehabt hätten, die Waare erft 
auf dem Werft zu lagern. Diefem Einwande Tann feine 
Bedeutung beigemeflen werden. Durd die Faſſung des be— 
treffenden Theils des Beweisſatzes ift nur die fartifche Lage 
der Sache zu der Zeit bezeichnet worden, zu welcher der in . 
Rede ftehende Unfall ſich ereignete. Dies ift in richtiger 
Weiſe gefchehen. Eine Berleitlichfeit jener Faſſung ift nicht 
anzunehmen. | 

2) Die Wiederfläger ftelen die Behauptung auf, ber 
Umftand, daß die Feutersbrunft und deren Berbreitung bis 
zu bem betreffenden Werfte von dem Schiffer nicht verfchuldet 
gemwefen fei, babe nicht mit berührt werden follen; jedenfalls 
fei vie Schulvlofigfeit nicht in fo marfirter Weife, mie in 
dem Bemweisfabe gefcheben, hervorzuheben geweſen. Nun 
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durfte aber die Erwähnung, daß das Feuer ein in Beziehung 
auf den Schiffer cafuelles geweſen fei, nicht fehlen, wenn die 
zu beantwortente Rechtöfrage rein und richtig bingeftellt 
werden follte, und in ver Ausdrucksweiſe der Beweisformel 
liegt Nichts, was für die Wiederfläger zu bedenklichen Folgen 
führen könnte. — Ob ferner, was die Pebteren ebenfalls zur 
Sprache bringen, das Feuer „in der Nachbarfchaft des Werfts“ 
oder „auf demſelben felbft” ausgebrochen fei, mufite für 
gleichgültig gehalten werden, fobald nur, wie vom Obergerichte 
gejchehen, Die cafuelle Natur in Beziehung zum Schiffer mit 
Beſtimmtheit hervorgehoben war. 








NM 33. 


In Saden Herrn Dris. juris Guſtav Moend, 
Eupplicatens, ad supplicas Licentiat G. Mönckeberg 


als exec. testam. von H. P. Moenck Wwe., Sophie 
Elifabetb geb. Emanuel, Supplicantens. (Anwald 
Dr. %. U. Des Arts.) 


Das ganze Intereffe an diefem Falle, deffen materieller Juhalt 
aus den mitgetheilten Erfenntniffen unſchwer zu entnehmen fein dürfte, 
beſchränkt fi für unfere Zwede etwa auf die beiden folgenden vom 
Dberappellationsgerichte aufgeftellten Säße: 

1) Eine Privatjuſtizſache liegt überall vor, wo Jemand behauptet, 
in feinem Privatrechte verlegt zu fein und zwar auch nad) ge- 
meinem Rechte, indem es nach diefem Feinen Zweifel unterliegt, 
daß auch Sachen ber freiwilligen Gerichtsbarkeit, ſobald dabei 
Privatrechte geltend gemacht werben, gleichviel, ob der Nichter, 
dem die voluntaria jurisdietio zuftebt, dabei von Amtswegen, 
oder auf Antrag eines Gegners verfährt, zu ben Juſtizſachen 
gehören. 

2) In Fällen, wo man über eine Verfügung ſich beſchwert, die das 
Obergericht kraft der ihm zuſtehenden jurisdietio voluntaria 
getroffen hatte, und wo es an einem Gegner fehlt, ift die Ertra-" 
judicialappellation das allein zuläffige Rechtsmittel, 
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Dbergerichtliches Decret 
vom 2. Mai 1856. 


Da der Supplicat, Herr Dr. Guftav Moend, in feiner 
fo rubricirten submissio erflärt, die teftamentarifche Verfügung 
der verftorbenen Wwe. Moend, geb. Emanuel, nicht anferhten 
zu wollen, diejelbe aber ſothane Verfügung Teineswege Davon 
abhändig gemacht hat, daß eine der von ihr nambaft gemachten 
Perfonen den Auftrag annehme, vielmehr, Da auch vom 
Eupplicaten nicht beftritten wird, daß feine verfelben dazu 
bereit ift, Dem Obergerichte die Ernennung eines ſolchen 
Adminiftrators obliegt, Supplicat endlich gegen die Perſon 
des dazu jebt in Borfchlag gebrachten Herrn Dris. Hermann 
Poelchau nichts eingewandt hat; daß der gedachte Herr Dr. 
Herm. Poelchau, wiewohl im Mebrigen den etwaigen Gercdht- 
famen des Eupplicaten in Beziehung auf die Verfügungen 
des Teftaments der Wie. Moend, geb. Emanuel, und deſſen 
Additamentes unbefchadet, zum Arminiftrator des tem Suppli— 
eaten danach zufallenden Antheils an dem Nachlaffe zu er— 
nennen, gegenmwärtiges’ Decret auch, eines dawider etwa ein- 
zuwendenden Nechtsmitteld ungeachtet, für proviſoriſch voll— 
ftreefbar zu erklären. Eine Ausfertigung dieſes Decretes ift 
dem Herrn Dr. Poelchau zu infinuiren, et comm. übrigens 
an Herrn Licentiat Möndeberg als exec, test. Wwe. Moend, 
geb. Emanuel. 


e Dbergerichtliches Decret 
vom 19. Mai 1855. 
(Auf fupplicatiiche Appellations-Einlegung.) 


Da e8 ſich bier Tediglih um eine vom Obergericht als 
Oberauffichtsbehörde über die Aufrechthaltung teftamentarifcher 
‚Verfügungen getroffene Beftimmung handelt, wogegen nad 
$. 1 sub d. der Appellabilitäts-Verorbnung eine Appellation 
nicht Plab greift, überdies nicht einmal dem $. 161 der 
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Serichtsordnung für das Oberappellations-Gericht gemäß bie 
Beſchwerden fpeciel angeführt worden find; 
daß der übrigens rechtzeitig wider das obergerichtliche 
Derret vom 2, Mai d. J. interponirten Appellation nicht 
zu beferiren. Das supplicatum ift ad notitiam zu com— 
munieiren. | 


Ober: Appellationdgerichtliches Erkenntniß 
vom 29. December 1856. 


(Auf fupplicatiiche Appellation.) Bermögens - Berwaltung, jebt abge- 
ichlagene Appellation und nachgefuchte Neftitution betreffend, 


Daß der Appellant des für diefe Inſtanz nachgefuchten 
Ereditrechts für verluftig zu erklären, und in der Sache 
jelbft zwar Die Formalien der angebrachten Beſchwerde 
über den Abfchlag der Appellation für gewahrt zu achten, 
Materialien anlangend aber Das Derret des Obergerichte 
ver freien Hanfeftadt Hamburg vom 19. Maid. 5, 
wie biemit gejchiebt, unter Berurtheilung des Appellanten 
in die Koften dieſer Inſtanz, zu beftätigen, auch die 
Neftitution als unbegründet abzufchlagen fei; 

und folen nunmehr die Voracten an das Obergericht 
zurüdgefandt, und dafjelbe zugleich um Zuftellung einer 
Abfchrift dieſes Erfenntnifles an ven Lict. ©. Möncke— 
berg, fowie auch um Einziehung der biefelbft erwachfenen 
Koften yon dem Appellanten, erfucht werden, 


Entſcheidungsgruͤnde. 


Das Obergericht hat das vom Supplicaten gegen den 
Beſcheid vom 2. Mai d. J. eingewandte Rechtsmittel zunächſt 

A) deshalb als unzulaͤſſig abgeſchlagen, weil es ſich hier 
lediglich um eine von Ihm als Oberaufſichtsbehörde über die 
Aufrechthaltung teſtamentariſcher Verfügungen getroffene Be— 
ſtimmung handle, gegen welche nach $. 1 sub d der Appella— 
bilitäte-Verordnung überall feine Appellation ftatthaft fei. 
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Diefem Grunde fonnte nicht beigetreten werden, vielmehr 
war das borliegende Nechtsmittel an fi für zuläfftg zu er- 
achten. Es ift nämlich 

1) die angefochtene Entfcheidung des Obergerichts in einer 
Privatjuſtizſache ergangen. Eine ſolche liegt überall vor, wo 
Jemand behauptet, in ſeinem Privatrechte verletzt zu ſein, 
und zwar ſowohl nach allgemeinen Begriffen, als auch nach 
gemeinem Rechte, indem es nach Letzterem keinem Zweifel 
unterliegt, daß auch Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
ſobald dabei Privatrechte geltend gemacht werden, gleichviel, 
ob der Richter, dem die voluptaria jurisdictio zuſteht, dabei 
von Amtswegen oder auf Antrag eines Gegners verfährt, zu 
den Suftizfachen gehören. 

N. A von 1594 $. 94. 

Nun behauptet aber der Appellant, in dem Additament 
zum ZTeftament feiner verftorbenen Tante H. P. Moend Wie. 
fei die Entziehung der freien Verfügung über das ihm von 
ver Teftirerin in ihrem Teſtamente Hinterlaffene und die 
Anordnung einer Verwaltung diefes Vermögens an die Be: 
Dingung gefnüpft, Daß Die von der Zeftirerin mit der Ver— 
waltung beauftragten Perfonen diefen Auftrag übernehmen 
würden, jo daß, da fie ſich deſſen meigerten, die ganze 
befchränfende Verfügung des Additamentes binwegfalle, und 
ihm, dem Appellanten, das nad dem Zeftamente ihm Zus 
fommende zu eigener Verwaltung ausgefehrt werden müſſe, 
und er ficht Deshalb die vom Obergerichte, wenn gleich unbe- 
Ichadet feiner etwaigen Nechte aus dem gedachten Teftamente, 
verfügte Beitellung des Dr. Poelchau zum Aominiftrator als 
eine dem Zeftament widerftreitende an. Wäre fie dies, fo 
läge unverfennbar eine Verlekung von Privatrechten vor, und 
folglich genügt die Behauptung des Appellanten, daß fie es 
fei, um Die gegenwärtige Sache zu einer Privatjuſtizſache zu 
machen. — Sft fie aber dies, fo fann 

2) auch die Beftimmung der Appellabilitäts-Verortnung I, 
$. 1 sub d, nicht für die Unzuläffigfeit des vorliegenden 
Nechtsmittels geltend gemadyt werden. Denn der $. 1 cit. 
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bezeichnet in dem allgemeinen voranftehenden Satze als foldye 
Sachen, melde als privatrechtliche ihrer Natur nach nicht 
anzufehen jeien, nur Streitigkeiten in Gefeßgebungs-, Regie— 
rungs=, Cameral-, Adminiftrations-Polizei und überhaupt alle 
dffentlihe Sachen. Mithin fünnen unter den sub d. gedachten 
Verfügungen einzelner Behörden, gegen welche eine Befchwerde 
im Juſtizwege unftatthaft fein fol, feine Verfügungen gemeint 
fein, welche, wie hier, das Obergericht als richterliche Behörde 
in einer Privatjuftizfache erlaffen hat, und zwar um fo weniger, 
als fonft in der That alle und jede Appellation gegen richter- 
liche Entfcheidungen ausgeichloflen fein würde. 

Dagegen bat Das Obergericht 

B) die vorliegende Appellation mit Recht aus dem Grunde 
abgeſchlagen, weil der Appellant gegen die ausdrüdliche Vor— 
fhrift Des $. 161 der Oberappellationsgerichts = TCrdnung 
unterlaflen bat, bei Einwendung der Appellation feine Be— 
ſchwerden nambaft zu machen. Denn 

1) daß bier, wo das Obergericht fraft der ihm zuftehenden 
jJurisdictio voluntaria eine Verfügung getroffen hat, und mo 
es an einem Gegner fehlt, die Ertrajudicial-Appellation das 
allein zuläffige Rechtsmittel ift, unterliegt keinem Zweifel, 
indem e3 durchaus Feinen Unterfchied machen Fann, Daß das 
Dbergericht zur Ausübung der als Behörde für die Aufrecht- 
baltung tefamentarifcher Verfügungen ihm zuftehenden Be— 
fugniß durch den Antrag des Teftamentsereentors veranlaßt 
worden ift, und eben fo wenig der Umftand, daß Es über 
den Antrag des Zeftamentserecutors den Appellanten zuvor 
vernommen bat, geeignet erfcheint, der Sache ven Character 
einer contentiöfen zu geben, und zwar um fo weniger, als 
dies in ſolchen Fällen das ganz gewöhnliche Verfahren ift. 
Auch Fonnte 

2) ter Umſtand, auf den ter Appellant ſich beruft, daß 
er in feiner Submiffionsfchrift beim Dbergerichte feinen 
Widerſpruch gegen die vom Zeftamentsererutor beantragte 
Verfügung bereits umftändlich begründet hatte, ihn felbfiver- 


ftäntlich von der Beobachtung des $. 161 cit. u — 
Rechts falle 1856. 
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Zwar bat num 

C) der Appellant in gegenmwärtiger Inſtanz gebeten, ibm 
gegen die eingetretene Defertion der Ertrajudical-Appellation 
Neftitution zu ertheilen. Allein diefem Geſuche ftand nicht zu 
deferiren, da es für eine zu gewährende Wiedereinfegung in 
den vorigen Stand in dieſem Falle nicht nur an jeder justa 
causa fehlt, jondern fogar ein eigenes Verfchulten des Appel- 
lanten vorliegt, gegen deſſen Folgen nach befannten Rechts— 
grundfäßen Feine Reftitution zuläffig if. Und wenn ver 
Appellant es geltend macht, daß er, obwohl Nechtegelebrter, 
doch feit acht Jahren ohne Praris und ohne Bücher ficy befinne, 
fo vermag dieſer Umftand fein Verſehen zwar zu erklären, 
nicht aber zu entjchulbigen, zumal für ihn nichts im Wege ftand, 
fidy in diefer Sache eines anderen Nechtsgelehrten zu bedienen. 

War fomit die Befchwerde über verweigerte Appellation, 
fo wie die nachgefuchte Reftitution abzufchlagen, fo mußte der 
Appellant auch in die dadurch erwachſenen Koften verurtheilt, 
und er zugleich des von ihm erbetenen Creditrechts, da er 
der ihm gemachten Auflage, ein obergerichtliches Armuths— 
zeugniß beizubringen, nicht nachgekommen ift, für verluftig 
erflärt werden. 


—ninade 


a 34. | 
In Sachen Carl Joachim Chriftian Brader, 
Klägers, (Anwa Dr. E. J. Heinfen in den unteren 
Inſtanzen; in dritter Snftanz Dr. J. G. Gallois), contra 
Herrn Drem. Albrecht mand. noie Herrn Dris. 
med. H. 28. Spengel, Bellagten. (Anwald Dr. ©. 
Albrecht.) 





A. Rechtsfall: 
Der Kläger hatte nach vorhergegangener polizeilicher Unter— 
ſuchung gegen ben Bellagten eine Klage auf Entſchädigung er- 
boben, weil ein von biefem feiner, des Klägers, Frau zum Stillen 
übergebenes Kind ihn mit feiner ganzen Familie ſyphilitiſch an- 
geſteckt babe. 
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B. Rechtsſätze: 

I) Die Ausſprüche des Gefundheitsvathes, weldem feine richterliche 
ober ausübende Gewalt zufteht, begründen nicht ohne Weiteres 
formelle Wahrheit, die fiir den urtheilenden Richter unter allen 
Umftänden maaßgebend fein müßte, jondern fommen nur als 
Gutachten Sahverftändiger in Betracht. 

2) Um einen Caufazufammenhang zu conftativen, bedarf es nicht 
notbwendig eines directen Beweijes; derſelbe ift vielmehr vegel- 
mäßig im Wege ber Schlußfolgerung juriftifh berzuftelfen, und 
zu einer ſolchen genügt e8, wenn die betreffenden Thatfachen in 
einem folhen nahen äußeren Zufammenhange zu einander ftehen, 
daß, dem natürlichen und gewöhnfichen Laufe der Dinge zufolge, 
angenommen werben fann, bie eine fei aus der andern hervor: 
gegangen. | 
Der Arzt haftet für jedes bei der ärztlihen Behandlung der 
fraglichen Angelegenheit begangene, Schaden bringende Ver— 
ſchulden, einerfei, ob baffelbe in einem unmittelbaren pofitiven 
Einwirken auf den Körper des Klagenden oder in Anempfehlung 
reſp. thatjächlicher Billigung eines ber Gefundheit ſchädlichen 
Berhaltens, oder endlich in Unterlafjung der zur Abwendung 
nachtheiligen Folgen feines eigenen ärztlichen Berfahrens bien- 
lihen Mittel beftanden bat. 


3 


— 


Niedergerichtliches Erkenntniß 
vom 13. Juli 1855. 


Da zufolge $ 29 der Medizinal- Ordnung vom 20. Fe- 
bruar 1818 der hieſige Arzt dem ordentlichen Gerichtsſtande 
unterworfen, und, nach Vorſchrift der Geſetze, für jeden Nach⸗ 
theil verantwortlich iſt, der erweislich durch ſeine Schuld für 
Leben oder Geſundheit der Menſchen entſteht; da dieſe Ver— 
antwortlichkeit, abgeſehen von der Frage: ob außerdem zu: 
gleich die dort erwähnte geſetzmäßige Beſtrafung verwirkt ſei, 
zunächſt einen Anſpruch auf Erſatz des verurſachten, nach Grund- 
ſätzen des Civilrechts zu bemeflenden, Schadens begründen 
muß; da der zweite Theil des angeführten $ 29 dem Hoch— 
weiſen Rathe die bisciplinarifche Aufficht über vie hieſigen 
Aerzte in dem Umfange übertragen hat, daß jet Behörde 
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wegen nachläſſiger Behandlung von Kranfen oder wegen Im— 
moralität die Befugniß zur Remotion von der ärztlichen Praris 
gefehmäßig zuſteht, wonach es um fo weniger einem Zweifel 
unterliegen Fann, daß das einen Verweis und die Androhung 
der Euspenfion von der Praris ausfpredhende conclusum 
E. H. Raths som 6. December 1854 in Ausübung dieſer 
Disciplinargemwalt, und zwar geftüßt auf den, in dem für diefen 
Zweck geforderten gutachtlichen Bericht der ärztlichen Mitglieder 
des Geſundheitsraths mutivirten Majpritäts - Ausfpruch, er- 
laffen wurde; da diefer, der Verfügung des Senates wörtlicdy 
und ausschließlich zum Grunde liegende Ausſpruch dahin lautet, 
daß Herr Dr. Epengel in der fraglichen Angelegenheit, wenn 
gleich allerdings in gutem Glauben, doch nicht mit ter ihm 
obliegenden gewiſſenhaften Eorgfalt und Ueberlegung gehandelt 
babe, und daß er deshalb von dem Vorwurf einer Berfchuldung 
und Fahrläffigfeit nicht freizufprechen ſei; da die rechtliche Be— 
. gründung der vor Diefem Gericht angeftellten Schadens- und 
Satisfartionsflage dur das Zufammentreffen der beiden Vor— 
ausſetzungen betingt wird, daß der Kläger oder die durd ihn 
vertretenen Perfonen einen Schaden durch das Verfahren des 
Beklagten erlitten, fowie daß Beklagter gegen fie zum Erſatze 
diefes Schadens durch eine ihn treffende Verſchuldung ver— 
pflichtet jei; da, anlangend die erfte dieſer Vorausfehungen, 
nach den Anführungen des Klägers feine Familie mittelt An— 
ſteckung durch das ſyphilitiſche Steling’fche Kind erfranft fein 
fol; da die Frage: ob dieſe Behauptung für eine gerichtliche 
Verurtheilung gehörig begründet fei over nicht, nur nach Grund— 
fäben der medizinischen Wiffenfchaft beantwortet werben kann, 
und vom Kläger ſelbſt am Schluſſe feiner Replik ausdrücklich 
eingeräumt wird, daß darüber nicht auf die Benutzung der 
ſonſt gewöhnlichen. Beweis- und Gegenbeweismittel zu inter⸗ 
Ioquiren, fondern nach dem in den requirirten Unterfuchungs- 
Arten vorliegenden Material zu entjcheiden fei; da aber fämmt- 
liche ärztliche Mitglieder des hiefür eompetenten Geſundheits— 
rathes in ihrem Gutachten dahin übereinftimmen, daß eine 
Anftefung der Hägerifchen Ehefrau nicht erwieſen fei, und daß 
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darüber ein wiſſenſchaftlicher, d 5. der für den Richter er- 
forderliche Beweis im vorliegenden Falle fi nicht führen laſſe, 
wonach darauf, in welchem Grade die unerweisliche Thatfache 
von den einzelnen Mitgliedern für möglich oder für wahr— 
fcheinlich gehalten fein mag, nichts anfommt; da es, bei ſo— 
nach nicht erbrachtem Cauſalnexus zwifchen dem Berfahren 
des Beklagten und der Erfranfung der Flägerifchen Samilie, 
einer Entjcheidung darüber, ob eine zur Berurtbeilung Des 
Herrn Dr. Spengel genügende, gegen den Kläger begangene 
Verſchuldung deſſelben ſchon ohne Weiteres anzunehmen fein 
würde, nicht bedarf; da jedoch, in Betreff des Koftenpunftes, 
ver Kläger in dem am Scluffe des Senats = Eonchufl vom 
6. December vor. Jahres ausgedrüdten Vorbehalt von Eivil- 
anfprüchen für die Betheiligten einige Beranlaflung finden 
mochte, die Geltendmachung ſolcher Ansprüche zu verfuchen: 
daß Kläger mit der von ihm angeftellten Klage, unter 
Eompenjation der Prozeßkoſten, abzumeifen fei. 


Dbergerichtliches Erkenntniß 
vom 14. Sept. 1855. 
(Auf Hägeriihe Appellation.) 

Da die Beurtheilung diefer Sache vom Niedergerichte mit 
Recht von ven beiden Fragen: einmal einer Verſchuldung des 
Beklagten und dann des Caufalnerus zwiſchen dieſer Ver— 
ſchuldung und dem dem Kläger und feiner Familie entfiandenen 
Schaden, abhängig gemacht if; 

da, was die erſte Frage betrifft, eine Verſchuldung des 
Bellagten ſchon deshalb angenommen werden muß, weil es in 
der medicinifchen Willenfchaft überaus controvers ift, ob bie 
hereditaire, wenn aud- nur in der ferundairen Form erjcei- 
nende, Syphilis anſteckend ſei oder nicht, indem es unter 
ſolchen Umftänden dem Arzt vor dem Geſetz nicht verftattet 
fein Fann, eine Amme, ohne ihre ausdrüdliche Einwilligung — 
feine fubjertive Anficht von der Eontroverfe mag fein welche 
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fie wolle — der Gefahr der Anſteckung auszuſetzen und gleichjam 
auf Rechnung von ihrer Geſundheit und ihrem ganzen Wohl 
und Wehe zu erperimentiren, die Pflicht des Arztes, eine foldye 
ausdrüdliche Zuftimmung zu eriwirfen, auch nicht erfegt werten 
kann durch eine der Amme gemachte generelle Bemerkung, Daß 
das Kind an einer böfen anſteckenden Krankheit leide, eine 
Bemerkung, welde um fo weniger ausreichen kann, als man 
felbft im gewöhnlichen Leben diefe, durch ihre befondere Bös— 
artigfeit ausgezeichnete, Species der anftedfenden Krankheiten, 
mit ihrem Eigennamen zu bezeichnen und nicht unter der 
generellen Bezeichnung zu begreifen pflegt, wie dies auch aus 
der Unterhaltung hervorgeht, welche der Beflagte und vie 
Hägerifche Ehefrau, nach Nr. 19 pag. 18 der Unterſuchungs— 
Acten, vor der Uebernahme des Kindes, abfeiten der Letzteren. 
gehabt haben und bei welcher die Frau Brader ihre Arglofig- 
feit über die Natur der vom Beklagten allgemein angedeuteten 
anftedenden Krankheit, durch die Hinweiſung auf ein Unwohl- 
jein ihres Ehemannes und Die Art, wie derſelbe geheilt worden, 
auf das Deutlichſte zu erkennen gab; 

da ferner, was den erforderlichen Cauſalnexus betrifft, der 
Beklagte, welcher als Sachverſtändiger die klägeriſche Ehefrau 
für eine taugliche Amme des Stelling'ſchen Kindes erklärt 
hat, (pag. 12 except.) ſelbſtverſtändlich den Einwand nicht 
würde machen dürfen, daß dieſelbe, ſchon ehe ſie das gedachte 
Kind auf die Bruſt genommen, ſyphilitiſch geweſen ſei, unter 
Berückſichtigung dieſer Sachlage aber, nach Maaßgabe des 
vom Geſundheitsrathe erſtatteten Gutachtens, eine ſo dringende 
Wahrſcheinlichkeit für die Anſteckung der klägeriſchen bis dahin 
geſunden Ehefrau (und demnächſt deren Mannes und ihrer 
Kinder) durch das ihr an die Bruſt gegebene Kind entſteht, 
daß Kläger um ſo weniger mit einem weiteren Beweiſe 
bebürdet werden darf, als bier überally der Natur der Sache 
nach, nur ein Fünftlicher Beweis möglich ift; 

daß das niedergerichtliche Erfenntniß a quo, vom 13. Juli 

d. J., unter Compenfation der Koften dieſer Inftanz, 

wieder aufzuheben und Beflagter in einem vom Nieder- 
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gerichte anzujegenten Termine, dem Kläger Gegenbeweig 

und fonftige Gerechtſame vorbehältlidh, ven Beweis: 
daß die Ehefrau des Klägers und deren Familie 
anderweitig mit Syphilis angeftedt worden, 

zu führen fchuldig fer. 
Es werden im Uebrigen den Parteien wegen alles 
fonft Vorgebrachten Gerechtfame im weiteften Um— 
fange vorbehalten. Und ift die Sache mit ven 
wieder zu berfiegelnden Acten an dag Nievergericht 
zu remittiren. 


Ober-Appellationögerichtliches Erkenntnif 
vom 30. December 1856. 

(Auf beffagtifche Appellation.) Schadensanfpriche betreffend. 
Daß zwar die Förmlichkeiten der Appellation für gewahrt 
zu erachten, in der Sache felbft aber das Erfenntnif 
des Dbergericht3 der freien Hanfeftadt Hamburg vom 
14. September 1355, wie hiemit gefchieht, unter Ver— 
urtheilung Des Appellanten in die Koften gegenwärtiger 
Inſtanz, zu beftätigen fei. 

Und wird die Sache nunmehr zum weiteren Ver— 
fahren an dag Niedergericht zurückverwieſen. 


Entſcheidungsgruͤnde. 

1) Kläger hat im Laufe der Verhandlungen 

A) darauf ſich berufen, daß in den Senats-Deereten vom 
6. December 1854 und 28. März 1855 eine feine dermaligen 
Ansprüche begründende rechtsfräftige Entjcheidung zu 
finden jet. Jedoch mit Unrecht. Jene Decrete — follte man 
fie auch als Eriminalurtheile zu betrachten haben — fprechen 
nicht etwa aus, daß Beklagter den Familien Brader und 
Frig zum Schadengerfabe verpflichtet fei, ſondern fie behalten 
nur den Betheiligten ihre Civilanſprüche vor, verweilen alſo 
die Frage, ob dergleichen anzuerkennen feien, in ihrem sollen 
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Umfange vor den Eivilrichter. "Freilich Tiegt der gegen ven 
Beklagten erlafienen Ahndung die Annahme, daß verfelbe in 
ſchuldvoller Weije verfahren, unzweifelhaft, und, wie es fcheint, 
aud Die zu Grunde, daß er durch fein Verfahren vie Er— 
franfung der Familie des Klägers veranlaßt habe. Allein 
deshalb find dieſe Puncte noch nicht als in einer für den 
Eivilrichter praejudicielen Weiſe feitgeftelt anzufehen. — 
Eben jo wenig kann 

B) dem Kläger darin beigeftimmt werden, daß durch die 
zu den abjungirten Unterſuchungs-Acten erftatteten Berichte 
der Majorität der ärztlichen Mitglieder des Geſundheitsraths 
die Frage, auf die es im vorliegenden Prozeſſe anfommt, in 
einer jede weitere Erörterung abfchneidenden Weife für feft- 
geftellt zu erachten feien. Denn wiewohl diefe Berichte als 
der officielle Ausdruck der Anſicht ver genannten böchften 
Mevdizinalbehörde allertings angefehen werben müſſen, fo 
fommt doch dem Gefundheitsrathe Feine richterliche oder aus— 
übende Gewalt zu, fonvern er ift bloß ein „ratbgebenver 
Verein“; 

Mediz. Ordnung vom 20. Februar 1818 $ 3. 
feine Anfprücde begründen alſo nicht ohne Weiteres formelle 
Wahrheit, die für den urtheilenden Richter unter allen Um— 
fänden maafigebend fein müßte, fondern fommen nur als 
Gutachten Sachverſtändiger in Betradt. Die Klage 
fonnte daher, wie auch von Anfang an gefchehen, 

ID) nur auf die Thatſache felbft gegründet werden, daß 
durch ein Factum, für deffen Folgen Beflagter einzuftehen bat, 
die Erfranfungen in der Familie des Klägers, aus melden 
diefer feine Schadens- und Satisfactions-Anſprüche ableitet, 
herbeigeführt worden feien, und es hängt fonach die Ent- 
fcheidung der vorliegenden Sache — womit auch die Auffaflung 
der vorigen Gerichte im Wefentlihen übereinftimmt — von 
Beantwortung der beiden Fragen ab: 

A) ob die Krankheit in der Familie des Klägers durch 
das von der Ehefrau veflelben auf die Bruft genommene 
Stelling'ſche Kind verurfacht worden jei, 
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und 

B) ob Beflagter für dieſen Erfolg civilrechtlih verant— 
wortlich gemacht werben Fünne. 

Zu A) ift vor allen Dingen in’s Auge zu Faffen, daß es 
für den Caufalzufammenhang nicht nothwendig eines Direrten 
(in den meiften Fällen ganz unmöglichen) Beweiſes bedarf, 
verfelbe vielmehr regelmäßig im Wege der Schlußfolgerung 
juriftifch conftatirt werden muß und zu einer ſolchen es genügt, 
wenn die betreffenden Thatſachen in einem folden nahen 
äußeren Zufammenhange zu einander fiehen, Daß — bem 
natürlichen und gewöhnlichen Laufe der Dinge zufolge — 
angenommen werben kann, bie eine fei aus ber anderen 
hervorgegangen, — ein Grundſatz, der nicht nur der Natur 
ver Sache entfpricht, fondern auch unverfennbar der Be— 
urtheilung vieler in ben Quellen vorkommenden Rechtsfälle 
unterliegt: 

cf. z. 8L.9$3,L11$2.5,L.27 $22. 23. 24, 
L.29 $ 2.4, L.39 pr. D. ad Leg. Aquil. (9. 2) 
und auch vom Oberappellations=-Gericht zu wiederholten Malen 
— fo noch neuerlich in der Hamburger Sache 
Behrens c. Lambrecht, 1856 — 
zur Anwendung gebracht worden it. Gebt man nun aber 
son diefem Grundſatze aus, fo ift dem Obergerichte darin 
beizutreten, daß, fo lange nicht eine anderweite Urſache nach— 
geiwiefen werden wird, die Krankheit des Stelling’fchen Kindes 
als die Quelle der in der Familie des Klägers eingetretenen 
Erfranfungen juriftifch angefehen werden muß. 

Es ift befannt und geht auch aus dem zu dem abjungirten 
Unterfuchungs-Acten gefommenen Gutachten hervor, daß die 
Syphilis in einem Individuum nicht von felbft ſich erzeugt, 
fondern nur in Folge einer Mebertragung abfeiten anderer an 
diefem Uebel erkrankter Individuen entfteht, Im vorliegenden 
Falle muß num 

1) bis auf Weitered davon ausgegangen werden, daß zu 
ver Zeit, als die Ehefrau des Klägers das Steling’fche Kind 
auf die Bruft nahm (10. Juli 1853), fo wenig fie felbft als 
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ein anderes Mitglied ihrer Familie ſyphilitiſch inficirt war. 
Denn nicht nur ftreitet für Die Freiheit des Menfchen von 
einer derartigen Krankheit die Vermuthung, ſondern es hat 
auch Beklagter eine gegentheilige Behauptung gar nicht auf- 
geftelt, und wenn ihm gleich durch die vom Kläger nicht 
angegriffene allgemeine Bemeisnachlaffung des angefochtenen 
Erfenntnijjes die Möglichfeit vorbehalten bleibt, noch jet eine 
folde Behauptung vorzubringen und zu ermweifen, fo muß 
doch, bis Yebteres gefchieht, bei ver Annahme, daß Kläger 
und feine Familie vor der fraglichen Zeit von der genannten 
Krankheit frei geweſen, fteben geblieben werben. — Es ift 
fodann 

2) außer allem Zweifel, daß das Stelling’fche Kind, als 
es der Ehefrau des Klägers auf die Bruft gegeben wurde, 
ſyphilitiſch erkrankt war. Beklagter bat dies in den auf feinen 
Antrag den Arten des gegenwärtigen Prozeſſes adjungirten 
und von ihm wiederholt in Bezug genommenen Unterfuchungs- 
Acten wider die ꝛc. Stelling: 

No. 16 p. 3. 4. No. 19 p. 15. 16 — 

Anl. A. zum Exhib. vom 18. San. 1855 p. 3. 4, 
zugegeben und im vorliegenden Eivilprozefle nicht in Abrede 
geftellt. Weiter ift 

3) durch das in den Unterſuchungs-Aeten enthaltene, mit 
ven fonftigen Unterfuchungs-Ergebniffen übereinftimmende Zus 
geſtändniß des Beflagten conftatirt, daß, nachdem die Ehefrau 
des Klägers das genannte Kind mehrere Monate geftillt, und 
während fie daſſelbe noch auf der Bruft hatte (im Februar 
1854) in dem Schlunde des Letzteren fppbilitifche Geſchwüre 
zum Vorfchein Famen und um diefelbe Zeit auch die gedachte 
Ehefrau, und zwar zuerft an ven Bruftwarzen, ſyphilitiſch 
erfranfte. 

elt Unterf..Act. No.3 No.16 p. 5. 6. No.19 p. 19, 20 — 

Anl. A. cit. p. 6. 

Auch muß 

4) als feſtſtehend angefehen werden, daß fpäter die drei 
Kinder des Klägers, fo wie der Lehtere ſelbſt von Syphilis 
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ergriffen worden find und ein von deſſen Ehefrau im Sept. 
1854 geborenes, Furz darauf wieder geftorbenes Kind mit 
ver gleichen Krankheit behaftet zur Welt gefommen ift. 
cf. eit. Unterſ.⸗Act. No. 7, No. 12 pag. 15. 16, No. 15 
cit. Anl. A. pag. 8 und Unterf.-Act, betr. Legal- 
fection des Kindes des ıc. Brader. 
N. Ser. Act, No. 2 p. 6, 
vergl. mit No. 15 p. 16 sub 4. 

Bellagter hat zwar im vorliegenden Prozefle darauf bin- 
gewiefen, daß nach dem Berichte des Phyflcats vom 3. Juli 
1854 (No. 7) und ber Angabe der Frau Brader vom 24, deſſ. 
Monats (No. 12 p. 15. 16 der zuerft eit. Unterf.=Act.) zwei 
der Kinder des Klägers von der Stranfheit verfchont geblieben 
feien; er bat aber die bereits in der Klage bejtimmt aufge- 
ſtellte und in der Replikſchrift mit Rückſicht auf die eben 
bervorgehobene Rüge, näher erläuterte Behauptung, daß alle 
drei Kinder fophilitifch erfranft feien, 

N, Ger. Act. No. 19 p. 9. 
nicht in Abrede geftellt; diefelbe ift vielmehr der ganzen Hal- 
tung der Bertheidigung nach, welche der dem Gutachten des 
Gefundheitsrafhs zu Grunde gelegten thatlächlichen Annahme, 
daß die drei Kinder fppbilitifch erkrankt feien, nirgends 
widersprochen und überhaupt nur auf den mangelnden Nachweis 
des Cauſalzuſammenhanges bejonderes Gewicht gelegt 
bat, für ftilfchweigend eingeftanden zu erachten. — Endlich liegt 

5) bis daher Feinerlei Anzeige für irgend eine fperielle 
andere Urfache als die Berührung mit dem kranken Stelling’fchen 
Kinde vor, auf welche die Erkrankungen zunächft ver Ehefrau 
und dann auch der übrigen Familiengliever des Klägers 
zurüdgeführt werden könnten. Beklagter felbft hat eine folche 
mit Beftimmtbeit zur behaupten nicht vermocht, ja feine erfte 
(am 9. Aug. 1854) in der Unterfuchung abgegebene Erklärung 

Unterf.Act. c. die Stelling Nov. 16 
läßt kaum einen Zweifel darüber, daß er felbjt damals der 
Anficht gewefen ift, die Frau Brader fei von dem oft genannten 
Kinde in der That angeftedt worden. 
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Vermöge der unter 1—5 herborgehobenen Momente ſtehen 
die Krankheit des Stelling’fchen Kindes einerfeits und ber 
Ehefrau und übrigen Familienglieder des Klägers andererfeits 
in einem fo nahen, durch Feinerlei Gegenanzeigen geſchwächten 
äuferem Zufammenhang, daß nach dem oben vorangeftellten 
Gruntfage die juriftifche Annahme des Eaufalnerus bis zum 
Beweiſe einer anderen Urſache vollfommen begründet erfcyeint. 
Etwas Anderes bat offenbar auch der Ausſpruch des Ge— 
ſundheitsraths 

Maj. Bericht (Prod. d. 27. Nov. 1854) p. 10. 11 
nicht befagen follen: daß für die Anftedung der Familie des 
Klägers durch das Stelling'ſche Kind zwar „ver gejchloffene 
wiſſenſchaftliche Beweis“ nicht zu führen, dieſelbe aber „höchſt 
wahrſcheinlich“ ſei. 

Dieſer concreten Sachlage gegenüber erſcheint die Be— 
hauptung bes Beklagten, die er (wie vorhin unter No. 4 a. €. 
bereits hervorgehoben worden) gar nicht bei feiner erften 
Auslafung in der Unterfuchung, fondern erft fpäter in diefer: 

No. 19 p. 15. 22. cit. Anl. A, 
und im gegenwärtigen Civilprozeſſe allerdings mit großer 
Entfchiedenheit aufgeftelt bat: daß das Stelling'ſche Kind an 
einer ſolchen Form der Syphilis gelitten, in welcher dieſe 
Krankheit nicht übertragbar fei, als eine wahre Einrede, 
deren Beweis aber weder geliefert ift, noch — nach Lage der 
Sache — jebt noch zu führen ſteht. Es kann nämlidy 

1) überall nicht als genügend feftgeftellt over jetzt noch 
fefiftelbar angefehben werden, daß das Stelling’fche Kind an 
primairer Syphilis, über deren Hebertragbarfeit Fein Zweifel 
berrfcht, nicht gelitten. Beklagter bat in der Unterfuchung 
felbft angeführt, daß die Mutter des Kindes, als er fie in’s 
Freimaurer Rranfenhaus gejchidt, an allgemeiner primairer 
und ſecundairer Syphilis gelitten, 

No. 19 p. 22. 
und wenn er fpäter deren primaires Krankſein zu jener Zeit 
in Zweifel zu ziehen verfucht bat, 

cit. Anl. A, 
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fo Fann dies, jenem Geſtändniſſe gegenüber, nicht in Betracht 
fommen. Er behauptet nun freilich, die Etelling fei, als fie 
14 Zage fpäter und unmittelbar vor ihrer Entbindung aus 
dem Krankenhauſe entlafjen worben, vollftändig geheilt geweſen. 

Unterf..Act. No. 16 p. 1 und cit. Anl. A. 

Allein mit diefer an ſich fchon unmwahrfceinlichen Be— 
bauptung ftebt der Bericht des Krankenhaus⸗Arztes Dr. Sohege, 

Unterſ.⸗Act. No. .16. 
welcher nur von eingetretener „Befferung” fpricdyt, im Wider 
ſpruche. Nun wird es nicht bezweifelt, daß das von einer 
primair fppbilitiichen Mutter geborne Kind während tes 
Geburts-Actes oder unmittelbar nach demfelben in primairer 
Weiſe ſyphilitiſch inficirt werden könne, 

cit. Major.Bericht p. 8. 14. 

Separatbericht (Prod. d. 27. Nov. 1854) p. 9. 10. 
die Möglichkeit, daß das Stelling’fche Kind primair ſyphilitiſch 
gewefen, erfcheint alfo nicht ausgefchloffen; fle wird auch in 
dem Gutachten des Gefundbeitsrathbs ausdrücklich anerkannt, 

Major.-Bericht a. a. O. 
und felbft von dem biffentirenden Mitgliede deſſelben nicht 
mit apodictifcher Gewißheit verneint, 

Eeparatbericht p. 11. 12. 

Es muß aber auf diefe Möglichkeit ein um fo entichiedeneres 
Gewicht gelegt werben, als Beflagter felbft in der Unterfuchung 
angegeben bat: er habe ver Frau Brader, als derfelben das 
Kind auf die Bruft gegeben worden, angedeutet, es leide 
daffelbe an einem böfen und anſteckenden Dinge, und als 
der Schlund des Kindes ſich ſyphilitiſch inficirt gezeigt, da 
babe er, berüdfichtigend, daß fi von ta bei dem Saugen 
die Infection leicht auf tie Brufiwarzen der Amme über- 
- tragen fünne, das Anlegen des Kindes unterfagt! 

Unterf.-Act. No. 16 p. 4. 5. 6. 

Mar es aber, wie Beflagter felbft mit Beftimmtheit behauptet, 
zur Zeit der Uebergabe und auch noch fpäter, bis er tie 
Erfranfung der Ehefrau des Klägers wahrnahm, feine fefte 
willenfchaftliche Meberzeugung, daß die fecundaire und bezie- 
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hungsweiſe bereditaire Syphilis nicht übertragbar ' jei, ‘fo 
fonnte fich jene feine Befürdtung nur auf die Vorausſetzung 
gründen, daß das Kind möglicherweife auch primair ſyphilitiſch 
inficirt fein könne, und dieſe feine Vorausfegung giebt einen 
Grund mehr ab, ſolche Möglichkeit bei Beurtheilung des vor— 
liegenden Falles nicht außer Augen zu laſſen. — Allein 

2) auch wenn man bievon abjehen und fidy lediglich Daran 
halten wollte, daß das Kind — mie dies Beflagter unum- 
mwunden eingefteht — an in Form fecundairer Syphilis auf- 
getretener angeerbter Syphilis gelitten, fo fteht doch der, nad 
Dbigem dem Beflagten obliegende Beweis, daß die Krankheit 
in diefer Form nicht übertragbar fet, nach. dem übereinftin- 
menden Ausfprude ber vorliegenden Gutachten -- bei dem 
dermaligen Stande ber über dieſe Frage geführten wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Controverſe — nicht zu liefern. 

cit. Maj. Bericht p. 7. 8. 10 und 2ter Maj. Bericht 

(Exhib. v. 28. Febr. 1855) p 3. Separatber p.8.9. 

Beflagter fann fih alſo auf eine ſolche Unübertragbarfeit zur 

Befeitigung des aus der concereten Sachlage auf den Cauſal— 
zufanmenbang zu ziehenden Schluffes nicht berufen. 

Es bleibt demfelben biernach nur ter vom Obergerichte 
ibm nachgelafjene, Hägerifcherfeits nicht angefochtene, Beweis 
übrig, daß die Ehefrau des Klägers und deren Familie ander- 
mweitig mit Syphilis angeftecft worden, — wobei es fich übrigens 
von felbft verfteht, daß aud bier, nach dem oben vorange— 
ſtellten Grundfaße, es einer directen Beweisführung nicht 
bedarf, Beklagter vielmehr feiner Beweispflicht fchon dann 
genügt, wenn er das Vorhandenſein eines andermweiten Um— 
ftandes darthut, der eben fo gut wie das Stelling’fche Kind 
als der Ausgangspunet der Erfranfungen in der Familie des 
Klägers angefehen werden Fünnte. " 

Zu B). Anlangend die Frage, ob und aus welchem Grunde 
Beflagter für die durch das Stelling’fche Kind verurfachten 
Erkrankungen in der Familie des Klägerd civilrechtlich ver: 
antwortlich fei, fo fönnen die vom Kläger aufgeflellten, aber 
vom Bellagten beftrittenen Behauptungen, daß der Letztere 
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es gewefen, der den Vertrag wegen Uebernahme jenes Kindes 
mit der Ehefrau des Klägers abgefchloffen, und daß er auf 
deren Frage: ob daffelbe auch an einer fchleckten (fuphilitifchen) 
Krankheit leide, in welchem alle fie e8 nicht nehmen wolle, 
eine verneinende Antwort gegeben, hier außer Betracht bleiben, 
indem, auch abgefehen von dieſen Umftänden, eine folche Ver: 
fhuldung des Beflagten ald vorliegend angenommen werben 
muß, welche ihn, nach den auf Grund ter Lex Aquilia aus: 
gebildeten Rechtsprincipien, für den hier vorliegenden Schaden 
haftbar erfcheinen läßt. 

1) Beklagter hat in der Unterfuchung eingeräumt, daß 
das Kind. „auf feine Verfügung” ter Frau Frik abgenommen, 
zur Stadt gebracht und der Ehefrau des Klägerd auf die 
Bruft gegeben worden, welcher er die größtmöglichfte Vorſicht 
und Corgfalt anempfohlen habe, 

Unterf..Acten Nr. 16 pag. 3, 4, 
und im vorliegenden Givilprozeffe wenigftens das zugeftanden, 
taß ihm von den Splitterfchen Eheleuten, welche — feiner 
Behauptung nah — allein mit der genannten Ehefrau ver: 
bandelt, diefe Kebtere vorgeftellt worden, damit er vor deren 
Engagement ſich über deren Zauglichfeit als Amme ausfpreche 
und ihr die ihm für die Behandlung ded Kindes angemeffen 
erſcheinenden Borfchriften gebe. 

Nied.:Ger.:Ucten Nr. 15 p. 12, 14 in fin. 15, 21, 

Pr. 20 p. 17, 18. 

Gr ift alfo al$ Arzt in Beziehung auf dad vorliegende Ver: 
bältniß, auch der Ehefrau des Klägers gegenüber, thätig ge: 
weſen, und es ift für die Verantmwortlichkeit, die er in diefer 
Eigenfchaft gegen die Lestere hat, ganz indifferent, daß — 
wie er behauptet — feine ärztliche Thaͤtigkeit nur durch die 
Splitterfben Eheleute, und zwar zunaͤchſt im ntereffe des 
Stelling’fchen Kindes, veranlaßt worden ift, indem dies felbft: 
verftändlich ihn nicht berechtigen Fonnte, bei feinem Verfahren 
die Gefundheit3:Intereffen der Amme, die ſich in diefer Be: 
ziehung ganz auf ihn verlaffen durfte, außer Augen zu fegen. 
In der Eigenfcraft eined Arztes aber haftet Beflagter ber 
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Ehefrau ded Klägers für ein jedes bei der ärztlichen Behand: 
lung der fraglichen Angelegenheit begangene, ihr Schaden 
bringende Verfchulden, einerlei, ob daffelbe in einem unmittel: 
baren pofitiven Einwirken auf ihren Körper oder in An: 
empfehlung refp. thatfächliher Billigung eines ihrer Gefund: 
heit fchädlichen Verhalten, oder endlid in Unterlafjung der 
zur Abmwendung nachtheiliger Folgen feines eigenen ärztlichen 
Verfahrens dienlichen Mittel beftanden hat. 

Arg. L.7$ 6, 8. L. 8 pr. L. 9 pr. D. ad Leg. 

Aquil. (9, 2). 

2) E85 fragt fi) daher, ob dem Beklagten in der ärztlichen 
Behandlung der vorliegenden Angelegenheit ein Verſchulden 
irgend einer Art der Ehefrau des Klägerd gegenüber zur Laft 
falle. Diefe Frage aber muß bejahet werden. Entfcheidend 
ift bier, daß dad Kind, als ed der Brader, jedenfalld unter 
ärztlicher Billigung des Beklagten, auf die Bruft gegeben 
wurde, bereits fyphilitifch erfranft war, und daß, ab: 
gefehen von der Möglichkeit einer primairen Infizirung des— 
felben, die um fo mehr mit in Berüdfichtigung gezogen werden 
mußte, als eine Verwechſelung primairer und fecundairer 
Eymptome leicht eintreten kann 

Cit. Major.:Beriht p. 13, 15. 

» GSpecial:Beridht p. 29 
felbft bei der Unterftelung, daß nur fecundaire oder hereditaire 
Syphilis vorliege, der derzeitige Etand der Gontroverfe über 
Uebertragbarkeit diefer Krankheitsform ein folcher ift, daß der 
Arzt die Möglichkeit einer Uebertragung nicht ald abfolut aus: 
gefhloffen anfehen darf und danach alfo auch feine Behand: 
lung einzurichten hat. Sieht man aber — worauf Beflagter 
felbft provocirt — auf deffen fubjectiven Standpunft, fo fann 
fein fchuldhaftes Verfahren vollends einem Zweifel nicht unter: 
liegen. Er machte, wie bereitd hervorgehoben worden, die 
Ehefrau ded Klägers bei Uebergabe des Kindes darauf auf: 
merffam, daß deſſen Krankheit eine anftedende fei, und ver: 
ordnete, nachdem ſich der Echlund des Kindes fophilitifch in: 
fizirt zeigte, in der Vorausſetzung, daß nunmehr die Krankheit 
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fich leicht auf die Bruftwarzen der Amme übertragen Fönne, 
deffen Abnahme. Er murde alfo von Anfang an von ber 
Anficht beherrfcht, daß die Krankheit des Kindes möglicher: 
weife eine Anſteckung der Klägerin herbeiführen fonne, und 
— mag diefe Anfiht nun auf die Vorausſetzung fich ge: 
gründet haben, daß das Kind primair infizirt fein Fönne, oder 
auf die, daß die fecundaire refp. hereditaire Syphilis, an der 
es leide, die Anſteckung nicht ausfchliege — in jedem Falle 
fann er fich jebt nicht, zur Befeitigung der ihm vorgeworfenen 
culpa, darauf berufen, daß er berechtigt gewefen wäre, die 
Krankheit des Kindes als «ine nicht übertragbare anzufehen. 
Es kann fich hiernach nur noch | 
3) um die befonderen Einreden handeln, die Beklagter, 
um den Vorwurf eines Verſchuldens von fich abzumenden, 
vorgeſchuͤtzt hat. Als folche Fommen in Betracht 

a) die Behauptung, er habe der Ehefrau des Klägers, als 
derfelben das Kind übergeben worden, gefagt, diefes leide an 
einer „böien und anftedenden" Krankheit. Daß jedoch die 
genannte Ehefrau durch diefe Bemerkung noch nicht von der 
Natur der Krankheit als einer ſyphilitiſchen in Kenntniß 
gefegt worden, ift Mar, Beklagter felbft hat das Gegentheil 
nicht zu behaupten vermocht. 

cf. O.⸗A.⸗G.⸗Act. [1] p. 30, 
Es ift überdies durch die Unterfuchung — worauf das Ober: 
gericht mit Nett Gewicht legt — feftgeftellt worden, daß Frau 
Brader auf jene Eröffnung des Beklagten erwidert hat, „da 
habe Nichts auf fih, ihr Mann habe früher auch einmal an 
einer folchen Krankheit gelitten, und fei folche von ihr mit 
einer Ealbe Eurirt worden ;* 
Unt.Act. Nr. 16 p. 5, Nr. 19 p. 18, 

und hierdurch mußte dem Beklagten jedenfalls alsbald klar 
werden, daß die Brader von der wahren Natur der Krankheit 
feine richtige Vorſtellung habe, er hätte fie alfo jegt noch 
vollftändiger belehren müffen, was er indeß felbft nicht be— 
hauptet gethan zu haben. Beklagter fonnte aber von ber 
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des Kindes auf die Bruft ärztlich billigte — in Betreff der 
nachtheiligen Folgen diefer Handlungsweiſe fich audfegte, nur 
dadurch fich befreien, daß er die Amme entweder vor der Ge: 
fahr der Anſteckung vollftändig ficher felte, oder durch ge— 
nügenden Aufſchluß über die wahre Natur der Krankheit fie 
in die Lage verfeßte, auf eigene Gefahr ihren Entfchluß wegen 
Uebernahme des Kindes zu faffen. Keind von beiden ift je: 
doch durch jene allgemeine Bemerkung über eine böfe und 
anftedende Krankheit des Kindes gefchehen, die nicht gemacht 
wurde, um die $rau von der Uebernahme des Kindes abzu: 
halten, ober in diefer Beziehung bei ihr Bedenken zu er: 
regen, fondern nur, um !hr Vorſicht bei der Behandlung des 
Kindes anzuempfehlen. 

b) Die Einrede des eigenen Verfhuldens der Ehefrau des 
Klägers. Ob es einen begründeten Einwand gegen die Zu: 
rechnung des eingetretenen Erfolges abgeben Fünnte, wenn 
Bellagter zu zeigen vermöchte, daß er der Ehefrau des Klägers 
folhe Vorſchriften ertheilt und gehörig eingefchärft, bei deren 
Befolgung fie vor der Anſteckung bemahzg geblieben fein würde, 
und daß fie diefe leßtere nur durch Nichtbefolgung jener Vor: 
fchriften fi) zugezogen, Fann dahin geftellt bleiben. Die 
wirklich "ertheilten Vorſchriften waren feinenfald von der ge: 
dachten Befchaffenheit. Was die von der Frau Brader ein: 
geräumte Anweiſung betrifft, dad Kind in Kleie zu baden, 
und hinfichtlich der Waͤſche ſowohl ald der Wiege getrennt zu 
halten, fo ift e8 offenbar, daß eine folhe Maaßregel die Gefahr 
ber Anſteckung wohl weiter hinausrüden, aber nicht gaͤnzlich 
befeitigen fonnte. Die Gutachten erkennen dies implicite da: 
durch an, daß fie auf diefe Anweifung, deren Ertheilung doc) 
aus den Unterfuchungs:Acten fich ergiebt, bei Beurtheilung des 
Falles gar Fein Gewicht legen. Beklagter hat ſich nun freilich 
im gegenwärtigen Prozeffe auf eine weitere von ihm anges 
orbnete Borfichtömaaßregel berufen, über die fich Die Gutachten 
noch nicht haben auöfprechen können, und in deren Vernach— 
läffigung er gerade die culpa der Ehefrau des Klägers feht. 
Er habe nämlich derfelben wiederholt eingefchärft, daß fie tem 
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Kinte von Zeit zu Zeit nad) dem Munde fehen und, falls in 
diefem ſich Gefchwüre zeigen, vorläufig daffelbe nicht weiter 
anlegen, fondern ihm erft Befcheid fagen ſollte; dieſe Vorfchrift 
habe aber diefelbe unbeachtet gelaffen. 
Nied.Ger.-⸗Act. Nr. 15 p. 21, Nr. 20 p. 25. 

Allein Bellagter hat nicht zu behaupten vermocdt, daß bei 
Befolgung bdiefer feiner Borfchrift die Uebertragung der Krank: 
heit auf die Bruft der Ehefrau des Klägerd gänzlich aus: 
gefchloffen geweien fein würde, und jebenfall$ war die An: 
weifung hierzu zu unbeflimmt. Denn felbftl, wenn man da: 
von auszugehen haben follte, daß eine Anftedung der Amme 
an den Bruftwarzen erft dann habe erfolgen Fönnen, als in 
dem Munde des Kindes fophilitifche Gefchwüre zum Bor: 
fchein gefommen waren, fo genügte doch jene allgemeine Vor: 
fhrift, dem Kinde „von Zeit zu Zeit” nach dem Munte zu 
fehen, nicht, um dem Anlegen ded im Munde bereits erfranften 
Kindes an die Bruft vorzubeugen. Es hätte dies denn doc) 
zum wenigften vor dem jedesmaligen Anlegen gefchehen, dahin 
alfo die ärztliche Worfchrift gehen müffen. Wenn Beltagter 
endlich noch behauptet, daß die Elägerifche Ehefrau durch Nicht: 
befolgung eined nach bereitö eingetretener Inficirung ihrer 
Bruft ihr ertheilten Verbots das Kind anzulegen, ihre Kranf: 
beit „gefördert“ habe, fo ift dies Feine zu beftimmt erfennbaren 
juriftifchen Gonfequenzen führende Zhatfache, indem ſich überall 
nicht erfehen läßt, was von den eingetretenen nachtheiligen 
Folgen der urfprünglichen, durch Echuld des Beklagten ver: 
anlaßten Erfranfung und was — im Gegenfaße hierzu — 
der durch die Ehefrau des Klägers verfchuldeten „Beförderung“ 
der Krankheit zugefchrieben werben fol. 

Muß nach dem Bisherigen — infofern der vom Ober: 
gerichte nachgelaffene Beweis nicht noch geführt werden follte 
— angenommen werben, daß die Krankheit der Ehefrau des 
Klägerd durch den Beklagten in ſchuldvoller Weife veranlaßt 
worden fei, fo ‚bleibt noch die Frage zu beantworten, ob aud) 
für die übrigen in der Familie des Klägers eingetretenen Er: 
franfungen der Beklagte verantwortlich gemacht werden koͤnne. 

27* 
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Diefe Frage aber ift gleichfalls zu bejahen. Daß aud von 
den gedachten weiteren Erfranfungen, bis zum Beweiſe des 
Gegentheild, angenommen werden muß, fie feien durch das in 
der Familie ded Klägerd aufgenommene Stelling’fdhe Kind ent: 
weder direct oder doch mittelbar verurfacht worden, folgt aus 
der Ausführung unter II. zu U. An dem einen wie bem 
anderen Falle aber muß Beflagter für den durch diefe Er: 
franfungen verurfachten Schaden einftehen. Inſoweit un: 
mittelbare Anftefung durch das Stelling’fhe Kind erfolgte, 
ergiebt fich died daraus, daß derfelbe nicht nur dad Nehmen 
des Kindes auf die Bruft, fondern auc die felbftverftändlic) 
damit verbundene Aufnahme defjelben in die Familie, bei der 
es ohne förperliche der Anftefung Raum gebende Berührung 
vorausfichtlich nicht abgehen konnte, ärztlich gebilligt hat, alfo 
au für die aud folder Berührung hervorgegangenen An: 
ftefungen haftet. Allein auch für die mittelbare, durch ein 
von dem Stelling’fhen Kinde inficirted Familienglied (ins: 
befondere die Ehefrau) auf die übrigen übertragene Anſteckung 
ift der Beklagte nach den Grundfäßen der Lex Aquilia ein- 
zuftehen verpflichtet. 

Arg. L. 21 $2, L. 22, 23 pr. $4, L. 29 $5, L. 30 

SG3, L. 41, 52 pr. ad Leg. Aquil (9, 2). 

Es mußte daher den vorigen Richtern auch in diefem Punkte 
beigetreten und fomit die angefochtene Entſcheidung durchaus 
beftätigt werben. 


— OEL Kr 


Spitematifches Negiiter. 


I. Civilredt. 


. Allgemeine ehren. 


"A. Hechtsquellen, deren Gültigkeit, Auslegung und 
Anwendung. 


Auslegung bei Derträgen. — Ausnahmen von einer Regel 
find ftriet zu interpretiren, wenn fich nicht ein weiter gebender Wille 
ber Paciscenten nachweifen läßt. Seite 210. 9) 

Statutencollifion. — Weber das Altonaer noch das Hamburger 
Recht enthält irgend welche Prohibitiobeftimmungen, welde ben Ab: 
ſchluß eines Ehecontractes im Auslande und nad den Formen bes 
dort geltenden Rechts behinderte, oder der vertragsmäßigen Begründung 
resp. Fortjegung einer allgemeinen Giütergemeinfchaft in und nach ber 
Ehe entgegenftände, ©. 12. c) 3) j 

Das Verhältniß eines überlebenden Gatten zu feinen mündigen 
Kindern ift nach Anleitung des in Gemäßheit der Geſetze feines Er- 
vichtungsactes aufgerichteten Heirathövertrages zu benrtheilen, wenn dem 
feine verbietenden Gejete entgegenftehen. ©. 12. a) 6) 

Eine vertragsmäßige auch von den Geſetzen des Domicils ber 
Ehegatten abweichende Feftftelung der Güterrechte zwiſchen Ehegatten 
iſt zuläffig, foweit nicht Probibitiugefege bes urfprünglichen oder fpätern 
Domieils entgegenftehen. S. 12. b) 2) 

Das Recht desjenigen Ortes, wo zur Zeit ber Ehetrennung bie 
Ehegatten ihr Domieil hatten, ift entfcheidend für bie Frage, ob und 
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weldhergeftalt eine Fortfegung der Gütergemeinfchaft zwiſchen dem über- 
lebenden Gatten und den Kindern eintrete. ©. 13. 6) 

Für die Regulirung der gejetlihen Erbfolge ift immer das in 
domicilio defuncti tempore mortis geltende Recht entſcheidend. ©. 13. 7) 

Ueber die erft mit dem Tode und durch biefen eintretende neue 
und andere Bermögensgemeinihaft zwilchen dem überlebenben Gatten 
und ben Kindern entjcyeidet nur das Recht des Ortes, mo bermalen 
der Ueberlebende fein Domicil und damit das Gemeingut feinen Sit 
bat. ©. 13. 9) 


B. Bon Handlungen, Willenserklärung und Auslegung 
derfelben. 


Willensact bei Derträgen. — Auf die mündliche Uebereintunft 
der Parteien kommt es beim Vorhandenſein fpäterer entgegengejetter 
fohriftliher Abrede nit an. ©. 4. 1) 


Simulation. — Eine Klage auf Zurüdichreibung bes Jemand 
verfauften und trabirten Grundftüdes wegen Simulation ift nur dann 
zuläffig, wenn neben dem Hauptvertrage, und zwar mit Einverftänbnig 
der hypothekariſchen Gläubiger, ein geheimer Bertrgg dahin geichloffen“ 
wäre, daß demnächſt das Kaufgefchäft gänzlich wieder aufgeboten und 
das Grundftüd mit den inzwiichen gezogenen Früchten wieder zurüd- 
gegeben werben folle. &. 99. 1) 


Interpretation der Willensmeinungen. — Bei Interpretation 
von Rechtsgeſchäften find die von den Parteien gebrauchten Worte 
immer in dem Sinne aufzufaffen, in dem fie gewöhnlich gebraucht 
werben. 

Sn zweifelhaften Fällen muß der Sinn als die wahre Meinung 
ber Contrahenten ausbrüdend den Vorzug haben, qui rei gerendae 
apiior est,. das heißt, welcher mehr als ein anderer dem Zwede und 
der Natur des Geſchäfts entfpridt. ©. 360. 2) 4) 


sandlungen. Auslegung derfelben. — Soll aus ben Hand- 
lungen eines Schuldners, bie eine Anerkennung ber Schuld befunden, 
auf das Dafein dieſer gefchloffen werden, jo fommt es wejentlich darauf 
an, ob man dem Handelnden das volle Bewußtfein der Thatjachen, 
wodurch die Schuld begründet wurde, zutrauen kann. 

Sprechen befonbere Umſtände dafür, daß der Schuldner ſich über 
jene Thatſachen geirrt haben könne, fo wirb bie Beweistraft ber 
Schlußfslgerung um jo mehr geſchwächt, je näher bie Möglichkeit des 
Irrthums liegt. ©. 131. 5) 6) 
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I. Obligationenredt. 


1) Allgemeines. 


Begenftand der Öbligation. Zinfen. — Wenn es auf bie 
Frage ankommt: welden Einfluß eine mehrjährige Zinszahlung im 
Beziehung auf das Befteben oder den Beweis einer Capitalſchuld habe, 
jo hängt die Beantwortung berfelben von ben jebesmaligen befonbern 
Umftänben ab. 

Die Zinszahlung ift im Verhältniß zu ber Capitalſchuld, worauf 
fie fih bezieht, ein Act ber Anerkennung, ein durch die That befundetes 
außergerichtliches Geftändniß; doch wird damit in Bezug auf bie 
Capitalſchuld und fernere Zinfen feine Verpflichtung übernommen. 

Bei allen Handlungen, aus denen eine Schlußfolgerung zu ziehen 
ift, daß der Schuldner die Zinfen nicht bezahlt haben würbe, wenn er 
nit vom Beftehen der Hauptobligation überzeugt gewefen wäre, läßt 
fih immer nur nach den Umftänden bes einzelnen Falles beftimmen, 
in welchem Gräde fie auf die richterfiche Ueberzeugung zu wirken 
geeignet feien, wobei ber Zinszahlung an ſich feine ftärkere Beweiskraft 
innewohnt. 

Durch Zinszahlung wird nie eine Hauptobligation begründet unb 
fteht dagegen dem Zahlenden ber Beweis frei, daß er indebite gezahlt 
babe. ©. 130, 131. 1) 2) 3) 4) 

Entſtehung dev Obligationen. Don den paciscirenden 
Perfonen. — Liegt ein Eontractsabihluß zwiſchen zwei Parteien 
vor, fo haftet bie eine ber andern perjönlih aus dem Kontracte, 
infofern fie nicht ausdrücklich zu erfennen gegeben bat, daß fie nur 
Namens eines Dritten als beffen Mandatar das Geſchäft abgefchloffen 
bat. ©. 45. 1) 

Leffion. — Der Debitor cessus kann bem Ceffionar nur bie- 
jenigen ibm an ben Gebenten zuftändigen Forberungen opponiren, 
welche er bereits zur Zeit der Eeffions-Denunciation hatte. S. 78. 1) 

Eine fimulirte Ceſſion, durch welche die Eeffionarien nicht pro- 
curatores in rem suam geworben, hat feine einzige ber Wirkungen 
einer wirklichen, ohne daß e8 einer Resciifion derſelben bebürfte. &. 79. 3) 

Man kann von einem debitor cessus nicht vorausfegen, daß er 
die Regitimation bes Gejfionars vor einer Zinszahlung an ihn ftets 
erft vollftändig net haben werde. &. 131. 7) 


2) Obligationen aus Verträgen. 
Dienftmierhe. — Liegt unter Parteien ein Dienftverhältniß vor, 
fo ift für unbeftrittene Dienjte dem Dienenden felbjt dann eine Ver— 
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gütung zuzuſprechen, wenn keine darauf gerichtete Verabredung getroffen 
ſein ſollte. S. 119. 1) 

Hierin macht ein unter den Parteien obwaltendes geſchwiſterliches 
Verhältniß gar keinen Unterſchied. S. 119. 2) 


Mit der Annahme eines Dienſtverhältniſſes unter Geſchwiſtern iſt 
noch nicht entſchieden, daß der Dienende gegen einen dem Betrage 
nach etwa richterlich zu beſtimmenden Lohn gedient habe. Vielmehr 
kann eben fo aut angenommen werben, daß, (nach ter Abſicht der 
Barteien) jene Dienfte hätten durch Koft, Miethezahlung und Dar- 
reihung jonftiger Feiner Bebürfniffe compenfirt werben follen. 

Wenn aber der Dienende fonft Lohnarbeiter gemwejen und feine 
Dienfte vorberrihend einem vom Dienftgeber betriebenen Gewerbe 
gewibmet waren, fo ftreitet jelbft unter Gefchwiftern die überwiegende 
Bermuthung für ein Dienen um Lohn und gegen das fonft bei blos 
bäuslihen Dienften gewöhnliche Familien » Berhältnig der Parteien. 
S. 119. 3) 4) 5) . 


Mandat. — Der Auftraggeber muß für die Folgen ber Wiffen- 
ſchaft und der böſen Abficht feines Bevollmächtigten Dem Dritten gegen- 
über aufflommen. ©. 140. 4) 


Mandat. Lommiffionssefchäft. — Der Committent bat das 
Recht, ven Principal feines Commiffionaire, wenn diefer als Factor für 
jenen handelte, aus dem mit leßterem gejchloffenen Vertrage auf Er- 
füllung deffelben zu Belangen. ©. 45. 2) 


Derfaufscommiffion. — Der Berkaufscommiffisnair, welcher 
eine Waare unter dem ihm vworgefchriebenen Facturapreife verkauft, ift 
verpflichtet, fein Verfahren zu juftificiren, feine Rechnung im Einzelnen, 
fo weit thunlich, zu belegen, und den Committenten durch Zuftellung 
einer betaillirten Berfaufsrehnung in den Stand zu ſetzen, die Rich- 
tigkeit der Verkäufe zu controliren. S. 45. 3) 


Bei orbnungsmäßiger Ausführung einer Verkaufs - Commiffion, 
namentlich dann, wenn ber Commiffiona;r del credere ftebt, ift es 
nit üblich, daß der Commiffionaiv die Namen der einzelnen Käufer 
aufgebe. ©. 46. 4) 


Bedarf die Berlaufsrehnung des Commiffionairs nod einer Zuftifi- 
cation, fo befr eiet der Umftand, daß ber Gone: das del eredere 
übernommen, Jenen nicht von der Berbindlichkeit, feine Käufer zu 
nennen. ©. 46. 5) 

Weift der Konfignatar gehörig nad, daß am Verkaufsorte der 
Berlauf ftattbafter Weije in der Art geſchehen jei, daß Käufer nicht 
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nambaft zu machen feien, fo bat das Gericht zu entſcheiden, ob es un- 
thunlich fei, eine bevartige Namhaftmachung zu verlangen. ©. 46. 6) 

Der Berfaufpreis einer Waare am Beftimmungeplate vepräfeggirt 
nicht allein den Facturawerth, fondern auch die auf derjelben ruhenden 
Unfoften, wie Fradt und Zoll. ©. 191. 3) 


Trödelvertrag. Unterfchied von der Verkaufs-Com— 
miffion. — Beide Verträge find ſich mehrfach ähnlich, zumal, wenn 
der Verkaufs-Commiſſionair del credere ftebt. Sie umtericheiden fich 
darin wejentlih, daß der Commiffionair ein fremdes, der Trödler jein 
eignes Geſchäft ausführt. ©. 4. 2) 3) 

Trödelvertrag. Wann ein folder anzunehmen? — We- 
ber aus dem Mangel eines Vorſchuſſes, no aus den Schweigen über 
Proviſion ift auf das VBorhandenfein eines Irödelvertrags zu ſchließen, 
wohl aber aus ber Uebernahme aller möglichen Koften des Hin- und 
Näctransportes abjeiten des mit Berfauf der Waare Beauftragten. 
©. 4. 4) 

Trödelvertrag. Wirfungen. — Die Uebernahme der Kojten 
des Hin- und Rücktransportes abjeiten des mit Verkauf einer Waare 
Beauftragten giebt biefem das Recht, Alles zu bebalten, was er fir die 
Waare Über deren Limitum binaus löſen kann. ©. 4. 5) 

Der Berfaufscommittent kann in der Abrechnung die Angabe der 
Zeit der einzelnen Verkäufe verlangen, wenn davon ber Umfang feiner 
Rechte abhängig if. S. 326. 3) 

Im Allgemeinen ift der Commiljionair, wie jeder andere Man— 
batar, verbunden, das übernommene Geſchäft bis zu Ende zu führen, 
falls nicht bejondere Umftände ibn ausnahmsweiſe von biefer Pflicht 
befreien. 

Ein Kommiffionair, der für einen Andern Waare confignirt, bat 
alles dasjenige auszuführen, was ordentlicher Weiſe Jemand, der für 
eigene Rechnung confignirt, als diligens pater familias auszuführen 
fih veranlaßt gejeben haben wiirde. 

Derfelbe bat dann, wenn ihm formell ungenügende oder dem Re— 
jultat nah höchſt auffallende Verkaufsrechnungen von feinem Konfignatair 
zufommen, gegen denſelben auf genigende Auskunft iiber die nähern 
Umftände des Verkaufes und über die Urfachen des ungünftigen Reſul— 
tates zu dringen und jede amwenbbare Diligenz aufzubieten, um den 
Confignatair zum orbnungsmäßigen Verfahren zu bewegen. 

Im Berhältniffe zwiſchen dem Committenten und dem Commiſſio— 
nair bildet für den Kal, wenn der Lebtere bie ordnungsmäßige Er- 
ledigung des Geſchäfts infofern verhindert oder vereitelt, Daß Die be- 
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treffende Waare gegen Vorſchrift verkauft, oder daß dem Committenten 
die gehörige Rechnungsablegung vorenthalten wird, diejenige Schätzung 
die Grundlage der Intereſſenforderung, welche bei den Verhandlungen 
unter den Contrahenten, in Betreff der Waare von dem Committenten 
ausgegangen iſt. 

Dem Commiſſionair iſt auf fein Verlangen ber Beweis nachzu—⸗ 
laffen, daß der Committent bei Zugrunbelegung jener Evaluation 
zu feinem, bes Commiſſionairs, Nachtheil bereichert werben würde. 
©. 349. 1) bie 5) 

Uebergang der Gefahr auf den Trödler. — Um zu ent- 
ſcheiden, ob dieſelbe nicht erfolgt ift, ift zu erwägen, wer ben Anftoß 
zu bem Geſchäft gegeben bat. ©. 4. 9) 

DerbindlichFeiten des Trödlers. — Der Trödler, welcher bie 
Gefahr der Sache zu tragen bat, fteht dem Käufer gleich, welcher ver» 
ſprochen hat, eine empfangene Waare, infofern er fie nieht behalten 
wolle, binnen gewiffer Frift 'zurüdzugeben, alfo mittelft dieſer Handlung 
fi) zu erflären, ob er bie ibm zu einem gewiſſen Preife übergebene 
Waare zu folhem behalten wolle. Erfolgt eine ſolche Erklärung in ber 
Frift verneinend, aber die Waare wirb nicht zeitig zurückgeliefert, fo 
nügt dem Käufer feine Erklärung nichts und er muß den Werth ber 
Waare bezahlen. ©. 4. 7) 8) 

Compromifß. — Es ift ven Schiebsmännern unbenommen, wegen 
relevanter factifcher Momente, welche nach ihrer Anficht nicht ohne ein 
förmliches Beweisverfahren zur erforderlichen Liquidität gebracht werben 
fönnen, bie Parteien zur einftweiligen gerichtlichen Procebur zu ver- 
weifen. &. 360. 1) 


3) Obligationen aus Delicten. 


Injurien. — Die VBorfteher, Pfleger und Aerzte der Allgemeinen 
Armen-Anftalt, als mit einem bürgerlichen Offtcium betraute Perſonen, 
find wie Mitglieder einer Hamburgiichen Behörde in Bezug auf ihnen 
zugefügte Beleidigungen zu betrachten. S. 197. 

Derbindlichfeit aus der unebelichen Daterfibaft. — Unter 
Umſtänden fann freilich aus der Außerften Intimität zweier Perfonen 
verſchiedenen Gejchlechtes eine Vermuthung für den Fortbeftand ber- 
artiger Beziehungen abgeleitet werben, allein biebei wird doch voraus— 
geſetzt, daß eine nähere häusliche Gemeinjchaft ober entfprechende Ver— 
hältniſſe zwischen den Betbeiligten ftattgefunden haben. €. 111. 

Nachdruck. Erklaͤrung. — Nahdınd jebt eine unbefugte 
Bervielfältigung voraus und bat die Konfiscation der ımrechtmäßig 
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angefertigten Eremplare zur Folge. (Diefe vom Senate ausgeiprodene 
Erklärung ift nicht zutreffend, da ja eben jede Berlegung eines 
Verlagsrechtes nach Artifell. ber Verordnung vom 29. Nov. 1847 
als Nachdruck geachtet werben foll, ohne alle Ritdficht, ob die— 
felbe von dem Momente einer Bervielfältigung abhängt. Anmerkung 
ber Rebaktion.) ©. 21. 1) 

r Deranftaltung einer Titel: Ausgabe allgemeiner budy- 
bändlerifher Gebrauch. — Die Speculation, ein älteres längere 
Zeit dem buchhänblerifchen Bertriebe entzogen geweſenes Bud, obne 
Wiffen und Willen des BVerlagsberechtigten als zweite Ausgabe mit 
veränbdertem Titel, neuerer Jahreszahl und Gubftituirung der Firma 
des Speculanten filr die Firma des wahren Berlegers, kann, wenn 
auch die gemachten Angaben ber Wahrbeit nicht entfprechen, und troß 
des Widerſpruches bes Berlagsberechtigten, ala eine eigentliche Täuſchung 
nicht betrachtet werden, weil einem besfallfigen unbefchworenen Privat— 
attefte zufolge und laut Bücher - Katalogen die Beranftaltung von der— 
gleichen fogenannten Titel-Ausgaben ein allgemein buchhändferifcher 
Gebrauch ift. 

Titel-Ausgaben eines Buches bieten feine genügende Veranlaffung 
zu einem polizeilichen Verkaufswerbot oder zu einer Beftrafung des Ver— 
anftalters derfelben.*) S. 264. 2) und 265. 3) 

Ueber Verletzungen eines Berlags- oder fonftigen Nechtes britter 
Perfonen mittelft Veranftaltungen von Zitel- Ausgaben, und über ein 
deßhalb etwa gerechtfertigtes Verbot berjelben bat das Eivilgericht 
zu entſcheiden. 


*) Die oben und auf den folgenden Seiten mit F bezeichneten, ber 
Entjheibung des Senats und den Urtheilen des Niedergerichts: 
entnommenen Säte entiprehen weder allgemeinen Principien, 
noch dem klaren Wortlaut des Bundesgefetes wider Nahbrud 
von 1845 und der damit in Einklang ftehen follenden Hamburg. 
Berordnung vom 29. November 1847, am wenigftens aber ber 
Praris des Buchhandels. — Wenngleich Durch die in biefer Sache 
in zweiter und britter Inftanz ergangenen ganz entgegengejegten 
Entiheidungen, dies mit + bezeichneten Säte rechtlich obne 
alle Bedeutung geblieben find, fo erfchien es, bingefehen 
auf die in Hamburg fo höchſt dürftige Praxis des literariſchen 
und Autor-Rechts, dennoch ſachgemäß die darin Nichterlicherfeits 
tundgegebenen, wenngleich völlig vereinzelt daſtehenden An- 
Ihauumgen mit einzujchalten. Die Red. 
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Ueber das Preßvergehen der Weglaſſung der Buchdrucker-Firma 
auf einer Titel-Ausgabe hat die Polizei zu erkennen. ©. 265. 4) 5) 

+ Die gegen Nachdruck erlaffenen Bundesgeſetze können auf Titel: 
Ausgaben nicht angewendet werben, weil fie fi) nicht al8 eine unbe- 
fugte Vervielfältigung, alfo auch nicht als partieller Nachdruck bdarftellen. 

+ Bei dem Mangel gejetlicher Beftimmungen und Hamburgijcher 
Präjudicate find zunächft die Erfahrung, Praris und Gewohnheiten bes 
Buchhandels maaßgebend für die rechtliche Beurtheilung von Zitel- 
Ausgaben (wie jolhe bier in Rebe ftehen) und des Unterſchiedes zwiſchen 
Ausgabe und Auflage. S. 265. 7) 

+ Auf unerheblihe Auslaffungen (auf einem nachgedrudten Titel- 
blatte) bei Veranftaltung von ZTitel-Ausgaben darf fein Gewicht gelegt 
werben. S. 266. 15) | 

Solgen des Nachdrucks. Ein wirklider Naddrud berechtigt 
nicht nur den Berleger oder deſſen Rechtsnachfolger, ſondern auch ben 
in feinem directen Interefje dadurch verlegten Autor zu einer felbit- 
ftändigen Berfolgung. S. 267. 17) 

Die BVeranftaltung einer zweiten (Titel-) Ausgabe mit neuerer 
Zahreszabt ift eine den Abjat der in ihrer Originalgeftalt befindlichen 
Eremplare beeinträchtigenden Procedur. S. 271. 15) 

Die Frage Über die Befugnif des Sortimentshändlers zu einer 
Titel-Ausgabe und zur Ankündigung eines von ihm in großer Anzahl 
ohne Verlagsrecht erfauften Artikels unter feine VBerlagsartifel als in 
feinem, bes Sortimentshändlers Berlage erichienen, ift nur mit dem 
Berleger oder deſſen NRechtsnachfolger auszumaden. ©. 267. 19) 

T Die Nichtbetheiligung des Schriftftellers an einer (zweiten, Pjeubo-) 
Titel-Ausgabe (von 1852) laßt ſich fofort erfennen durch Die in ber- 
jelben belaffene alte Borrede (welche vom Jahre 1843 datirt).*) ©. 267. 21) 

Der rehtmäßige Ankäufer einer Anzahl won Eremplaren eines 
Buches hat zwar das Recht des Wiederverfaufes dieſer Eremplare, 


*) Dieje völlig unbaltbare Anficht des Hamburg. Niedergerichts wird 
leicht widerlegt durch die große Zahl poſthumer Werke und folder 
Bücher, welche zwar vom Autor mit Borrede und Datum unter 
ber Vorrede verfehen werben, nichtsbeftoweniger aber durch irgend 
welche eingetvetene Berhältniffe, unter Betheiligung des Autors, 
Jahr und Tag jpäter (nach dem Datum der Vorrebe) gebrudt er- 
ſcheinen mit der wirklichen Jahreszahl ihres Erfcheinens auf dem 
Zitelblatie; außerdem aber noch durch den Umftand, daß ſehr oft 
Bücher überall ohne Vorrede erfcheinen. Anmerk. d. Red. 
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nicht aber bie Befugniß zu irgend einer Veränderung, namentlich nicht 
dazu, das Buch mit einem neuen Titel zu verſehen und als zweite 
Ausgabe in jeinem Berlage erjchienen, zu bezeichnen, 

Die Beranftaltung eines neuen Titelblattes mit der unwahren 
Bezeihnung: zweite Ausgabe, und Subftituirung ber Firma des Sor- 
timentshändfers für die Firma des wirklichen Berlegers ift feine Ver— 
vielfältigung in substrato. 

Veränderungen des Titelblattes, wie eben angegeben, find baber 
als Nahdrud im Sinne des $ 1 der Verordnung in Betreff des Nach— 
bruds von 1847 nicht zu bezeichnen. *) 

Die unwahre Bezeihnung eines Buches als zweite, ih (9 Zabre) 
fpäter erfchienene Ausgabe, jowie die unwahre Ankündigung, daß folches 
im Berlage Desjenigen, welcher die Beränderungen bes Titelblattes 
vornahm und feine Firma darauf jeßte, erfchtenen ſei, ift erfichtlich 
ein Eingriff in die Intereffen des Verlagsberechtigten, und läßt das in 
feiner Driginalgeftalt befindlihe Buch dem Publikum gegenüber als zu 
einer älteren und folgeweije praefumtiv weniger gut verfäuflihen Aus— 
gabe, gehörig erjcheinen. ©. 268. 1) bis 4) 

Bei nicht genügend nachgewiefenem Berlagsrechte hätte nicht auf 
Beweis erfannt werben fünnen, darüber, ob die Veränderungen bes 
Titelblattes und unmwahre Anzeige, daß das Buch als zweite Ausgabe 
im Berlage Desjenigen erjchienen, der feine Firma, ohne das Verlags: 
recht zur befiten, darauf gebrudt hat, eine Verletzung des Berlags- 
berechtigten enthalte? ©. 269. 1) 

Nah allgemeinen Nechtsprincipien erfcheint es ala PR Rechts: 
vertegung bes Verlagsberedtigten, wenn ein Nichtverlage- 
berechtigter ein Buch als in feinem Verlage erjchienen ankündigt und, 
unter Entfernung ber Originaltitelblätter, mit einem neuen Titelblatte, 
veränderter Jahreszahl, dem unmahren Zufate zweite Ausgabe unter 
Subftitnirung feiner eigenen Firma für die Firma Des Verlegers, ver- 
ſieht. ©. 269. 5) 

Delicte von Runftverftändigen. — Der Arzt hajtet für jedes 
bei der ärztlichen Behandlung der fraglichen Angelegenheit begangene, 
Schaden bringende Berfchulden, einerlet, ob daſſelbe in einem um- 
mittelbaren pofitiven Einwirfen auf den Körper des Klagenden oder in 


*) Ganz zweifellos muß nad dem Gefete eine ſolche und jebe 
Titelblatt - Beränderung aber als Nachdruck geachtet werben, 
wenn ein Verlagsrecht dadurch verlegt worden, — follte auch 
eine Bervielfältigung in substrato nicht vorgenommen fein. 

D. Ned. 
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Anempfehlung reſp. thatſächlicher Billigung eines der Geſundheit ſchäd- 
lichen Verhaltens, oder endlich in Unterlaſſung der zur Abwendung 
nachtheiligen Folgen ſeines eigenen ärztlichen Verfahrens dienlichen 
Mittel beſtanden hat. S. 403. 3) 


III. Familienrecht. 


be. Eingehung. Elterlicher Conſens. — Der elterliche 
Conſens in die Heirath eines Kindes wird nur aus beſonders erheb- 
fihen Gründen vom Obergerichte ſupplizt. ©. 96. a) 

Nur dem Kinde felbft, zu deſſen Ehe ber geſetzlich erforderte elter- 
liche Eonjens verweigert wird, nicht aber dem Berlobten deſſelben, ftebt 
ein felbftftändiger Anſpruch auf gerichtsfeitige Supplirung jenes Con- 
fenjes zu. ©. 9%. b) 1) 

Bei der Frage, ob aus zureichenden Gründen oder ex injuria ber 
elterliche Konfens verweigert worben fei, ift ber jubjectiven Auffaffung 
der Eltern eben jo jehr billige Rüdficht zu Schenken, wie dem verftändigen 
Ermeffen des Richters, namentlih auch bei Beurtbeilung Der bei— 
gebrachten Beweiſe ein gewiſſer Spielraum zu gewähren, 

Die Weigerung der Eltern, den Eheconjens zu ertheilen, ericheint 
Schon dann als gerechtfertigt, wenn nad) deren eigenen Wahrnehmungen, 
wie nah Anficht der von ihnen zugezogenen Aerzte auch nur eine er- 
hebliche Beſorgniß obwaltet, daß durch Heirath der Tochter ſich deren 
Krantheitszuftand verſchlimmern und einen lebensgefährlichen Charakter 
gewinnen möchte. ©. 96. b) 3) 4) 

Ehepacten. — Eine einmal gültig geichloffene Ehepacte hat fort- 
dauernd Bindende Kraft. ©. 13. 4) 

Ein vorhandener Ehecontract gebt unbedingt dem gejetlichen und 
berfömmlichen Rechte vor. S. 14. 17) 

Rechte der Rinder gegen ihre Eltern. — E8 ift ftreitig, ob 
Kindern, bie von ihren Eltern aus einer beftehenden Schuld, die auf 
feiner Yiberalität beruht, befangt werben, das beneficium competentiae 
äuftche. 

Bei der Frage, ob eine obligatio alendi eriftent iſt, ift bie 
Fähigkeit, Alimente zu leiften, eine der wejentlichften Bedingungen ber 
Berpflihtung und in biefer Beziehung zwifchen Kindern und Eltern 
fein Unterſchied. 

Denn ein Ehemann feine Fran mit feinem Wifjen eine ausdrückliche 
Alimentationsverpflichtung gegen feine Schwiegermutter eingeben läßt, 
fo ift er daraus unbedingt mit verhaftet. 
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Doch liegt darin die Einſchränkung, daß ber Ehemann fich nicht 
perfönlich auf eine Weile gegen feine Schwiegermuttes habe verpflichten 
wollen, daß fie auch nach dem Tode ihrer Tochter einen Anſpruch an 
ihn daraus ableiten fünne, 

Sind Alimente zugefagt, fo kann ber fie Leiftende nicht zu dem 
Beweiſe gelaffen werden, daß die zu Alimentirende berfelben nicht 
mehr bebürfe, es fei denn, daß er darthun könne, es wäre feit 
Reiftung feines Verſprechens in ber Lage ber zu Nlimentirenben 
eine weſentliche Berbeflerung eingetreten. 

Die Mimentationspflicht der Kinder gegen ihre Eltern ift dadurch 
bebingt, daß ihre Vermögensverbältnifje fie ihnen geftatten, obne ſelbſt 
zu darben, und fünnen fie mindeftens dann die Rebucirung bes ver- 
fprochenen Alimentationsquantums verlangen, wenn fie beweifen fünnen, 
daß jeit dem geleifteten Berfprechen ihre Lage fich weſentlich verjchlechtert 
babe. ©. 250. 251. 1—6) 


Büterverhältniffe zwifchen Eltern und Rindern. Beifig. — 
Das Hamburger Recht giebt nicht einmal den unmündigen Kindern ein 
unbedingtes Recht auf hypothekariſche Sicherftellung ber Bermögens- 
ſubſtanz. ©. 13. 10) 

Nah Lübiſchem Rechte kann eine Anlegung des Gemeingutes auf 
gemeinschaftlihen Namen des Weberlebenden und ber Kinder nicht 
gefordert werben. S. 13. 11) 

Dem deutſchen Rechte ift jede cautelarifche Beihränfung der nıit 
bem Beifit verbundenen mütterliden Verwaltung auf Gebeihb und 
Verderb fremd, vielmehr faft durchweg bei fortbauerndem MWittwenftande 
unb abgejehen von fhlechter zur Theilung des Sammtgutes führender 
Wirtbichafts- und Vermögensverwaltung der Mutter ein ebenfo jetbft- 
ftändiges und ausjchlieflihes Adminiftrationsredht, wie dem Bater zu- 
ftändig. Dies Recht wird etwa nur durch die dann für die Mutter 
auch als Beifizerin eintretende Geſchlechtscuratel beſchränkt. ©. 13. 12) 


Der Receß von 1529 Art. 33, felbft wenn er noch gültig wäre, 
giebt nur ber Gefammtheit der Kinder das Recht, die Gefammtgüter 
unter Aufficht zu nehmen, wenn bie Mutter ein einjeitiges und eigen- 
mächtiges Verändern, Bergeben, Berpfänden und Berfaufen berjelben 
bereits vorgenommen hat, nicht aber ſchon für ben Fall, daß blos Die 
Möglichkeit oder Beſorgniß, daß die Mutter ohne Zuftimmung ber 
Kinder ſolche Dispofitionen vornehmen werde, vorhanden wäre. ©. 13. 13) 

Mündige Kinder haben nad) der rechtlihen Natur ber communio 
prorogata wie nad ber Praris, nicht das Hecht, bie Mutter, welche 
wohl Haus hält, zur Kapitalanlage des Sammtgutes auf gemeinjdaft- 
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lihen Namen zu nötbigen, wenn ihnen auch eine Aufficht iiber die 
Verwaltung niche abzuiprecdhen if. ©. 14. 14) 


Die den Kindern gegen die Mutter in Bezug auf das Sammtgut 
zuftiändigen Rechte können nur von der Gejammtheit der Kinder geltend 
gemacht werben, nicht aber von einem einzelnen im Widerftreit mit 
den übrigen. ©. 14. 16) 


Bütergemeinfchaft. — Bei einer allgemeinen Gütergemeinjchaft 
fteht den mündigen Kindern fein Auffichtsreht in Bezug auf das Ge- 
fammtvermögen gegen die Mutter zu. ©&.12. a) 3) 


Aus tem Befteben einer zwifchen Ehegatten vorhandenen allge- 
meinen Gütergemeinichaft folgt nicht Die Verpflichtung der Überlebenden 
Ehefrau, nach ihres Gatten Tode das Capitalvermögen auf ihren und 
ber Kinder Namen zu belegen. ©. 12. a) 2) 


Nah Hamburger Recht fan ein einzelnes Kind Die Borlage eines 
Etatus über das Gefammtvermögen verlangen. ©.12. a) 4) 


Tas Berlangen, daß das väterlihe Vermögen auf gemeinfchaf‘- 
lihen Namen von Mutter und Kinder belegt werben folle, fteht nur 
der Geſammtheit der Kinder, nicht aber einem berfelben zu. S. 12. a) 5) 


Büterverhältniß unser sEhegatten. — Das feinem Urjprunge 
nah ex lege erwachjene Rechtsverhältniß der Ehegatten ift feiner 
rechtlichen Wirkung nach ganz wie ein jus paclitium zu behandeln. 
©. 13. 5) 


Eheliches Güterrecht. — Nach Franzöfiihen Hechte dauert nach 
eines Gatten Tode die communaute legale zwijchen dem überfebenden 
Gatten und den Kindern nicht fort. ©. 12. b) 1) 


Die communio prorogata gilt nicht blos als längerer Fortbeftand 
der während ber Ehe für den Ueberlebenden fchon beftandenen Güter- 
verbäftnifje, ſondern fie involvirt zugleih ein neues Rechtsverhältniß 
filr die Kinder, wie in Beziehung auf diejelben. ©. 13. 8) 


IV. Handelsrecht. 


A. Allgemeines. 


Unter kaufmänniſchen Gejchäftswerbundenen ift eine prontpte und 
ausreichende brieflihe Benachrichtigung bejonders dann notbwendig, 
wenn der Eingang briefliher Mittheilungen und deren Inhalt won 
Erheblichkeit für das fernere Verhalten desjenigen geweſen wäre, dem 
die Mitibeilung bätte gemacht werden müſſen. S. 148, 9) 
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Daraus, daß die allgemeine Wechjelorbnung nur aus dem auf dem 
Wechſel felbft geleifteten Accepte wechjelmäßigen Anfpruch gegen ben 
Traffaten gewährt, folgt feineswegs, daß eine anderweit abjeiten bes 
Traſſaten ertheilte Zufage, den Wechjelbelauf auf Verfall ſchuldig fein 
zu wollen, ohne Rechtsverbindlichkeit fei und feinen in ordinario geltend 
zu machenden Anfpruch gewähre. ©. 147. 1) 


® 

Derhältniß des Traffaten zum Remittenten. — Auf bas 
Berhältniß des Traffaten zu den Hemittenten oder Wechfelintereffenten 
ift e8 ohne Einfluß, wenn jener dem Traffaten die Zufage gemacht 
hätte, ven Wechſel bonoriren zu wollen, und erwirbt nur ber Traffant 
jelbft Rechte aus dieſer Zujage. 

Dieje Rechte werben nur duch fürmliche Ceſſion abfeiten des 
Traffanten an Remittenten oder Wechjelintereffenten auf Ießtere über— 
tragen, nicht aber ſchon dadurch, daß der Traffant den Remittenten 
von jener Zufage in Kenntniß gejett hatte. ©. 148. 4) 5) | 

Derpflihtung des Traffaten. — Der Traffat ift bis zum 
Berfall des Wechſels zu Feiner Thätigkeit in Bezug auf denfelben ver- 
bunden, nicht einmal zu einer beftimmten Erklärung über Accept ober 
Nichtaccept, wenngleich die Ablehnung jeglicher Erklärung in ihren 
Folgen einer Accept-VBerweigerung gleichgeftellt wird. ©. 148. 7) 

Pflichten des Traffaten, der zugleich Indoſſatar ift. — 
Steht der Empfänger einer Rimeſſe mit dem diefe Sendenden in 
laufender Rechnung und Geichäftsverbindung, und jener jenbet bie 
Rimeſſe nicht jofort nah Empfang zurüd, fo ift anzunehmen, daß ber 
Empfänger mit der auf ihn geſchehenen Indoffirung einverftanden und 
bie ihm als Indoſſatar wechjelrechtlich obliegenden Verbindlichkeiten zu 
erfüllen bereit ift. 

Sft der Empfänger ober ZTraffat in einem ſolchen Falle zugleich 
Indoſſatar, indem der noch laufende Wechfel an ihn inboffirt wird, fo 
muß er bie mit jeber biejer beiden Stellungen verbundenen Pflichten 
erfüllen. ©. 147. 2) 3) 


Verpflichtung des Indoſſatar vor Derfall. — Der Inboffatar 
eines Wechſels ift nicht in der Lage, vor Berfall deffelben irgend eine 
Thätigfeit auszuüben, auch nicht den Wechfel zur Annahme zu präfen- 
tiren, noch den Umftand zu conftatiren, ob fiir den Wechfel das Accept 
ſchon jetzt zu erlangen fei, ober nit. S. 148. 6) 

Wenn ein Remittent feinen am Wohnorte der Trafjaten befindlichen 
Geſchäftsfreund, welchem er einen Wechjel durch Inboffament überträgt, 
mit ber fofortigen Präfentation zum Accept beauftragt, jo macht ber 
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Snboffater fih duch Nichtberidfichtigung jener ihm zugelommenen 
Aufforderung wegen eines hieraus entftehenden Schadens verantwortlich. 
©. 148. 8) 


Bankbillet, deffen Indoffirung und rechtliche Solgen der 
legtern. — Ein Bankbillet erhält buch Blanco - Indofftrung abfeiten 
beffen, auf deſſen Namen es lautet, die Eigenjchaft eines auf den In« 

haber laufenden Werthpapieres. 


Einem Blanco-Indoffament iſt im Allgemeinen nur die Bedeutung 
einer Erklärung des Indoſſirenden beizulegen, baf jeder fpätere Inhaber 
duch den Befitz des Documentes legitimirt fein folle, das aus demſelben 
bervorgehende Forderungsrecht für fich geltend zu machen, nicht aber, 
daß dadurch zwischen dem Blanco-Indoffenten und jedem jpätern Inhaber 
ein Obligations-Nerus entftehe. 

Die beim Mechfel und den nach Analogie deffelben behandelten 
Documenten beftehende Eigenthümlichkeit, daß bei jeder wechſelmäßigen 
Uebertragung ber Indoſſatar nit nur de veritate fondern auch de 
bonitate cavirt und daß jedem jpätern Indofjatar das Hecht eingeräumt 
wird, die von bem früheren Indoſſenten geleifteten Garantieen direct 
gegen fie geltend zu machen, ift eine Singularität und nicht analog auf 
andere Papiere auszubehnen. 

Aus ber Haftung desjenigen, welder ein Papier ber hier ge— 
meinten Art veräußert, dahin, baf das Papier bas fei, was es fein 
folfe (de veritate), entftehen nur zwijchen ihm und feinen Contrahenten 
rechtliche Beziehungen, nicht aber zu jpäteren Erwerbern, die fid) bes- 
halb nur an ihren Bormann halten können, ohne daß eine folidarifche 
Berhaftung ber früheren Beräuferer beftände. 


Beim Wechſel hat die Ausfüllung des Blanco-Indoffamentes mır 
die Bebdentung und Wirkung, dem auf ben Inhaber gültig geworbenen 
Wechſel dieſe Eigenschaft zu entziehen und ihn wiederum perfonell zu machen. 

In der Indoſſirung eines Papieres der hier gemeinten Art liegt 
nur derjenige Act, durch welchen das urfprünglich auf eine beftimmte 
Perſon ansgeftellt gewefene Billet zu einem auf Inhaber Tautenden 
gemacht worden ift, ohne daß ber erfte Indoſſent zu fpätern Inhabern 
in einer andern Stellung ſich befunden hätte, als wenn ein gleich 
Anfangs auf Inhaber lautendes oder ein ſchon früher von einer andern 
Perjon auf Inhaber geftelltes Papier durch feine Hände gegangen 
wäre. ©. 303. 1—6) 

Mortification eines Papiers. — Natur und Beftimmung ber 
Mortification eines Papieres if, dem fie Nachfuchenden bie in Folge 
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der Mortification erlangte Zahlung oder das etwanige Surrogat des 
mortificirten Documentes definitiv zu ſichern. S. 303. 7) 

Hieran wird auch dadurch nichts geändert, wenn etwa die Vindi— 
cation von Papieren au porleur aus dem Befite eines bona fide 
Inhabers durch die Particular - Gejeßgebung ausgefchloffen fein ſollte. 

Mithin hat weder nach gemeinem noch nach hamburgiſchem Rechte 
der Ausſchluß einer Vindication ſolcher Papiere aus dem Beſitz bes. 
bona ſide Erwerbers die Wirkung, daß dem bona fide Inhaber eines 
mortifteirten Documentes lediglich auf Grundlage feines tadellofen Be- 
fies ein Klagerecht gegen ben Imploranten auf Herausgabe bes in 
Folge der Mortiftcation Erlangten zuftehe. 

Ber die Mortificirung eines Werthbpapieres beantragt, ift ver— 
pflictet, am demjenigen Orten, von welhen ben Umftänden nach zu 
vermutben ift, daß das betreffende Papier fih dort in Circulation 
befinde oder befinden könne, jedenfalls aber an dem Berluftorte, Be- 
fanntmachungen des Abhandengefommenfeins und des im Wert befind⸗ 
lichen Mortificationsverfahrens zu machen. ©. 304. 8) 9) 10) 


©. Seerececht. 


Haftung des Schiffers nad) römiſchem Recht. — Nach dem 
römiſchen Nechte haftet ber Schiffer fir Die Gefahr ber zu transpor- 
tirenden Gegenftände, weber, weil der Frachtcontract eine locatio 
conductio operis ift, noch führen die Grundfäge vom receptum dahin. 

Nah dem receptum baftet der Schiffer für Untergang und Be- 
Ihädigung vecipirter Gegenftände, nisi quid damno fatali eontingit. 
©. 371. 9) 10) 

Diefes damnum fatale ift nicht lediglich als ummittelbare und 
abjolut ummiberftehliche elementarifhe Wirkung aufzufaſſen, ſondern 
überhaupt von ſolchen Ereigniffen zu vwerftehen, denen durch Vorſicht 
nicht vorgebeugt werben kann. 

Nah dem gemeinen Seeredhte ift der Schiffer dann nicht verhaftet, 
wenn er durch nicht vorher zu ſehen geweſene unabmwendliche äußere 
Einwirfungen an ber Lieferung ber zu verfchiffenden Gegenftände über—⸗ 
baupt ober im unbeſchädigten Zuftande verhindert wurbe, gleichviel, 
ob bie causa nocens eine unmittelbar elementarifthe war ober nicht. 
S. 372. 11) 12) 

Beſitz von Teceipis und Solgen. — Der bloße Beflg von 
receipis giebt dem Inhaber noch Fein Recht, aus ihnen zu Klagen, 
jondern hat er fich als Rechtsnachfolger des Abladers zu biefem Zwecke 
zu legitimiven, 6, 370. 1) 

28* 
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Verantwortlichkeit des Rheders für Ladegut. — Die volle 
Berantwortlichkeit des Rheders für ein Labegut beginnt keineswegs 
immer erft, wenn baffelbe an Bord gelangt, fondern ſtets in bem 
Momente, wo es abfeiten einer hiezu autorifirten Perſon für bas 
Schiff entgegengenommen, unb fonad ber Obhut bes Abladers ober 
befien, ber es bis bahin für ihm unter fich hatte, entzogen wird. 

Nach allgemeinen feerechtlihen Principien beſchränkt fich die Ver- 
pflihtung des Rheders bezüglich des übernommenen Ladegutes feines- 
wegs auf bloße Diligenz - Präftirung, vielmehr gilt, namentlich nad 
norbamerifanifhenm und engliihem Seerechte, als Regel, daß ber 
Rheder, abgelehen von beſonderer Uebereinkunft, für jeden dem Be- 
klagten durch äußere Einwirkung zugehenden Schaden haftet, der nicht 
von acts of God oder publie enemies (perils of the sea) herrührt. 

Was eine Beihäbigung durch Feuer betrifft, fo ftatuirt das englische 
Seerecht die Ausnahme, baf ber Rheder in Bezug auf Ladegut, abge- 
fehen vom Falle einer Negligenz, vom Erſatz jeder ſolchen Beſchädigung 
frei fein ſoll; eine Beftimmung, bie übrigens nur auf eine fFeuer- 
befhädigung am Borb bes Seefchiffes bezogen zu werben fcheint. 

Dagegen kennt das norbamerifanifhe Seerecht dieſe Ausnahme 
nicht für den Fall ber Fenerentftehung, es fei denn etwa durch Bit. 
&.370. 2) ©.371. 3) 4) 5) 


D. Aſſecuranzrecht. 


Streitigkeiten über „Regulirung einer Forberung“ begreifen bei 
Aſſecuranzen ganz generell alle Fälle, wo es fi von ber Größe bes 
zu leiftenben Erſatzes handelt. 

Nah Entftehungsgrund, Zweck und Sinn ber Elaufel „frei von 
Beihädigung, ausgenommen im Stranbungsfalle”, bat der Verficherer 
bie partifuläre Havarie felbft dann nicht zu erftatten, wenn biefe ihrem 
ganzen Umfange nach unzweifelhaft von beftimmten Borfällen der See— 
reife herrührte. S. 209. 1) 

Der Umftanb allein, daß bie verficherte Waare ihren Beftimmungsort 
nicht erreicht bat, conftituirt nicht einen Totalſchaden und berechtigt 
nit zum Abandon. S. 209. 2) | 

Die Annahme ines Totalverluftes fett nicht unbebingt ben gänz- 
lichen phufiihen Untergang und Verluſt ber verficherten Waare voraus, 
vielmehr ift eine Waare, obgleich noch Ueberbleibfel von berfelben vor- 
handen find, als total verloren auch dann zu betrachten, wenn ibre 
fpecielle Natur völlig vernichtet nnd dieſelbe dadurch für den Verſicherten 
gänzlich werthlos geworben if. S. 209. 3) 
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Der Umftand allein, daß die Meberbleibfel bes verficherten Objectes 
doch immer noch einigen Geldwerth haben, jchlieft die Annahme eines 
Totalverluftes nicht aus. S. 210. 4) 

Der Umftand, daß bie mit ber Klaufel „frei von Beſchädigung, 
außer im Strandungsfall,“ verficherten Waaren gänzlich werthlos ge- 
worden find und ihren Beftimmungsort nicht erreicht haben, ift an und 
für fi nicht ald ein dem BVerficherer zur Laſt kommender Totalſchaden 
zu betrachten, weil die Relevanz der Elaufel „frei von Beſchädigung, 
außer im Strandungsfall,“ ganz unabhängig ift von ber Größe bes 
durch eine Bejhädigung der mit biefer Clauſel verfiherten Waare dem 
Berfiherten erwachſenden pecuniären Schadens. ©. 210. 5) 


Die Frage, ob die Elaufel „außer im Fall der Strandung” analog 
ausgebehnt werben fünne auf andere Unfälle, welche als eben fo ſchwer, 
ober ſchwerer wie ber in jenen Worten ausbrüdlich bezeichnete ſich 
berausftellte, ift zu verneinen, unb anzunehmen, daß nur ein Strandungs- 
fall eine Verpflichtung ber Verficherer, welche mit ber Clauſel gezeichnet 
haben, begründe. ©. 210. 8) : 


Eine wahre Vernichtung (f. g. effectiver Total-Verluſt) ift nur 
dann vorhanden, wenn ein Gegenftanb aufgehört hat zu eriftiren, 
gleichgültig, ob er blos untergegangen ober umgeſchaffen, d. h. in einen 
neuen Gegenftanb übergegangen ift, oder, wenn ber Gegenftanb in eine 
Lage gebracht ward, welche ihn ber Dispofition feines Herrn bleibend 
entzieht. 

Eine fingirte Vernichtung (f. g. conftructiver Totalverluft) deshalb 
anzunehmen, weil eine Waare ihren Beftimmungsort nicht erreicht, 
und unverfchiffbar, fo wie durch längere Aufbewahrung dem gänzlichen 
Berberben ausgefeßt, in einem Zwiſchenhafen habe verkauft werben 
müffen, ift nach hamburgiſchem Rechte unzuläffig. 

Bei Anwendung ber Elaufeln „frei von Ledage” und „frei von 
Bruch,“ die fich zu der vorhin beſprochenen wie bie species zum genus 
verhalten, fan ohne Zweifel im Falle gänzlichen Auslaufens und 
gänzlichen Zerbrechens ber verſicherten Gegenftände fein Anfpruch gegen 
die Berficherer erhoben werben. 

Im Allgemeinen Plan wird unter Schaben jede Beihäbigung 
verſtanden. ©. 211. 10—13) 

Das hamburgiſche Aſſecuranzrecht fehreibt bie Anzeige vom bereits 
erfolgten Abgange bes Schiffes ala fo nothwendig vor, baß ihre 
Unterlaffung’ den ganzen Bertrag annullirt. ©. 225. 1) 

Iſt dies der Fall, fo kommt es Weiter gar nicht darauf am, zu 
unterfuchen, ob im bem einzelnen Falle bie unterlaffene Anzeige ver- 
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nünftigem Ermeſſen nach auf den Entſchluß des Verſicherers, ſich über— 
haupt, oder jo wie geſchehen, auf die Aſſeeuranz einzulaſſen, von Einfluß 
babe fein Können. 

Dies gilt anch unbedingt in allen ſolchen Fällen, wo Hamburg 
ber Abgangsort iſt und die Berficherer hier wohnen. ©. 226. 2) 3) 

Der Nachweis der erfolgten Belanntmahung des Abganges bes 
beregten Schiffes in öffentlichen Blättern kann unmöglich den Beweis 
der Wiſſenſchaft des Verſicherers von dieſem Umftande erfeten. 


Es ift ein ausgemachter Sat des Affecuranzrechtes, daß da, wo 
bie Anzeige eines dem Berficherten befannten Umftanbes beftimmt vor- 
geſchrieben ift, diefe Anzeigepflicht und mithin die Folgen ihrer Ver— 
fäumung nur dann wegfallen, wenn der fragliche Umftand dem Ber- 
fiherer ohnehin wirklich befannt war, ober doch ohne Weiteres als 
ibm bekannt vorausgeſetzt werben burfte. 

Damit die Nichtanzeige von dem Abgange eines Schiffes dem 
Berfiherten unſchädlich werbe, muß aljo der Verficherer dieſen genauen 
Abgangstag gefannt haben oder notbwendig haben Fennen müffen. 


Dem Berfiherten kann der Verſuch nicht geftattet werben, ſich von 
den Folgen ber unterlaffenen Anzeige möglicherweife dadurch zu befreien, 
daß er den Berficherer zu einem Eide nöthigt, Über wor längere Zeit 
gehegte Gedanken und BVorausfegungen, deren er fich in ben meiften 
Fallen gar nicht mehr bewußt fein wird. ©, 226. 4—7) 

Aſſecuradeurs, welche um die Mitte des December-Monates eine 
Affecuranz auf Königsberg!, inchufive Leichtergefahr, ſchließen, müſſen 
Eisgefahr, durch welche die zu benutzenden Borbinge betroffen werben 
Fönnen, mit veranfchlagen. 

In jenen Gegenden kann das Durcheifen von Schiffen als eine 
im Sinne bes $ 34 bes Allgemeinen Planes an dem betreffenden 
Abladungsorte ungewöhnliche Weife der Leichterfahrt nicht angefehen 
werben. ©. 234. 2) 3) 


Wenn vom eigentlihen Abgangsplage bie verfiherte Waare zur 
Zeit des Affecuranzabichluffes bereits nach einem anderen Orte gebracht 
worden ift, fo berechtigt diefer Umftand die Verſicherer dann nicht zur 
Berufung auf $ 33 bes Allgem. Planes, wenn biefer zweite Ort zum 
Revier jenes eigentlichen Abgangsplatzes erweislich gehört. 

Eine befondere Anzeigepflicht nach $ 15 des Planes liegt dann ben 
Berfierten ob, wenn jener andere Ort eine befonbere Befäprlicpteit 
beſitzt. ©. 235, 5) 6) 

Pflicht des Verſicherten. — Die Pflicht eines Verficherten, 
binnen brei Tagen eine Abſchrift feines dem Verſicherer zugeftellten 
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Berichtes bei ber Ortsbehdrbe nieder zu legen und in-vierzehn Tagen 
ein Atteft der Behörbe über Urjprung und Umfang des Unglüds bei- 
zubringen, kann nicht auf ſolche Fälle erftvedt werben, wo bie Behörde 
ſchon eine Unterfuchung ex officio gleich nach ben Brande eingeleitet, 
und überdies ber Agent der Berfiherungs - Gejellfhaft am Plate an- 
wejend und vom Brande gehörig unterrichtet if. S. 139. 1) 


Wer eine Labung verfihern will, iſt unbedingt verpflichtet, bie 
erfolgte Verſchiffung eines Theiles der zu verfihernden Labung bem 
Aſſecuradeur anzuzeigen, zumal unter Umftänden, welche auf den Ent- 
Ihluß des BVerficherers von Einfluß fein können. ©. 234. 1) 


Condemnation eines Schiffes. — Die Eondemnation einds 
Schiffes ift dann aufrecht zu erhalten, wenn das babei eingehaltene 
Berfahren bei der Wahl ber Sachverftändigen nah ben Berhältniffen 
bes Conbemnationsortes überhaupt nur ein angemeffenes gewejen ift, 
und ift es nicht nöthig, ein Gefet oder eine Uſanz nachzuweiſen, nad 
welcher die Sachverftändigen zu der Schiffscondemnation autorifirt waren, 

Zur Anwendbarkeit des S 11 a des Allgemeinen Planes genügt 
nicht, Daß Die Bornahme der an einem Schiffe erforderlichen Reparaturen 
Seitens der dariiber berufenen Sachverftändigen blos den Umftänden 
nach nicht räthlich befunden war. 

Doch gilt ein Schiff im Sinne des Allgemeinen Planes als con« 
demmirt, wenn bie erforderlichen an ſich vielleicht möglichen Reparaturen 
nah orbnungsmäßiger Erklärung competenter Sachverſtändiger ben 
obwaltenden Umftänden nach nicht vorgenommen werben fonnten, 

Der Kapitain des in einem folhen Falle befindlichen Schiffes Hat 
vollfonmen angemeffen gehandelt, wenn er außer ber Befragung ber 
am Orte gerade befindlichen fremden Kapitaine, von ſolchen Leuten ein 
Gutachten einzog, die er ihrer Stellung und ihrem Beruf nad für 
geeignet und ſachkundig halten mußte. S. 243. 1—4) 


Beweis des Schadens. — Die Weifung an ben Berfiderten, 
die Richtigkeit feiner Angaben durch Beibringung von Lager- ober 
Wirthſchaftsbüchern darzuthun, kann ſich nur auf bie außergerichtliche 
Nachweiſung des erlittenen Schadens durch die einfachften und für ben 
Verſicherer Überzeugendften Mittel beziehen. 

Sie darf aber nicht bahin ausgelegt werben, daß, wenn foldhe 
Bücher nicht vorhanden, ober verbrannt, ober verloren wären, bem 
Berficherten die Benutzung jeder anbern allgemeinen zuläffigen und 
firingenteren Art ber Beweisführung im Voraus abgejchnitten wäre. 
S. 139. 2) ©. 140,3) 
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E. Eoncursredht. 


Actlo Pauliana. — Die Zufäffigfeit der actio Pauliana gegen einen 
Kauf ift dadurch bebingt, daß durch das anzufechtende Geſchäft bie 
Gläubiger des Falliten eine wirkliche Vermögensverringerung erlitten, 
baf ber Beräuferer in fraudem creditorum contrabirt, und daß ber 
Käufer um die Beeinträchtigung ber Gläubiger feines Kontrahenten 
gewußt babe. ©. 100. 2) 

Zum Beweije der fraus eines Falliten genügt, daß felbiger fich 
durch den Abſchluß des gedachten Eontractes feines ganzen Vermögens 
begeben und dadurch die Befriedigung feiner Gläubiger unmöglich 
gemacht habe, obwohl er die Ansprüche kannte, die ihn zur Injolvenz- 
erflärung nöthigten. ©. 100. 3) 

Bei rein Tucrativen Geſchäften ift das Mitwiffen bes Ermwerbers 
um bie fraus des Veräußerers zur actio Pauliana nicht erforberlich, 
wohl aber bei onerofen Gefchäften. 

Die fraus bes Erwerbers ift zu präfumiren, wenn er beim Ab- 
ſchluß des Gefchäfts erweislih Kunde von dem Anfpruche der Gläubiger 
feines Kontrahenten gehabt hat. S. 100. 4) 5) | 

Hat ein Fallit alle feine Activa fortgegeben, fo ift fein animus 
fraudandi zu präfumiren, ohne daß es für bie Resciſſion des Ge- 
fchäftes auf das Mitwiffen des Erwerber um dieſen animus weiter 
ankäme. S. 100. 6) 

Der animus fraudandi ceffirt, wenn erwiefen wird, daß bas 
Berlaufsobject nicht mehr als bie auf dem Grunbftüde haftende Be- 
ſchwerungsſumme werth geweſen fei, als es verkauft ward. S. 100.7) 

Nicht jeder vom Eribar im Zuftande materieller Inſolvenz ab⸗ 
geihloffene nicht zu einer Befriedigung feiner ſämmtlichen Erebitoren 
führende omerofe Vertrag Über die Gefammthabe kann von den Nicht- 
befriebigten ohne Weiteres angefochten werben. S. 100. 8) 

Die Anwendung der Form eines onerofen Geſchäfts allein bewirkt 
nicht ſchon, daß ber baffelbe Anfechtende neben ber Berlegung bie 
betrügerifche Abficht beider Kontrahenten beweifen müßte; fonbern: 

Es ift ohne Rüdficht auf die bem Gefchäft gegebene Form nad 
allen concreten Umftänben zu prüfen, ob durch ſolches ben unbefriebigten 
Släubigern etwas entzogen fei, mithin das Geſchäft feiner onerojen 
Form unerachtet für ben Erwerber einen entfchieden lucrativen Character 
babe. ©, 100. 9) 10) 


Concursrecht. Das Hanbelsgericht ſprach fi) dahin aus: Eine 
Ceſſion, buch welche nicht die Dedung eines einzelnen Glänbigers be- 
zweckt, fonbern nur Dedungen einzelner Gläubiger bes infolventen 
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“ Schuldners zu verhiten, kann von einem Erebitor, welcher ſich dadurch 
in feiner legalen Rechtsverfolgung behindert, mittelft der actio Pau- 
Hana angefochten werben, der Anerkennung ſolcher Ceſſion abjeiten ber 
curatores bonorum bes Schuldners uneraditet. 

Der einzelne Gläubiger hat aber dieſe Anfechtungsbefugniffe nicht, 
wenn er nicht als ein durch jene Eeffion gegen das Princip ber actio 
Pauliana fpeciell lädirter Gläubiger ericheint, ſondern als ber Ver— 
treter einiger Creditoren bes Cebenten, welche in praejudicium ber 
Geſammt⸗Creditorſchaft deſſelben dadurch, daß fie ihre Forderungen auf 
ihn den Eeffionar in Form einer Ceſſion übertrugen, zur bevorzugten 
Befriedigung gelangen wollten. S. 78. 2) 3) 

Dagegen entſchied das Obergeriht: Die Diftinction des Hanbels- 
gerichtes sub a) 3) fei im Rechte nicht begründet, fonbern fei bem 
debitor cessus die Anfechtung ber Eeffion zu geftatten, wenn bieje 
überhaupt nur den Charakter einer erlaubten Transaction trage. — 
S. 79. b) 

Concursreht. (Na der Entiheibung des Ober- Appellations- 
Gerichts.) Die Gültigkeit einer Ceffion, durch welche ber Ceſſionar 
nur zu einem Liquidatär in Beziehung auf Forderungen der Maffe bes 
Eedenten durch Beſchluß der Ereditorfchaft ober ber curatores bonorum 
ernannt worben ift, unterliegt feinem Bebenfen, indem bem Cejjionar 
durch die curatores nur die Verfolgung berjenigen Nechte übertragen 
ward, bie fie felbft geltend machen konnten. 

Freilich Tann durch folhe Transaction ſolchen Gläubigern bes 
Cebenten, bie bereits vor ber fürmlichen Infolvenzerflärung deſſelben 
ein wohlerworbenes Recht auf Befriedigung aus beffen Gütern hatten, 
in feiner Weife präjubicirt werben. ©. 79. 2) 3) 


F. Verlagsrecht. 


+ Inhalt und Wirfungen. Die Wirkungen eines Verlags. 
rechts müſſen als völlig bunfel und unbeftimmt angejehen werben, fo 
lange fein fpecieller Inhalt nicht näher angegeben worben, felbft wenn 
berjenige, gegen ben Die Klage auf Verlegung bes Verlagsrechtes ge- 
richtet ift, ein Intereffe an dem Berlagscontracte nicht zu begründen 
vermag. *) 

Unter Verlagsrecht im Allgemeinen wird nur bas Recht bes Buch— 
bänblers verftanden, ein ihm itberlaffenes Manufcript durch ben Drud 





*) Auf oben und umftehenb mit + bezeichnete Sätze bezieht ſich 
ebenfalls die Anmerkung sub *) auf Seite 427. 
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zu vervielfältigen und dieſe Vervielfältigungen auf buchhändleriſchem 
Wege zu ſeinem Nutzen zu verbreiten. 

In Dubio ſtreitet die Präſumtion dafür, daß auch der Sortiments— 
händler, welcher nur die körperliche Subftanz einer Anzahl von Exem— 
plaren eines Verlagsartikels ohne Verlagsrecht angekauft hat, mit ſolchem 
Eigenthum nach freieſtem Ermeſſen verfahren, alſo beliebige Ver— 
ünberungen vornehmen darf. ©. 266. 10) bis 12) 


T Auf die Anzeige eines Sortimentshänblers, welcher größere 
Parthieen eines fremden Berlagsartifels übernimmt: daß biefer Artikel 
in feinem Berlage erjchienen jei, jo wie auf die Aufführung dieſes 
fremden Berlagsartifel8 unter den eigenen Berlagsartifeln barf fein 
Gewicht gelegt werben, weil es mit bergleichen Anzeigen und Auf— 
führungen in Berlagscatalogen, im Buchhandel nicht fo genau genommen 
wird. ©. 266. 16) 

7 Ein Berlagscontract über eine wirkliche neue zweite Auflage 
mit dem Verlagsberechtigten kömmt nicht in Betracht, weil berfelbe 
nah Bollendung der Pfendo-Ausgabe gefchloffen worben. 


+ Aus verfchiedbenen Büchern und Katalogen, in denen promiscue 
Commiffions » Artifel und Bücher, die in großen Parthieen vom Ver—⸗ 
leger auf andere Buchhändler übergingen, aufgeführt find, conftirt 
geniigend von ſelbſt, daß es Feine rechtswidrige Anmaafung eines 
Berlagsrechts ift, wenn ber Nichtverleger anzeigt, ber betreffende, im 
Parthieen von ihm erworbene Artikel fei im feinem Berlage erfchienen, 
alfo auch ohne den Nachweis, ob folhen Ankündigungen eine contract- 
fihe Uebereinfunft zu Grunde Tiegt. ©. 267. 22) 23) 


+ In Ankündigungen der Art (wie fo eben angegeben) fann nur 
bie Anzeige gefunden werben, daß das betreffende Buch jeberzeit auf 
bem Sortimentslager des Ankündigers vorräthig fe. ©. 268 24) 

Das Recht des BVerlagsberechtigten, feinem Intereſſe Geltung zu 
verſchaffen, muß an ſich als ein Ausfluß bes Verlagsrechts betrachtet 
werben. ©. 268. 5) 

Ein Verlagsrecht kann ſich der Natur der Sache nah wohl auf mehr, 
aber niht weniger als eine ganze Auflage erftreden, und giebt beim 
BDerleger an allen Eremplaren diefer Auflage das Eigenthum. ©. 270. 9) 

Ein Verlagsrecht fammt einer Anzahl von Eremplaren erwerben, 
beißt ſoviel, als das ausichließliche Necht zum buchhändlerifchen Ver— 
triebe ber ſämmtlichen dazu beftimmten noch vorhandenen Eremplare 
und felbftverftändlich damit das Recht erwerben, jede Verlegung dieſes 
Verlagsrechtes abjeiten eines dritten auf Grund des Gefeges (Artikel 1 
der hamb. Verordnung wider Nachdruck von 1847) zu verbieten. 
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Ein Berfauf von Eremplaren eines Buches, beffen Verlagsrecht 
ebenfalls mit einer Anzahl von Abdrücken bereit8 vorher an emen 
Andern veräußert worden, kann felbftwerftändfih auch nur mit Vor— 
behalt des vorher veräufßerten Verlagsrechts an ber ganzen Auflage 
erfolgen. ©. 270. 10) 11) 


Die unmahre Bezeichnung eines Buches als zweite Ausgabe und 
die Aufnahme derfelben im die öffentliche Anzeige der Verlagswerke des 
Beranftalters dieſer Pſeudo-Ausgabe ift eine ciwilrechtlich zu verfolgende 
Berlegung des Verlagsrechts, weil nach Art. 1 der hamb. Verordnung 
vom 29. November 1847 dem Verleger in hamburg ein ausfchliegliches 
gegen Dritte wirffames Recht auf die öffentliche Bekanntmachung eines 
von ihm erworbenen Werkes durch den Drud und auf deſſen Ber: 
äußerung, d. h. auf den buchhändleriſchen Bertrieb, zufteht. 
©. 270. 12) 


Nur der Berleger ift berechtigt, mit einem Artikel feines Ver— 
lages, geeigneten Falles unter Zuftimmung bes Autors, irgend welche 
Beränderungen vorzunehmen. 


Die amtliche Bejheinigung des Auctionators über den wirklichen 
Erwerb eines Verlagsrechts in öffentlicher Auction ift ein genügender 
Nachweis für den rechtmäßigen Beſitz deffelben. ©. 271. 13) 14) 


Die Bekanntſchaft desjenigen, der ein Verlagsrecht vwerlett, mit 
dieſem ihm nicht zuftehenden Verlagsrecht ift für die Strafbarkeit des 
Berlegenden, nicht -aber für das Necht des Verletzten von Bedeutung, 
wenn ein eigentlicher Nachdruck in folcher Verletzung liegt. 


Es ift fhon deshalb, weil Berlagshandblungen fi) das Necht, ihre 
Berlagsartifel mit der Firma bes Sortimentshändlers bezeichnet zu 
verkaufen, befonders bezahlen Yaffen, eine Verletzung bes Verlagsrechts, 
wenn Sortimentshänbler fi Dies ohne Wiffen und Willen des Ber- 
Yeger8 erlauben. 


Für die geübte Verletung eines Verlagsrechts ift es im Hinblid 
auf das bamwiber behauptete Gewohnheitsreht von Bedeutung, daß 
ber Berletende ſehr wohl wußte, daß das Verlagsrecht dem Verletzten 
gehöre, ©. 271. 15) 16) 17) 


Derhältniß des Autors zum Derleger. — In bie etwaige 
Ueberfohreitung von Befugniffen eines Sortimentshändlers, welcher 
eine große Anzahl von Exemplaren eines Verlagsartikels angekauft hat, 
ſo wie in den Vertrieb der rechtmäßigen, wenn auch unbefugt vom 
Sortimentshändler abgeänderten, Exemplare kann ſich der Autor nicht 
ſelbſtſtändig einmiſchen. 
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Der Autor kann weber in feiner Ehre, no in pecnniärer Be- 
ziehung benachtheiligt werben buch eine zweite (Pjeubo-) Ausgabe 
feines Buches, weil eine Vervielfältigung babei nicht ftattgefunben, 
S. 267. 18) 20) 

Der Autor, welcher mit feiner, wegen Bejeitigung ber veränberten 
Titelblätter von dem von ibm verfaßten Buche gegen ben BVeranftalter 
ber Pſeudoausgabe angeftellten Klage rechtskräftig abgewieſen, bat fein 
buch ben Obſieg des biefelbe Klage angeftellt habenden Berlags- 
berechtigten bedingtes Klagerecht mehr. 

Das Ehrenintereffe des Schriftftellers, eine beftimmte Perfon in 
ben Augen des Publifums nicht als feinen Verleger ericheinen zu 
Taffen, kömmt nicht in Betracht, weil ber Schriftfteller Dagegen bie 
Waffe ber Deffentlichkeit in ber Hand bat und ſolches Intereſſe durch 
feinfeitige Anzeigen. wahren kann. 

Der Schriftfteller kann, gegenüber einer ohne fein Willen und 
Willen von einem gar nicht Verlagsberechtigten veranftalteten zweiten 
(Pſeudo⸗) Ausgabe, fein pecuniäres Intereffe, welches er an bem Er- 
feinen einer wirklichen zweiten verbefferten Ausgabe hat und welches 
in dem dafür vom rechtmäßigen Verleger contractmäßig zu beziehenden 
Honorare liegt, buch eine Öffentliche Belanntmadhung, „baß bie foge- 
nannte zweite Ausgabe nur die erfte mit verändertem Titel fei,“ wahren. 
©. 272. 20) 21) 22) 

Streitigkeiten über Derlagsrecht. — Legitimation bes 
Verlagsberechtigten. — Für GStreitigfeiten zwiſchen Buchhändlern 
kann das Niedergericht nicht incompetent fein. 

Das Interefje eines Verlagsberechtigten conftirt genügend durch 
ben Nachweis, baß er im Befig bes betreffenden Verlagsrechts ift. 
Weber ber Preis, um welchen ein Verlagsrecht erfauft, noch derjenige, 
für welchen ber Käufer folches wiederum einem Dritten angeboten hat, 
kann auf bie zur Kompetenz bes Niebergerichts erforderliche Summe 
influiren. ©. 265. 1) 2) 3) 

Zur Legitimation des Klägers wegen eines verleiten VBerlagsrechts 
ift nicht die Beibringung des Verlagscontractes, fonbern nur ber all- 
gemeine Nachweis bes Erwerbes bes Verlagsrechtes erforderlich. — 
©, 265. 5) 
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II. Civilproceß. 


Mangel der Legitimation. — Ein weſentlicher Legitimations- 
mangel kann nod, und zwar ex officio, in höherer Inſtanz geltend 
gemacht werben. ©. 96. b. 2) 

Exceptio litis pendenlis, — Die Einrebe ber in einem andern 
Gerichte pendenten Provocation ift feine proceßhindernde, wenn ber 
Provocat in provocatorio nachmweift, daß er in einem andern Gericht 
ben gerühmten Anfpruch bereits eingeflagt babe. ©. 265. 4) 

WiderFlage. — Reconventio reconventionis. — Das Hanbels- 
gericht ninmt an, in Uebereinftimmung mit dem Obergerichte, baf bie 
Erhebung einer Widerklage gegen eine Widerklage proceffualifch völlig 
unzuläjfig jet und ſich nicht mit einer zwedmäßigen Procefführung 
vertrage. Dagegen 

Spricht das Ober - Appellationg » Gericht die Anficht aus, daß ein 
abjoluter Rechtsſatz dafür nicht eriftire und die Geftattung einer zweiten 
Widerklage lebiglih von dem Ermeſſen des Richters abhänge, welches 
wieberum theils dadurch, daß die Verhandlung über einen Anſpruch 
zwedmäßiger Weife von der über einen verwandten Anspruch nicht zu 
trennen ift, theils dadurch, daß man Verwirrung bes Verfahrens zu 
vermeiden bat, beftimmt werden muß. S. 190. 1) 2) 

Provocationsverfahren. — Daß e8 bei ber provocatio ex 
lege diffamari überall nicht der Nachweiſung eines befonberen Intereffes 
bebürfe, das Provocant bei ber Klageanftellung habe, dieſe Provocation 
hingegen ſchon dadurch begründet wird, daß der Provocat fich eines 
Hagbaren Anſpruches an Provocanten berühmt hatte, ben biefer nicht 
anerkennen will. 

Bei der Frage, ob Jemand mittelft Brovocation angehalten werben 
kann, den Anſpruch, deſſen er fich berühmt, Klagend geltend zu machen, 
Tommt e8 darauf, ob er won feinem angeblichen Klagerechte jetzt ſchon 
Gebrauch machen will, nicht an, fondern nur darauf, ob er e8 be- 
reits fann. 

Die Koften eines gegen Provocaten entſchiedenen Verfahrens fallen 
letzterem zur Laft, wenn feine unberechtigte Weigerung, feine Anſprüche 
zur Klage zu bringen, dem Prowocationsverfahren ben Charakter eines 
felbftftändigen, durch ein befonderes Urtheil zu erledigenden Rechtsſtreites 
verlieben haben. ©. 183. 1) 2) 3) 
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Intervention. — Eine accefforifhe Intervention ift völlig un- 
ftattbaft, wenn ber Intervenient mit einer derjenigen bes Klägers völlig 
gleihen Klage rechtskräftig abgewiejen worden, und erfordert an dem 
Ausgange des Nechtsftreites ein Interefje des Intervenienten, welches 
buch den Obfieg ber Parthei, welcher er beitreten will, bedingt wird 
ober beim Interliegen der Letteren ihn einem Entfhädigungsanfpruche 
ausjeßt. ©. 271. 19) 

Nur eine unrichtige Auffaffung der Streitgenoffenfchaft des Inter— 
venienten und besjenigen, bem berfelbe beigetreten (als Litisconforten) 
würde deren folidarifche Koftenverurteilung rechtfertigen. ©. 272. 23. 


Beweisverfabren. Die Ausiprühe des Geſundheitsrathes, 
welchem feine richterliche oder ausübende Gewalt zufteht, begründen 
nicht ohne Weiteres formelle Wahrheit, Die für ben urtbeilenden Richter 
unter allen Umftänden maaßgebend fein müßte, fondern kommen nur 
als Gutachten Sachverftändiger in Betracht. 

Um einen Caufalzufammenbang zu conftatiren, bedarf es nicht 
nothwendig eines Directen Beweiſes; derſelbe ift vielmehr regelmäßig 
im Wege der Schlußfolgerung juriftiich herzuftellen, und zu einer folchen 
genügt es, wenn bie betreffenden Thatjachen in einem folchen nahen 
äußeren Zufammenbange zu einander ftehen, daß, dem natürlichen und 
gewöhnlichen Laufe ber Dinge zufolge, angenommen werben Tann, bie 
eine fei aus der andern hervorgegangen. S. 403. 1) 2) 


Zeumgenbeweis. Staatsbiener ober fonft öffentlich angeftellte 
Perjonen büßen durch dieſe ihre Stellung jelbft in Betreff von Vor— 
gängen, welche mit Dienftangelegenheiten in Berbindung ftehen, im 
Allgemeinen an Glaubwürdigkeit nicht ein, und es hängt in ben ein- 
zelnen Fällen von den jedesmaligen Umftänden ab, ob und in wie weit 
bievon eine Ausnahme zu machen ſei. ©. 37. 

Beweislaſt. Nach ber Praxis des Ober - Appellationsgerichtes 
kann ber Umftand, daß fiir den einer Parthei obliegenden Beweis ein- 
zelne bienfihe Momente in den Acten liegen, eine Veränderung ber 
Beweislaft nicht motiviren., ©. 372. 13) 

Der Nachweis von Ufancen des Buchhandels, auch wenn ber Ber 
Hagte fih auf ſolche mit Entjchiebenheit berufen, während ber Kläger 
ein beftimmtes Gefet für fi in Anſpruch nahm, trifft den Kläger, 
weil ihn nach allgemeinen Proceßgrundſätzen bie Beweislaft trifft. — 
S. 266. 9) ° 

Beweis durch Gutachten. Ein Gutachten, welches auf ein- 
feitigen Antrag einer Parthei von unbeeibigten Perfonen abgegeben 
vwoorben, ift in formeller Beziehung nicht maafgebend. S. 266. 2) 
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Ein auf einfeitigen Antrag provocirtes unbeichworenes Gutachten 
entjpricht weber aus dem Gefihtspunfte eines Beweifes durch Sach— 
verftändige, noch eines Zeugenbeweiſes, ben proceffualiichen Erforber- 
niffen irgend wie; baher ein folhes Gutachten nicht ala Gegenbemweis 
und auch der jonft nicht zu beftveitende Grundſatz: reprobatio repro- 
bationis non datur nicht gelten darf, ©. 269. 3) 

Beweis von Ufanzen. — *) Ein auf einfeitigen Antrag einer 
Parthei probocirtes in formeller Beziehung zwar gerichtsfeitig ver: 
worfenes Gutachten Sachverftändiger liefert dennoch eine bündige Be- 
iheinigung für die beflagtifcherfeits behanptete, klägeriſcherſeits aber in 
Abrede geftellte Eriftenz buchhändlerifcher Ufancen (Thatſachen). 

**) Bei der Beweisführung über die Eriftenz von Ufancen fommt 
es nur darauf an, ob die Parthei, welche ihr echt verlegt fühlt, 
gegen diejenige Thätigfeit, welche die andere Parthei durch Ufance zu 
rechtfertigen verfucht, ein Widerfpruchsrecht hat. ©. 266. 13) 14) 

Beweis eines Bewohnheitsrechts. — Die Nachweiſung einer 
Gewohnheit muß demjenigen obliegen, welcher die Behauptung aufge- 
ftellt hat, daß fein Berfabren einem allgemein anerfannten Gewohn- 
heitsrechte entiprede. S. 269. 6) 

Die Rechtsverletung, wenn auch an fich begründet, fchneidet dem 
Verlegendeu Dennoch nicht den Beweis eines von ihm behaupteten, 
ihm angeblich zur Seite ſtehenden Gewohnheitsrechtes ab, wenn bie 
behauptete Gewohnheit nicht irrationell ift oder von dem Verletzten 
nicht Schon deren Nichteriftenz nachgewiefen if. S. 269, 6) 

Der 8149 der DO. X. ©. Ordnung kann nicht fo aufgefaßt werben, 
daß vom DO. A. ©. ex oflcio der Bericht Sachverftändiger eingeholt 
wird, wenn die vorige Inftanz auf Beweis eines Gewohnheitsrechts 
erfannt hat. S. 240. 8) 

Wie eine fremde Rechtsdoctrin zu — — Es iſt nicht 
ungemeſſen, zumal in Fällen, worüber fein beſtimmtes Geſetz eriftirt, 


*) und **) Much dieſe beiden vom hamb. Niedergerichte ausge- 
ſprochenen Sätse find glüdlicherweife nicht Ducchgedrungen, indem 
im gegebenen Falle einerjeits die höheren Inftanzen in bem 
einfeitigen Gutachten feine bünbige Beſcheinigung zu erbliden 
vermochten, andrerjeits aber, als im fpäteren Verfahren diefelben 
Perſonen (Leipziger Buchhändler) als beeidigte Sachverftändige 
vernommen wurben, das Refultat dasjenige war: daß biejelben 
grade das Gegentheil ihrer früheren außergerihtlihen unbeeidigten 
Ausſage depunirten. Anm. d. Red. 
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ohne vorgängige Inftruirung eines orbnungsmäßigen Beweisverfahrens 
auf bloße fchriftftelleriiche Autoritäten bin über eine in Frage ftebenbe 
Rehtsdoctrin und deren Anwendbarkeit auf einen concreten Fall zu 
entſcheiden. 


Die Beweislaſt rückſichtlich der unter ſolchen Umſtänden zu eruirenden 
fremden Rechtsprincipien muß immer derjenigen Parthei zugetheilt 
werben, welche einer Abweichung bes fremden Rechts von dem allge- 
meinen zu ihrem Gunften geltend maden will. 


Das etwa in Folge rehtskräftigen Erfenntniffes zur Anwenbung 
zu bringende fremde Recht ift fein Gegenftand ber Officialfenntniß 
des in ber Sache erfennenden Richters, fonbern es ift auf Beweis bes 
Nechtes zu erkennen, wenn foldhes nicht etwa notorifch fein jollte, 
&. 371. 6) 7) 9) 

Appellation. — Wenn in erfter Inftanz im enblihen Refultate 
günftig für eine Partbei erfannt ift, ba ſchadet es ihr nicht, wenn fie 
eine ungünftige Entſcheidung über einzelne ihrer Angriffs- oder Ver— 
theidigungs-Mittel ihrerfeits nicht anficht, vielmehr kann fie, wenn in 
zweiter Inftanz auf Appellation bes Gegners eine im Reſultat ibr 
ungünftige Entiheidung erfolgt, bei ihrer Appellation an bie britte 
Snftanz auf jene Angriffs-, vefp. Bertheidigungs-Mittel wieber zurüd- 
fommen. 

Die vielfältig in Hamburger Sachen vorgelommene Anficht, daß 
man verpflichtet fei, wegen derartiger, materiell durch das Vorhandenſein 
einer andern Entjcheibung bedeutungslos gemworbener Entſcheidungen, 
ſelbſtſtändig ein Rechtsmittel zu ergreifen, ift ebenjo irrig, wie bie 
Anfiht, daß man zur Confervirung reviviscirender Beſchwerden jelbft- 
ftändig zu appelliren verbunden ſei. ©. 210. 6) 7) 


Documente, welde nah Production des Appellationslibelles pro- | 
ducirt werben, können im fpätern Beweisverfabren, nicht aber in 
appellatorio, berüdfichtigt werden. ©. 269. 7. 


Kenn die früheren Inftanzen und ber Gegner unrichtige Beweis. 
documente nicht bemerkt haben, fo hat das Ober- Appellationsgericht, 
fobald jene Documente von Einfluß auf die Entſcheidungen ber unteren 
Inftanzen gewejen find, das Geeignete zur Verbeſſerung anzuorbnen. 
©. 234. 4) 

Adhaͤſion in der Appellation. — Die Adhäſion bes Appellaten 
ift zuläffig, wenn ber Appellant das ganze Urtbeil voriger Inſtanz 
angreift, und in bem pofitiv Erfannten eine Difformität vorbanben ift. 
5.269. 4) 
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Berufungsfrift. — Das an bie rechtzeitige Beibringung bes 
libellus gravaminum gejetlih gefnitpfte praejudicium deserlionis 
bezieht fi auf die ganze Appellation und feineswegs blos auf deren 
Einführung und die Aufftelung der Beſchwerden. S. 12. ce) 1) 


Hothwendigfeit der Aufftellung einer Beſchwerde. — 
Durch eine bloße Berwahrung in Bezug auf bie in zweiter Inftanz 
ausgeiprochene Pflicht zur Edition einer Correspondenz kann in britter 
Snftanz nicht die Auffielung einer Beſchwerde erjegt werben. 
©. 326. 4) 

Duae conformes. Eine nur negative Konformität zweier vor» 
inftanzlicher Erfenntniffe fteht der Appellation an bie britte Inftanz 
nicht entgegen. ©. 12. c) 2) 

Wenn auch beide unteren Inftanzen einen Beweis als anteripiendo 
erbracht anſehen, aber nicht in gleihem Maafe biefe Erbringung be- 
urtheilen, vielmehr von einander abweichend biefelbe würdigen, jo find 
bie Enticheidungen bifform. S. 269. 2) 

Es ift ausgemacht, daß bei bifformen Erfenntniffen auch bie Par- 
thei, welche in zweiter Inftanz eine theilweife reformatoria erreichte, 
zum Behuf einer noch günftigen Entſcheidung die dritte Inftanz an- 
rufen fann. 

Uebereinftimmung in einem Entjcheidungsgrunde bildet feine Con— 
formität der Erfenntniffe. ©. 326. 1) 2) 

Beneficium novorum. Es ift völlig unzuläffig, das beneficium 
novorum bazu zu benugen, um einen in erfter Inftanz auferlegten Be— 
weis in ber höheren zu führen. ©. 226. 8) 

Das beneficium novorum barf in höherer Inftanz nicht benutzt 
werben zur Antretung eines an ſich Schon der Parthei zuftehenden und 
in zweiter Inftanz ihr noch ansdrücklich vworbehaltenen Beweifes (ober 
Gegenbeweifes). S. 269. 7) 


Ertrajudicial= Appellation. In Fällen, wo man über eine 
Berfügung fi beſchwert, die das Obergericht Fraft der ihm zuftehen- 
ben jugisdictio voluntaria getroffen hatte, und wo es an einem Gegner 
fehlt, ift die Ertrajubicialappellation das allein zuläffige Rechtsmittel, 
©. 397. 2) 

Yullitätsquerel, Cine bei ber britten Inftanz anzubringende 
Nullitätsquerel kann nicht auf Gründe geftüßt werben, welche bereits 
in früherer Inftanz geltend gemacht, richterlich geprüft und verworfen 
find. ©. 197. 

Roftencompenfation. Eine foldpe tritt in allen Inftanzen ein, 
wenn ein Wechjel in den Entſcheidungen ber beiden untern Inftanzen 

Rechtsfälle 1856, 29 
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ſtattfand, die Beurtheilung der einſchläglichen Fragen in allen Inſtanzen 
verſchieden und die Rechtsfrage unverkennbar zweifelhaft geweſen iſt. 
S. 14. 18) 

Jurisdietio voluntaria. Eine Privatjuſtizſache liegt überall vor, 
wo Jemand behauptet, in ſeinem Privatrechte verletzt zu ſein und zwar 
auch nach gemeinem Rechte, indem es nach dieſem keinen Zweifel unter⸗ 
liegt, daß auch Sachen ber freiwilligen Gerichtsbarkeit, ſobald dabei 
Privatrechte geltend gemacht werden, gleichviel, ob der Richter, dem die 
voluntaria jurisdietio zuſteht, dabei von Amtswegen, ober auf Antrag 
eines Gegners verfährt, zu ben Juſtizſachen gehören. S. 397. 1) 


Il. Eriminalprorep. 


Recufation eines Richtercollegiums. — Darin, daß bie 
Majorität eines Richtercollegii in ihrer Eigenichaft als Richter ober als 
Mitglieder der geſetzgebenden Behörde ſich fir eine gewiſſe Nechtsanficht 
entjchieben bat, kann ein Grund zur Necufation bes Collegii nicht ge- 
funden werben. ©. 55. 1) 

Beweisfrage. — Es bildet einen nothwendigen Beftanbtheil ber: 
vom urtheilenden Richter zu erwägenben Beweisfrage, ob die Ermitts 
fungen ber Borunterfuhung genügten, um das Gefländniß des In» 
quifiten mit den bafür gelieferten Unterftügungen als vollbeweiſend für 
feine alleinige Thäterfchaft anzuerkennen, ober ob in bieler Hinſicht 
noch Zweifel übrig feien, welche eine Ergänzung ber Unterfuchung 
forderten. ©. 56. 14) 

Geſtaͤndniß. — Die Beweiskraft eines in einer Eriminalfadhe 
abgelegten an fih glaubwürbigen Geftänbniffes kann nur durch Beweis, 
mindeftens Befcheinigung folder Umftände wieder aufgehoben werben, 
deren Borhandenfein Erfteres von Anfang an ungültig gemacht haben 
würbe. S. 156. B. 

Zweite Inſtanz. Befegung der Richterbanf. — In. zweiter 
Inſtanz muß bei gerichtlichen Eriminalfachen noch jest in plenum bes 

. Senats beichlofjen werben. ©. 55. 6) 

Hieran hat der Rath- und Bürgerſchluß vom 27. März 1851 über 
bie Organifation des Obergerichts nichts geändert. ©. 55. 7) 

Für den Begriff des plenum bes Senats ift eine volle normal» 
mäßige Bejetzung bes letteren nicht unbebingt vorauszufegen, zumal feit 
ben Rath⸗ und Bürgerfchlüffen vom 21. Febr. 1850 unb 27. März 1851 
bie Gefammtzahl ber Senatsmitglieder von 28 auf 26 reducirt ift. S. 55.8) 
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Die Bejeung der beiden fländigen Eriminafactnarftellen, obwohl 
dom Senat ausgehend, unterliegt doch ber jebesmaligen Genehmigung 
ber Bürgerfhaft. ©. 56. 11): 

Jedoch fteht es dem Senat vermöge Hauptreceß Art. V. Nr. 7 zu, 
bei unzuveichenden Kräften in den normalmäßigen Beamtenftellen buch 
Hilfsarbeiter für die gehörige Erledigung ber Rechtsſachen felbftftändig 
zu forgen, was bie Bürgerſchaft implielte durch Anerkennung ber für 
ſolche Hilfsarbeiter im Budget ansgeworfenen Gehalte genehmigt hat. 
S. 56. 12) 


Vertheidigung. — Eine Vertheibigung pro avertenda inquisi- 
tione speciali ift freilich zuläffig vor dem artikulirten Verhör; aber 
nirgends vorgefchrieben, daß ſolche nothwendig fei, ober bet Inquiſit 
beſonders deshalb befragt werden müſſe. S. 56. 13) 

Competenz der dritten Inſtanz. — Es iſt zuläſſig, gegen 
Hamburgiſche obergerichtliche Criminal-Erkenntniſſe an das Ober⸗Appel⸗ 
lationsgericht eine Nullitätsquerel zu richten. S. 55. 2) 

Das Ober-Appellationsgericht iſt incompetent in ſolchen Fällen, 
wo ber Senat als ſolcher ein Criminal-Erkenntniß abgegeben; com» 
petent aber, wenn ber Senat als verftärftes Obergericht gefprochen 
bat. ©. 55. 3) 

Gegen ben Inhalt eines obergerichtlichen Erfenntniffes ift eine 
Nulitätsquerel an das Ober-Appellationsgericht unftatthaft. S. 56. 15) 


Hullität. Ein Umftand, der früher in berjelben Sache als Re- 
eufationsgrund vechtsfräftig verworfen wurde, fann fpäter nicht als 
Nulitätsgrund gegen das auf Grund jener Berwerfung erlaffene Urtheif 
geltend gemacht werben. ©. 55. 9) 

Hat ein Beamter die Unterfuhung geführt, welcher hiezu ver— 
faffungsmäßig nicht berechtigt war, und wird diefer Mangel nicht nach— 
träglih geheilt, fo leidet das ganze fpätere Verfahren hiedurch an 
Nulität, weil die Gerichte ihre Entſcheidung auf einen Acten- Inhalt 
gebanet haben, weldem die Eigenſchaft einer rechtsbeftändigen Grund» 
lage ber Aburtheilung und bie erforderliche Glaubmwürbigfeit abgeht. 
S. 55. 10) 

Hullitätsquerel. Sormalien. — Für die Nullitätsquerel beim 
Ober-Appellationsgericht giebt es feinen bejonderen Act der Einlegung 
biefes Rechtsmittels, ſondern muß daſſelbe zugleich bei der Einführung 
und innerhalb ber für diefe beftimmten Frift gerechtfertigt werben. — 
©. 55. 4) 

Zur Einführung diefes Rechtsmittels genügt nicht, daß der Queru- 
fant nur im Allgemeinen bie Gefichtspunfte bezeichne, — denen er 
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eine Anfechtung bes Urtheils beabfichtigt, fondern es müfjen bie con- 
ereten factifchen Umftänbe, welche einen wefentliden Mangel ergeben, 
einzeln und genau angeführt werben. S. 55. 5) 

Preßvergeben. Befteht das corpus delicti eines Preßvergehens 
nicht etwa in einem urfpränglich zufammenhängenben, nur für ben Ab— 
brud und die Publication in verſchiedene Nummern bes Zeitblattes 
abgebrocdhene Auffake, und wurde vielmehr durch jede ber mehreren 
zu verſchiedener Zeit verfaßten Druckſchriften eine Eontravention felbft- 
ftändig begangen, fo bat das Gericht für bie Strafausmeffung bie 
mehrfach verwirkten Strafen zu abbiren. In ſolchem Falle ift nur in 
fo weit bie ftrafmindernde Theorie von fortgefetten Vergeben anzu- 
wenben, als es bie Berüdfichtigung ber Einheit bes Zweckes, welcher 
wieberholenb verfolgt, und bes Strafgeſetzes, welches baburh von 
Neuem übertreten wurbe, geftattet. S. 197. 
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"(Die Nanıen der Herren Anmwälve find mıit * bezeichnet.) 


Moelsdörfer. 1. *Albrecht, Dr. S. 78. 147 (mand. noie). 262. 
285 (subst. noie). 402 (mand. noie). Anthoni, A., in Ingebruch. 83. 
Affemranz-Eompagnie, Elb-. 233. Affecuranz-Compagnie, neue, von 
1846. 233. Affecuranz - Compagnie, neue fünfte. 209. Affecnranz- 
Compagnie, neue fechste, von 1851. 233, 234. Affecuranz-Kompagnie, 
neue achte. 242. Affecuranz- Compagnie Oceanus. 242. Assurance- 
Company, Royal Exchange. 359. Affecuranz Compagnie, See- und 
Fluß-. 233. 

Bach ıMıd Aroné in Shanghai. 326. Bahre, Eduard. I, 
Bahre, F. €. Wittwe, Elifabeth Ehriftiane geb. Caubet. II. Behrens 
Gebrüder. 302. Bing Gebrüder & Comp. 324. Blaß, F., & Schom- 
burgt. 78, *Biefterfeld, Dr. C. W. 225. 233. 234. Böhrt, 3. M., 
& Sohn in Vollmacht der neuen jechsten Affecuranz-Comp. 233. 234. 
*Bönninghaufen, Dr. C. von. 197. Bonfort, Dr. jur. 9. D., als Bor» 
mund. 176. Brader, Carl Joachim Chriftian. 402. *Branbis, Dr. 
H. A. R. 168. 225. 233, 250. Brodmann, 3. H. 242, Brödermann, 
C. M. 225. Bud, J. S. W., ald Bormund. 130. *Büller, Dr. jur. 
mand, noie. 111, 

Caſtres, de, de Terſae, Profeffor G. H. F. 258. Catteaur 
Freres in Brüffel. 83. Cobb & French ald Agenten. 394. Cramer. 189, 

Dehn, B. U, & Meldior. 348. *Des Arts, Dr. 3. U. 386. 
397. Didhut, Carl Chriftoph. 156. Didhut, Minna. 161. Dillen- 
burger, J. F. A. 225. Dorn, E., Procur. exirajud. mand, noie. 176, 

Ecgkermann, Dr. R. W., mand. noie, 183, Eckmeyer, Dr. Pro- 
‚enrator, 17. *Eden, Dr. E. i83. Ehlers (Zeuge). 70. Ekiwa, Malen. 
176. *Engel, Dr. B. T. %. 250, Engel, Ludwig Demibdoff. 250, 

x*Feill, Dr. Ant., subst. noie. 189. *Feldmann, Dr. H. A. 130. 
348,359, Fiſchbeck, Johann Ehriftian Eduard, III. Fiscal. — — — 54. 
Fiſchbeck, Johanua Ehriftine Emilie. III. Franck. 45. Franck brothers 
& Gans in Sidney. 46. Frees, Dr. med. H., als Vormund. 11. 
*Früchtenicht, PUr J. 176. Fürſt, Eduard, in Wien. 183. 
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Gaedechens, DO. C., in Vollmacht der neuen achten Affecuranz- 
Compagnie. 242, *G&allois, Dr. 3. G. 54. 402. Gans & Frand. 45. 
Gerling & Lazarus. 233. Gobert, Dr. (Aetnar in N 73. 
Goßler, Zoh., Berenberg & Eo. 386. 


Hageneſt. 338. Hahn, Procur. exirajudic. als Procurator con- 
eursus. 99. Hanſen, Mathilde Amalie Joſephine. 112. Harder, Her- 
mann, in Bollmadht der See- und Fluß - Affecuranz- Compagnie. 238, 
Hedicher, Leopold. 197. Heinfen, Dr. C. 3. *Heife, Dr. W. L. 118, 
156. Herb, Dr. Guftav. 45. Hinrichſen (als Wechfeltraffant). 152. 
Holzt, N. 202. Hillmann, Claus. 118, Hüllmann, Friedr. (als Zeuge). 
120. Hillmann, Maria. 118. Hundeſſer. 209, 


Jacob, Anna Catharina, geb. Behr. 56. Jacob, Johanna Wil- 
beimine Margarethe. 56. *Jacobj, Dr. D. H., als curat. perp. 359, 
Jacobſen, Amalie, richtiger Malen Ekiwa. 176. Iſrael, Aron. 183, 


Hittler, Eduard Nobert. 258. Klestiup, 3. E., in Arroskjöping. 
147. *Knauth, Dr. 3. €. 11. 45.78. 96. 197. 234, 242. 302. Knop, 
Louis, uxor. nole. 130. Kraeft, Eapitain. 191. Krebs, Earl Heinrich 
Wilhelm. 99. Krebs, Ferdinand Auguft Gotthelf. 99. Kröger, J., in 
Vollmacht ver Elb-Affecnranz-Compagnie. 233. 


Laeiß, F. 225. Lambrecht, Franz. 302. Lazarus (in Firma 
Gerling & Lazarus). 233. *Lazarus, Dr., mand. noie. 139. Leo, 
Dr. jur. €. L., als Vormund. 176. Levy, H. J., & Co. 242, Lieper— 
mann, Dr. med. (als Arzt). 112, Limpricht, Johannes, 189. Loeſer, 
Mad & Abelspörfer. 3° *Roehr, Dr. H. R. 96. 189. 368. 386. Fine: 
burg, Franz Heinrich. 359. 


Maas, Margaretha, in Ahrensboed. 139. Mad, 3. *Malm, 
Dr. H. A. 302. Marbs, 3. 225. 233. Mayer, Dr. med. (als Polizei- 
arzt). 161. *Meyer, Dr. O. 118. Meyer, €. 3. H. 156. Meyer, 
J. L., « Co., als General-Agenten der 8. 8. allgemeinen Berficherungs- 
Geſellſchaft in Zrieft. 139, Meyer, I, ©. 258. Melchior & Co. in 
Melbourne. 348, Meldior, S. ©. (in Firma B. U. Dehn & Meldior). 
348, Moend, Dr. jur. Guſtav (nicht practifirend). 397. Mocend, 9. 
P., Wittwe, Sophie Efifabeth geb. Emanuel. 397. Möndeberg, ©., 
Picentiat (Suppficant) als exerutor testamenti. 397, Möring, €. 
9. F., als Korrefpondent. 395. Moller, ©. U., in Bollmadt ber 
neuen fünften Afjecuranz-Eoınpagnie. 209. Morfing, Schwediſcher und 
Norwegiiher Conſul. 192, Mutenbeder, Dr. (als Arzt). 16). Muten- 
bedher, 3. D., Söhne. 368, 
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Miäften, Claus, als Vormund. 111. *Noad, Dr. 2. 3.3. 130. 258 
(mand. noie). Noodt, Aug. 87. Ä 

»MPatow, Dr. 5. C. W. 99, III (mand. noie). Peters, Capitair. 
223. Peters & Hunbefjer. 209. *Beterjen, Dr. €. 147. 209, 324 
(mand. noie). Poeldau, Dr. H. 3. D., mand. noie. 87. orten, 
J. von der. 45. Predt, 3. M. 225. 

Meisland, Ludwig Wilhelm, in Leipzig. 261. Renner, ©, J. 
176. Richter, 3. F., als verantwortl. Redakteur der „Reform“. 197. 
Roofen, Helene. 97. Noofen, Henriette geb. Linnidh. %6. Rooſen, 
Salomon, & Berend. 147. Rudolph in Altona, in Firma Wendeborn’iche 
Buchhandlung. 259. 

Schäfer, als Zeuge. 179. Schäuffler, F. C., Wittwe, 130. 
Schön, Aug. Ioh., & Co., als Rheder. 168. *Schröber, Dr. €. X. 168, 
Schröder, C. M., & Co. 168, *Schröber, Dr. O. 197, (als Staats- 
anmwald). 359. 368. Schufter, H. 5. E., als Vormund. 130. Schütte, 
D. 78. Simmonds, 8. 348. Sloman, R. M., junior noie Capitain 
H. Biſſer, Schiff „John Bertram“. 368, 386. Spin, 3. C., & Co. 
in Berlin. 324. Spengel, Dr. med, H. ®. 402. *Steinhagen, Dr. 
mand. noie, 258. Gtelling. 404. *Straud, Dr. €. M. 11. Strauf, 
J. W. O. 56. *Sutor, Dr. Aug. 3. 87. 99 (als concurat. bonor.). 
209. Swaine, R. V., & Eo., als Bevollmächtigte der Royal Exchange 
Assurance Corporation in London, 359. 

Tatlock, Wilhelmine geb. Meinhard. 250, Telegraphen-Direction, 
Königl. Preuß., in Berlin. 87. ZTelegrapben-Station, Königl. Preuf., 
in Berlin. 87. Terjac de, fiehe Eaftres. Tiedemann, F. 199. Timm, 
Koh. Wilh. Arnold. 54. *Zrittan, Dr. 3. D. Alph. 156. 

Wüserg & Cramer. 189. 

Verſicherungs⸗Geſellſchaft, allgem. 8. K., in Trieft. 139. Biffer, 
Gapitain. 245, Viſſer, H., Capitain des Schiffes „John Bertram“. 
368. 386. Voigts, Adele; Wilhelm; Johann Heinrih; Mathilde, ver 
ebelichte Knop. 130. Voigts', Friedrich Chriftian, Erben. 130. Bort- 
mann, C. M., & Co. 3. 

Weiler (Zeuge). 58. Welter, €. 78. Wentworth & Co. als 
Lloyds Agenten 245. Wichmann, €. I. B. (als Capitain des Schiffes 
„Slorentin“). 168. *Wolffion, Dr. 3. 242. 324. 348. 


*Zumbach, Dr. €. 3. 176. 
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WUeberſicht 
der im Jahre 1856 vom Ober-Appellations-Gericht entſchiedenen 
34 Rechtsfälle. 


A. Shergericht. 


Es gelangten an das Ober-Gericht: 
ala Oberauffichtsbehörbe über Teftamente I Fall (Nr. 33), 
ald Obervormundſchaftsbehörde 1 Fall (Nr. 7); 
ferner als Appellationsgericht vom zandelsgericht 17 Fälle (12 von 

ber erften Rammer, Nr. 1, 3, 5, 13, 15, 21, 22, 23, 28, 
30, 31, 32, und 5 Fälle von der Zweiten Rammer bes 
Handelsgerichts, Nr. 6, 18, 20, 24, 29), 
als Appellationsgericht vom Niebergericht 12 Fälle (Nr. 4 [Criminalfal], 
8, 9, 12, 14, 16, 17, 19, 26, 27, 30, 34), 
ale Appellationsgeriht von ber erften Prätur per supplicas 2 Fälle 
(Nr. 11, 25), 
als Appellationsgericht vom Patronat zu St. Bauli per supplicas I Fall 
(Rr. 10), 
In 15 Fällen appellirte von der untern Inftanz die Flägerifche Parthei 
(Nr.1, 2, 3,6, 8, 9, 10, 14, 16, 17, 15, 28, 31, 32, 34), 
„10 „ appellirte vie beflagtifche Parthei (4, [Eriminalfall], 5, 
13, 15, 20, 23, 24, 27, 29, 30), 

„ 2 „ fupplicirte ber Beklagte von den Exkenntniffen der erften 
Prätur (Nr. 11, 25), 

„ querulirte ob nullitatem in Verbindung mit eventueller 
Supplication ber Angeflagte (Nr. 19, niedergerichtlihe 
Preßſache), 

„4 „ wardieAppellation eine beiderfeitige(Nr.19,21,22,26), 
„ 2 „ erwuchs die Supplication, da es in Abminiftrativfachen an 
einer untern Inftanz fehlt, direct an das Obergericdht. 

In einem bandelsgerichtlihen Falle (Nr. 6) und in einem nieber- 
gerichtlichen Falle (Nr. 12) verfügte das Obergericht neben ben vefor- 
matorifchen Erfenntniffen gleichzeitig Commiffion zum Güteverſuch. 

In allen Fällen wurde auf Compenfation der Inftanzkoften erfannt, 
die 7 folgenden ausgenommen: Nr. 4 (niedergerichtliche Criminalſache, 
in welcher der Angeklagte in alle Koften verurtheilt wurde), 7, 10, 25, 
33 (Supplicationsfadhen, in benen ftillihweigend ber Supplicant bie 
Inftanzkoften zu tragen hat), Nr. 16 (in welcher Sache das Obergeriht 
die Klägerin, Appellantin zum Erfüllungseide zuließ, über bie Koften 
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aber noch nicht erkannte), Nr. 19 (Nullitätsquerel und Supplication 
gegen Erfenntniß des Niebergerichts als Preßgeriht, in welchem Falle 
der Angeklagte, Quernlant, Supplicant ftillihweigend die Inftanzfoften 
trägt). 

Abgeſehen von dem duch den Necufatione-Antrag des Angeklagten 
verzögerten Criminalfalle (Nr. 4) und von ben beiden direct an bas 
Obergericht als Adminiftrativbehörde gelangten Fällen, betrug in ben 
übrigen 31 Fällen die Zeitentfernung dev obergerichtlichen Urtbeile 
von denen ber erften Inſtanz im Durhichnitt 87 Tage, nämlich 21 
(2 Mat), 29, 41 (3 Mal), 43, 45 (4 Mal), 48, 49, 51, 59, 62, 69, 80, 
81, 84, 97, 103, 111, 112, 120, 138, 214, 247, 401 Tage (zufammen 
2706 Tage). 


B. SOher:Appellationsgericht. 


Die Entſcheidungen waren: 

in 17 Fällen auf Beweis: Nr.8, 9 (Reinigungseib), 11, 13, 14 (Eibes- 
feiftungen). 15, 16 (Erfüllungseid), 18 (hauptſächliche Ein- 
laſſung), 21, 22, 26, 28, 29, 31, 32, 34, in den übrigen 
16 „ — eine definitive — und zwar wurde in einem Falle 
(Nr. 24), in welchem beide untern Juftanzen auf Beweis 
erfannt hatten, das Obergericht aber auf beklagtiſche Appel- 
lation das thema probandi rejtringirt hatte, bie Ober- 

appellation verworfen, — 

9 „neue (Nr. 1, 13, 15, 18, 20, 26, 28, 29, 30); 

"in16 „ wurde das obergerichtliche Urtheil pure confirmirt. Nr. 3 
(G. ©. I. 8. verworfen), 4 (NR. ©. betr. Nulfitätsquerel 
des vom Nieder- und Obergericht zum Tode verurtheilten 
Raubmörders Timm), 7 (Obergericht als Vormundſchafts— 
bebörbe), 8 (N. ©. verworfen), 10 (Batronat zu St. Pauli 
verworfen), 11 (Erſte Prätur verworfen), 14 (N. ©. ver- 
worfen), 16 (R. ©. Beicheid verworfen), 17 (NR. ©. ver 
worfen), 19 (Nullitätsquerel abfeiten des wegen Preßver- 
geben angeklagten J. 5. Richter als verantwortl. Heraus: 
geber der „Reform“), 21, 22, 31, 32 (5. ©. I, verworfen), 
33 (Öbergeriht als Oberauffihtsbehörbe über teftamen- 
tarifche Verfügungen), 34 (N. G. verworfen), 

„9 „ wide unter Derwerfung des obergerichtlichen das 
erftinftanzliche Urtheil wieder hergeftellt, Nr. 2 
(N. ©), 5 (9. ©. 1.8), 6 (H. ©. I. 8) IM. ©.), 
12(R. G.), 23 (6. ©. L), 25 (Erſte Prätur), 27 (N. ©.). 
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Die Entſcheidungen erfolgten in: 
10 Fällen auf Appellation der Flägerifchen Perihei: Nr. 5, 1), 13, 


15, 20, 21, 22, 23, 25, 29, 

auf Supplication (Nr. 7, vom DO. ©. als Abminiftrativ- 
behörde), 

auf Appellation ber beklagtiſchen Parthei: Nr. I, 3, 4 
(einmal die Recuſation des Obergerichts und zweitens bie 
Yullitätsquerel betreffend), 6, 8, 9, 10, 12, 14 (Appel- 
latio II.), 16, 17 (N. ©. Provocationsflage), 18, 26, 31,32, 34, 
bekl. Appellatian in Verbindung mit flägeriicher Adhäſion und 
accefjorifche Intervention eines britten Betheiligten (Nr. 26), 
Keftitutionsgefuch in Verbindung mit einer Appellation (Nr. 33), 
auf beklagtiſche Nullitätsgquerel: Nr. 4, 19, 

auf beiderfeitige Appellation: Nr. 1 (infofern als das vom 
Kläger im DO. ©. angebradte Neftitutionsgefuh an das 
D. U. ©. erwuchs, da der Bellagte letzteres angernfen hatte), 
2, 27, 28, 30. 


Die Koften dritter Inftanz wurden in 
15 Fällen gänzlich compenfirt: Nr. 2, 5, 6, 9, 12, 13, 14, 15, 16, 


18, 20, 23, 26, 28, 29, 

theilweife compenfirt: Nr. 8, 25, 27, 30, 

einer Parthei zu zablen auferlegt: Nr. I (ben Bellagten 
Appellanten, unter Compenfation jedoch der Koften der Refti- 
tutionsinftanz), 3 (Bell. Appellant), 4 (Nieberger. Criminal: 
ſache, — Recufation und Nulkitätsquerel abfeiten des Inqui- 
fiten, Appellanten), 7 (Obergerichtl. Abminiftrativfache, dem 
Supplicanten Appellanten), 10 (Bell. Appellanten), 11 (Klä- 
gerin Appellantin), 17 (Provocaten Appellanten), 19 (N. ©. 
Preßſache, Angeklagten, Querulanten), 21 (Kläger, Appellant), 
22 (Kläger, Appellant), 24 (Bell. Appellant), 31 (Bell. 
Appellant), 32 (Bell. Appellant), 33 (Oberger. Abminiftrativ- 
ſache, Supplicat Appellant),-34 (Bell. Appellant). 


Die Zeiträume zwifchen ben Urtheilen des Ober: und denen bed 
Ober-Appellations-Gerichts betragen: 5, 87, 140, 155, 189, 202 (2 Mal), 
223, 248, 251, 274, 326, 328, 348, 378, 380, 362, 395 (2 Mal), 396 
(2 Mal), 440, 444, 447, 472, 536, 586, 626, 646, 680, 699, 732, 831, 
1101 Tage — 13,940, alfo im Durchſchnitt für jeden Fall 410 Tage. 
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